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Vorwort

Die Europdische Union ist ein weltweit einzigartiges Integrationsprojekt. Seit
Beginn der 90er Jahre wurden erneut beispiellose Fortschritte hinsichtlich Inte-
grationstiefe und Ausdehnung des Integrationsraums realisiert. Anfang dieses Jahr-
zehnts schien auch der kiinftige Weg vorgezeichnet: Der Erweiterungsprozess der
Gemeinschaft von sechs Grundungsstaaten auf mittlerweile 25 Mitglieder sollte
weiter fortgesetzt werden. Der Vertiefungsprozess, der schon (ber die Zollunion
zum Binnenmarkt und im monetéren Bereich zur Wahrungsunion gefuhrt hat, sollte
in eine gemeinsame Verfassung minden. Die Frage ,,Europdische Union ohne Gren-
zen?" dréngte sich auf und wurde daher fir die diesjahrige Tagung des Wirtschafts-
politischen Ausschusses des Vereins fir Socialpolitik als Rahmenthema gewéhit.

Zum Zeitpunkt dieser Entscheidung lagen die negativen Referenden der Nieder-
lande und Frankreichs zum Verfassungsentwurf noch nicht vor, und die Beitrittsver-
handlungen mit der Turkei schienen auf gutem Wege. Mittlerweile tritt wieder etwas
stérkere Skepsis zutage — sowohl gegeniiber einem gemeinsamen Verfassungsver-
trag als z. B. auch gegeniber einer unbedingten Erweiterung der Gemeinschaft um
die Turkei. Aber auch vor diesem Hintergrund eines etwas ins Stocken geratenen
weiteren Integrationsprozesses blieb das gewéhlte Rahmenthema aktuell. Im Verlauf
der Tagung, die vom 14.-16. Mé&rz 2006 in Gottingen statt fand, wurden verschie-
denste Aspekte von Erweiterung und Vertiefung der Europdischen Union sowohl
bezuglich ihrer aktuellen Auswirkungen als auch ihrer kiinftigen Bedeutung dis-
kutiert, wobei erste Erfahrungen mit der Osterweiterung der EU und der Euro-
péischen Wéhrungsunion reflektiert werden konnten: Es wurden ékonomische und
polit-6konomische Herausforderungen und Konsequenzen der EU-Osterweiterung
vorgestellt (Paul J. J. Welfens, Joachim Ahrens), Erfahrungen und Perspektiven der
Européaischen Wahrungsunion analysiert (Joachim Starbatty, Gunther Schnabl), die
mogliche Ausgestaltung einer EU-Verfassung thematisiert (Charles B. Blankart),
die Beschaftigungspolitischen Leitlinien im Rahmen der Lissabon-Strategie behan-
delt (Rainer Klump) sowie mdgliche Rechtfertigungen fiir den Europdischen Ver-
braucherschutz untersucht (Roland Kirstein). Als ,,Key note speaker im Rahmen
der Abendveranstaltung sprach Daniel Gros zum Thema ,,EU-Beitritt der Turkei*.

Der hier vorliegende Tagungsband umfasst — mit einer Ausnahme® — die vor-
getragenen Referate. Meiner Mitarbeiterin, Frau Dipl.-Wipad. Anne Grundkotter,
danke ich firr die sorgfaltige und umsichtige redaktionelle Bearbeitung der Manu-
skripte fur die Drucklegung.

Gottingen, im November 2006 Renate Ohr

1 Dies betrifft den Vortrag von Charles B. Blankart zum Thema ,,Ein Hayekanischer Vor-
schlag zur EU-Verfassung®.
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EU-Osterweiterung, Strukturwandel, Wachstum
als Probleme der Wirtschaftspolitik®

\Von Paul J. J. Welfens, Wuppertal

Abstract

EU Eastern enlargement is a crucial challenge for both EU accession countries and EU 15
countries. Given the considerable differences in relative factor prices and sectoral specializa-
tion one may anticipate both structural adjustment pressure in the context of systemic trans-
formation and economic opening up in Eastern Europe, at the same time economic growth
will affect both the demand structure and supply-side dynamics. Adjustment costs depend not
least on institutional arrangements in the respective countries. EU 15 countries are facing
particularly the twin adjustment impulses from economic globalization and EU Eastern en-
largement. Both trade and foreign direct investment dynamics shape the growth and adjust-
ment patterns in the enlarged EU single market. From a German perspective there are parti-
cular economic policy challenges; moreover there are policy problems which are relevant at
the level of the EU.

A. EU-Osterweiterung

Fragen der EU-Osterweiterung sind seit vielen Jahren Gegenstand der theore-
tischen 6konomischen Analyse, wobei man positive Realeinkommenseffekte von
der Restrukturierung im Zuge von Wettbewerb und auRenwirtschaftlicher Offnung
und der Faktorakkumulation her erwarten kann (z. B. Black, 1997); auch in den
westlichen Industrieldndern kann Strukturwandel als normales Element des wirt-
schaftlichen Entwicklungs- und Wachstumsprozesses betrachtet werden (OECD,
1987). Technologische Veranderungen und Nachfragestrukturdnderungen — letztere
in der Regel in Verbindung mit einer Erhéhung im Pro-Kopf-Einkommen - sind
Impulse flr den Strukturwandel, wobei die Intensitat des Wettbewerbs bzw. die
Einbindung in den internationalen Standort- und Systemwettbewerb hier wesent-
lich mitwirken. Mit der EU-Osterweiterung haben sich fir die osteuropéischen
Beitrittslander neue Bedingungen fur Strukturwandel und Wachstum ergeben, wo-
bei die EU15-La&nder zum wichtigsten Handelspartner wurden; wegen der Europa-
Vertrdge gab es schon in den frihen 90er Jahren Antizipationseffekte einer EU-
Mitgliedschaft.

1 Fir die Assistenz bei der Erstellung des Beitrages mdchte ich mich bei Dora Borbély
und Martin Keim sowie Jens Perret (EIIW) bedanken; der Autor ist allein verantwortlich fir
den Inhalt des Beitrags.
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Zu den besonderen Aspekten der EU-Osterweiterung vom 1. Mai 2004 gehort
die Tatsache, dass sich fir die Beitrittslander neben Handelseffekten auch erheb-
liche positive Effekte bei der Kapitalbildung ergeben, welche von der integrations-
bedingten Senkung der Risikoprdmien flir Investitionen insgesamt sowie den
erhdhten Zuflussen an Direktinvestitionen herriihren. Dabei gibt es durchaus in
einigen Beitrittslandern auch Vorbehalte gegen eine Zunahme auslandischer In-
vestitionen, insbesondere wenn dies Bereiche wie Banken, Energie und Tele-
kommunikation betrifft. So gab es etwa in der Dekade nach 1996 diesheziiglich
haufig politische Auseinandersetzungen in Polen.

Fur die relativ armen Beitrittslander Osteuropas ergeben sich aus dem EU-Bei-
tritt erhebliche Vorteile, da im Zuge der Ubernahme der EU-Regeln (Acquis Com-
munautaire) eine Art externer institutioneller politischer Anker wirksam wird;
zudem erhalten die Beitrittslander Zugang zu EU-Strukturfonds, die inshesondere
bei der Infrastrukturmodernisierung und bei der Bewadltigung zeitweise hoher Ar-
beitslosigkeit hilfreich sein kdnnten.

Fir die EU15-Lander sind bei relativ hohem Wachstum in den Beitrittslandern
ebenfalls positive 0konomische Effekte zu erwarten. Neben Handelsgewinnen
ergeben sich positive Realeinkommenseffekte dadurch, dass von westeuropdischen
Direktinvestoren relativ hohe Renditen in Osteuropa realisiert werden koénnen.
Allerdings ergibt sich nattrlich auch in den EU15-Landern ein erheblicher Struk-
turwandel, dessen Dynamik z.T. von der Globalisierung Uberlagert wird. Fur
Deutschland als ein Schliisselland der EU bzw. der Eurozone ergeben sich aller-
dings auch schwierige Anpassungsprobleme, die teilweise mehr politisch-psycho-
logischer als ékonomischer Art im engeren Sinn sind. Es wird sich z. B. um das
Jahr 2010 herum die Frage stellen, wieso das Pro-Kopf-Einkommen in Tschechien
&hnlich hoch ist wie in der Ex-DDR, was Fragen nach der Effizienz des dkono-
mischen Wiedervereinigungsprozesses in Deutschland aufwirft. Die EU-Osterwei-
terung wird zudem in Deutschland haufig mit dem Abbau von Sozialleistungen in
Verbindung gebracht, da man mit Blick auf die relativ niedrigen Arbeitskosten in
Osteuropa einen Anpassungsdruck beim Sozialstaat nach unten beflrchtet.

Mit der EU-Osterweiterung hat die Gemeinschaft die zahlenmaRig bislang
grofte Erweiterung unternommen. Die Bevolkerung wuchs um etwa 75 Mio. Men-
schen, das Realeinkommen um rund 10 %, wenn man auf Kaufkraftparitaten-Zah-
len abstellt (Solbes, 2004). In den bisherigen EU15-Landern mit rund 375 Mio.
Einwohnern hat die EU-Osterweiterung eine Reihe von Anpassungsprozessen aus-
gelost, wobei die geographisch naher an Osteuropa liegenden EU15-Lander stérker
von der EU-Osterweiterung als ferner liegende Staaten betroffen sind; dies gilt
jedenfalls fur transportkostenintensive Gilter. Wenn man eher auf die Faktoraus-
stattung bzw. Spezialisierung Bezug nimmt, dann sind die Kohdsionslander Irland,
Spanien, Portugal und Griechenland durchaus erheblich von der EU-Osterwei-
terung betroffen. Dies konnte sich etwa in den Fallen Portugals oder Griechenlands
in Form einer Verlagerung arbeitsintensiver Industrien zeigen — man denke an Tex-
tilien oder Leder. Dem stark auf ,,weightless goods* bzw. Elektronikprodukte und
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Software spezialisierten Irland kénnte die Abwanderung zumindest von Teilen der
Elektronikindustrie drohen. Was Deutschland angeht, so ist vor allem mit der Ver-
lagerung der Herstellung von Vorprodukten in vielen Sektoren einerseits und dem
Offshoring von Sektoren mit niedriger und mittlerer Technologieintensitat anderer-
seits zu rechnen. Sinn (2005) hat im Zusammenhang mit internationalem Out-
sourcing — Wertschépfung im Inland wird zugunsten des Bezugs von Vorprodukten
aus dem Ausland verlagert — und Offshoring (hier sind Direktinvestitionen mit ver-
bunden) eine Basar-These entwickelt, wonach der zunehmende Anteil importierter
\Vorprodukte in den Exportglitern Deutschlands auf ein Problem in Form einer
internationalen Wetthewerbsschwéche hindeutet. Dieser Sicht wird im \Weiteren
nur mit Abstrichen gefolgt, da die neue EU-Arbeitsteilung eher Teil einer norma-
len Anpassungsdynamik in offenen Volkswirtschaften ist. Allerdings werden sehr
wohl Fragen der Wettbewerbsfahigkeit thematisiert und friihere Forschungsarbeiten
aufgegriffen (Welfens / Borbély, 2006).

Die EU-Osterweiterung geht aus theoretischer Sicht insbesondere einher mit
drei Effekten, die sich wegen der Europa-Vertrége schon einige Jahre vor dem Bei-
trittsdatum, dem 1. Mai 2004, gezeigt haben:

e Handelsschaffungseffekten innerhalb der EU25-Staaten, die auf einen verstark-
ten AulRenhandel zwischen den EU15-Staaten und den osteuropéischen Beitritts-
landern hinauslaufen.

e Handelsablenkungseffekten zulasten von Drittlandern: Nicht-EU-L&nder Ost-
europas, Russland, sowie insbesondere Lander in Asien, kdnnten von negativen
Handelsablenkungseffekten betroffen sein. lhre Bedeutung relativiert sich aller-
dings in dem MaR, in dem die EU-Osterweiterung das EU25-Wachstum ins-
gesamt starkt, da dann ein allgemein erhdhtes Importwachstum zu erwarten ist.
Hier stellt sich letztlich die Frage, wie das Zusammenspiel von Handel und Di-
rektinvestitionen in der EU25 vor dem Hintergrund bestimmter institutioneller
Gegebenheiten in den Faktormarkten die Wachstumsdynamik beeinflussen wird.

e Mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen verstérkt sich der intra-industrielle Han-
del zulasten des inter-industriellen Handels. Gelingt es den Beitrittslandern,
einen nachhaltigen 6konomischen Aufholprozess zu realisieren, dann wird bei
steigendem Pro-Kopf-Einkommen die Nachfrage nach differenzierten Giitern
und damit auch das Ausmal? des intra-industriellen Handels steigen. Wenn inter-
industrieller Handel anteilsméRig durch mehr intra-industriellen Handel ersetzt
wird, dann werden Anpassungsprozesse bzw. Strukturwandlungen leichter ver-
kraftbar sein, da sich hdufig Verschiebungen produktionsméafiiger Art innerhalb
von Sektoren ergeben.

Die EU-Osterweiterung wirft allerdings weitergehende Perspektiven auf:

e Zunahme der Direktinvestitionen im EU-Binnenmarkt, wobei hohe Arbeitskos-
tenunterschiede potenziell hohe Zufliisse fir Beitrittslander bedeuten — Verlage-
rungen der Produktion im Sinne von Offshoring kénnen End- und Vorprodukte
betreffen.
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e \erscharfung des institutionellen Wettbewerbs, denn mit dem durch Direktinves-
titionen verscharften EU-Standortwettbewerb geht auch ein verschérfter System-
wettbewerb einher; hier konnte ein Druck fur die EU15-Lander zum Abbau von
die Produktionskosten belastenden Sozialstandards entstehen. Dem steht ent-
gegen, dass es ab 2011 die volle Freiziigigkeit der Arbeitnehmer gibt — hier wer-
den alternde Gesellschaften mit schrumpfender Bevélkerung in Westeuropa ei-
nen ausgebauten Sozialstaat ggf. als Attraktionselement fir Zuwanderer darstel-
len.

Es ist in der Tat zu bedenken, dass die EU-Osterweiterung mit steigenden
Direktinvestitionen einhergeht; vor allem steigende Direktinvestitionen nach Ost-
europa sind zu erwarten. Dabei nimmt tendenziell der Handel mit Vorprodukten
— fur eine I&ngere Phase — zu, so dass es zu vertikalem Handel innerhalb von Sek-
toren kommt. Im Zuge von Greenfield Investments und internationalen Beteiligun-
gen und Ubernahmen kann es zur partiellen und vollen Verlagerung bestimmter
Branchen nach Osteuropa kommen, wobei naturgemall zundchst an arbeitsinten-
sive Sektoren, mittelfristig aber auch an andere Sektoren zu denken ist.

Ab 2011 werden sich im Zuge der vollen Freizligigkeit nochmals verstarkte An-
passungsprozesse in West- und Osteuropa ergeben. Eine volle Freizligigkeit ohne
Ubergangsfristen gewahrten nur Irland, GroBbritannien und Schweden, die aller-
dings auch nur geringe Arbeitslosenquoten aufwiesen und nur im Fall Schwedens
geographisch nah an den Beitrittslandern liegen. Auf Seiten der Beitrittslander
bestehen wegen der groRen Einkommensunterschiede relativ zur EU-15 (s. Abbil-
dung 1) ein langfristiges Wachstumspotenzial einerseits und ein groRes Aufhol-
potenzial andererseits — erste Aufholerfolge sind in Ungarn, Tschechien und Polen
sichtbar.

Aus 6konomischer Sicht ergibt sich durch die EU-Osterweiterung nicht nur eine
Erweiterung um 10 Beitrittslander; die EU beinhaltet zumindest vortbergehend
eine grofRere Vielfalt von institutionellen Arrangements. Einige Beitrittslander
haben z. B. im Bereich der Sozialversicherung umfassende Reformen — inklusive
Einflhrung einer kapitalgedeckten Saule der Rentenversicherung — durchgefihrt:
Estlands Regierung gilt beim Einsatz von Computern in der Regierungsarbeit als
die fortschrittlichste Regierung in der EU25. Im Zuge wachsender Direktinvestitio-
nen hat sich die EU-Standortkonkurrenz intensiviert. Damit verstarkt sich tenden-
ziell der Reformdruck in vielen Landern Westeuropas. Der Systemwettbewerb in-
tensiviert sich, wobei dies ggf. zur Diffusion Uberlegener institutioneller Arrange-
ments im EU-Raum filhren konnte.

Mit Blick auf die supranationale EU-Ebene bedeutet die EU-Osterweiterung
eine Komplizierung der Entscheidungsabldufe. Dem 2004 ¢konomisch gewach-
senen Gewicht der EU auf globaler Ebene steht eine wachsende Schwerfélligkeit
und mdoglicherweise eine langfristig geschwéchte Entscheidungsfahigkeit entge-
gen — nicht zuletzt weil das gescheiterte EU-Verfassungsreferendum in Frankreich
und insbesondere in den Niederlanden in 2005 einen Mangel an politischem Basis-
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konsens offenbart hat. Herausforderungen fiir die EU bzw. fir die Eurozone er-
geben sich auch bei der Wahrungsintegration, da eine Reihe von Beitrittslandern
mittelfristig eine Mitgliedschaft in der Eurozone anstrebt. SchlieBlich hat sich bei
der EU auch in puncto Binnenmarkt eine neue Form von Zdgerlichkeit ergeben, da
im Zuge der EU-Osterweiterung die Annahme einer die Markte liberalisierenden
Dienstleistungsrichtlinie unterblieben ist — vielmehr hat das Europdische Parlament
im Friihjahr 2006 griines Licht nur fiir eine deutlich abgeschwéachte EU-Liberali-
sierung gegeben.

BIP pro Kopf in Relation Wachstum
zu1 EU-Durchschnitt in %

+4
09+

+3
0,8 +

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

‘-Czech Republic E=Hungary C_JPoland — EU 15 Growth ‘

Abbildung 1: Relatives Pro-Kopf-Einkommen von Beitrittslandern
(gegentiber der EU-15 auf PPP-Basis) und reales EU-15-Wirtschaftswachstum

Annlich wie bei der EU-Siiderweiterung in den 80er Jahren stellen sich an-
gesichts der EU-Osterweiterung Fragen nach dem Ausmal’ und der Intensitat des
Strukturwandels einerseits sowie der wirtschaftspolitischen Weichenstellungen an-
dererseits; allerdings ist mit Blick auf die Intensivierung der Globalisierung und
die Expansion des Sektors der Informations- und Kommunikationstechnologie zu
Beginn des 21. Jahrhunderts auch die Frage zu stellen, inwiefern sich
die Osterweiterung von der Slderweiterung unterscheidet. Die Herausforderun-
gen in der Wirtschaftspolitik betreffen sowohl die EU15-Lé&nder wie die Beitritts-
lander, wobei hier die Perspektive besonders die Anpassungsprobleme in West-
europa bzw. in Deutschland betont. In der nachfolgenden Analyse wird in Ab-
schnitt 2 der Blick zunéchst auf den Strukturwandel und das Wirtschaftswachs-
tum gelegt, ehe im dritten Abschnitt Folgerungen fur die Wirtschaftspolitik
formuliert werden.
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B. Strukturwandel und Wachstum
im Kontext der EU-Osterweiterung

I. Fragen des Strukturwandels

Strukturwandel ist ein normales Element der wirtschaftlichen Entwicklung, wo-
bei sich im Kontext der EU-Osterweiterung das Interesse vor allem auf das Ver-
arbeitende Gewerbe bezieht. Nachdem die Industrie im Zuge einer ersten Transfor-
mationsrezession bzw. Restrukturierungsphase in Osteuropa in den 90er Jahren zu-
ndchst geschrumpft ist, hat sich seit Mitte der 90er Jahre in einigen osteuropéi-
schen Beitrittslandern (bzw. Kandidatenlandern) eine Expansion des industriellen
Wertschopfungsanteils ergeben. Wen man den aus theoretischen Grinden in der
Literatur h&ufig verwendeten Lilien-Index bzw. den modifizierten Lilien-Index be-
trachtet, so wird vor allem in Ungarn und in der Slowakischen Republik ein hohes
Tempo des Strukturwandels sichtbar. Deutschland weist — auch vor dem Hinter-
grund verschiedener Messkonzepte — demgegeniiber ein relativ geringes Tempo
beim Strukturwandel auf.

Tabelle 1

Verschiedene Indikatoren zur Messung des Strukturwandels auf Basis
von NACE-2-Daten fir die Industrieproduktion

NaV EuN SRD IG GRP LI MLI

Deutschland ~ 93-02| 0,1727 | 0,0760 | 4,0043 | 0,0434 | 0,0731 | 0,1097 | 0,0327
Griechenland 95-02| 0,2181 | 0,0737 | 5,7420 | 0,0529 | 0,0912 | 0,1222 | 0,0318

Ungarn 93-01| 0,5903 | 0,1967 | 20,7673 | 0,4593 | 0,2248 | 0,4124 | 0,0814
Polen 93-01| 0,2601 | 0,0656 | 9,5737 | 0,0756 | 0,1146 | 0,1427 | 0,0282
Portugal 95-01| 0,1503 | 0,0409 | 4,5519 | 0,0246 | 0,0640 | 0,0820 | 0,0177
Slowak. Rep.  93-99| 0,2749 | 0,1119 | 8,7107 | 0,1933 | 0,0994 | 0,2766 | 0,0442
USA 93-01| 0,0825 | 0,0222 | 2,6044 | 0,0097 | 0,0364 | 0,0497 | 0,0096

Quelle: OECD STAN Database, EIIW-Berechnungen.

Nach Stamer (1999) kann man den Strukturwandel zwischen zwei Zeitpunkten 1
und 2 durch eine Reihe alternativer Indikatoren (fur Output X) beschreiben, wobei
wir die Sektoren i = 1...n unterscheiden:

n Xi
1 Xi=X d i=— .
(1) ; un (x X)
(2) ixiz:l..
i=1

n
(3) Norm of absolute values : NAV12 = > |Xig — Xi| -
=1
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n

(4) Euclidean norm : EuNy , = Z (Xi2 — Xi1)2 .
i=1
" |Xip — Xi
(5)  Sum of relative differences absolute values : SRD;, = Z % , Xig > 0.
i=1 it
n X;
(6) Information gain : 1G12 = » X2 In ﬁ X1 >0, Xig >0
i=1 !
n
(7) Growth rate parameter : GRP;, = inl\giz -0/,

i=1

that is with Oi2 = InXjp — In Xi]_7 g2 = InX; — InX;

Xi2
In2*
Xi1

, Xit >0, Xip >0.

n
GRPLZ = Z Xi1
i=1

n N2
(8)  Lilien Index (Lilien, 1982a,b) : Lliz = ,| > % (ln’;' 2) X > 0,X2 > 0.
=1 i1

©)

n N2
The modified Lilien Index (Stamer, 1999) : MLI, , = Xi1Xi2 <hl§£> , Xit >0, Xip >0.
\ =1 i1

Strukturwandel bedeutet in der Regel, dass Produktionsfaktoren in Sektoren mit
héherer Produktivitat oder einem héheren Grenzwertprodukt — im Sektor der han-
delsfahigen Guter geht es hierbei u.a. um den Exportdurchschnittserlés — um-
gelenkt werden. Strukturwandel in Verbindung mit Faktorakkumulation und Inno-
vation stérkt die wirtschaftliche Entwicklung, so dass es gegeniiber Westeuropa zu
einem 6konomischen Aufholprozess kommen kann. Tatsachlich waren die Wachs-
tumsraten in den Beitrittslandern in der Dekade nach 1995 hoher als in den
EU15-Léandern.

Ein wichtiger Motor des Strukturwandels in Osteuropa ist naturgemal das
Zusammenspiel von Wettbewerb, Diffusionsdynamik, Investitionen — inklusive
Direktinvestitionen — und AuRenhandel, wobei hier die reale Aufwertungstendenz
in den Beitrittslandern auf Handel und Direktinvestitionen wirkt (Direktinvestitio-
nen und Aufenhandel sind in OECD-Léandern wiederum verbunden, da ein erheb-
licher Teil des Handels Intra-Firmenhandel ist). Eine reale Aufwertung sorgt fur
Anpassungsdruck hin zur Entwicklung héherwertigerer Giiter, was wiederum das
Aufgreifen auslandischer Innovationen — also Diffusionseffekte — und sektoralen
Strukturwandel erfordert. Ungarn, Tschechien und Polen wiesen in den 90er Jahren
eine besonders starke reale Aufwertung auf (s. Abbildung 2). Direktinvestitionen
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werden nach Froot/Stein (1991) — ihre empirische Analyse bezog sich auf die
USA - negativ durch eine reale Abwertung beeinflusst, da bei internationalen
Ubernahmen bzw. Bietergefechten auslandische Anbieter nach einer Aufwertung
ein hoheres Eigenkapital aufweisen kdnnen und damit groRere Kreditlinien im
Gastland fir eine Ubernahmefinanzierung mobilisieren kénnen. Im Fall der ost-
européischen Beitrittslander dirfte dieses Argument aber eine eher geringe Rolle
spielen, da die Volumina bei Unternehmensibernahmen in Osteuropa aus Sicht
grofRer multinationaler Unternehmen aus Westeuropa, Japan und den USA relativ
gering sind und Finanzierungsplane wohl in der Mehrzahl in Kooperation mit Ban-
ken im Quellenland erfolgen. Daher ist eher das Argument gewichtig, dass Firmen
in Osteuropa durch Aufwertungsdruck zu Produktinnovationen im Sektor der han-
delsfahigen Glter angereizt werden. Tatsachlich lassen sich die makrodkono-
mischen Wirkungen von Produktinnovationen kompakt in mittelfristiger Perspekti-
ve in einem Schumpeter-Mundell-Fleming-Modell darstellen (Welfens, 2005;
2006a). Auch spielen neben dem realen Wechselkurs andere Variablen eine wichti-
ge Rolle, etwa der Produktivitatsfortschritt bzw. das Marktwachstum bzw. das reale
Wirtschaftswachstum im Gastland.
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Quelle: World Development Indicators 2004, IFS Statistics (IMF), EIIW-Berechnungen.

Abbildung 2: Reale Aufwertung in EU-Beitrittslandern und Kohéasionslandern
(realer effektiver Wechselkurs), 1990 = 100

Wie die nachfolgende Abbildung 3 zeigt, haben die Beitrittslander trotz der er-
heblichen realen Aufwertung in den 15 Jahren nach 1990 im Zeitablauf steigende
Direktinvestitionszuflisse relativ zum Bruttoinlandsprodukt verzeichnet.

Da die osteuropdischen Lander bezilglich ihrer Faktorausstattung relativ arbeits-
reich sind, kann man vor dem Hintergrund des Heckscher-Ohlin-Theorems erwar-
ten, dass sich die Beitrittslander in einer ersten Phase der Offnung und Modernisie-
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rung auf arbeitsreiche Glter spezialisieren. Allerdings betrachtet das obige Theo-
rem keine reale Welt, in der ndmlich Direktinvestitionen eine wichtige Rolle spie-
len. Die Faktorausstattung ist also in Osteuropa ebenso wenig konstant wie es das
Technologieniveau ist — damit werden zwei Grundannahmen des obigen Theorems
verletzt. Angesichts der relativ hohen Zufliisse an Direktinvestitionen in Ungarn,
Tschechien und Polen kann man erwarten, dass in den spéaten 90er Jahren der
Strukturwandel sich deutlich auch zugunsten der Sektoren verdnderte, die hohe
Direktinvestitionszufliisse anzogen.
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Quelle: World Development Indicators 2004, IFS Statistics (IMF), EIIW-Berechnungen.

Abbildung 3: Direktinvestitionszufliisse relativ zum Bruttoinlandsprodukt
in Beitritts- und Kohéasionslandern, 1990 = 100

Im Kontext der EU-Osterweiterung stellt sich die Frage, wie die Dynamik des
Strukturwandels in der EU25 ablauft. Dabei werden nachfolgend nur einige aus-
gewahlte EU-Lander betrachtet, insbesondere geht der Blick dabei auf Deutsch-
land, Osterreich, die Kohasionslander und die Beitrittslander Ungarn, Tschechien
und Polen. Die Beitrittslander zeichnen sich durch relativ niedrige Lohnkosten ge-
genliber Westeuropa aus; verglichen mit dem enormen West-Ost-Lohngefélle ist
der Aushildungsstand der Bevolkerung relativ gut. Damit verstarkt sich der relative
Standortvorteil Osteuropas bei arbeitsintensiven Sektoren. Es besteht zwar kaum
ein Zweifel, dass die Nominallohne sich in Osteuropa im Zuge steigender Pro-
Kopf-Einkommen erhéhen werden; allerdings konnten die Lohnstiickkosten durch-
aus weiter fallen — wenn namlich die Wachstumsrate der Arbeitsproduktivitét
hoher als die Wachstumsrate der Realldhne ist. Bei einer Unterscheidung von han-
delsféahigen vs. nichtshandelsfahigen Giiter ist zu beachten, dass die sektoralen

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315
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Lohnstlickkosten dann sinken, wenn die Wachstumsrate der Arbeitsproduktivitat
hoher als die Wachstumsrate der mit dem Exportdurchschnittserlésindex deflatio-
nierten Nominallohnsatze des jeweiligen Sektors (bzw. bei einheitlicher Nominal-
lohnbildung der Wirtschaft insgesamt) ist. Dabei ist hier angenommen, dass der
Exportdurchschnittserlés die Preisposition auf dem jeweiligen Markt zutreffend
reflektiert. Die Entwicklung der sektoralen internationalen Wetthewerbsfahigkeit
kann dabei durch den Revealed Comparative Advantage (RCA) dargestellt werden,
der in traditioneller Betrachtung die Relation von sektoraler Export-Import-Rela-
tion zu gesamtwirtschaftlicher Export-Import-Relation ist. Ein Index gréRer 1 steht
flr einen positiven RCA bzw. eine positive sektorale Spezialisierung, wobei ggf.
noch eine Indexvariante unter Bereinigung der AuBenbeitragsposition des jeweili-
gen Landes erfolgen kann.

Zum industriellen Strukturwandel in Osteuropa bzw. den Kohasionsléndern lie-
gen umfangreiche empirische Analysen vor (Borbély, 2006): Die Intensitat des
Strukturwandels mit Blick auf die RCA-Entwicklung — gemessen als ,,modifizier-
ter RCA“ (die auf dem EU15-Markt festgestellte sektorale Exportposition von Bei-
trittsland im Sektor i relativ zur entsprechenden sektoralen Exportposition der
EU15-Lander in diesem Sektor) — zeigt eine relativ hohe Intensitat des Struktur-
wandels. Dabei weisen die Beitrittslander zundchst primér eine positive Spezia-
lisierung im Bereich arbeitsintensiver Guter auf; mittelfristig sind bei Ungarn
und Tschechien auch positive Spezialisierungen im Bereich technologieintensiver
Guter festzustellen.

Ein mittelfristig sich ergebender Verlust an Wettbewerbsfahigkeit bei arbeits-
intensiven Gltern ist aus theoretischer Sicht nicht erstaunlich, da im Zuge steigen-
der Pro-Kopf-Einkommen der relative Preis nichthandelsfahiger Gdter in den Bei-
trittslandern ansteigen wird. Damit aber sind auch Lohnstiickkostensteigerungen
zu erwarten. Zudem bieten sich mittelfristig andere bzw. billigere internationale
Verlagerungsoptionen bei arbeitsintensiven Giitern an.

Die beiden letztgenannten L&nder konnten zudem auch ihre Exportdurch-
schnittserldse bei technologieintensiven Gutern bzw. differenzierten Gitern und
kapitalintensiven Gitern im Zeitablauf verbessern. Dabei ist in Ungarn und Tsche-
chien schon im friihen Transformationsprozess, in Polen erst in einer spaten Trans-
formationsphase eine deutliche Erhéhung der Direktinvestitionszuflisse relativ
zum Bruttoinlandsprodukt festzustellen.

Betrachtet man die RCA-Koeffizienten (hier als modifizierter RCA gemessen)
von Ungarn, das seine Wirtschaft sehr frih — schon wéahrend der frihen Privatisie-
rungsphasen — fiir auslandische Investoren offnete, so erkennt man eine erhebliche
RCA-Dynamik, wobei sich die internationale Wetthewerbsféhigkeit in techno-
logie- bzw. skalen- und wissensintensiven Bereichen im Zeitablauf deutlich ver-
&nderte (s. Abbildung 4). Ungarn weist in den Bereichen Bekleidung und Textilien
eine positive Exportspezialisierung auf, was dem Heckscher-Ohlin-Theorem ent-
spricht. Dabei erkennt man im Zeitablauf, dass Ungarn auch in technologie- und
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skalenintensiven Sektoren seine Wettbewerbsfahigkeit verbesserte (steigender
RCA). Im Ubrigen kann man auch anhand der Entwicklung der relativen Export-
durchschnittserlose interessante Entwicklungen feststellen. In der Gruppe der ska-
len- und wissenschaftsintensiven Giter konnte Ungarn nicht nur einen RCA groRer
1 verzeichnen, sondern konnte im Zeitablauf auch seine Exportdurchschnittserlése
EUV (Abbildung 4: Vergleich 2003 gegeniiber 1993) verbessern, was auf einen
qualitativen Aufwartsentwicklungsprozess schlie}en lasst.

Auch bei differenzierten Glitern, zu denen Elektronikprodukte gehoren, hat
Ungarn seine Marktposition bei den relativen Exporten und beim Exportdurch-
schnittserlds festigen bzw. verbessern konnen. Entsprechend verscharft sich aus
westeuropdischer Sicht der Konkurrenzdruck auch in technologieintensiven Sek-
toren; dies ist nur dann wenig problematisch, wenn hinter den Direktinvestitionen
vor allem Offshoring bei Vorprodukten steht. Denn dann hat die Muttergesell-
schaft es in der Hand, Uber eine Art internationaler Mischkalkulation die Wett-
bewerbsfahigkeit auch der Endproduktion im Land der Konzernzentrale sicher-
zustellen.

Deutschland dagegen (s. Abbildung 5) hat einen RCA gréRer 1 vor allem in
skalen- und wissensintensiven Sektoren sowie z.T. bei differenzierten Gdtern,
allerdings ist in kaum einem dieser Sektoren eine langerfristige Verbesserung der
Durchschnittserlose auf dem Weltmarkt festzustellen (Ausnahme sind die Produkt-
gruppen 33 und 35).

Ist der Anstieg des deutschen AuBenbeitrags bzw. der Exportquote seit Be-
ginn der 90er Jahre Ausdruck einer besonderen wirtschaftlich-technologischen
Starke?

e Bei flexiblen Wechselkursen ist die Leistungsbilanz das Spiegelbild der Netto-
kapitalexportposition. Ein hoher Leistungsbilanziiberschuss kann grundsétzlich
Ausdruck hoher ékonomisch-technologischer Dynamik sein, aber er kann auch
einfach unzureichend attraktive inlédndische Investitionsbedingungen reflektie-
ren. Das langerfristige Fallen der Nettoinvestitionsquote und der Bruttoinvesti-
tionsquote in Deutschland seit Mitte der 90er Jahre legt eher den Schluss nahe,
dass Deutschlands AuRenbeitragstberschiisse tendenziell eine Investitions-
schwéche widerspiegeln. So gesehen stiitzt dies die Sinn-These, dass Deutsch-
land Probleme bei der internationalen Wettbewerbsféhigkeit hat. Es ist aller-
dings erwagenswert, eine potenzielle Wettbewerbsfahigkeitsschwache von einer
tatsachlichen zu unterscheiden, wobei ein hoher Anteil von Direktinvestitionen
an den Kapitalabfliissen nur eine potenzielle Investitionsschwéache anzeigt —
denn gem&R dem Ansatz von Dunning (1977) spiegeln Direktinvestitionen zu-
nachst einmal firmenspezifische Vorteile und damit unternehmerische Stérke
wider. Tatsachliche Wettbewerbsschwéche liegt vor, wenn zugleich die mittel-
fristigen Direktinvestitionszuflisse im Sektor der handelsfahigen Giter relativ
zum Bruttoinlandsprodukt zurlickgehen; denn dann erscheint der Standort aus-
landischen Investoren als relativ unattraktiv.

%
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e Zu bedenken ist aus kurzfristiger Sicht auch, dass ein Leistungsbilanziiberschuss
bei gegebenem Produktionspotenzial eine inlandische Nachfrageschwache wi-
derspiegeln konnte: Die Produktion Y minus der Summe aus Staatsverbrauch,
Konsum und Investitionen ergibt den Aulenbeitrag. So gesehen hat die lang-
jahrige Konsum- und Investitionsschwéche in Deutschland zur Aktivierung von
AuRenbeitrag bzw. Leistungsbilanz beigetragen.

e Ein weiterer moglicher Testansatz zur Einschatzung der internationalen Wett-
bewerbsfahigkeit lasst sich an der relativen Preisposition auf den Weltmarkten
festmachen. Im Sinn eines potenzialorientierten Ansatzes kann man auch auf
die Relation der mit den Wertschopfungsanteilen gewichteten sektoralen Ex-
portdurchschnittserlosen eines Landes relativ zu einem Vergleichsland abstellen.
Abbildung 6, die Deutschlands Position (fir die Industrie) relativ zur US-Posi-
tion darstellt, verdeutlicht eine langfristige Wettbewerbsschwéche, da die relati-
ven Durchschnittserldse zuriickgehen.
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Quelle: EIW-Berechnungen.

Abbildung 6: Relativer Exportdurchschnittserlds der deutschen Industrie
(Deutschland relativ zu USA)

Die deutsche Exportposition ist jedenfalls weniger stark als es auf den ersten
Blick scheint. Bei Vollbeschaftigung dirfte ohnehin die AuBenbeitragsquote auf
weniger als die Hélfte des Ist-Wertes in 2005 fallen.
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Il. Einkommens- und Wachstumsperspektiven

Wéhrend die EU-Osterweiterung Uber steigende Nettoexporte Deutschlands zu
einem hoheren Realeinkommen beitrégt, kann ein politisch schwach gemanagter
EU-Erweiterungsprozess zu Beflrchtungen hinsichtlich der kiinftigen Realeinkom-
mensentwicklungen bei den Haushalten fiihren. Okonomisch relevant sind mog-
licherweise erhdhte Unsicherheiten tber das kiinftige verfugbare Realeinkommen,
die u. a. aus Diskussionen uber den Abbau des Sozialstaats im Kontext der EU-
Osterweiterung zustanden kommen. Bei Arbeitskosten von fast 30 Euro pro Stunde
in der deutschen Industrie gegenuber 5 Euro oder weniger in den EU-Beitritts-
landern kann man von einem erheblichen Druck auf die Arbeitskosten in westeuro-
paischen Hochlohnlédndern ausgehen — der Druck zur Senkung der Lohnneben-
kosten bzw. zum Abbau des Sozialstaates steigt. Uber die verscharfte Steuerkon-
kurrenz in der EU steigt auch der Druck zur Reduzierung von Transferzahlungen
des Staates.

Erhohte Unsicherheiten beziglich der kunftigen Realeinkommensentwicklung
bedeuten in 6konomischer Sicht, dass das langfristig erwartete (permanente) Ein-
kommen sinkt. Daher sinkt die Konsumnachfrage und dadurch wird wiederum die
Inlandsnachfrage geschwécht, so dass der dkonomische Nettoeffekt der EU-Ost-
erweiterung in Deutschland dann paradoxerweise negativ werden kdnnte — nicht
wegen der Osterweiterung an sich, sondern wegen schlechten politischen Manage-
ments (1). Im Ubrigen wird hier nachfolgend angenommen, dass die Direktinves-
titionszuflusse positiv vom relativen Realeinkommen Y /Y* abhéngen; auRerdem
— Froot/Stein (1991) folgend — positiv vom realen Wechselkurs q* = eP* /P >
q* = eP*/P (e steht fur den nominalen Wechselkurs, * fiir die Auslandsvariable).
Zudem wird angenommen, dass die wirtschaftspolitische Volatilitat o’ negativ auf
die Investitionen, darunter auch die Direktinvestitionen, wirkt. Die Investitions-
funktion lautet daher I(r,q*,Y/Y*, o).

Aus einer theoretischen Sicht kann man die hier erstmals thematisierten Zusam-
menhé&nge so formalisieren: Die Gitermarktgleichgewichtsbedingung umfasst eine
Konsumfunktion C(Y + H, o), in die das verfligbare Realeinkommen Y + H (mit
Y fur Bruttoinlandsprodukt und H fiir Transfers des Staates) sowie mit negativer
partieller Ableitung der Unsicherheitsgrad o tber die kiinftigen Transfers des Staa-
tes eingehen. Dieser Unsicherheitsgrad héngt wiederum vom Grad an vertikaler
Handelsintegration in dem Sinn ab, als hier importierte Vorprodukte auch in der
Exportproduktion betrachtet werden. Daher kdnnen wir bei Unterscheidung von
importierten Konsumglitern J and importierten Vorprodukten J’ den AuBenbeitrag
als X — g*J’ — g*J schreiben, wobei X der reale Export ist und g™ und g* inter-
nationale relative Preise sind (q* := eP*/P;q* = eP’* /P, wobei P das Preisniveau
bezeichnet und P™ den Preis importierter Vorprodukte; * bezeichnet Auslands-
variable). Hier wird angenommen, dass X =x(q*)Y*,J =j(q9"",q")Y* und
J =]J(g")Y, so dass ein Indikator fur den Anteil importierter Vorprodukte an den
Exporten die Relation j’'/x ist. Es sei ein positiver Einfluss der Relation j'/x auf
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den Grad an Einkommensunsicherheit o angenommen, zudem ein positiver Ein-
fluss des Grads an wirtschaftspolitischer Volatilitat o’ auf o. Offensichtlich hangt
j’/x vom realen Wechselkurs negativ ab, so dass man o(q*,¢’) schreiben kann.
In dem MaR, wie aufholende Lénder in der Weltwirtschaft langfristig eine reale
Aufwertung realisieren bzw. wie es in den reichen OECD-Léandern zu einer realen
Abwertung kommt, steigt also der Einkommensunsicherheitsgrad mittelfristig an.
Soweit man die Zunahme des vertikalen AulRenhandels als einen Globalisierungs-
indikator verstehen will, kann man auch argumentieren, dass Globalisierung eine
tempordre Erhohung von Einkommensunsicherheit in reichen L&nder zur Folge
haben konnte; dem kann die Wirtschaftspolitik durch eine stérker durchdachte
Konzeption entgegenwirken, die weniger wirtschaftspolitische Volatilitdt mit sich
bringt.

Wir nehmen also an, dass die Relation j'/x von den Haushalten als ein Un-
sicherheitssignal interpretiert wird, da ein zunehmender Anteil an importierten
Vorprodukten eine erhéhte Wahrscheinlichkeit der Verlagerung der Endproduktion
nach Osteuropa anzeigt (wenn in einem Beitrittsland ein kritisch hoher Anteil der
Wertschopfung bei Vorprodukten hergestellt wird, durfte die komplette Verlage-
rung bzw. ein volles Offshoring relativ leicht zu bewerkstelligen sein; man kann
hier auch daran erinnern, dass Portugal zundchst nur als Produzent von Zuliefer-
teilen flr die EU-Automobilindustrie in Erscheinung trat, bis man in den 90er Jah-
ren eine Endmontage flir ein Van-Fahrzeug in einem Gemeinschaftswerk von
Ford und VW etablieren konnte). Hier wird zusatzlich als Besonderheit angenom-
men, dass die Nettokapitalimporte positiv von der Relation Y/Y* — und von g*
abhédngig — sind, was man als positiven Zusammenhang von Direktinvestitionen
bzw. Nettokapitalimporten und relativer MarktgroRe sehen kann. Diese Annahme
ist einfach nur ein Konsistenzgebot mit Blick auf die Investitionsfunktion. Die
Gleichgewichtsbedingung fir den Gutermarkt, den Geldmarkt und die Zahlungs-
bilanz lasst sich (mit m fir die reale Geldnachfrage, M die Geldmenge und Q als
realer Nettokapitalimport sowie ¢’ als Grad an wirtschaftspolitischer Volatilitat —
mit 9Q/do’ < 0) schreiben als:

(10)

Y =C(Y+H,o(c,q") +1(r,q", Y/Y*,0') + G+ [x(q")Y* = ¢"j'(a", .a)Y = —q*j(q")Y] .
(11) M/P =m(Y.i,) .

(12) Q(i/i*, o', Y /Y*,q) = =[x(q")Y* =" +j'(@",.q")Y * —q*j(q")Y] .

Die drei Gleichungen entsprechen der 1S-Kurve, der LM-Kurve und der ZZ-
Kurve. Bei der Formulierung der Geldnachfragefunktion wird davon ausgegan-
gen, dass erhohte wirtschaftspolitische Volatilitat — bei einer gewissen Zeitverzo-
gerung — zu einer Erhéhung der Liquiditatsnachfrage fiinrt. Man beachte im Ubri-
gen, dass man die Netto-Guterexportfunktion schreiben kann als X'(q*,q*, Y, Y*).
Nachfolgend betrachten wir g* als exogene Variable.
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Auch ohne die Annahme einer unendlichen Kapitalmobilitat (mit Blick also auf
die partielle Ableitung Qj/;-) kann die Zahlungsbilanzgleichgewichtskurve im
i-Y-Diagramm waagerecht verlaufen, sofern Qy - gerade gleich der marginalen
Importneigung X, ist. Jedenfalls sei hier nachfolgend eine waagerechte ZZ-Kurve
—dies ist die Gleichgewichtskennlinie fur den Giitermarkt — angenommen.

Fur den Fall flexibler Wechselkurse kann nun die Wirkung erhohter wirtschafts-
politischer Unsicherheit auf einfache Weise thematisiert werden (s. Abbildung 7):
Die IS-Kurve verschiebt sich nach links, der Schnittpunkt mit der LM-Kurve liegt
unterhalb der hier annahmegemaR waagerecht verlaufenden ZZ-Kurve, so dass es
zu einer Abwertung kommt, die dann Uber induzierte héhere Giterexporte und
einen hoheren Zufluss an Direktinvestitionen die 1S-Kurve ein wenig nach rechts
verschiebt; allerdings verschiebt sich auch die ZZ-Kurve nach oben, da die Netto-
kapitalimporte sinken; die LM-Kurve verschiebt sich nach links. Im Endergebnis
fahrt eine hohere wirtschaftspolitische Unsicherheit zu einer Senkung des Realein-
kommens und einer realen Zinssatzerhdhung.
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Abbildung 7: Einfluss erhéhter wirtschaftspolitischer
Unsicherheit auf das Gleichgewicht

Es ist hier offensichtlich, dass bei unglnstiger Organisation bzw. schwacher
Effizienz der Wirtschaftspolitik ein wachsender AuRenhandel bzw. ein Anwachsen
der Relation x/j’ zu einer gesamtwirtschaftlich negativen Wirkung auf das Gleich-
gewichtseinkommen filhren konnte; jedenfalls konnten in Deutschland bei einem
Anstieg der wirtschaftspolitischen Volatilitat ein negativer Realeinkommens- und
Beschaftigungseffekt entstehen. Diese mittelfristige Analyse sollte man keines-
wegs einfach nur als ferne theoretische Spekulation betrachten. Vielmehr zeigt ein
modifiziertes Mundell-Fleming-Modell einige interessante und gewichtige wirt-
schaftspolitische Problemaspekte fur die EU15 auf.
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In einer langfristigen Betrachtung der Wirtschaftsentwicklung kann man sich
nicht ohne weiteres auf das Mundell-Fleming Modell stiitzen. Vielmehr sind Uber-
legungen im Kontext der Wachstumstheorie wesentlich. Aus einer einfachen Zwei-
Sektoren-Perspektive fur Osteuropa ergeben sich positive Realeinkommensaspekte
aus einer Reallokation der Produktionsfaktoren, die aus Sektoren mit relativ ge-
ringer Produktivitét in Sektoren mit hoherer Produktivitat tberwechseln mussten.
Dieser Prozess findet in der Tat in den osteuropéischen Beitrittslandern statt. Be-
funde zu im Zeitablauf sich verdndernden RCAs fiir einzelne Gutergruppen zeigen
hier eine erhebliche Dynamik (Borbély, 2006).

Aus einer einfachen neoklassischen (Ein-Sektor-)Wachstumsperspektive kann
man relativ einfach die wachstumspolitischen Grundprobleme Deutschlands bzw.
ausgewahlter EU15-Lander und der Beitrittslander erldutern. Hierbei ist auf die
Wachstumstheorie kurz einzugehen: Das grundlegende neoklassische Modell — bei
Verwendung einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion Y = KB(AL)l‘” — mit der
Gleichgewichtsbedingung: Bruttoinvestition | = Ersparnis S und einer einfachen
Sparfunktion S =sY(1 — 7), Abschreibungen 6K und einer exogenen Rate des
Fortschritts a =: dlnA/dt sowie einer exogenen Bevdlkerungswachstumsrate
n=dlnL/dt flhrt auf folgende Steady-state-Losung fur das Pro-Kopf-Einkom-
meny =Y /L (mit = fur den Steuersatz, (3 fir die Produktionselastizitat des Real-
kapitals K, # zur Bezeichnung von Steady-state und e’ fiir Euler-Zahl):

(13) y# = {s[L —7]/[n+ 6 +a]} "/ Pert

Verwendet man die N&herungslosung In(1 — 7) & 7, dann erhélt man nach Lo-
garithmieren:

(14) Iny#=p3/1-p8)[lns—7—In(n+6+a)] +at.

Daher ist das Niveau des Wachstumspfades von y# bzw. Iny# positiv abhéngig
von der Sparquote s und von 3, zudem negativ abhdngig vom Steuersatz, dem
Bevolkerungswachstum und der Abschreibungsrate auf das Realkapital; auch die
Rolle von Direktinvestitionen und AufRenhandel sowie der Expansion der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie kann bei geeigneter Modellmodifikation
berucksichtigt werden (Welfens, 2005, 2006a). Eine Erhdhung der Wachstumsrate
des technischen Fortschritts, also von a, fuhrt zu einem einmaligen Sinken des
Wachstumspfades und einem Anstieg des Trendwachstums, denn im neoklassi-
schen Modell ist die langfristige Wachstumsrate gerade gleich a; im Zuge der Neu-
en Wachstumstheorie wird die GrolRe a endogenisiert, etwa Uber den Anteil der
Ausgaben fiir Forschung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt Y (oder auch
Uber Humankapitalakkumulationseffekte).

Zunéchst kann man plausibel davon ausgehen, dass in der ersten Transforma-
tionsphase die Abschreibungsrate auf Realkapital im Zuge des aufenwirtschaft-
lichen Offnungsprozesses zunimmt, wodurch die gleichgewichtige (Steady state)
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Kapitalintensitét sinkt; daher wird die Investitionsquote kurzfristig und vorlber-
gehend sinken. Man kann mittelfristig mit Blick auf die Beitrittslander im Wesent-
lichen zwei Bedingungen fiur einen Aufholprozess beim Pro-Kopf-Einkommen
feststellen:

Die effektive Sparquote s ist auf das Niveau der EU-15-L&nder zu erhéhen, was
u. a. von der Effizienz und Qualitdt des Finanzsystems abhédngt. Fir das Finanz-
system wiederum kann die Prdsenz auslandischer Direktinvestoren ggf. positiv
wirken. (Die Abschreibungsrate auf Realkapital, die in der anfénglichen Trans-
formationsphase relativ hoch gewesen sein diirfte, musste sich mittelfristig an
das westeuropdische Niveau angleichen; das Bevolkerungswachstum dirfte sich
aus verschiedenen Griinden an das relativ niedrige Wachstum \Westeuropas an-
passen).

Die Wachstumsrate des technischen Fortschritts in den Beitrittslandern (a) wird
nur allméhlich bzw. langfristig auf das westeuropaische Niveau ansteigen kénnen.
Denn einerseits liegen die osteuropéischen Lander bei den Patentanmeldungen pro
Kopf beim Europdischen Patentamt weit hinter den EU15-L&ndern zuriick und an-
dererseits sind auch die Ausgaben fur Forschung und Entwicklung weit geringer
als in Westeuropa. In einer ersten Phase der EU-Osterweiterung durfte die Wachs-
tumsrate des technischen Fortschritts vor allem durch den Anteil der Direktinvesti-
tionen an den gesamten Investitionen und durch das Ausmal} des Handels (ohne
Rohstoffhandel) — gemessen etwa durch die Summe aus Ex- und Importquote —
geprégt werden; erst langfristig spielen eigenstandige F&E-Aufwendungen in Ost-
europa eine wichtige Rolle. In der Realitdt kdnnen sich langerfristig natlrlich
Niveauveranderungen mit einer Erhéhung (oder Senkung) der Trendwachstumsrate
tberlagern.

Der 6konomische Aufholprozess in den Beitrittslandern wird sich mittelfristig
primar tber einen Anstieg im Niveau des Wachstumspfades ergeben. Auch aus ei-
ner EU15-Sicht ist das neoklassische Wachstumsmodell ein brauchbarer Aus-
gangspunkt; allerdings spielt bei den fiihrenden EU15-Landern der technische
Fortschritt im Sinn von technologischer Spezialisierung bzw. Hochtechnologiespe-
zialisierung und Diffusion wohl eine wichtigere Rolle als in den osteuropdischen
Beitrittslandern.

Fur das Bruttoinlandsprodukt gilt, dass das Steady-state-Bruttoinlandsprodukt
sich ergibt als

(15) Yo = {s[1—7]/[n+ 6 +a]}/* Perant

Fir das relative 6konomische Gewicht eines Landes (mit * fur Ausland) ergibt
sich dann bei Verwendung der Definition 7/ = 1 — 7 und bei Verwendung der An-
nahme g = §5*:

(16)  Y#/Y*# = {[s7 /s T"][(n" + & + ") /(n+ 6+ &)}/ elarm @i
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Diese einfache Darstellung verdeutlicht, dass die EU25 — definiert als Inland —
wegen der Alterung der Gesellschaft insofern global an 6konomischem Gewicht
gewinnt, wie die Sparquote steigt (in einer alternden Gesellschaft dirfte die Spar-
quote in der Tat steigen); dem steht der Riickgang der Wachstumsrate der Bevol-
kerung entgegen, der sich in Europa in Verbindung mit der Alterung absehbar er-
gibt. Dieser negative Niveaueffekt durfte den positiven Effekt einer steigenden
Sparquote berkompensieren. Vermutlich sind die Fortschrittsrate und n auch nicht
voneinander unabhéngig, wobei ein Sinken von n bzw. ein Vergreisungseffekt zu-
mindest temporér a senken wird. Daher durfte das 6konomische Gewicht der EU25
gegenuber den USA auch bezogen auf die Trendwachstumsrate des Bruttoinlands-
produktes (a + n) — relativ zu (a* + n*) — sinken.

Eine komplexere Wachstumsanalyse kann neben dem Technologiefaktor — etwa
erfasst Uber die Patentanmeldungen — auch Diffusionsvariablen zusétzlich zu den
Standardinputs erfassen: Vor dem Hintergrund der empirischen Analyse von
Jungmittag (2004, 2006), der eine Wachstumszerlegung fur die EU15-Lander vor-
nahm und dabei auch die Rolle des AuRenhandels als Wissens-Diffusionsvariable
einbezog, kann man erkennen, dass die Wachstumsbeitrdge einzelner Faktoren
von Land zu Land durchaus unterschiedlich waren (s. Abbildung 8). Das gilt auch
fur die Kohéasionslander; in allen vier Kohdsionsléndern spielte die Diffusions-
variable zusammen mit der Kapitalakkumulation — und dahinter steckt die In-
vestitions- bzw. Sparquote — die wichtigste Rolle als Impulsfaktor fiir das Wirt-
schaftswachstum. Zudem ist fir Spanien und Griechenland bemerkenswert, dass
der Grad an Hochtechnologiespezialisierung (,,technological specialisation®)
einen negativen Wachstumsbeitrag erbrachte, wahrend er in Portugal und Irland
positiv wirkte.

Was Deutschland angeht, so spielen Kapital und Wissensdiffusion eine relativ
wichtige Rolle fir das langfristige Wachstum. Aber im \ergleich zu anderen
EU15-Landern sind die Wachstumsbeitrédge eher gering. Zudem leistet der Faktor
Arbeit praktisch kaum einen Wachstumsbeitrag, was sicher auch der \Vermin-
derung der Erwerbsquote und dem Rickgang der Wochen- und Jahresarbeitszeit
zuzuschreiben ist. Hatte Deutschland denselben Wachstumsbeitrag vom Faktor
Arbeit wie in den Niederlanden gehabt, so wére das Wirtschaftswachstum im
Zeitraum 1969-1998 rund 0,2 Prozentpunkte hoher gewesen. Der Patentbestand
spielt fur das im internationalen Innovationswettlauf mitflihrende Deutschland
eine erstaunlich geringe Rolle. Hatte man einen dhnlich hohen Wachstumsbeitrag
von der Diffusionsvariable wie Schweden bzw. GroRbritannien realisiert, waére
das Wirtschaftswachstum rund 0,4 bzw. etwa 0,2 Prozentpunkte hoher als der
Ist-Wert gewesen. Das langfristige Wirtschaftswachstum, gemessen an der Ande-
rungsrate des Bruttoinlandsproduktes, wére dann statt knapp Uber 2% deutlich
ber 2,5 % gelegen. Deutschland wére die Massenarbeitslosigkeit dann erspart ge-
blieben.
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Abbildung 8: Zerlegung der durchschnittlichen Wachstumsrate
der Bruttoinlandsprodukte der EU-Staaten von 1969 bis 1998

C. Wirtschaftspolitische Implikationen

Die Anpassungsprobleme der EU-Osterweiterung und die Globalisierungsdyna-
mik (Welfens, 2006¢; Weltbank, 2005) — hier ist vor allem das weitere Vorstof3en
Chinas auf den Weltmérkten zu beachten — Uberlagern einander. Grundsatzlich lie-
gen in der EU-Osterweiterung wie in der Globalisierung besondere Expansions-
chancen, aber aus dem verschérften Gltermarkt- und Standortwettbewerb resultie-
ren auch erhebliche Reformerfordernisse. Zu den wirtschaftspolitischen Kon-
sequenzen gehdrt fur Deutschland, dass das Problem der Wachstumsschwéche
Deutschlands ernst zu nehmen ist. Es ist dringlich, dass vor allem die Wachstums-
beitrdge vom Faktor Arbeit und von der Wissensdiffusionsvariable gestarkt wer-
den. Mit Blick auf den Faktor Arbeit sind dabei u. a. die Arbeitsmarkte bzw. die
Sozialpolitik angesprochen, wobei Letztere in der Regel tber Anreize zur Setzung
hoher Reservationsléhne zur Arbeitslosigkeit beitragen. An einer verstérkten Flexi-
bilisierung der Arbeitsmérkte fiihrt kein Weg vorbei. Zudem sind einige weitere
nachfolgende Uberlegungen angezeigt: Die Diffusionsvariable bei der Wachstums-
zerlegung verweist u. a. auf die Defizite Deutschlands im Bereich der digitalen
Infrastruktur, da Deutschland sich auch zu Beginn des 21. Jahrhunderts im interna-
tionalen Vergleich gerade noch auf einem Platz im Mittelfeld befindet — etwa wenn
man als Indikator die Breitbandanschlussdichte nimmt. Deutschland hat in der Tat
ernste Probleme bei der Wachstumsdynamik. So fallt auf, dass Osterreich Deutsch-
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land im Jahr 2005 bei der Kapitalintensitat tiberholt hat und zugleich eine hohere
Breitbandanschlussdichte aufweist als die Bundesrepublik. Zugleich sind aber in
Deutschland die Arbeitskosten um rund 20% hoher als in Osterreich (Welfens,
2006b).

Wird die Massenarbeitslosigkeit nicht deutlich Giber mehrere Jahre reduziert, so
kann sich mittelfristig ein Klima der Mutlosigkeit und der Zukunftsangst in
Deutschland verfestigen. Eine Art Ratsel ist dabei die deutsche Arbeitslosenstatis-
tik, die im Zeitraum 1995 -2004 eine Zunahme von 1,06 Mio. Stellen verzeichnet.
Aber die politisch kunstvolle Schaffung von wenig produktiven Mini-Jobs, 1-Euro-
Jobs und Fruhverrentungsprogrammen vernebeln das Bild. Folgt man Sinn (2005),
der zu Recht auf die notwendige Umrechnung in Vollzeitdquivalente hinweist, so
sind im Verarbeitenden Gewerbe 1,09 Mio. Stellen im Zeitraum 1995-2004 ver-
loren gegangen. Die offizielle Potjemkinsche Botschaft heift somit ,,plus“ 1 Mio.
neue Jobs, die Realitat ist aber ,,minus“ 1 Mio. neue Jobs (auf Basis von Vollzeit-
aquivalenten). Wéhrend man laut offizieller Statistik sorglos sein kdnnte, gibt die
6konomische Wahrheit Anlass zu tiefer Besorgnis. Natiirlich wére eine Abnahme
von Industrie-Jobs bei gleichzeitig starker Expansion von hochqualifizierten
Dienstleistungsjobs noch eine halbwegs akzeptable Entwicklung. Aber eine quanti-
tative Analyse z. B. flir Nordrhein-Westfalen, dem Kernland der alten Industrie,
zeigt gerade beim Strukturwandel das Fehlen einer solchen Erfolgsgeschichte im
Dienstleistungssektor (Welfens/Jungmittag / Vogelsang, 2006); das bevdlkerungs-
reichste Bundesland ist zusammen mit den ostdeutschen Bundesléandern beim tech-
nischen Fortschritt in der zweiten Halfte der 90er Jahre gegentiber den Fiihrungs-
bundeslandern Hamburg und Baden-Wirttemberg zuriickgefallen, wobei dies in
Nordrhein-Westfalen im Wesentlichen auf ein zu geringes Wachstum von Jobs im
Bereich Hochtechnologie-Dienstleistungen, aber auch bei industriellen Hochtech-
nologiejobs zuriickzufihren ist.

Man darf auch bei wichtigen Dienstleistungsbranchen wie Banken, Versicherun-
gen und Telekommunikation anmerken, dass es in Deutschland offenbar relativ
wenig besonders wetthewerbsféhige Unternehmen gibt, soweit man auf die Direkt-
investitionsaktivitdten schaut. Folgt man Dunning, so sind firmenspezifische Vor-
teile bzw. Technologievorspriinge eine wesentliche Grundlage erfolgreicher Direkt-
investitionen bzw. internationaler Unternehmensiibernahmen. Gerade im Dienst-
leistungssektor sind Direktinvestitionszufliisse stark, was eine relative Starke aus-
landischer Konkurrenzunternehmen vermuten lasst.

Es ist daher keineswegs so, dass Deutschlands Industrie Teil einer Art gegliickte
Globalisierungsdynamik ist, bei der einfache Arbeiten nach Osteuropa oder China
verlagert werden, wahrend die freigesetzten Arbeitskréfte sich verstarkt auf noch
hoherwertigere Jobs konzentrieren kénnen. Ein solcher ,,positiver Globalisierungs-
prozess* war etwa zu Beginn des 21. Jahrhunderts in der US-Softwareindustrie zu
beobachten. Im Zeitraum 2000 - 2003 wurden rund 100 000 Jobs nach Asien ver-
lagert (einfache Programmierarbeiten betreffend), wéhrend die Zahl der Program-
mierjobs in den USA insgesamt anstieg (Bailey/Lawrence, 2005); dabei war tat-
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séchlich eine Hinwendung zu hdherwertigen Tétigkeiten in den USA beobachtbar.
Wahrend in den USA die Globalisierung tendenziell zu mehr Wirtschaftswachstum
beitragt, ist fur Deutschland nicht ohne weiteres eine positive Bilanz aufzumachen.
Vermutlich tragt die Globalisierung zu hoherer Produktivitdt bei, aber zu mehr
Jobs eher nicht. Dafir ist in vielen Regionen Deutschlands zuviel Inflexibilitat und
Unprofessionalitat im Spiel: Unter der Uberschrift Inflexibilitat kann man die zu
geringe regionale und qualifikatorische Lohndifferenzierung zusammenfassen,
aber auch Burokratieprobleme und Probleme beim Outsourcing im Inland. Mdg-
liche Produktivitatserhthungsmaglichkeiten durch Outsourcing, also die Verringe-
rung der Fertigungstiefe, lassen sich in den USA leichter als in Deutschland reali-
sieren. Unprofessionalitat wird etwa durch die Verzégerung in der Inbetriebnahme
des Berliner GroR¥flughafens illustriert. Die globale Vernetzung tber einen moder-
nen Flughafen bringt erfahrungsgemar neue Jobs und in Flughafennéhe zahlreiche
hochwertige Arbeitsplatze. Berlin hatte durchaus die Mdoglichkeit zu einer wich-
tigen Ost-West-Drehscheibe zu werden.

Auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland hat sich im Zuge der EU-Osterwei-
terung ein differenzierter Problem-Mix ergeben: Zunéchst ist festzustellen, dass
die Osteuropa-Exporte Deutschlands relativ zum Bruttoinlandsprodukt zugenom-
men haben, was einen wirtschaftlichen Expansionsimpuls darstellt. Zugleich sind
die Importe aus den Beitrittslandern — relativ zum Bruttoinlandsprodukt — langfris-
tig deutlich gestiegen. Dass auch der Anteil der importierten Vorleistungen an den
Exporten gestiegen ist, wird hier nicht als kritisches Basar-Phdnomen gesehen,
sondern als normales Element einer dynamischen internationalen Arbeitsteilung.
Eine verniinftige Wirtschaftspolitik in Deutschland muss von den Hauptproblemen
im Land ausgehen:

Anhaltende Effekte der EU-Osterweiterung, die teilweise von Globalisierungs-
impulsen Uberlagert werden: Deutschland muss sich auf verschérften Standort- und
Systemwettbewerb einstellen, was verstérkte institutionelle Reformen erfordert. Es
ist von einer langfristigen Verlagerung von Arbeitsplatzen — zundchst vor allem
in der Industrie — nach Osteuropa auszugehen. Umso wichtiger werden Weichen-
stellungen fir eine verstarkte Expansion des Dienstleistungssektors.

e Zu den langfristigen institutionellen Reformnotwendigkeiten gehort eine Fode-
ralismusreform. Die angedachten Veranderungen sparen allerdings bislang einen
wesentlichen Bereich aus, ndmlich die Medienordnung, die in Deutschland
hyperkomplexe Zusténdigkeiten bei Bund und Landern beinhaltet und von einer
Art Plattformen-Separierung ausgeht: Telekommunikation — Internet — TV/
Rundfunk, wo jedoch wegen der Digitalisierung langst eine Marktverschmel-
zung stattgefunden hat, die nach neuen Rahmenbedingungen flr die digitale
Wissensgesellschaft verlangt.

e Deutschland sollte die Rahmenbedingungen fur Strukturwandel und Wachstum
verbessern; dabei ist es angemessen, den neuen Herausforderungen und Chan-
cen der Informations- und Kommunikationstechnologie gerecht zu werden. So
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sind wegen der zunehmenden Bedeutung immaterieller Aktiva in der digital ver-
netzten Wissensgesellschaft die Bedingungen flr Griindungs- und Expansions-
finanzierung zu verbessern; aus Sicht der in der Eurozone dominanten Univer-
salbanken sind immaterielle Aktiva kaum als Kreditsicherheit geeignet, was die
Fremdkapitalfinanzierung erschwert. Im Bereich Eigenkapitalversorgung
kénnte der Staat z. B. per Gesetz Genuss-Scheine — ein Eigenkapitalsurrogat,
das bislang nur im Bankenbereich standardisiert ist — bundesweit standardisie-
ren, um eine hohere Liquiditat bzw. einen grofReren Markt zu schaffen.

Die Wachstumsschwéche Deutschlands ist kein homogenes Phanomen. Es wird
bislang Ubersehen, dass Deutschland zugleich unter einer Wachstumsspaltung
leidet — die Wachstumsrate der totalen Faktorproduktivitdt war vor allem in
Nordrhein-Westfalen und in Ostdeutschland in der zweiten Hélfte der 90er Jahre
relativ gering. Hier sind offenbar auch die entsprechenden Bundeslander gefor-
dert, mit ursachenadéquaten Politikansatzen zu reagieren.

Auf EU-Ebene konnte man den Versuch einer Trias-Fiihrung Deutschland-
Frankreich-Polen unternehmen, sofern man in Polen an einer Motor-Rolle
in der EU interessiert ist; jedenfalls scheint Polen ein natlrlicher Ansprech-
partner gerade in Osteuropa zu sein. Alternativ ist an eine sinnvolle Wieder-
belebung der deutsch-franzésischen Fihrungsarbeit zu denken. Dazu gehdrt
auch ein ordnungspolitischer Dialog zwischen Berlin und Paris, bei dem es
um die Herstellung funktionsféahiger Kapitalmérkte im EU-Binnenmarkt bzw.
das Zuruckdréngen nationalistischer Abwehrreflexe gehen muss — die Quasi-
Verstaatlichung des franzosisch-belgischen Suez-Energiekonzerns durch die
Gaz de France (als offensichtliche AbwehrmaRnahme gegeniiber einem Uber-
nahmeangebot flr Suez durch die Enel aus Italien) kann man nur als ordnungs-
und wachstumspolitisch hdchst problematischen Vorgang werten. Funktions-
fahige Kapitalmérkte in der EU konnen zu statischer und dynamischer Allo-
kationseffizienz und damit auch zu Expansions- und Wachstumsimpulsen bei-
tragen.

Auf EU-Ebene ist bislang sowohl in Sachen EU-Verfassung als auch beim
Lissabon-Prozess ein erheblicher Mangel an Realismus festzustellen. Dies gilt
im Ubrigen auch fur Deutschland, wo sich die Politik an zyklischen Auf-
schwungsmomenten festhélt, ohne die strukturelle Wachstumsschwéche wirk-
lich angehen zu wollen.

Die deutsche Krankheit Wachstumsschwache ist seit Uber zwei Jahrzehnten

virulent mit wichtigen Symptomen, von denen viele voéllig unabhéngig von der
EU-Osterweiterung sind. (Durch die Osterweiterung tritt allerdings der Anpas-
sungsstau verstérkt in den Blick):

Auf dem Weg in die alternde Gesellschaft gab es eine teure staatliche Forderung
einer Verjingung der Arbeitswelt, wodurch dank staatlich subventionierter
Frihverrentung immer weniger Firmen Uberhaupt noch Uber 50j&hrige Arbeit-
nehmer beschéftigen.
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e Kreditfinanzierte Milliardenférderung des Staates fur die am Weltmarkt nicht
wetthewerbsféhige Steinkohle, wodurch das bevdlkerungsstérkste Bundesland
Nordrhein-Westfalen in nicht-wettbewerbsfahigen Wirtschaftsstrukturen gehal-
ten wurde — mit dem Ergebnis anhaltender Wachstumsschwéche und verlang-
samten Strukturwandels. Wéhrend man in einigen Branchen aufgrund positiver
externer Effekte Subventionen 6konomisch rechtfertigen kann, gibt es flr den
Steinkohlebergbau keine erkennbare 6konomische Begriindung.

e Die Politik fand keine Kraft zu einer deutlichen Rickfihrung der Staatsquote
und auch nicht zu einer Umschichtung der Staatsausgaben zugunsten hdhe-
rer Offentlicher Investitionen. Die Schuldenquote (Relation Staatsschuld zu
Bruttoinlandsprodukt) stieg wegen der relativ zum schwachen Wirtschafts-
wachstum hohen Defizitquote von 60 % in 2001 auf 67 % in 2005. Die — im EU-
Vergleich — unterdimensionierten offentlichen Investitionen verstarken lang-
fristig die Wachstumsschwéche. Fur die groRe Koalition wird die Frage der
Schuldenpolitik auf der Agenda bleiben, selbst wenn man bei der Defizitquote
unter die 3%-Grenze kommt, denn nun verstdRt Deutschland zunehmend gegen
die Obergrenze von 60 % bei der Schuldenquote.

e Neue Industrien bzw. Dienstleistungsfelder brauchen komplementdr gut aus-
gebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Von diesen aber gibt es wegen des
Stillstands im kritikwirdigen Schulsystem — siehe PISA-Studie — und unzurei-
chender Modernisierung des Hochschulsystems sowie Defiziten in der Weiter-
bildung viel zu wenige. Das deutsche Hochschulsystem ist verglichen mit dem
der USA oder Australien vollig unterdimensioniert, da es auf private Universi-
taten — von sehr wenigen Ausnahmen abgesehen — verzichtet. Der notwendige
Weg zur Wissensgesellschaft kann aber nicht gegangen werden, wenn nur 1%
des Bruttoinlandsproduktes fir den Hochschulbereich ausgegeben wird. Dies ist
etwa die Hélfte dessen, was im Hochlohnland Deutschland nétig wére. Wegen
der schwierigen Haushaltssituation dirfte es unrealistisch sein anzunehmen,
dass der Staat durch deutlich hohere Bildungsausgaben flr eine betréchtliche
Expansion im Universitatssystem sorgen kann. Daher sind Weichenstellungen
zugunsten von privaten Universitaten dringlich. Deutschland wird sich als Hoch-
lohnland nur dann verniinftig behaupten kdnnen, wenn es die Herausforderun-
gen von Osterweiterung und Globalisierung positiv aufnimmt und nicht zuletzt
tber eine verstarkte Humankapitalbildung Wachstum und Beschaftigung zu si-
chern sucht. Bei Geringqualifizierten bzw. Langzeitarbeitslosen sollte man tber
eine negative Einkommenssteuer — wie in den USA oder GrofRbritannien — An-
reize flr mehr Beschéftigung setzen.

Die 6konomische Schubkraft der alten Industrien lauft in Deutschland immer
mehr aus. Sogar die Automobilindustrie wird unterhalb der Mittelklasse wohl bin-
nen eines Jahrzehnts teilweise aus Deutschland abgezogen sein. Der Maschinenbau
wird unter dem Eindruck eines strukturellen Mangels an Ingenieurstudenten kaum
noch expandieren konnen. Fir die neuen Paradebranchen einer modernen Dienst-
leistungsgesellschaft, etwa fur die Informations- und Kommunikationstechnologie

3 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315
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oder fiir die Medienbranche, hat man in Deutschland bislang kaum verniinftige
Weichen gestellt. In den spaten 90er Jahren erreichten die Pro-Kopf-Investitionen
in der Telekommunikation geraden 50 Prozent der Werte von L&ndern wie
Schweiz, Osterreich, GroRbritannien oder Schweden. Kein OECD-Land hat eine
regulatorisch derart zerkliftete Medienwirtschaft wie Deutschland, wodurch sich
auslandische Investoren nur wenig engagieren und deutsche Medienkonzerne nur
im Ausnahmefall soviel Dynamik im Inland entwickeln, dass sie auch international
als Investoren erfolgreich sind.

Die Politik kann auf einen leichten Konjunkturaufschwung in 2006 verweisen,
aber schon flr 2007 ist in der Frihjahrsprognose des Internationalen Wahrungs-
fonds — und bei anderen Wirtschaftsforschungsinstituten — ein Riickgang des
Wachstums angezeigt. Wéhrend die Weltwirtschaft in 2006/07 mit etwa 4,5%
wachsen drfte, liegen Deutschlands Wachstumsraten bei etwas tiber 2% im Jahr
2006 und 1% im Jahr 2007. Das Wirtschaftswachstum in den USA betréagt laut
Prognosen gut 3% im Jahr 2006 und knapp 3% im Jahr 2007, fir die Eurozone
werden 2,5 % fur 2006 angesetzt und knapp 2 % fiir 2007. Wenn Deutschland seine
Hausaufgaben nicht macht, dann wird die Eurozone gegentiber den USA am Ende
des 21. Jahrhunderts massiv zuriickgefallen sein. Auch wenn es nur eine illustra-
tive Berechnung ist, so sei betont: Wenn die USA 75 Jahre lang mit 3 % wachsen
wirden, die Eurozone aber nur mit 1%, dann hétte sich das 6konomische relative
Gewicht der USA relativ zu Eurozone von etwa 1:1 in 2005 auf 9:1 in 2080 erhoht.

Wer im globalen Systemwettbewerb das Modell der Sozialen Marktwirtschaft
international nicht chancenlos sehen will, der muss akzeptieren, dass eine wachs-
tumspolitische Revitalisierung der EU bzw. der Eurozone unerlésslich ist. Die seit
den spéten 80er Jahren entstandene Neue Wachstumstheorie bietet durchaus auch
Ansétze, um sinnvolle Politikfelder zu identifizieren: Innovationsférderung und
Humankapitalbildung sind hier zuerst zu nennen, aber auch Netzwerkeffekte in
der Digitalen Sozialen Marktwirtschaft (Welfens/Zoche/Jungmittag et al. 2005).
Wahrend in den USA langst Ansdtze zu einer Neuen Wachstumspolitik erkennbar
sind, ist man in Deutschland hier noch weit zuriick. Dies hei3t allerdings nicht,
einer altherkdmmlichen Industriepolitik das Wort zu reden, sondern auf EU-Ebene
und auf den Politikebenen von Bund und L&ndern sinnvolle Ansétze flr mehr
Wachstum zu entwickeln. Dass die Tarifvertragsparteien beim Thema Beschafti-
gungssicherung stérker in die Verantwortung genommen werden mussen, versteht
sich von selbst. Zudem ist eine verninftige solide Kommunikationsstrategie der
Wirtschaftspolitik in Sachen EU-Osterweiterung sowie eine verbesserte Qualitat
der Wirtschaftspolitik — einhergehend mit geringer Volatilitat der Politik — wesent-
lich.
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Spannungen im europaischen Mehrebenensystem
durch heterogene Praferenzen: Zur Notwendigkeit
einer flexibleren Integrationsstrategie der EU*

\Von Joachim Ahrens, Géttingen, Martin Meurers, Berlin
und Carsten Renner, Oestrich-Winkel

Abstract

The enlargement of the EU in 2004 has implied enormous challenges for the institutional
framework of the European Union. In particular, the assignment of individual policy realms
to national or European decision-making entities is politically changed. This article focuses
on the opinion of the European citizens with respect to that question. Based on Eurobaro-
meter data, the heterogeneity of preferences (reflected in diverse citizens’ opinions) will be
quantified for the old and the enlarged Union. Given the detected preferences for or against
an EU competence in individual policy areas, the implications for decision-making processes
in the European Council of Ministers will be analyzed. The results can contribute to design a
more flexible and economically more efficient integration strategy.

A. Einleitung

Die Osterweiterung der Europdischen Union (EU) geht mit einer betréchtlichen
Zunahme der Heterogenitét in der Gemeinschaft einher. Dies gilt sowohl fir wirt-
schaftliche Strukturen und finanzielle Restriktionen als auch flr politische Interes-
sen sowie soziale und kulturelle Praferenzen. Vor allem aus diesem Grund wird
sich das ohnehin bestehende Spannungsverhéltnis von Erweiterung und Vertiefung
der EU weiter verschérfen, und bereits bestehende Konflikte im Rahmen des euro-
paischen Mehrebenensystems werden sich verstarken.?

Um Spannungen abzubauen, welche die institutionellen Pfeiler und die politi-
schen Entscheidungsprozesse in der EU pragen, und die Funktions- und Hand-
lungsféahigkeit einer erweiterten EU zu stérken, ist eine 6konomisch sinnvolle und

1 Dieser Beitrag ist eine aktualisierte und leicht modifizierte Fassung des Artikels ,,EU-
Osterweiterung: Erfordert eine steigende Heterogenitat der Mitglieder flexiblere EU-Institu-
tionen?*, der bereits im ifo-Schnelldienst, 19/2003, veroffentlicht wurde.

2 Eine ausfuhrliche, differenzierte und konzeptionell orientierte Diskussion des europdi-
schen Mehrebenensystems findet sich u. a. in Konig et al. (1996).
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gesellschaftlich akzeptable Zuordnung politischer Entscheidungskompetenzen auf
die nationale bzw. die supranationale Ebene vorzunehmen. Aus Sicht der 6kono-
mischen Theorie des Foderalismus sollten 6ffentliche Giiter auf der Ebene bereit-
gestellt und politische MalRnahmen auf der Ebene entschieden und durchgesetzt
werden, welche dies kosten-effektiv und effizient gewahrleisten kann (Heinemann
1996). Alesina und Wacziarg (1999) und Alesina et al. (2001 a, b) identifizieren fur
die EU einen Trade-off zwischen dem Nutzen einerseits, welcher durch die Aus-
nutzung von Skaleneffekten und der Internalisierung externer Effekte resultiert,
und Préferenzkosten andererseits. Letztere entstehen dadurch, dass eine Harmoni-
sierung von politischen MalRnahmen zu groRerer Zentralisierung fuhrt, wodurch
die Berticksichtigung landerspezifischer Heterogenitéten erschwert wird.

Alesina et al. (2001a) unterscheiden neun Politikbereiche in der EU, die fur den
europdischen Integrationsprozess von zentraler Bedeutung sind (Tabelle 1). Auf der
Grundlage des 0.g. Kosten-Nutzen-Kalkdils identifizieren sie drei Politikfelder, in
denen die politischen Zustandigkeiten auf der EU-Ebene (oder sogar auf globaler
Ebene) angesiedelt werden sollten. Diese umfassen die AufRenhandelspolitik, die
Weiterentwicklung des Gemeinsamen Marktes und die Wettbewerbspolitik. Weitere
drei Politikfelder sollten gemeinsam auf der EU-Ebene und der nationalen Ebene
verankert werden. Dies betrifft die Bereiche Internationale Beziehungen, Umwelt-
politik sowie die Geld- und Finanzpolitik®. SchlieBlich identifizieren sie noch drei
Politikfelder, tber die ausschlieBlich von nationalen oder lokalen Jurisdiktionen
entschieden werden sollte.

Tabelle 1

Politikbereiche und empfohlene politische Zustandigkeiten

Politikbereich Externalititen | Fraferenz- | Zuordnung der politi-
Asymmetrie schen Kompetenzen
AuRenhandelspolitik hoch niedrig EU/global
Gemeinsamer Markt hoch niedrig EU
Wirtschaftsbeziehungen
(sektorubergreifend) hoch unklar EU/global
Internationale Beziehungen | mittel /hoch niedrig national / EU
Umwelt mittel / hoch hoch national / EU/ global
Geld- und Finanzpolitik mittel / hoch unklar national / EU
Bildung, Forschung, Kultur niedrig hoch lokal / national
Wirtschaftsbeziehungen
(sektoral) niedrig hoch national
Burgerrechte / Sozialpolitik niedrig hoch lokal / national

Quelle: Alesina et al. (2001a).

3 Die Geldpolitik wird von der Européischen Zentralbank bestimmt. Politikbereiche wie
Finanzmarktregulierung und Bankenaufsicht sollten ebenso zentral gesteuert werden, wéh-
rend die Finanzpolitik grundsétzlich im nationalen Verantwortungsbereich verbleiben sollte.
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Eine Bestandsaufnahme der gegenwadrtigen Kompetenzverteilung in der EU
offenbart jedoch, dass die o0.g. normativen Kriterien in einigen Bereichen nicht
erflllt sind und somit eine ineffiziente Allokation der politischen Kompetenzen
zu konstatieren ist. In einigen Bereichen wie z. B. der Landwirtschaft und Fische-
rei sind die Aktivitaten der EU zu ausgedehnt, wahrend die Union in anderen
Politikfeldern wie etwa der Umweltpolitik Uber zu begrenzte Kompetenzen
verfugt.

In den nachfolgenden Ausfiihrungen werden die Préferenzen der Biirger in den
bisherigen EU-Mitgliedslandern sowie in den Beitrittslandern hinsichtlich der Zu-
ordnung von politischen Kompetenzen auf unterschiedliche Entscheidungsebenen
quantifiziert und analysiert. Des Weiteren werden auf der Grundlage der Praferen-
zen flir oder gegen eine EU-Kompetenz in einzelnen Politikbereichen die Implika-
tionen fir die Entscheidungsprozesse im Europaischen Ministerrat analysiert. Dies
dient dann als Ausgangspunkt zum Entwurf einer flexibleren und 6konomisch effi-
zienteren Integrationsstrategie.

B. Heterogene Praferenzen: Daten und Messgrofien

Die Analyse der von den Biirgern in der EU gewlinschten Kompetenz-Alloka-
tion verfolgt das Ziel, die Einstellung der Birger hinsichtlich zentralisierter Ent-
scheidungsmechanismen in der EU zu untersuchen. Auf der Grundlage der von der
EU bereitgestellten Eurobarometer-Daten werden zwei L&ndergruppierungen
unterschieden: die bisherigen flinfzehn EU-L&nder (EU15) und die im Jahr 2004
beigetretenen L&nder (EU10). Die zentralen Fragestellungen sind, (1) ob die Pré&-
ferenzen flr die Zentralisierung bestimmter Politikfelder mit den Empfehlungen
der 6konomischen Theorie des Fdderalismus Ubereinstimmen, (2) ob trotz dieser
theoretischen Richtlinien kontroverse Einstellungen bei den Burgern existieren und
(3) ob die Erweiterung der EU das Ausmall moglicher Kontroversen veréndert hat.
Bevor diese Fragestellungen in Kapitel C explizit bearbeitet werden, erfolgt in den
nachfolgenden Abschnitten zundchst eine Erlauterung der Daten und anzuwenden-
den Messgrofien, welche zur Modellierung der Blrgerpréferenzen herangezogen
werden.

|. Daten des Eurobarometer

Um die Préferenzen der europdischen Burger zu charakterisieren, werden die
Ergebnisse des Eurobarometers herangezogen. Die seit 1973 halbjéhrlich durch-
gefuihrte Umfrage enthélt einen Fragenblock zu den EU-Kompetenzen in 25 Poli-
tikfeldern und ist damit wesentlich differenzierter als die zuvor zitierte Darstellung
von Alesina et al. (2001a). Die Befragten mussen fir jeden Politikbereich angeben,
ob sie die politische Entscheidungskompetenz eher auf der EU-Ebene oder der
nationalen Ebene bevorzugen.
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Fur eine zeitnahe Einschéatzung der EU-Politik ist es sinnvoll, nur die Umfra-
geergebnisse der letzten Jahre zu verwenden. Die Wahrungsunion 1999 bietet sich
somit als Startzeitpunkt an, da sie die Wahrnehmung europaischer Themen tenden-
ziell erhoht hat. Auf diese Weise lasst sich auch ein in langeren Beobachtungszeit-
raumen auftretender Trend in den Praferenzen vermeiden. Insgesamt enthalt der
verwendete Datensatz flir die EU15 folglich zehn Umfragen vom Friihjahr 1999
bis zum Frithjahr 2004.* Demgegeniiber war die Datenlage fiir die zehn Beitritts-
lander 5zum Zeitpunkt der Studie auf vier Umfragen der Jahre 2001 bis 2004 be-
grenzt.

I1. Auspragung und Ursache unterschiedlicher Préaferenzen

Primares Ziel der empirischen Analyse ist die Quantifizierung der Heterogenitét
im Meinungsbild der EU-Blrger mit Blick auf ihre Praferenzen flr nationale oder
zentralisierte Kompetenzen der Politik. Dazu werden aus den Umfragedaten fir
jedes Land Indikatoren gebildet, welche die Ausgepréagtheit des Burgerwunsches
nach EU-Kompetenzen in den einzelnen Politikfeldern erfassen. Die Heterogenitat
der Praferenzen in den einzelnen Landern wird dann zunéchst getrennt fur die
EU15 und die EU10 untersucht. Man erhalt somit zwei Mal3e fiir die Heterogenitat
der Praferenzen, einerseits innerhalb der jeweiligen Gruppe und andererseits im
Vergleich der beiden Gruppen miteinander.

Ein erster Schritt in der Datenauswertung ist die Abgrenzung von Politikfeldern,
in denen eine klare Mehrheit von Landern entweder fiir eine Zentralisierung oder
fir eine Dezentralisierung von Entscheidungsprozessen ist, gegenlber solchen
Politikbereichen, die zwischen den Ldandern kontrovers sind. In einem zweiten
Schritt wird dann die Heterogenitat der jeweiligen Gruppe (EU15 bzw. EU10) in
Bezug auf die generelle Haltung der L&nder zu EU-Kompetenzen herausgearbeitet.
Dadurch lassen sich zum einen die EU-Optimisten und -Pessimisten identifizieren.
Zum anderen konnen landerspezifische Praferenzen und deren mdgliche Hin-
tergriinde aufgezeigt werden.

Besonders interessant sind die zwischen den Léndern kontroversen Politikfelder
sowie die unterschiedlichen Positionen einzelner Lander bzw. Landergruppen. Die-
se Informationen helfen nicht nur, die Heterogenitat der Praferenzen europdischer
Burger aufzudecken, sondern liefern auch Hinweise auf die Ursachen l&anderspezi-
fischer Positionen. Anderson und Kaltenthaler (1996) zeigen z. B., dass die Lange
der EU-Mitgliedschaft, der Zeitpunkt des Beitritts und die nationale Wirtschafts-

4 Im Jahr 2000 wurde die Umfrage nur einmal durchgefihrt.

5 Die betreffenden Informationen tber die Beitrittslander finden sich im Internet unter der
Adresse http: // europa.eu.int/ comm/ public_opinion/cceb_en.htm.

Der Zeitrahmen von vier Jahren konnte fiir die Messung stabiler Praferenzen zu kurz sein.
Allerdings zeigt sich, dass die Standardabweichungen der zu berechnenden Praferenzindika-
toren geringere Werte aufweisen als die Standardabweichungen im Fall der EU15-Gruppe.
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entwicklung die Hauptfaktoren fur eine generelle Zentralisierungspréaferenz sind.
Mdglicherweise gibt es aber noch weitere Einflussfaktoren, die in der Geschichte,
in der geographischen Lage oder den soziodkonomischen Bedingungen angelegt
sind.

Ein ergénzender Ansatz, um die Motive flr landerspezifische Praferenzen fur
oder gegen mehr Zentralisierung néher zu beleuchten, ist die Betrachtung der Kor-
relationen zwischen den Préferenzen fur verschiedene Politikfelder. Ist z. B. das
Meinungsbild zu zwei Politikfeldern tiber die L&nder hinweg sehr dhnlich, so l&sst
dies darauf schlieRlen, dass die Birger eine enge Verbindung zwischen beiden Poli-
tikfeldern sehen. Im Umkehrschluss kénnte man argumentieren, dass ein zentrales
Motiv oder Anliegen fir die PraferenzéufRerung zu beiden Politikfeldern existiert.
So schlégt sich z. B. die Vorstellung, von welcher politischen Instanz Zuwanderung
geregelt werden sollte, in einer sehr &hnlichen Praferenzverteilung in den Politik-
feldern Politisches Asyl und Immigration nieder.

I11. Messgrofien fur Heterogenitat

Die erste Kategorie von Messgroien zielt auf die Frage, inwieweit Mehrheiten
von L&ndern fur oder gegen politische Kompetenzen der EU in den insgesamt 25
Politikfeldern (j =1,2,...,25) sind. Fur jedes Land der EU15 und der EU10
(i=1,2,...,15und i =1,2,...,10) liegen aus den Umfragen Prozentzahlen der
Befragten vor, die sich fiir nationale Kompetenzen (%NAT;;) und fiir EU-Kom-
petenzen (%EU; ;) aussprechen. Beriicksichtigt man mehrere Befragungsrunden
(wie erldutert fur die EU15 T = 10 und fir die Beitrittskandidaten T = 4), so l&sst
sich ein Indikator konstruieren, der fir jedes Land zu jedem Politikfeld die Aus-
gepréagtheit des Bedrfnisses nach nationaler Politikkompetenz ausdriickt:

1
Xij = 100 - <?zt:%NATL,,t - %Eui‘,,t> t=1...T.

Dieser Indikator kann bei vollstandiger Ablehnung von Zentralisierung politi-
scher Kompetenzen auf EU-Ebene einen Wert von 100 erreichen. Bei vollstandiger
Zustimmung nimmt er einen Wert von —100 an. Die Standardabweichung des Indi-
kators ist entsprechend durch

ij = /Var(%iNATi ) + Var(%EUi;,) — 2Cov(%NATj, %EUj )

gegeben. Aufbauend auf diese GroRen erhédlt man eine erste Messgrofe fur die
Dominanz bestimmter Préferenzen, indem man diejenigen Lander abzahlt, fir wel-
che die Indikatoren X; ; signifikant tber (Préaferenz flir nationale Politik) bzw. unter
(Praferenz fur EU-Kompetenz) null liegen. Als Trennlinie dienen hierbei die
5 %-Werte der konventionellen t-Statistik. Die Differenz aus den signifikanten Pro-
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EU- und Kontra-EU-L&ndern (D) liefert dann einen ersten Anhaltspunkt fiir klare
Mehrheiten von Landern, deren Biirger entweder Zentralisierung oder Dezentrali-
sierung der politischen Entscheidungen winschen.

Als zweite Messgrofe fiir die Dominanz bestimmter Praferenzen in den Lander-
gruppen berechnen wir die Wahrscheinlichkeit einer 50 %-Mehrheit fiir zentra-
lisierte Politikkompetenzen unter der Annahme, dass jedes Land eine Stimme
besitzt. Diese Messgrofe wird in der weiteren Analyse als W50 bezeichnet. Wir
erhalten sie durch Simulationen der Mehrheitsverhéltnisse auf der Grundlage des
Praferenzindexes Xjj unter zusétzlicher Berticksichtigung der Unsicherheit im
Abstimmungsverhalten, welche in der Standardabweichung S;; zum Ausdruck
kommt. Fir jeden der 10.000 Simulationsschritte erhé&lt man so ein bestimmtes
Abstimmungsergebnis. Die Anzahl der Mehrheiten werden dann durch den Indika-
tor W50 als Prozentsétze der Simulationsldufe erfasst.

Zusétzliche Information zur Bewertung der Robustheit der vorangegangenen
Indikatoren liefern zudem der einfache Durchschnitt der Indikatoren X;; tber alle
Lander (X;) sowie die durchschnittliche Standardabweichung der Indikatoren in-
nerhalb der EU15 bzw. EU10 (Sj).

Wie erldutert, manifestiert sich Heterogenitat in den Pré&ferenzen auch noch in
weiteren Dimensionen. Erstens in der allgemeinen Einstellung der Birger einzel-
ner L&nder zu zentralisierter EU-Politik und zweitens in der Abweichung ihrer
Zentralisierungspréferenz von den tbrigen Landern. Um eine MessgroRe fir diese
relative Praferenz eines Landes zu erhalten, erfassen wir fir jedes Politikfeld j die
Léander mit derselben Préaferenz wie Land i (#G;;) und setzen sie in Bezug zur
Anzahl der Lander mit der Mehrheitsposition (#M;). Zusammengefasst wird dies
in dem folgenden Index:

#Gjj+1
- #M; '

MFK; :%
J

Dieser Index, der die Mehrheitsféhigkeit der generellen EU-Haltung eines Lan-
des erfasst, liegt z. B. fur die EU15-Gruppe minimal bei 1/14 (die Birger von
Land i stehen mit ihrer Meinung immer alleine) und maximal bei 1 (die Blrger
von Land i vertreten immer die Mehrheitsmeinung).

C. Burgerpréaferenzen in der EU

I. Burgerpréaferenzen in der EU15

Zunéchst wendet sich die empirische Auswertung den Mehrheiten zu, die in den
EU15-Léandern bezuglich der 25 Politikfelder existieren. Die Rangfolge der Poli-
tikfelder in Tabelle 2 wurde durch Sortieren nach der Deutlichkeit von Mehrheiten
flir Zentralisierung ermittelt, wobei dem Indikator D Prioritdt vor dem Indikator
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W50 und dem Mittelwert der Landerindikatoren X; gegeben wurde. Insbesondere
der Indikator W50 stellt sich dabei als sehr geeignet heraus, klare Mehrheiten fir
oder gegen Zentralisierung von den kontroversen Politikfeldern abzugrenzen.

Préaferenzen der EU15 — Messgrof3en fur die 25 Politikfelder

Tabelle 2

Politikfeld D W50 Xj S;
Menschenhandel und Ausbeutung

von Menschen 15 100 % -57,1 11,1
Information Uber EU 15 100 % -46,3 12,0
AuBenpolitik 15 100 % 42,2 18,3
Forschung 15 100 % -38,0 18,1
Drogen 15 100 % -34,9 11,7
Unterstiitzung schwacher Regionen 15 100 % -28,8 13,5
Organisiertes Verbrechen 13 100 % -42.8 16,2
Armut und soziale Ausgrenzung 13 100 % -20,5 14,1
Humanitére Hilfe 11 100% -32,8 23,0
Waéhrungsfragen 11 100 % -29,4 29,9
Umweltschutz 11 100 % =17,7 18,5
Mittelwert pro EU 13,5 100 % -35,5 16,9
Agrar und Fischfang 3 71% 0,8 20,6
Politisches Asyl 1 45% -0,7 26,3
Arbeitslosigkeit 1 38% 2,7 19,3
Flichtlinge 1 35% 48 32,3
Verteidigung -1 19% 8,9 34,3
Immigration -3 27% 6.54,9 31,2
Mittelwert kontrovers 0,3 39% 3,6 27,3
Jugendkriminalitét -9 0% 17,3 24,5
Stadtkriminalitat -11 0% 21,7 22,2
Kulturpolitik -11 0% 23.6 19,7
Medien -13 0% 24.8 17,8
Erziehung und Bildung -13 0% 36,0 16,2
Gesundheits- und Sozialwesen -13 0% 37,2 25,4
Justiz -15 0% 33,4 19,5
Polizei -15 0% 41,3 15.8
Mittelwert pro nationale Politik -12,5 0% 29,4 20,1

Quelle: Eurobarometer, eigene Berechnungen.

Fur 11 der 25 Politikfelder gibt es demnach eine klare Mehrheit von Landern,
die Entscheidungskompetenzen auf EU-Ebene favorisieren. Der Wunsch nach
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Zentralisierung ist offenbar am ausgepragtesten fiir politische Anstrengungen
gegen Menschenhandel und Ausbeutung von Menschen. So sprechen sich gemaR
der KenngréRRe D die Biirger in allen 15 Léndern Kklar fiir eine EU-Kompetenz aus.
Ferner ist die Wahrscheinlichkeit einer 50 %-Mehrheit von Landern fiir Zentralisie-
rung (W50) im Prinzip eins.

Gemeinsame Motive fur das klare Meinungsbild zugunsten von Zentralisierung
in den 11 Politikfeldern lassen sich wie oben erlautert anhand der Korrelationen
der einzelnen Praferenzindikatoren X;; ergrinden. Formal ausgedriickt wird dazu
der lineare Zusammenhang zwischen den beiden aus i Zeilen bestehenden Vekto-
ren X;j; und X; fr zwei unterschiedliche Politikfelder j und k ermittelt.

Ein interessantes Ergebnis dieser Betrachtung ist die hohe Korrelation der Indi-
katoren fir den Bereich Menschenhandel und Ausbeutung von Menschen mit
denen der Politikfelder Wahrungsfragen, Informationen tber die EU, AuBenpolitik,
Organisiertes Verbrechen und Drogen. Dieser Zusammenhang deutet an, dass die
Zentralisierungspraferenz offenbar ein Ausdruck einer Vielzahl miteinander ver-
wobener Sorgen Uber Menschenrechte, wirtschaftliche Wohlfahrt und Sicherheit
ist. Zu vermuten wére demnach, dass sich in dem Bedurfnis nach EU-Kompeten-
zen auch die Befiirchtung widerspiegelt, dass nationale Entscheidungen in einer
globalisierten Welt allgemein an Effektivitat verlieren.

Unabhéngig davon kann die gewiinschte Zentralisierung schlicht als Spiegel
einer rein effizienzgeleiteten Betrachtung erachtet werden; denn gerade in diesen
Politikfeldern gibt es groBe Spielrdume flr Skaleneffekte und die Internalisierung
von externen Effekten durch eine gemeinsame Politik. Die einstimmige Praferenz
fir eine EU-Politik zur Unterstutzung schwacher Regionen weist demgegeniber
kaum Korrelationen zu anderen Politikbereichen auf, was darauf hindeutet, dass
die Regionalpolitik als eine Art eigenstandige Dimension europdischer Politik er-
achtet wird. Offenbar wird die erfolgreiche Integration der &rmeren Lander Portu-
gal, Griechenland, Spanien und Irland von nahezu allen Landern deutlich positiv
bewertet.® Uberraschend ausgepragt ist die Praferenz fiir eine gemeinsame AuRen-
politik, wenn man die kontroversen Auffassungen in Verbindung mit dem Irak-
Krieg bedenkt. Darauf wird noch in Verbindung mit dem Politikfeld Verteidigung
einzugehen sein. Auch bei den Politikfeldern Umweltschutz, Humanitére Hilfe und
Armut und soziale Ausgrenzung scheinen den EU-Blrgern die Probleme unzu-
reichender dezentraler Entscheidungen und eines potenziellen Trittbrettfahrer-Ver-
haltens bewusst zu sein. Aufgrund der starken Korrelation zwischen diesen Indizes
kann man zudem vermuten, dass die Birger diese Politikfelder als einen zu-
sammenhéngenden Aufgabenkomplex der EU ansehen. Beim Thema Forschung
herrscht eine vergleichbare Sensibilitat in Bezug auf eine effiziente Kompetenz-
zuweisung vor. Hier l&sst die starke Korrelation der Préferenzindizes mit denen fur

6 Alesina et al. (2001a: 10) stellen in diesem Zusammenhang nuchtern fest, dass ,,the re-
sponse in the questionnaire may reflect the perception of personal or country gains rather than
a fair judgement about the optimality of allocative criteria“.
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Wahrungsfragen darauf schlieRen, dass die Blrger die potenziellen Skaleneffekte
einer zentralen EU-Politik bei ihren Antworten bericksichtigen.

Es gibt nur sechs Politikfelder, die unter den Birgern der EU15-Léander kontro-
vers sind. Hierbei sind vor allem die unterschiedlichen Préferenzen der einzelnen
Lander interessant. Die eng verbundenen Politikfelder Asyl, Flichtlinge und Immi-
gration werden von sechs Landern auf der EU-Ebene favorisiert — Belgien, Grie-
chenland, Spanien, Italien, Frankreich und die Niederlande (in Bezug auf Asyl und
Flichtlinge). Das gegeniberliegende Ende des politischen Spektrums gegen Zen-
tralisierung wird von Déanemark, Finnland, Irland, Schweden, GroRbritannien und
Osterreich markiert. EU-Entscheidungen zum Bereich Agrar und Fischerei werden
von Belgien, Deutschland, Spanien und den Niederlanden bevorzugt, wobei die
Opposition erneut aus skandinavischen Léandern, GroRbritannien und Osterreich
besteht. Betrachtet man die Vergangenheit, so hat die erste Gruppe von Léndern
vorwiegend von den getroffenen Entscheidungen zur Marktregulierung und Quali-
tatskontrolle profitiert, so z. B. bei der Verhinderung der Verbreitung von Tier-
krankheiten. Im Gegensatz dazu mag die Beflirchtung, dass solche Malinahmen zu
protektionistischen Zwecken eingesetzt werden, der Grund fir die Abneigung ge-
genuber zentralistischen Entscheidungen durch die zweite Gruppe sein.

Am interessantesten ist die Verteilung der Burgerpraferenzen in Bezug auf eine
gemeinsame \erteidigungspolitik und MaRnahmen zur Bekampfung von Arbeits-
losigkeit. Aufgrund der engen Verzahnung von Auflen- und Verteidigungspolitik
wirde man eigentlich wie zuvor bei der AuBenpolitik mit einer klaren Praferenz
flr eine EU-Verteidigungspolitik rechnen. Auf eine solche Verbindung beider Poli-
tikfelder deutet auch die hohe Korrelation der Indikatoren von 83 % hin. Allerdings
sind die Praferenzen fir AuBenpolitik auch stark korreliert mit denen fur Wah-
rungsfragen, Justiz, Humanitare Hilfe, Einwanderung, Asyl und Informationen
tber die EU. Demnach kommt in dem Wunsch nach einer europdischen Aufen-
politik mdglicherweise ein generelles Bedurfnis nach einer politischen Vertretung
Europas zum Ausdruck, das Uber eine rein militarische Dimension hinausgeht. Zu
einem diffuseren Meinungsbild zu einer gemeinsamen Verteidigungspolitik tragt
unter Umstédnden auch die Kompetenziiberlagerung mit der NATO bei, deren
zukiinftige Rolle ungewiss ist. Auch hier wird der Kern der EU-Opponenten wie-
der von Skandinavien und GroRbritannien gebildet.”

Das Themengebiet der Arbeitsmarktpolitik erscheint noch kontroverser. Nur
die Burger Italiens und Griechenlands sind hier klar fur europdische Ldsungs-
ansatze. Dénen, Finnen, Schweden und Briten lehnen solche MalBnahmen ab. In

7 Fur die Préferenzverteilung spielen unter Umstédnden auch Erfahrungen der Lander mit
militdrischen Konflikten eine Rolle. Die deutlich favorisierte EU-Kompetenz von den
Burgern Italiens und Deutschlands sowie von den Birgern in dessen unmittelbaren Nachbar-
landern Belgien, Luxemburg und den Niederlande ist moglicherweise vor dem Hintergrund
des Zweiten Weltkriegs zu sehen. Lander, die danach in nationale bzw. internationale milita-
rische Konflikte involviert waren, wie GroRbritannien, Irland und Griechenland, lehnen dem-
gegeniiber eine gemeinsame Verteidigungspolitik strikt ab.
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Abbildung 1 impliziert die Korrelation der EU-Préferenz im Bereich der Arbeits-
marktpolitik und des 10-Jahres-Durchschnitts der Arbeitslosenrate in den Mit-
gliedslandern, dass das Scheitern nationaler Politiken in der \ergangenheit zu
einem groflen Teil fur diese Préferenzverteilung verantwortlich ist. Die Sonder-
falle, Italien und Griechenland, kdnnen teilweise durch deren vergleichsweise
schwach ausgeprégten nationalen Governance-Strukturen erklért werden. Der Son-
derfall Finnland kann mit Hilfe der Tatsache erklért werden, dass die Blirger — trotz
ausgepragter Arbeitslosigkeit — die bisherigen Erfolge der nationalen Politik bei
der Bekampfung der Arbeitslosigkeit anerkennen. Insbesondere das Beispiel Finn-
lands, aber auch Schweden und Danemark unterstreichen die Praferenz skandinavi-
scher Lander fur Subsidiaritat, welche auch in Verbindung mit anderen Politikfel-
dern augenscheinlich ist.
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Quelle: Eurostat (2003); eigene Berechnungen.

Abbildung 1: Arbeitslosenquoten und Préferenzen fir eine EU-Arbeitsmarktpolitik

Fir die Ubrigen acht Politikbereiche wird eine EU-Kompetenz sicher auch des-
wegen deutlich abgelehnt, weil sich tber sie auch in einem gewissen Mafe kultu-
relle Identitat definiert, wie z. B. im Bereich Kulturpolitik, Medien und Erziehung
und Bildung. Andererseits wird hierdurch erneut eine recht gute Anlehnung der
Préferenzen an eine effizienzorientierte Zuweisung politischer Kompetenzen deut-
lich, da die kulturbedingten Unterschiede eine zentrale Administration Uberfordern
wirden. Ferner l&sst sich fir die Aufgabenbereiche Polizei, Stadtkriminalitat,
Jugendkriminalitat, Justiz sowie Gesundheits- und Sozialwesen eine héhere Effi-
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zienz dezentraler Kompetenzen konstatieren, da nationale und regionale Rahmen-

bedingungen besonders beriicksichtigt werden missen.

Tabelle 3
Heterogenitét in der generellen EU-Haltung der EU15

- : Abweichungen
sy || vonder
Mehrheitsmeinung

Portugal 14 1 0,91
Deutschland 15 2 0,92
Belgien 17 2 0,91
Frankreich 17 2 0,91
Danemark 12 3 0,91
Irland 12 3 0,91
Luxemburg 14 3 0,91
Niederlande 16 3 0,90
Osterreich 13 4 0,87
Spanien 19 4 0,85
Italien 20 5 0,82
Griechenland 18 5 0,81
Grofbritannien 9 6 0,83
Schweden 8 7 0,81
Finnland 9 8 0,77
Mittelwert 14 4 0,87
Min 8 1 0,77
Max 20 8 0,92

Quelle: Eurobarometer, eigene Berechnungen.

Wendet man sich nun der landerbezogenen Analyse hinsichtlich der generellen
Meinung zu Kompetenzen der EU zu, ist festzustellen, dass die Mehrheit der
EU15-Lander zentralisierte Entscheidungen in 15 Politikfeldern befurwortet — zu
den ersten elf aus dem oberen Drittel der Tabelle 2 kommen Agrar und Fischfang,
Arbeitslosigkeit, Asyl und Flichtlinge hinzu — und diese flr die tbrigen Politik-
felder ablehnt. Die L&nderabfolge in Tabelle 3 — vor allem der Mehrheitsfahigkeits-
index MFK; — verdeutlicht, dass Portugal das groRte Ubereinstimmungspotenzial
besitzt. Die Birger Portugals bevorzugen eine Kompetenzverteilung, welche sich
lediglich in einem Politikfeld (Agrar und Fischfang) von der Mehrheitsposition un-
terscheidet. Aufgrund ihrer politischen Bedeutung kénnen Deutschland und Frank-
reich als das politische Gravitationszentrum der EU bezeichnet werden. Die Préfe-
renzen der Burger dieser Lander unterscheiden sich nur in zwei Politikfeldern von
der Mehrheitsposition (Deutschland in Bezug auf \erteidigung sowie Asyl und
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Frankreich hinsichtlich Verteidigung und Immigration). Ahnliche Praferenzmuster
existieren in kleineren Léndern wie Belgien, Irland, Danemark, Luxemburg und
den Niederlanden. Skepsis in Bezug auf die EU ist am offensichtlichsten in Grof3-
britannien und in den skandinavischen L&ndern, Schweden und Finnland, wo die
Burger nationale Entscheidungskompetenzen in der Mehrzahl der Politikfelder
bevorzugen. Eine vierte Landergruppe umfasst Spanien, Griechenland und Italien.
Die Birger dieser L&nder sind vergleichsweise optimistisch hinsichtlich einer gro-
Reren Wirksamkeit von Entscheidungsprozessen auf EU-Ebene; bemerkenswerter
Weise auch gerade bei solchen Politikfeldern wie Jugendkriminalitat, wo nationale
Entscheidungen prinzipiell effizienter sind. Italienische Biirger wiinschen sich na-
tionale Kompetenzen sogar nur in den Politikfeldern Polizei und Stadtkriminalitat.

Ein erster Erklarungsansatz fir diese aus Optimalitatsgesichtspunkten (berzo-
gene EU-Orientierung ist mitunter in dem Versagen nationaler Politik und natio-
naler Institutionen zu sehen. Empirische Hinweise zur Untermauerung dieser The-
se liefern z. B. Governance-Indikatoren der Weltbank, welche die Qualitét nationa-
ler Institutionen und die Leistungen nationaler Politik bewerten. Abbildung 2 zeigt
dazu, dass bei den drei Kriterien, Effektivitdt der Regierung, Qualitat der Ord-
nungspolitik und Einddmmung von Korruption, gerade diese drei Lander (zusam-
men mit Portugal) am unteren Ende der EU15 stehen.®

Als Zwischenfazit aus den beobachteten Kontroversen innerhalb der EU15 er-
halt man einige wichtige Anhaltspunkte flr die Bestimmungsfaktoren der unter-
schiedlichen Préferenzen. Neben der von Anderson und Kaltenthaler (1996) auf-
gefuhrten Dauer der EU-Mitgliedschaft, die dazu geeignet scheint, die Vorbehalte
der skandinavischen Léander gegenuber der EU zu erkléren, spielen offenbar noch
weitere Faktoren eine Rolle. So zeigen die Praferenzindikatoren, dass auch die
geographische Lage, Kosten und Nutzen vergangener EU-MalRnahmen sowie die
Problemlésungskapazitat nationaler Institutionen einen Einfluss auf die Vorstellun-
gen der Blrger Uber die Kompetenzzuweisung haben. Diese Faktoren flhren in der
Gesamtheit dazu, dass in Bezug auf die Frage nach generell mehr politischen
Kompetenzen der EU die Befiirworter in Kontinental- und insbesondere in Stdeu-
ropa den Skeptikern in Skandinavien und Grof3britannien gegeniberstehen.
Betrachtet man jedoch die Praferenzen im Durchschnitt, so kann man festhalten,
dass die Meinung der Blrger von der Tendenz her durchaus den Ratschldgen fir
eine Kompetenzverteilung nahe kommen, die sich aus der 6konomischen Fodera-
lismustheorie ergeben (vgl. z. B. Alesina et al. (2001a) und Alesina und Wacziarg
(1999)). Bei den im breiten Konsens auf EU-Ebene bevorzugten Politikfeldern
kommt jedoch offenbar zusatzlich ein Bedurfnis nach einer einheitlichen EU-Posi-
tion im Zeichen des beschleunigten globalen Wandels zum Ausdruck, worauf die

8 Die entsprechenden Daten finden sich in Kaufmann et al. (2005) sowie unter http: //
info.worldbank.org/governance. Hinsichtlich einer Diskussion der Messprobleme, die mit
diesen und anderen Governance-Indikatoren verbunden sind, siehe z. B. Ahrens und Meurers
(2002).
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starke Korrelation der Préferenzen (iber eine Mischung von Politikfeldern, welche
Wirtschaft, innere Sicherheit und internationale Beziehungen umfassen, hindeutet.
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Quelle: Kaufmann et al. (2005), eigene Berechnungen.

Abb. 2: Qualitat nationaler Institutionen in den EU15

I1. Vergleich mit den Birgerpraferenzen in den Beitrittslandern

In Tabelle 4 sind die Messgrofien flir dominante Praferenzen der Blrger aus den
zehn Beitrittslandern (EU10) dargestellt. Offensichtlich haben die Birger in diesen
L&ndern eine eindeutig optimistischere Haltung zu politischen Entscheidungen auf
der EU-Ebene als diejenigen in den ,,alten” Mitgliedslandern.

Alle sechs in der EU15 kontroversen Politikfelder werden hier klar auf der EU-
Ebene favorisiert. Gleiches gilt auch fiir die Politikfelder Gesundheits- und Sozial-
wesen, Jugendkriminalitdt und Erziehung und Bildung, welche die EU15-Burger
deutlich im nationalen Einflussbereich belassen méchten. Diese Parallele zu der
zuvor fur Italien, Griechenland und teilweise auch fiir Spanien festgestellten Zen-
tralisierungsvorliebe wirft erneut die Frage auf, ob nicht auch hier die Zweifel an
der Kompetenz nationaler Institutionen ausschlaggebend sind. Wie schon zuvor
liefert die Betrachtung der Weltbank-Indikatoren fur institutionelle Qualitat in
Abbildung 3 zumindest ein erstes Indiz. Lediglich Malta, Slowenien, Estland und
Zypern liegen deutlich Gber dem Durchschnittswert der drei Indikatoren fir Ita-

4 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315
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lien — dem Land, dessen institutionelle Qualitat am schlechtesten in der EU15 ein-
gestuft wird. Abweichende Préaferenzen zwischen den Birgern der Beitrittslander
sind nur in Bezug auf die Politikbereiche Stadtkriminalitat und Justiz festzustellen.
Die Aufteilung in Beflirworter einer EU-Verantwortung in Slowenien, Lettland, Po-
len und Zypern und in EU-Skeptiker in Malta, Estland und Tschechien gibt
allerdings keinen weiteren Aufschluss tiber die Grinde, die hinter dieser Kontro-
verse stehen. Letztlich gibt es lediglich fur die Politikfelder Medien, Polizei und
Kulturpolitik eine klare Préferenz der Blrger in den Beitrittslandern fir nationale
Entscheidungen.

Tabelle 4

Préaferenzen der Beitrittslander — MessgroRen zu den 25 Politikfeldern

Politikfeld D W50 Xj Sj

Menschenhandel und Ausbeutung

von Menschen 10 100 % -63,4 18,8
Organisiertes Verbrechen 10 100 % -58.6 19,0
Drogen 10 100 % -58,1 18,1
Information tber EU 10 100 % -55,8 16,8
Forschung 10 100 % -55,7 17,6
Humanitére Hilfe 10 100 % -48,1 17,1
Unterstiitzung schwacher Regionen 10 100 % -45,0 16,8
AuRenpolitik 10 100 % -43,7 18,0
Armut und soziale Ausgrenzung 10 100 % -40,6 16,5
Arbeitslosigkeit 10 100 % -354 17,0
Umweltschutz 10 100 % -33,6 12,8
Verteidigung 8 100 % -30,0 20,7
Wahrungsfragen 8 100 % -27,2 24,1
Jugendkriminalitét 8 99 % -16,8 15,3
Agrar und Fischfang 8 98 % -14,4 18,8
Asyl 6 99 % -15,1 14,5
Immigration 4 100 % -17,2 16,6
Erziehung und Bildung 4 99 % -11,2 13,8
Gesundheits- / Sozialwesen 4 96 % -14,4 19,9
Flichtlinge 4 88 % -8,1 15,4
Mittelwert pro EU 8,2 99 % -34,6 17,4
Justiz 2 34% -0,9 14,0
Stadtkriminalitat 0 50 % -6,4 18,1
Mittelwert kontrovers 1 42% -3,7 16,0
Medien -4 0% 13,8 21,5
Polizei -6 2% 8,4 14,0
Kulturpolitik -8 0% 19,0 11,5
Mittelwert pro nationale Politik -6 1% 13,7 15,7

Quelle: Eurobarometer, eigene Berechnungen.
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Quelle: Kaufmann et al. (2005), eigene Berechnungen.

Abbildung 3: Qualitét der Institutionen in den Beitrittslandern

Betrachtet man die Korrelationen der Indizes fir die einzelnen Politikfelder, so
fallt im Vergleich mit den EU15 auf, dass die Préferenzen in Bezug auf die ver-
schiedenen Politikfelder nicht so stark korreliert sind. Die EU15 assoziieren bei-
spielsweise Verteidigung mit zwolf anderen Politikfeldern, wéhrend die Blrger der
EU10 Verteidigungsfragen nur mit den Politikfeldern Wahrungsfragen, organisier-
tes Verbrechen, Drogen sowie Menschenhandel und Ausbeutung von Menschen in
Verbindung bringen. Eine bemerkenswerte Korrelation bezieht sich auf humanitére
Hilfe, Armut und soziale Ausgrenzung, Arbeitslosigkeit, Unterstlitzung schwacher
Regionen, Forschung, Information ber die EU, AuRenpolitik, Immigration, organi-
siertes erbrechen, Drogen, Menschenhandel und Ausbeutung von Menschen, Ge-
sundheits- und Sozialwesen, Flichtlinge und Jugendkriminalitat. Diese Politikfel-
der scheinen aus Sicht der EU10-Biirger besonders wichtig zu sein, da sie entspre-
chende EU-Kompetenzen stark bevorzugen.

Die starke Zentralisierungspraferenz der neuen Mitgliedslander spiegelt sich
auch in der nach Landern aufgeschliisselten Betrachtung wider. Die Mehrheitsposi-
tion der EU10 impliziert 22 zu zentralisierende Politikfelder und lediglich drei Po-
litikfelder (Polizei, Medien und Kulturpolitik), welche in dezentraler Verantwor-
tung verbleiben sollen. Diese Mehrheitsposition wird von Lettland représentiert.
Die Burger in Polen, Zypern, der Slowakei, Litauen und der Tschechischen Repu-
blik befinden sich nahe an dieser Position. Sie bevorzugen das eine oder andere
Politikfeld mehr oder weniger auf der nationalen oder europdischen Ebene, ohne
aber ein signifikant niedrigeres Vertrauen in EU-Institutionen zu haben. Slowenien
stellt einen Extremfall dar, weil die Birger eine EU-Kompetenz in allen 25 Politik-
feldern bevorzugen. Eine etwas skeptischere Sichtweise scheint in Estland, Ungarn

4%
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und Malta zu existieren, da die Birger dieser L&nder eine deutlich groRere Anzahl
von Politikfeldern in der Verantwortung ihrer nationalen Entscheidungsinstanzen
belassen mdchten.

Tabelle 5

Heterogenitat in der generellen EU-Haltung der Beitrittslander

- - Abweichungen
oldcer || vonder
Mehrheitsmeinung

Lettland 22 0 0,96
Polen 23 1 0,93
Zypern 23 1 0,94
Slowakei 21 1 0,96
Litauen 20 2 0,94
Slowenien 25 3 0,88
Tschechien 19 3 0,93
Estland 16 6 0,85
Ungarn 17 7 0,81
Malta 13 9 0,75
Mittelwert 20 3 0,89
Min 13 0 0,75
Max 25 9 0,96

Quelle: Eurobarometer, eigene Berechnungen.

Insgesamt zeigen die Indikatoren fur die EU10-Lander, dass die Praferenzen
ihrer Blrger flr Zentralisierung bzw. Dezentralisierung der einzelnen Politikfelder
deutlich weniger mit einer effizienten Aufteilung politischer Kompetenzen ver-
einbar sind. Polare Gruppen von Landern sind nicht zu verzeichnen. Vielmehr be-
steht generell eine starke Préferenz fur ein hohes MafR an EU-Kompetenzen. Unter-
einander sind die EU10 sogar recht homogen. In einer erweiterten Union folgt aus
ihrer einseitigen EU-Fokussierung jedoch tendenziell eine Zunahme der Hetero-
genitat in den Préaferenzen. Als mdgliche Grinde firr dieses starke gemeinsame
Element der EU10 kommen die Schwéche nationaler Institutionen sowie die Hoff-
nung auf eine verbesserte 6konomische Situation durch eine von der Integration
getriebene Politik in Frage. Daflr liefern erneut die Korrelationen zwischen den
einzelnen Indizes sowie Indikatoren der institutionellen Rahmenbedingungen erste
Anhaltspunkte.
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D. Ausblick auf kinftige
Entscheidungsprozesse in der EU

Eine wichtige Fragestellung aus der vorangegangenen Analyse ist, ob die zuneh-
mende Heterogenitat der Praferenzen bezliglich der Zuweisung politischer Kom-
petenzen den Spielraum fir klare Mehrheiten im politischen Entscheidungsprozess
der EU — respektive dem Europdischen Rat — einschrénkt und ob der ausgepragte
Zentralisierungswunsch der neuen Mitgliedsldnder die Position der EU-Skeptiker
schwacht.

Gegenwartig kann der Rat der Européischen Union (der ,,Ministerrat“) als das
zentrale Entscheidungsorgan angesehen werden. Zwar gelangt die Frage nach mehr
oder weniger EU-Kompetenz auf einzelnen Politikfeldern nicht direkt im Minister-
rat zur Abstimmung, aber trotzdem gibt es viele Einzelentscheidungen, die letzt-
lich mehr oder weniger zentrale Administration zur Folge haben kdnnen. Zusétz-
lich muss man einrdumen, dass die Reduktion komplexer politischer Interaktion
zwischen der Européischen Kommission, dem Parlament und dem Ministerrat auf
dieses eine Entscheidungsgremium eine starke Vereinfachung darstellt. Sie kann
jedoch ein erster Indikator daftr sein, welche politischen Implikationen die Blirger-
praferenzen tatséchlich haben kdnnen, wenn man davon ausgeht, dass die Politiker
sich zumindest von der Tendenz her nach ihnen richten, um ihre eigene Wieder-
wahl méglichst zu sichern.

Im Vorgriff auf die Erweiterung wurde im Vertrag von Nizza eine Reform der
Mehrheitsregeln im Ministerrat beschlossen. Unter anderem wurde die Stimmen-
verteilung neu festgelegt, und die Integration der neuen Mitglieder wurde durch
eine Aufstockung der Gesamtstimmenzahl vollzogen. Gleichzeitig ging damit eine
Erhdhung der Hirde fir eine sogenannte Qualifizierte Mehrheit (QM) einher. Die
gravierendste Neuerung ist jedoch die Einfiihrung einer Dreifach-Klausel fir eine
Qualifizierte Mehrheit. Neben der erforderlichen Stimmenzahl muss nun eine ab-
solute Mehrheit von Mitgliedslandern und, auf Antrag eines Landes, auch eine
62% Mehrheit der EU-Bevolkerung gewahrleistet sein. Diese neuen Abstim-
mungsregeln wurden 2005 eingefiihrt. Fir den rein hypothetischen Fall, dass die
Erweiterung bis dahin nicht stattgefunden hatte, ergaben sich fir die EU15-Lander
insgesamt 237 Stimmen bei einer QM von 169 Stimmen (71,3 %). Dieser theore-
tische Fall mag als Referenzpunkt dienen. Im Fall der kompletten Erweiterung
haben die 25 Mitglieder 321 Stimmen, und flr eine QM sind 232 Stimmen
(72,3 %) erforderlich.

Den Ausgangspunkt fur die Analyse mdglicher Abstimmungsergebnisse bilden
die Mehrheitsregeln fiir die EU15 im Vertrag von Nizza. Die nachfolgenden Uber-
legungen zielen darauf ab, das Potenzial von Ministerratsentscheidungen zuguns-
ten einer groReren Zentralisierung abzuschéatzen. Vor allem stehen dabei die zu
erwartenden Abstimmungsergebnisse bezlglich der Politikfelder im Mittelpunkt,
welche zuvor in der Gruppe der EU15 als besonders kontrovers eingeschéatzt wor-
den waren.
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Praferenzen fiir Zentralisierung bei verschiedenen Governance-Strukturen

EU15 EU25
Menschenhandel, Aus-
beutung von Menschen | 100 % 100 % 100% 100 % 100 % 100%
Umweltschutz 97 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Wahrungsfragen 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Humanitére Hilfe 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
AuRenpolitik 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Organisiertes
Verbrechen 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Armut, soziale
Ausgrenzung 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Drogen 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Unterstiitzung
schwacher Regionen 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Forschung 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Information tber EU 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
Arbeitslosigkeit 3% 22% 24% 26 % 39% 56 %
Agrar und Fischfang 6% 41% 54 % 26 % 62 % 83%
Immigration 0% 13% 13% 8% 22% 32%
Asyl 2% 24% 24% 13% 31% 43%
Verteidigung 0% 18% 19% 12% 69 % 91%
Fluchtlinge 0% 33% 33% 6 % 44% 61%
Medien 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Polizei 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Justiz 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Gesundheits- und 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Sozialwesen
Jugendkriminalitat 0% 0% 0% 0% 0% 4%
Stadtkriminalitat 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Erziehung und Bildung 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Kulturpolitik 0% 0% 0% 0% 0% 0%

Quelle: Eurobarometer, eigene Berechnungen.
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Um die Wahrscheinlichkeiten von Mehrheiten fuir Zentralisierung zu berechnen,
werden — wie zuvor beim Indikator W50 — die Wahrscheinlichkeiten fur Qualifi-
zierte Mehrheiten erneut durch Simulationen bestimmt. Die resultierenden Wahr-
scheinlichkeiten flr Entscheidungen des Ministerrats zugunsten von mehr Zentrali-
sierung sind aus Tabelle 6 ersichtlich. Die Simulationen unterscheiden einerseits
zwischen der alten EU15 und der erweiterten EU25. Andererseits werden die Ab-
stimmungsregeln des Vertrags von Nizza, des Verfassungsentwurfs und schlieflich
des urspriinglichen Konvent-Entwurfs unterschieden.

Vergleicht man die Ergebnisse mit den zuvor berechneten Wahrscheinlichkeiten
fir eine Mehrheit von Mitgliedstaaten (W50 in Tabelle 2), so dndert die Bertick-
sichtigung der Stimmenanteile und der Mehrheitsanforderungen flr eine QM nach
den Vorgaben des Vertrags von Nizza nichts an der Entscheidung fir mehr oder
weniger Zentralisierung der einzelnen Politikfelder. Auffallig ist, dass die Abstim-
mungsregeln vor dem Nizza-Vertrag bei den kontroversen Politikfeldern zu sehr
geringen Wahrscheinlichkeiten fiir Mehrheiten zugunsten von mehr Zentralisierung
fUhren. Dies gilt trotz der in einigen Fallen existierenden Mehrheiten von Landern
und Bevolkerung. Man kann also festhalten, dass sogar die weniger restriktiven
Abstimmungsregeln, die vor dem Vertrag von Nizza galten, relativ konservative
Resultate in Bezug auf Zentralisierung der Politik hervorriefen oder anders aus-
gedriickt: Das alte System rdumte den L&ndern mit starker ausgeprég-ten Préaferen-
zen fur nationale Verantwortlichkeiten, z. B. den skandinavischen L&ndern, eine
recht starke Position ein. Vergleicht man damit nun die Abstimmungsergebnisse
unter den neuen Regeln von Nizza, so verandern sich die Ergebnisse fur die EU15
kaum. Das mag zundchst tberraschen, wiirde man doch vermuten, dass die stren-
geren Mehrheitsanforderungen Abstimmungsergebnisse zugunsten von mehr Zen-
tralisierung weniger wahrscheinlich werden lassen. Offenbar fuhrt die Préferenz-
verteilung Uber die L&nder jedoch dazu, dass sich die Dreifach-Klausel nicht als
bindend erweist. Qualifizierte Mehrheiten erflllen demnach automatisch die bei-
den Zusatzbedingungen.

Daruber hinaus ist allerdings festzustellen, dass die mdglichen zukiinftigen Ab-
stimmungsregeln gemaR des Entwurfs einer EU-Verfassung oder des Konvent-Mo-
dells Zentralisierungstendenzen verstarken konnen, wahrend die friiheren und ge-
genwaértigen Abstimmungsregeln eine Tendenz aufweisen, Mehrheiten zugunsten
einer stérkeren Zentralisierung zu verhindern.®

Die bedeutsamsten Veranderungen, welche sich in der EU25 bei einem Uberg-
ang zu den vorgeschlagenen zukinftigen Abstimmungsregeln ergeben wirden, be-
treffen die Politikfelder \Verteidigung, Arbeitslosigkeit, Agrar und Fischfang sowie
Asyl, Immigration und Flichtlinge. Die Wahrscheinlichkeiten fur Zentralisierung

9 Der Verfassungsentwurf sieht eine doppelte Mehrheit von Landern (> 55 %) und Bevdlke-
rung (> 65 %) vor. Des Weiteren muss eine Landermehrheit mindestens 15 Lander und eine
Sperrminoritdt mindestens vier L&nder umfassen. Das urspriingliche Konvent-Modell sieht
ebenfalls eine doppelte Mehrheit von Landern (> 50 %) und Bevdlkerung (> 60 %) vor.
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sind durchgéngig hoher unter den Regeln des Verfassungsentwurfs und am
hochsten unter den Regeln des Konvent-Modells. Hinsichtlich einiger Politikfelder,
insbesondere Arbeitsmarktpolitik und Landwirtschaftspolitik sowie Regional- und
Sozialpolitik, die aus 6konomischer Sicht eher auf der nationalstaatlichen Ebene
angesiedelt werden sollten, impliziert sowohl der Verfassungsentwurf als auch das
Konvent-Modell wesentlich groRere Wahrscheinlichkeiten fir ineffiziente Politik-
verantwortlichkeiten.

SchlieBlich kann als Konsequenz der jiingsten EU-Erweiterung — unabhéngig
von den spezifischen Abstimmungsregeln — eine allgemeine Tendenz zu mehr
Zentralisierung von traditionell kontroversen Politikfeldern diagnostiziert werden.
In diesem Zusammenhang produzieren die gegenwaértigen Regeln des Nizza-
Vertrags die rigidesten und konservativsten Ergebnisse. EU-Erweiterung in Kom-
bination mit einem Ubergang zu den Abstimmungsregeln des Verfassungs- oder
Konvent-Entwurfs wiirde Zentralisierungstendenzen signifikant verstarken. Da die
Erweiterung vollzogen worden ist und weitere Erweitungsrunden zu erwarten sind,
wird die Heterogenitét der EU-Mitgliedsl&ander weiter zunehmen. Vor dem Hinter-
grund der vorangegangenen Ausfihrungen impliziert dies die Notwendigkeit,
einen flexibleren institutionellen Rahmen flr den européischen Integrationsprozess
zu schaffen.

E. Schlussbemerkung: Vorschlage fr eine Flexibilisierung
des europaischen Integrationsprozesses

Die Ergebnisse der empirischen Analyse implizieren, dass die gegenwartigen
Abstimmungsregeln einen unzureichenden Mechanismus darstellen, um eine effi-
ziente Allokation der politischen Zusténdigkeiten zu gewdhrleisten. Ein zentraler
Vorschlag, um diesem Problem zu begegnen, besteht darin, eine derartige Kom-
petenzzuordnung in der zukinftigen Europdischen Verfassung explizit zu ver-
ankern. Dies wirde u. a. auch dazu beitragen, die Praxis eines politisch motivier-
ten, aber aus 6konomischer Sicht fragwurdigen ,,Stimmentausches zu vermeiden.

Dariiber hinaus konnte eine solche konstitutionelle Absicherung durch die Um-
setzung einer umfassenden, kohdrenten Integrationsstrategie erganzt werden. Um
eine groRere Flexibilitat des Integrationsprozesses zu erreichen und dabei einen
integrationspolitischen Wildwuchs zu vermeiden, muss eine solche Strategie auf
transparenten, dauerhaften und effizienten Regeln basieren, welche l&anderspezi-
fische Heterogenitaten in Bezug auf unterschiedliche Integrationsfelder berlick-
sichtigen. Diese Bedingung konnte durch die Kombination zweier unterschied-
licher Integrationskonzepte erflllt werden — durch das Konzept der abgestuften
und das der differenzierten Integration (Janning und Giering 1998 und Janning
und Weidenfeld 1996).

Eine abgestufte Integration erlaubt einer Gruppe von Landern, in bestimmten
Integrationsfeldern voranzuschreiten. Die zundchst integrationsunwilligen oder
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-unféhigen Staaten folgen nach bestimmten Vorgaben, wobei das angestrebte Ziel
einheitlich ist und eine Vertiefungspflicht besteht.

Im Gegensatz dazu erlaubt das Konzept der differenzierten Integration einzelnen
Landergruppierungen, integrationspolitische Fortschritte in unterschiedlichen Poli-
tikbereichen zu erzielen, ohne dass eine Vertiefungspflicht besteht. Die Mitglieder
der jeweiligen Landergruppen bestimmen die Regeln, das Ziel und das Tempo in
den zu differenzierenden Politikbereichen ohne Mitentscheidungsrechte anderer,
denen aber ein opting-in offen stehen muss.

Eine Vertiefungspflicht, d. h. die Anwendung der abgestuften Integration, er-
scheint bezlglich der Bereitstellung supranationaler (EU-weiter) 6ffentlicher Guter
sinnvoll. Denn bei diesen Gdtern ist zu erwarten, dass die Nutzen aus der Interna-
lisierung externer Effekte und der Ausnutzung von Skaleneffekten potenziell ent-
stehende Praferenzkosten ubersteigen, welche aus harmonisierten Politiken und
Regulierungen bei heterogenen Praferenzen resultieren. Zu denken wére hier vor
allem an die Wettbewerbs- und AuBenhandelspolitik oder an eine gemeinsame Au-
Ren- und Verteidigungspolitik. Keine Vertiefungspflicht, aber maglicherweise die
Gewahrung einer Vertiefungsoption durch Anwendung des differenzierten Inte-
grationskonzepts wére dann flr die Politikfelder zu empfehlen, bei denen der o. g.
Saldo ein negatives Vorzeichen hétte. Dies wirde z. B. Bereiche wie die Sozial-
politik, die regionale Wirtschaftsférderung, sektorspezifische Politikmalinahmen
und die Arbeitsmarktpolitik betreffen.

Im Verbund konnten beide Konzepte dazu beitragen, die erforderliche Flexibi-
litdt in der inhaltlichen und zeitlichen Gestaltung des europdischen Integrations-
prozesses zu erzeugen und dabei Rucksicht auf I&nderspezifische Heterogenitéten
zu nehmen. Dariiber hinaus entspricht eine solche Integrationsstrategie in ihren
Grundziigen den theoretischen 6konomischen Kriterien hinsichtlich der Zuordnung
von Entscheidungskompetenzen auf unterschiedliche politische Ebenen. Nicht zu-
letzt eroffnet eine derartige Strategie neue politische Freiheitsgrade fur nationale
(und lokale) Jurisdiktionen, welche individuell oder in kleineren Zusammen-
schliissen genutzt werden kénnen, den Wettbewerb unterschiedlicher Regelsysteme
fordern und dadurch Anreize setzen, die Qualitat nationaler und lokaler Regelwer-
ke zu verbessern. Schlielich konnte dies gerade in den Beitrittslandern zu einer
allméhlichen Anpassung der Préferenzen flhren.
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Sieben Jahre Wéhrungsunion:
Erwartungen und Realitat

\Von Joachim Starbatty, Tubingen

Abstract

In this article assumptions and forecasts of contradictory manifestos of economists —
Euro-sceptics versus Euro-optimists — are confronted with reality. Some of the major findings
are: (1) The convergence criteria were not applied exactly and strictly as politicians have
postulated in advance but loosely and laxly; especially bigger member countries have joined
the European Monetary Union (EMU) bearing a huge financial burden. (2) The good reputa-
tion of the European Central Bank (ECB) is not based on its policy; the reason for almost
achieving price stability is mainly due to the modest demands of trade unions especially in
Germany. (3) A comparison of the inflation rates in the EMU shows that they now differ a lot
more than in the beginning; it points out the fundamental problem of the ECB: one size does
not fit all. (4) Since the exchange rates cannot compensate different productivity levels labour
markets have to function as shock absorbers; but the development of unit labour costs show
an increasing gap of international competitiveness between the member countries. (5) The
conclusion: EMU is and remains fragile.

Vorbemerkung

Vom Euro werden verschiedene Geschichten erzahlt. Entscheidend ist das theo-
retische und wohl auch das politische Vorverstandnis. Beispiele dafir sind die bei-
den Manifeste der Euro-Skeptiker (11. Juni 1992 und 9. Februar 1998) — genau
genommen musste man von Skeptikern bezlglich des vertraglich vereinbarten
Beginns der Wahrungsunion sprechen — und das Manifest der Euro-Optimisten
(August 1997). Sie werden hier nach den jeweils federfihrenden Initiatoren, Re-
nate Ohr und Peter Bofinger, als MF Ohr | bzw. MF Ohr 1l und als MF Bofinger
zitiert. Die Euro-Skeptiker pladierten dafir, den Beginn der Europdischen Wah-
rungsunion zu verschieben; sie sahen in der ,,uberhasteten Einflihrung* eine ,,poli-
tische ZerreiBprobe* auf die Européische Union (EU) zukommen, die das Integra-
tionsziel insgesamt gefédhrde (MF Ohr I, Tz. 10). Demgegenuber konnten die Euro-
Optimisten keinen verniinftigen Grund fir eine Verschiebung sehen (MF Bofinger,
Tz. 9). In zehn Thesen sollen die Erwartungen mit der Realitét konfrontiert wer-
den. Dabei orientieren wir uns in aller Regel an den erwahnten Manifesten. Sie
sind im Anhang abgedruckt.
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A. Erste These: Die Konvergenzkriterien
wurden weit und lax ausgelegt

Die Euro-Befurworter weisen auf die sinkenden Informations- und Transak-
tionskosten der Wéhrungsunion hin (MF Bofinger Tz. 2). Dieser Vorteil — wie
auch andere Vorteile einer Wahrungsunion — ist unbestreitbar. Im Sinne dieses Ar-
guments wére es am gunstigsten, wenn wir in der Welt nur eine Zentralbank und
ein gemeinsames Geld hatten. Dem steht aber der Umstand entgegen, dass die
wirtschaftliche Entwicklung weltweit unterschiedlich verlauft und dass die natio-
nalen Regierungen verschiedene Ziele verfolgen, die sich immer wieder in Auf-
und Abwertungen als Ausweis der Qualitat nationaler Politik niederschlagen. Dies
galt grundsétzlich auch fiir die Kandidaten der Europdischen Wahrungsunion.

Die politische und wissenschaftliche Diskussion um eine Wahrungsunion ist
innerhalb der Europdischen Gemeinschaft (EG) durch die Gipfelkonferenz in den
Haag (1./2. Dezember 1969) in Gang gekommen. Die Staats- und Regierungs-
chefs der damaligen Sechsergemeinschaft waren tbereingekommen, einen Stufen-
plan fir die Errichtung einer Wirtschafts- und Wéhrungsunion ausarbeiten zu las-
sen. Daraufhin ist eine hochrangige Expertengruppe unter dem \orsitz des luxem-
burgischen Ministerprasidenten Pierre Werner eingesetzt worden, die im Sinne der
Haager Gipfelkonferenz entsprechende Vorschldge ausarbeiten sollte (Tietmeyer
2005, S. 39 ff.). Die daraus resultierende Diskussion I&sst sich zu zwei unterschied-
lichen Positionen verdichten. Deren Vertreter wurden entweder den damals so
genannten Monetaristen oder den Okonomisten zugeschlagen. Die Monetaristen
wollten mit der Wahrungsunion als Katalysator fiir den weiteren Integrations-
prozess beginnen, wahrend die Okonomisten zunéchst einen wirtschaftspolitischen
Konsens gesichert wissen wollten, der dann schlie3lich seine Krénung in einer ge-
meinsamen Wahrung finden sollte. Diese Positionen sind als ,,Grundsteintheorie*
und als ,,Krénungstheorie* charakterisiert worden. Die unterschiedlichen Positio-
nen haben die Diskussionen innerhalb der Werner-Gruppe bestimmt. Sie haben
sich auch im Zwischen- und Endbericht der Werner-Gruppe niedergeschlagen. Es
kam aber nicht zu den geplanten parallelen Schritten in der Wahrungs- und Wirt-
schaftspolitik, weil sich die deutsche Bundesregierung wegen der Dollarturbulen-
zen im Frihjahr 1971 zu einer Aufgabe der Wechselkursbindung der D-Mark an
den Dollar genétigt sah. Sie hatte sich zuvor um eine einheitliche Haltung der EG
bemiiht — ohne Erfolg. Die politischen Wellen wegen dieses wéhrungspolitischen
Alleingangs schlugen damals ziemlich hoch.

Es hat nach dem Ende der Bretton Woods-Ara im Laufe der 70er und 80er Jahre
Versuche gegeben, der EG wahrungspolitische Konturen zu geben. Die Entwick-
lung innerhalb der Européischen Wahrungsschlange und des Europdischen Wah-
rungssystem (EWS) zeigte freilich nicht, dass die Mitgliedstaaten zu einer wéh-
rungspolitischen Einheit zusammenwuchsen, sondern dass ihr unterschiedlicher
stabilitatspolitischer Ausweis sich immer wieder in Auf- und Abwertungen nieder-
schlug. Innerhalb des EWS wurden die Bandbreiten innerhalb des Paritatengitters
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von +/-2,25% auf +/- 15 % ausgeweitet (August 1993), um ein Auseinanderbre-
chen des EWS zu verhindern. Doch hat paradoxerweise gerade die Ausweitung der
Bandbreite die nationalen Geldpolitiken nach MalRgabe der Vorgaben durch die
Deutsche Bundesbank diszipliniert (Starbatty 2001, S. 630 ff.). Der Druck auf die
Deutsche Bundesbank lieR nach — diese konnte auf den weiter gewordenen nationa-
len Spielraum im Rahmen der groRziigigen Bandbreite verweisen — und die
nationalen Zentralbankprésidenten konnten ihren Stabilitatskurs gegentiber den
nationalen Regierungen mit dem Argument durchsetzen, dass andernfalls die
Reifeprifung fur die Aufnahme in die Wahrungsunion nicht bestanden wiirde.

Die Mitgliedschaft in der Wahrungsunion sollte von der Erflllung unterschied-
licher, aber zusammenhangender Konvergenzkriterien abhéngig gemacht werden:
Gleichklang bei Inflation, Wechselkursen, langfristigem Zinsniveau und Einhal-
tung eines Defizit- sowie Schuldenstandskriteriums. Wir kénnen diese Kriterien so
interpretieren, dass die potentiellen Mitglieder den Nachweis erbringen sollten,
dass sich die nationalen Politiken vor und auch nach der Aufnahme in den Club um
stabilitatspolitische Disziplin bemuhten.

Wenn die Euro-Optimisten fiir ihre Auffassung, flir eine Verschiebung gebe es
keinen verniinftigen Grund, die Erflllung des Inflationskriteriums heranziehen
(MF Bofinger, Tz. 9), ist nur nachgewiesen, dass sich die Entscheidungen der
nationalen Zentralbanken an der Ankerwéhrung D-Mark orientierten. Ob damit die
Gewahr gegeben war, dass sich spéter die Regierungen an die Verpflichtungen, die
als Grundlage einer stabilitatsorientierten Wé&hrungsunion anzusehen sind, hielten,
war daher noch nicht sichergestellt, vor allem deswegen nicht, weil die Konver-
genzkriterien nicht, wie zuvor von allen am politischen Entscheidungsprozess Be-
teiligten gefordert wurde, ,.eng und strikt“*, sondern weit und lax ausgelegt wur-
den.? Im MF Ohr II, Tz. 2 heift es dazu: ,,Trotz eines ungewdhnlich niedrigen
Zinsniveaus und damit glnstiger Zinsaufwendungen fir die 6ffentlichen Haushalte
und trotz zahlreicher Beispiele kreativer Buchfiihrung ist es gerade den Kern-
landern nicht gelungen, die vereinbarte Defizitgrenze deutlich und nachhaltig zu

1 In der EntschlieBung der beiden gesetzgebenden Hauser (Bundestag und Bundesrat)
heilt es: ,,Dabei werden beim Ubergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Wahrungs-
union die Stabilitatskriterien eng und strikt (Hervorhebung durch Verf.) auszulegen sein. Die
Entscheidung fiir den Ubergang zur dritten Stufe kann nur auf der Grundlage erwiesener Sta-
bilitat, des Gleichlaufs bei den wirtschaftlichen Grunddaten und erwiesener dauerhafter haus-
halts- und finanzpolitsicher Soliditat der teilnehmenden Mitgliedstaaten getroffen werden.
Sie darf sich nicht an Opportunitatsgesichtspunkten, sondern muss sich an den realen tkono-
mischen Gegebenheiten orientieren. Die Natur der Kriterien bedingt es, dass ihre Erflllung
nicht nur statistisch gesichert werden kann. Ihre dauerhafte Erfiillung muss vielmehr auch
aus dem Verlauf des Konvergenzprozesses glaubhaft sein.” (BTDrucks 12/3906; BRDrucks
819/92).

2 Fur Griechenland gilt sogar, dass gefélschte Zahlen vorgelegt wurden. Dies ist erst im
Nachhinein entdeckt worden. Wenn freilich bei Aufnahme Griechenlands die in der Presse
verdffentlichten Berichte nachgepriift worden wadren, so hétte die Bilanzfalschung rechtzeitig
aufgedeckt werden konnen. Vgl. hierzu Hankel et al. 2001, S. 96.
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unterschreiten. Auch ist die durchschnittliche Schuldenquote in der Europdischen
Union seit 1991 nicht gesunken, sondern um 15 Prozentpunkte gestiegen. Sie liegt
heute weit Uber dem Maastricht-Limit.“ Damit war der Start in die Wahrungsunion
mit erheblichen finanzpolitischen Hypotheken belastet.

Als Kritiker auf die Risiken eines politischen Durchwinkens bei der Abstim-
mung Uber die Teilnahme an der Wé&hrungsunion hinwiesen, wurden sie darauf ver-
wiesen, dass die Deutsche Bundesbank als Huterin der Wahrung aufgefordert sei,
ein Gutachten zu den Ergebnissen der Konvergenzpriifung vorzulegen, und dass
sich die politische Entscheidung des Deutschen Bundestages und des Bundesrates
darauf stitzen wiirde (Tietmeyer 2005, S. 252 ff.). Im diagnostischen Teil dieser
Stellungnahme macht die Bundesbank unverblimt auf die Risiken unzureichender
Konvergenz in einigen Mitgliedstaaten aufmerksam, insbesondere auf die finanz-
politischen Defizite in Belgien und Italien. Die ernsthaften Besorgnisse kdnnten
nach Meinung des Zentralbankrates nur dann ausgerdumt werden, wenn von den
betroffenen Kandidaten ,,zusatzliche substantielle \Verpflichtungen“ verbindlich
eingegangen wirden. In der Schlussfolgerung heif3t es u. a.: ,, Trotz der erheblichen
Fortschritte, die auf diesen Feldern mittlerweile erzielt wurden, sind bei den teil-
nehmenden Mitgliedstaaten noch erhebliche Anstrengungen erforderlich, um im
gesamten Wahrungsraum verldssliche Voraussetzungen fir eine dauerhafte Stabi-
lititsgemeinschaft zu schaffen* (Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, April
1998). Der Zentralbankrat fugte hinzu: ,,Die Auswahl der Teilnehmer bleibt jedoch
eine politische Entscheidung.” Tietmeyer schreibt (2005, S. 253), dass der Zentral-
bankrat mit dieser einstimmigen Stellungnahme, (ber die er mehr als zehn Stunden
beraten habe, seiner gesetzlichen Beratungspflicht gegenliber der Bundesregierung
nachkommen und zugleich mit Nachdruck auf die noch bestehenden Konvergenz-
defizite hinweisen wollte.

Bemerkenswerterweise zitiert Tietmeyer nicht den Satz, der wie ein
Fremdkorper in der Stellungnahme wirkt und der der Bundesregierung als Beleg
diente, um — gestiutzt auf das Votum der Bundesbank — den Start der Wahrungs-
union mit allen elf Kandidaten bedingungslos zu verkinden. Dieser Satz lautet
(Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, April 1998, S. 39): ,Vor dem Hinter-
grund der erreichten Konvergenzfortschritte in vielen Mitgliedstaaten und nach
Abwadgung der noch bestehenden Probleme und Risiken erscheint der Eintritt in
die Wahrungsunion ab 1999 stabilitatspolitisch vertretbar.” Ob dieser Satz bereits
in der Beratungsvorlage stand und wer ihn initiiert hat, ob er wahrend der Beratung
innerhalb des Direktoriums oder erst in der mehr als zehnstiindigen Beratung des
Zentralbankrates hineingekommen ist, ist aus den bisher publizierten Stellungnah-
men nicht ersichtlich. Die Zeitzeugen selbst schweigen.

Aus dieser gerafften Schilderung der Prifung der Konvergenzfortschritte geht
hervor, dass sich Bundestag und Bundesrat tber ihre EntschlieBung vom 9. Dezem-
ber 1992 hinweggesetzt haben. Die Vermutung der Euro-Skeptiker (MF Ohr I, Tz.
4), dass das Defizitkriterium einer tragbaren Finanzlage der Offentlichen Hand
politisch verwassert werde, um Diskriminierung einzelner Lander zu vermeiden,
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ist bestétigt worden. Daher entspricht die Feststellung (MF Ohr Il, Tz. 7), dass der
Start der Wéahrungsunion mit ,,einer schweren Hypothek* belastet sei, der Realitét.

B. Zweite These: Die Annahme, dass die Wahrungsunion
die EU einer politischen Zerreil3probe
unterziehen werde, gilt nach wie vor

Die Euro-Skeptiker (MF Ohr I, Tz. 2) hielten daruber hinaus den Nachweis einer
dauerhaften — tiber mehrere Jahre hinweg nachgewiesenen — Angleichung der rele-
vanten Wirtschaftsstrukturen fiir wichtiger als die mehr oder weniger zuféllige
Erflllung monetérer und finanzpolitischer Kriterien. Im Maastricht-Vertrag ist die
Notwendigkeit von Fortschritten bei der ,,realen Konvergenz* zumindest angespro-
chen worden. In Art. 109j Abs. 1 EGV (Maastrichter Fassung) heift es: Die Kon-
vergenzberichte der Kommission und des Européischen Wéahrungsinstituts (EWI)
»beriicksichtigen. .. auch die Ergebnisse bei der Integration der Markte, den Stand
und die Entwicklung der Leistungsbilanzen, die Entwicklung bei den Lohn-
stlickkosten und andere Preisindizes. Wir sprechen hier von den ,,sonstigen Fak-
toren®. In der Klageschrift gegen die Einflihrung des Euro am 1. Januar 1999 heif3t
es, die wirtschaftliche Zerkliftung Europas, wie sie in den ,,sonstigen Faktoren*
zum Ausdruck komme, spiele bei der Funktionsfahigkeit einer gemeinsamen Geld-
politik eine ganz entscheidende Rolle. Je unterschiedlicher die wirtschaftlich be-
deutsamen Strukturen seien, desto weiter misse der monetére Mantel geschnitten
sein, damit er den verschiedenen Strukturbedingungen in den jeweiligen Landern
und Regionen gerecht werden konne (Hankel et al. 1998, S. 111 f.).

Reale Konvergenz soll sicherstellen, dass sich die Konkurrenzfahigkeit der Mit-
gliedstaaten der Wéahrungsunion weder substantiell verschlechtert noch verbessert,
dass also Wechselkursanderungen entbehrlich sind, um die nationale Wetthewerbs-
fahigkeit zu sichern. Fundamentale Ungleichgewichte in der Leistungshilanz
dirften mithin nach Eintritt in die Wahrungsunion nicht mehr auftreten. Solche
Ungleichgewichte kénnen insbesondere die Folge unterschiedlicher Produktivitéts-
entwicklung, unterschiedlicher Belastung mit Sozialleistungen und unterschiedli-
cher Lohnpolitiken sein. In einer Wechselkursunion wie dem Bretton Woods-Sys-
tem konnten expansive oder restriktive Geldpolitiken reale Divergenzen, wenn sie
nicht zu stark ausfielen, kompensieren, indem sie etwa bei drohender Abwertung
durch eine entsprechend restriktive Politik Kapital attrahierten und die Tarifver-
tragsparteien disziplinierten. Da dies in einer Wahrungsunion nicht mehr mdglich
ist, liegt das Schwergewicht der Anpassung bei den Gewerkschaften. Sollten diese
stabilitdtswidrig die Lohnstlickkosten nach oben treiben und damit die Gefahr fun-
damentaler Ungleichgewichte heraufbeschwdoren, dann misste die Politik daftr
sorgen, dass bisher von den Arbeitgebern finanzierte Lohnnebenkosten auf die Ar-
beitnehmer Uberwalzt wiirden mit der Konsequenz entsprechender Reallohnk-
Urzungen. Da dies in demokratisch organisierten Industriestaaten in der Regel mit
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Abwahl der politisch Verantwortlichen bestraft wird und somit erst gar nicht oder
doch nur unzulénglich versucht wird, mussten sich die Gewerkschaften selbst der
Notwendigkeit lohnpolitischer MéaRigung flgen. Die Gewerkschaften haben wohl
nicht bedacht, dass sie bei ihrer Zustimmung zur Wahrungsunion die Lohnpolitik
an der Vermeidung fundamentaler Ungleichgewichte orientieren missten und so
praktisch ihrer Autonomie verlustig gingen.

Ein weiterer Aspekt der realen Konvergenz darf nicht unbeachtet bleiben, der in
die Literatur als Balassa-Samuelson-Effekt (Balassa 1964 und Samuelson 1964)
eingegangen ist. Es besagt — in aller Kiirze, dass paradoxerweise aufholende Lén-
der mit hoheren Produktivitatsfortschritten an Konkurrenzféhigkeit einbifen. Un-
ter der Annahme, dass die Lohnbildung sich an den Branchen mit hohen Produk-
tivitatsfortschritten orientiere, gelte das auch fur das Heer der Staatsbediensteten,
deren Produktivitatsfortschritt kaum Gber Null liegen dirfte oder doch weit unter
den Sektoren, die auf handelbare Guter ausgerichtet sind. Dieser Beitrag aus den
Sektoren nichthandelbarer Guter zur Inflation wiirde die nationale Inflationsrate
Uber den ,,Harmonisierten \Verbraucherpreisindex* steigen lassen und nach MaR-
gabe dieser Differenz die inlandische Wahrung real aufwerten mit der Konsequenz
sinkender Wettbewerbsfahigkeit.

Da der Balassa-Samuelson-Effekt allgemein formuliert ist, gilt er auch fir die
»Peripheriestaaten* der Wahrungsunion sowie fiir die in Zukunft zu erwartenden
Mitgliedstaaten. Insbesondere die Deutsche Bundesbank hat vor einem raschen
Beitritt der neuen EU-Mitgliedslander gewarnt, da sie vor allem auf Grund ihres
wirtschaftlichen Aufholprozesses aus strukturellen Grunden jetzt und in Zukunft
oft deutlich hohere Inflationsraten aufweisen wirden. Deswegen sei mit einem
deutlichen Verlust an preislicher Wettbewerbsféhigkeit zu rechnen (Remsperger
2004). Die Einsicht in diese Zusammenhénge hat sich mittlerweile weitgehend
durchgesetzt.

Hierzu ist zweierlei anzumerken. Der Balassa-Samuelson-Effekt klingt plausi-
bel, ist aber nicht zwingend. Gélte er generell, mussten ja samtliche aufholenden
Lander in einem Wechselkursverbund — ob multilateral oder unilateral — wegen der
permanenten realen Aufwertung ihrer Wahrung an struktureller Wettbewerbsfahig-
keit verlieren. Dies trifft aber nicht auf Japan und Deutschland im Bretton Woods-
System und die VR China in der Bindung an den Dollar zu. Eine Erklarung daftr
lautet, dass wegen der unterschétzten Dynamik in diesen Landern die Inflationsrate
nicht Uber dem entsprechenden Referenzwert lag. Die Wettbewerbsféhigkeit nahm
dort sogar noch zu. Das Verhdltnis von Produktivitatsfortschritt und Lohnsteige-
rung ist fir die internationale Konkurrenzfahigkeit entscheidend, und der vermute-
te Verlust an Konkurrenzfahigkeit aufgrund des Balassa-Samuelson-Effekts tritt
bei moderater Lohnpolitik nicht ein. Damit gilt auch hier unsere Schlussfolgerung,
dass in der Wahrungsunion die Lohnpolitik eine Schlisselrolle spielt.

Wenn sich freilich die Tarifvertragsparteien entsprechend den Annahmen im
Balassa-Samuelson-Effekt verhalten, dann hatte man auch den Beitritt der Koha-
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sionslander Griechenland, Irland, Portugal und Spanien verschieben missen; denn
der Balassa-Samuelson-Effekt kennt keine Schwelle, ab der der Aufholprozess
nicht mehr die internationale Wettbewerbsfahigkeit schwacht. Wahrscheinlich ist
es der politischen Gesamtwirdigung bei Etablierung der Wéhrungsunion geschul-
det, dass die Deutsche Bundesbank bei den Beschliissen tber die Zugehérigkeit
zur Wéhrungsunion (Mai 1998) die Gultigkeit des Balassa-Samuelson-Effekts
zumindest nicht deutlich kommuniziert hat. Bei weiter anhaltender Inflationsraten-
differenz sammelt sich hier wirtschaftlicher und politischer Sprengstoff an. Inso-
fern ist die Annahme der Euro-Skeptiker, dass die Wahrungsunion zu einer politi-
schen ZerreiRprobe fuhren kénne (MF Ohr I1, Tz.10), nach wie vor giiltig.

C. Dritte These: Stabilitatskultur
ist in der EU nicht gesichert

Die Euro-Skeptiker (MF Ohr I, Tz. 7) hielten den Konsens, Preisstabilitat Prio-
ritdt einzurdumen, noch nicht gesichert, wahrend die Euro-Optimisten bereits mit
der Teilnahme an der Wahrungsunion die Bereitschaft zum Ausdruck gebracht
sahen, Beschaftigungsprobleme nicht mehr tber Inflation 16sen zu wollen (MF
Bofinger Tz.9). In den 70er Jahren seien in Europa sicher stabilitatspolitische Feh-
ler gemacht worden, doch die Lernprozesse seien evident; alle Staaten héatten in
den letzten 15 Jahren gezeigt, dass sie dem Ziel stabiler Preise eine zentrale Be-
deutung einrdumten. Der Korrektheit halber sei hinzugefuigt, dass selbst die Euro-
Optimisten gewisse Zweifel hatten, heiRt es doch in der entsprechenden Uber-
schrift: ,,Europa kann eine Stabilitatskultur entwickeln.*

Die Inflationsraten haben sich erst seit Ausweitung der Bandbreite von +/- 2,25
auf +/— 15% im August 1993 der deutschen Inflationsrate angendhert. Der ent-
scheidende Grund fur die Grindung der Wahrungsunion war auch nicht der
Wunsch, geldpolitische Kompetenzen auf eine gemeinsame Zentralbank zu ver-
lagern, um so zu hoherer Preisstabilitat zu kommen, sondern der Ersatz der Anker-
wéhrung D-Mark und der Deutschen Bundesbank durch den Euro und die Europai-
sche Zentralbank, auf deren Geldpolitik alle Mitgliedstaaten Einfluss nehmen
konnen. Das ist so oft beschrieben und belegt worden (Hankel et al. 1998, S. 41 ff.),
dass dieser Hinweis geniigen muss.

Da der Begriff ,,Stabilitatskultur” unterschiedlich interpretiert werden kann, soll
festgehalten werden, wie er hier aufgefasst wird.® Spannungsreich ist das Verhalt-
nis von Geldpolitik und allgemeiner Politik und daher nattrlich auch das zwischen
Zentralbankleitung und politischer Flhrung. Hierbei spielen auch die historischen
Erfahrungen und Traditionen eine nicht zu vernachl&ssigende Rolle. Es ist ver-
standlich, dass Politiker, Gewerkschaften und auch gewerbliche Wirtschaft auf

3 Die Aufzeichnungen hier orientieren sich an Werner Steuer (1997, S. 86 ff.), der die Ein-
stellungen in den jeweiligen L&ndern erfasst und bewertet hat.

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315
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geldpolitische Entscheidungen Einfluss nehmen wollen, da die Finanzierung staat-
licher wie privater Haushalte und auch die wirtschaftliche Entwicklung selbst da-
von betroffen werden. Stabilitatskultur heif3t dann: Die Notenbankleitung kann ihre
Entscheidungen treffen, ohne politischem Druck ausgesetzt zu sein. Diese Ent-
scheidungen werden von der Politik und den Tarifvertragsparteien als Datum ge-
nommen, an dem sie ihre eigenen Entscheidungen orientieren. Die Zentralbank
néhme dann die Unabhéangigkeitsposition an, alle anderen Gewalten akzeptierten
die Abhéangigkeitsposition. Eine solche Arbeitsteilung ist keineswegs selbstver-
standlich; sie wird im t&glichen Miteinander erstritten und muss immer wieder be-
hauptet werden.

Die institutionell abgesicherte Unabhédngigkeit der Notenbankleitung und auch
der Ausschluss der Wiederwahl kénnen als notwendige Bedingungen fir die be-
schriebene Rollenverteilung angesehen werden; sie sind aber nicht hinreichend fur
wirkungsvolle Stabilitatspolitik. Solange Zentralbankleitungen von Regierungen
bestellt werden und solange ausgeschiedene Zentralbanker auf Belohnung oder auf
eine anschlieBende politische Karriere rechnen kénnen, ist politisch willfahriges
Verhalten nicht ausgeschlossen. Fir die stabilitatstreuen Vertreter der Deutschen
Bundesbank ist der Begriff ,Beckett-Effekt gepragt worden. Thomas Beckett
starb als Bischof von Canterbury den Martyrertod, da er sich den Forderungen sei-
nes Konigs nicht beugen wollte. Es wird also angenommen, dass in Gremien ent-
sandte oder auf Amter gehobene Personlichkeiten sich nicht der entsendenden
politischen Fuhrung, sondern ihrem Amt verpflichtet fiihlen und sogar bereit sind,
dafiir ihr Leben zu opfern. So dramatisch geht es heute in der Politik nicht mehr
zu; doch kann der Druck auf die Zentralbankleitung so stark werden, dass die geld-
politisch Verantwortlichen sehr viel Stehvermdgen aufbringen mussen. Friedrich
Sell (2002, S. 90) macht darauf aufmerksam, dass personliche Gewissensentschei-
dungen sich nicht auf ein Gremium Ubertragen lieBen: ,,Ein Kollektivgewissen ist
ein konstruktivistisches Ungeheuer.” Freilich lasst sich vorstellen, dass einzelne
Personlichkeiten kraft ihrer Ausstrahlung und Integritat den Charakter eines Gre-
miums formen. Doch ist der notwendige Zeitbedarf, wenn ernste Konfliktfalle auf-
treten, nicht zu unterschéatzen.

Ein Zweites muss hinzutreten. Die Zentralbankleitung muss sich bei Entschei-
dungen, die sich gegen das politische Interesse richten, von der breiten Offentlich-
keit unterstiitzt wissen. Die Deutsche Bundesbank selbst hat friiher verlauten las-
sen, dass sie keine Politik im luftleeren Raum betreibe, also keinen tiefgreifenden
Konflikt auf Dauer durchstehen kénne (Monatsbericht August 1972, S. 16). Daher
muss der 6ffentliche Druck auf die Politik so stark sein, dass sie in diesem strategi-
schen Spiel die Abhangigkeitsposition einzunehmen bereit ist. Fir die Politik und
das Ansehen der Deutschen Bundesbank hat das gegolten.

Far die Wahrungsunion gilt dagegen, dass immer wieder auf die Entscheidungen
der EZB im Sinne jeweiliger politischer Ziele Einfluss genommen wird; hier sind
deutsche Politiker, keineswegs ausgeschlossen. Der stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Fraktion hat die EZB sogar aufgefordert, ihren Zielwert fir den maxima-
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len jahrlichen Anstieg des Preisniveaus fiir eine gewisse Zeit moderat anzuheben.*
Wenn der Président der Europaischen Kommission, José Manuel Barroso, von der
EZB sagt, dass keine Institution den Status einer heiligen Kuh hatte (2005, S. 11),
stellt er die Unabhéngigkeitsposition der EZB in Frage. Wenn er weiter Kohasion
zwischen Geldwertstabilitat, Budgetdisziplin und Makro6konomie fordert und
Kommissar Almunia mit dessen Unterstlitzung ein Arbeitspapier vorbereitet, das
Wege aus dem Konflikt zwischen Geldpolitik und allgemeiner Politik aufzeigen
soll, dann sind das Bestrebungen, der Geldpolitik ihren Status als unabhangiger
Variable zu nehmen. Barroso fordert sogar (2005, S. 11): ,,Es darf keine Trennung
zwischen unseren 6konomischen und finanzpolitischen Antworten geben. Diese
Diskrepanz ist eine Schizophrenie, die wir beseitigen missen.” Damit stellt er die
Bestimmungen des Maastricht-Vertrages in Frage. Nach der Lektire dieses Inter-
views und anderer Stellungnahmen ist die Annahme nicht abwegig, dass die Passa-
gen im Maastricht-Vertrag, fur die die Bundesbankverfassung Modell gestanden
hat, von den Vertragsparteien nur akzeptiert wurden, weil die Deutsche Bundes-
bank anderenfalls ihrer Abschaffung nicht zugestimmt hatte.

D. Vierte These: Der gute Ruf der EZB
beruht nicht auf ihrer Politik

In den jeweiligen Manifesten werden zur Entwicklung der Geldwertstabilitét
zwar keine quantitativen Prognosen gemacht, doch sind die qualitativen Einschéat-
zungen konkret genug, um daraus Trendaussagen abzuleiten. Flr die Euro-Opti-
misten (MF Bofinger, Tz. 4) steht fest, ,,dass der Euro stabil wird“, da die EZB
dem Modell der Bundesbank nachgebildet und eindeutig auf das Ziel der Preissta-
bilitat verpflichtet sei. Demgegeniber nehmen die Euro-Skeptiker an (MF Ohr I,
Tz. 5), die EZB werde — trotz weitgehender Unabhéangigkeit — Preisstabilitat nicht
durchsetzen kdénnen. Es gebe fiir die nationalen Entscheidungstrager aufgrund un-

4 Zitiert in: EZB erhoht Leitzins auf 3,25 Prozent, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung,
16. 10. 2006, Nr. 232, S. 11. — Der Euro-Gruppenchef, Jean Claude Juncker, hat nach einer
Sitzung der Euro-Gruppe am 7. November 2005 die EZB, wie die Neue Zircher Zeitung
(9. 11. 2005, Nr. 262, S. 15) schreibt, die EZB ungewdhnlich deutlich zur zinspolitischen
Zurlickhaltung aufgerufen und damit vor voreiligen Zinserhbhungen gewarnt. Seinerzeit
betrug der Zinssatz fur die Hauptrefinanzierungsgeschéfte 2 %, bei einer Inflationsrate von
2,2 %, also ein negativer Refinanzierungssatz. — Das Verhéltnis zwischen den Ministern und
der EZB ist belastet, seit Almunia und Euro-Gruppenchef Jean-Claude Juncker im April in
einem Brief an Trichet regelméaRige Dreiertreffen zu Fragen des Wechselkurses und der inter-
nationalen Eurozonen-Strategie gefordert hatten. Der EZB-Chef lehnte den VorstoR mit Ver-
weis auf existierende haufige Treffen ab. Auf eine schriftliche Beantwortung des Briefes ver-
zichtete er. Der VorstoR der Kommission sollte die Macht der Zentralbank zurtickdrangen
(Almunia weist EZB in die Schranken, in: Financial Times Deutschland-Kompakt, 7. Septem-
ber 2006). Die Nachweise fur solche Attacken auf die EZB lieRen sich beliebig verlangern.
Aufschlussreich ist das Interview mit dem Gouverneur der Osterreichischen Nationalbank
Uber die Geldpolitik der EZB und die Wiinsche der Regierungen (,,Ich kann nichts ausschlie-
Ren®, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 18. 10. 2006, Nr. 242, S. 14).

5%
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terschiedlicher Interessen keinen genugend starken Anreiz; iberdies sei die person-
liche Unabhéngigkeit der Gouverneure nicht gesichert, und Sanktionen bei Verlet-
zung des Stabilitatsziels fehlten. Daraus ware zu folgern, dass das Stabilitatsziel
verfehlt werde.

In der Tat ist das von der EZB selbst gesetzte und spéter leicht nach oben modi-
fizierte Preisziel unter ihrer Agide immer — bis auf das Jahr 1999, das noch als
Konsequenz der stabilitatsorientierten Geldpolitik der Deutschen Bundesbank an-
zusehen ist — verfehlt worden, wenn auch mit einem Mittelwert von 2,2 % relativ
knapp. Doch bleibt es fiir Otmar Issing (2006a, S. 13) ,,eine Tatsache, dass die
durchschnittliche Preissteigerungsrate in den sieben Jahren des Euro deutlich unter
der der D-Mark in den 50 Jahren ihres Bestehens liege.“ Nun sind diese Perioden
nicht miteinander vergleichbar, da der geldpolitische Freiheitsgrad der Deutschen
Bundesbank im Bretton Woods-System eingeschrankt war und die Olpreisschocks
in den 70er Jahren jeweils Zweitrundeneffekte in einem géanzlich anderen lohn-
politischen Umfeld ausldsten. Es ist aber doch erstaunlich, dass auch kritische
Beobachter der EZB bescheinigen, sie erfllle ihren Auftrag, fir Geldwertstabilitét
im Euro-Raum zu sorgen, konsequent und mit Erfolg (Gemperle 2005). Diese Fest-
stellung lasst sich beliebig oft belegen.

Das war aber nicht von Anfang an so. Die ersten zinspolitischen Schritte und die
begleitenden Kommentare der Zentralbankleitung, die Abwertungstendenz des
Euro und die jeweiligen Erkl&rungsversuche wurden scharf kritisiert, teilweise
belustigt kommentiert. Die Beurteilung durch Barry Eichengreen (2000) trifft die
Stimmung ziemlich genau: ,,Die bekanntesten Ubeltater sind natiirlich die Vertreter
der européischen Geldpolitik selbst: Sie stellten ihre ungewohnliche Féhigkeit des
doppelziingigen Sprechens bemerkenswert unter Beweis.“® Diese kritischen Kom-
mentare sind wohl auch darauf zuriickzufthren, dass die geldpolitisch Verantwort-
lichen, die bisher bloR dem Kurs der Bundesbank gefolgt waren, nun fiir ihre eige-
nen Entscheidungen einstehen mussten und dass das Zwei-Saulen-Modell der EZB
die konzeptionelle Unsicherheit noch verstérkt hat. Die Bank flr Internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ) hat die Defizite der Kommunikationspolitik zurtickhal-
tend, aber deutlich genug angesprochen (70. Jahresbericht 1999/2000, S. 83 f.):
»Zwar ist es erwinscht, dass diejenigen, die mit Zinsentscheidungen betraut sind,
ihre Einschatzung der wirtschaftlichen Lage des monetdren Transmissionsmecha-
nismus 6ffentlich erlautern, doch diirften AuRerungen, die als Andeutung der kurz-
fristigen geldpolitischen Absichten missverstanden wurden, die Unsicherheit eher
vergrofert als verringert haben.*

5 Dieses Urteil I&sst sich beliebig oft belegen — hier eine Auswahl: ,,Rétselraten tber die
EZB-Politik* (Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 273 vom 23. 11. 1999); ,,Die EZB sollte
aufkldren statt vernebeln* (Norbert Haring, Financial Times Deutschland, 16. 3. 2000); ,,Ver-
logene Geldpolitik* (Financial Times Deutschland, 17. 3. 2000); ,,Das Risiko der flatternden
Hand“ (Thomas Mayer, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 236 vom 11. 10. 1999); ,,Vollige
Orientierungslosigkeit” (Michael Hdther, in: Welt am Sonntag vom 6. 2. 2000); ,,ECB-Be-
obachter: Die Marktteilnehmer sind Uber die geldpolitische Strategie im Unklaren* (Frank-
furter Allgemeine Zeitung, Nr. 113 vom 16. Mai 2000).
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Am Anfang der Arbeit der EZB stand zundchst die Festlegung auf eine addquate
geldpolitische Strategie. Zur Wahl standen der monetaristisch gepragte Ansatz der
Deutschen Bundesbank und das ,,inflation targeting-Konzept“. Die Bundesbank
hatte verschiedentlich versucht, ihr geldpolitisches Konzept in die zukinftige
Strategie einzubringen. Obwohl monetaristisch orientiert, gibt es mit dem relativ
weiten Zielkorridor — z. B. 3% bis 6 % oder 4% bis 7% — und der Mdglichkeit,
ausnahmebedingt von der Geldmengenregel abzuweichen, auch hinreichend diskre-
tionéren Spielraum, doch sah sich die Bundesbank immer dann zu Rechtfertigungen
oder Erklarungen gendtigt, wenn die Geldmengenzuwachsrate aullerhalb des Ziel-
korridors lag. Ihre Handlungsweise war insofern berechenbar, als zwar niemand mit
hinreichender Verlasslichkeit voraussagen konnte, ob die Geldmengenzuwachsrate
im Zielkorridor liegen wirde oder nicht, doch war zu beobachten, dass die Bundes-
bank bei Zielabweichungen versuchte, die Geldmengenentwicklung wieder in den
Zielkorridor zurlickzufiihren. Ein weiteres Argument der politischen Okonomie
kommt hinzu: Solche Regelbindungen grenzen opportunistisches Verhalten der
Notenbankleitung ein — Notenbankautonomie schiitzt davor nicht® — und machen es
ihr leichter, gegeniiber stabilitatswidrigen Einwirkungen standhaft zu bleiben.’

Das ,,Inflation targeting-Konzept* unterscheidet sich — obschon im Ziel einig —
doch grundsatzlich von dem monetaristischen Ansatz: Es wird kein Zwischenziel
angesteuert, Einhaltung des Geldmengenziels, sondern die Politik reagiert jeweils
auf die tatsachliche oder die erwartete Inflationsrate. Der Schwerpunkt verlagert
sich von der Geldmengen- auf die Zinssteuerung; der Einsatz der Instrumente ist
eher auf die kurze Frist angelegt und fir aktive Konjunktursteuerung offen. Damit
wéchst zugleich der diskretiondre Entscheidungsspielraum, aber auch der Wunsch
von Politikern und anderer wichtiger Akteure in ihrem Sinne auf die Politik Ein-
fluss zu nehmen. Es ging also letztlich um die Frage: ,,rules versus authorities*.

Die EZB hat sich schlieBlich auf ein Zwei-S&ulen-Konzept festgelegt: Eine
monetar ausgerichtete Séule (mit einem festen Geldmengenziel von 4,5%) und
eine Sdule ,wirtschaftliche Analyse“; sie sollte sich (EZB, Monatsbericht Juni
2003, S. 97) ,,hauptséchlich auf die Beurteilung der aktuellen wirtschaftlichen und
finanziellen Entwicklungen und der impliziten kurz- und mittelfristigen Risiken
fur die Preisstabilitat aus der Perspektive des Zusammenspiels zwischen Angebot
und Nachfrage an den Guter-, Dienstleistungs- und Faktormérkten Uber diese Zeit-

6 Siehe hierzu die allzeit giiltige Feststellung von W. Eucken (1952, S. 257): ,,Die Erfah-
rung zeigt, dass eine Wahrungsverfassung, die den Leitern der Geldpolitik freie Hand lasst,
diesen mehr zutraut, als ihnen im allgemeinen zugetraut werden kann. Unkenntnis, Schwache
gegenlber Interessentengruppen und der &ffentlichen Meinung, falsche Theorien, alles das
beeinflusst diese Leiter sehr zum Schaden der ihnen anvertrauten Aufgabe.*

7 Insbesondere Markus Lusser (1994, S. 10), friherer Prasident der Schweizerischen Na-
tionalbank, hat das betont: ,,Klare Zielvorgaben erschweren es einem Notenbankleiter — auch
bei massivem Druck —, vom mittelfristig konzipierten Pfad der Geldmengenausweitung abzu-
weichen. Der Notenbankleiter, der diesen Expansionspfad verlasst, muss sein Verhalten vor
der Offentlichkeit rechtfertigen. Dies setzt allerdings voraus, dass die Offentlichkeit die Geld-
mengenziele kennt. Deren Publikation ist deshalb ebenso wichtig wie die Festlegung.*
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horizonte konzentrieren.”“ Die EZB versuchte, aus dem ,,Strategie-Mix“ eine Tu-
gend zu machen: In der Anfangsphase seien in einem heterogenen Umfeld die Wir-
kungen der Geldmengensteuerung nicht einwandfrei prognostizierbar, und zudem
erleichtere eine breitere empirische Abstltzung eine problemadaquate Politik.

Das Zwei-Sdulen-Konzept erweiterte den Handlungsspielraum der EZB; zu-
gleich wurde ihre Politik schwerer lesbar oder insofern beliebig, als sie sich je nach
politischer Opportunitat auf die eine oder andere Séule stiitzen konnte. Diese Dop-
pelstrategie wurde gleich zu Beginn desavouiert, als die EZB kurz hintereinander
in zwei grofRen Schritten (15. Dezember 1998 und 9. April 1999) den Zinssatz flr
Hauptrefinanzierungsgeschafte (Repo-Satz) auf 2,5% senkte, obwohl die starke
Zunahme der verschiedenen Geldmengenaggregate zumindest eine zinsneutrale
Politik verlangt hétte. Die damalige Begrindung lautete, die EZB misse einer
maoglichen konjunkturellen Schwéache oder gar deflationdren Tendenz entgegen-
wirken. Diese auf niedrige Zinsen gerichtete Politik forderte und finanzierte die
Blase auf den Aktienmérkten und lie Uber Zinsarbitrage den Euro gegeniiber dem
Dollar absacken (um ca. 30%). Inshesondere bei Erkldrung oder gar Rechtfer-
tigung der Abwertung des Euro gegenuber dem Dollar gerieten die EZB-Verant-
wortlichen immer wieder in Erklarungsnot. Sie konnten ja nicht sagen, dass
womdoglich ihre Zinspolitik diese Abwertung bewusst oder unbewusst — etwa zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit der nationalen Wirtschaften — herbeigefuihrt
hatte. Bei einzelnen Entscheidungen oder Verlautbarungen hat sie gelegentlich
Ratlosigkeit, Unverstdndnis oder gar Spott hervorgerufen. Die EZB befreite sich
schlieflich aus dieser Kommunikationsfalle, indem sie die Séulen vertauschte und
die Geldmenge bloR noch als Referenzgrofle wertete, aber nicht mehr als unmittel-
bar zu beachtendes Zwischenziel (EZB, Monatsbericht Juni 2003, S. 102). Sie hat
Uberdies das Stabilitatsziel gelockert: Es hei8t nicht mehr: Die Preissteigerungsrate
sollte unter 2 % liegen; es heifit jetzt: ,,unter, aber nahe 2 %".

Im folgenden wird der zinspolitische Rhythmus der EZB dokumentiert und
kommentiert. Die so entstandene ,,Zinstreppe® lasst zweierlei erkennen: das akti-
vistische Element ihrer Politik und ihre iberwiegend konjunkturstiitzende Politik.
Bis auf den relativ kurzen Zeitraum Ende 1999 bis Anfang 2001 hat die EZB mas-
siv eine schwache Konjunktur anzuschieben versucht.

(1) Die EZB ist zuerst bei insgesamt befriedigender Konjunktur die Zinstreppe
mit groRBen Schritten bis auf 2,5 % hinuntergestiegen (15. Dezember 1998 und
9. April 1999) — in extremem MaRe in den Léndern mit guter Konjunktur: in
Spanien mit 250, in Portugal mit 385 und in Irland mit 420 Basispunkten.

(2) Sieben Monate spater (5. November 1999) hat sie diese Entscheidung mit einer
Zinsanhebung um 50 Basispunkte korrigiert — das Eingestandnis, dass man im
Frihjahr zuviel des konjunkturpolitisch gut Gemeinten getan hatte.

(3) Sie ist dann die Zinstreppe hochgestiegen, ohne die Konjunktur oder gar den
Hohenflug der Aktienkurse ddmpfen zu kdnnen; die Borse reagierte auf die
langst ,,eingepreisten” Trippelschritte mit einem ,,s0 what*.
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(4) Das Hochplateau der Zinstreppe erreichte sie um die Jahreswende 2000/01
mit 4,75 %, als die Aktienkurse bereits abrutschten und die Wachstumsraten
des BIP (vierteljahrlich) deutlich zurtickgingen; unter Bericksichtigung der
Zeitverzogerung eine prozyklische Politik.

(5) Nach einigen Zinssenkungen ab Mitte 2001 verharrte sie im Rezessionsjahr
2002 lange Zeit mit 3,25 % auf einem Niveau, das 75 Basispunkte tber dem
Boomjahr 1999 lag. Diese Haltung lasst sich nur vor dem Hintergrund erkla-
ren, dass die EZB damals Offentlichkeit und Politik demonstrieren wollte und
wohl auch musste, sie erflllte ihren stabilitatspolitischen Auftrag konsequent.
Haétte sie nicht eilfertig zur konjunkturellen Unzeit die Zinsen gesenkt, so ware
dieser stabilitatspolitische Durchhaltewille wohl tiberfllssig gewesen.

(6) Seit Anfang 2003 liegt der Repo-Satz mit 2% preisbereingt auf der Hohe der
japanischen Refinanzierungskosten und Uberflutet die Wahrungsunion und die
Welt mit Liquiditat.®

(7) Seit Mérz 2006 Klettert die EZB in Trippelschritten von je 25 Basispunkten die
Zinstreppe hoch, wobei der gewollte restriktive Zweck hochst zweifelhaft sein
dirfte: Wenn die Wirtschaftssubjekte mit weiteren Zinsschritten rechnen, wer-
den sie sich von Investitions- und Konsumentscheidungen nicht abhalten las-
sen, um die noch relativ niedrigen Zinsen mitzunehmen.

Wenn die EZB - abgesehen von dem kurzen restriktiven Zeitraum — eine stark
expansive Politik, die sich an den stagnierenden Staaten Deutschland, Frankreich
und Italien ausrichtete, betrieben hat, welche Konsequenzen erwuchsen daraus flr
die Mitgliedstaaten, deren Ampeln fir wirtschaftliches Wachstum auf ,,Grin“
standen? In der Tabelle sind die Inflationsraten in den Mitgliedstaaten seit der
Konvergenzprifung im Jahre 1997 aufgelistet worden. Daraus lassen sich einige
bemerkenswerte Ergebnisse erkennen. Nachdem die D-Mark als Ankerwéhrung
abgeldst wurde, hat sich sowohl die durchschnittliche Preissteigerungsrate als
auch der Referenzwert — Durchschnittswert der drei preisstabilsten Mitglied-
staaten plus einem Zuschlag von 1,5 Prozentpunkten — deutlich erhoht. Auch hat
die Streubreite der Inflationsraten deutlich zugenommen. Konnte im Jahre 1997
nur Griechenland nicht das Inflationskriterium erfillen, so sind es in den letzten
Jahren in der Regel drei bis vier Mitgliedstaaten, die das Inflationskriterium ver-
fehlen. Nahezu immer sind Griechenland und Spanien dabei und oft auch Portu-
gal und Irland. Dies lasst die Vermutung aufkommen, dass die Wahrungsunion in
der derzeitigen Zusammensetzung ein zu heterogener Wirtschaftsraum ist, als dass
ein geldpolitischer Mantel allen Mitgliedstaaten passen wirde. Auf das Problem
,»one size fits all* hat Karl Otto Pohl (1997, S. 295) friihzeitig aufmerksam ge-
macht.

8 Issing (20064, S. 13): ,,Aber wir haben die niedrigen oder teilweise sogar negativen kurz-
fristigen Realzinsen immer wieder als Indiz daflir herausgestellt, dass unsere Geldpolitik sehr
akkomodierend ist.*
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Tabelle 1

Preisentwicklung des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI)
im Euro-Raum

B | D |FIN|FRA|GRI|IRL| I | L [NL| ® | P |SP|EWU| @ |Ref*

199715 15[ 121352912 (19(14(19]12(19]19]| 16 | 12|27
1998/ 09|06 |14 07| 45 (121(20|10|18|08|22|22]| 1107|322
1999 11(06|13|06| 21 |25|17|10(20|05|22|22| 11 |06]|21
2000 2,7 {1430 |18| 29 |53|26|38|23|20|28|35|21]17]|32
200124 (19|27 |18 | 37 |40 |23|24|51|23|44|28| 23 |20]|35
2002116 (13|20 (19|39 |47 |26|21|39|11|37|36|23]|15]|30
2003| 15|10 (13|22 |35 |401(28|25|22(13|33|31| 21 |12]|27
20041 19(18(01|23|30|23|23|32|14|20|25|31|21]|11]|26
200512511908 (23| 35|22|22|38|15|21|21|34|22]|14/|29

a) &: Durchschnittswert der drei Mitgliedstaaten, die auf dem Gebiet der Preisstabilitit das beste Er-
gebnis erzielt haben.

b) Ref: Der Referenzwert ergibt sich aus dem Durchschnittswert der drei preisstabilsten Mitgliedstaa-
ten plus einem Zuschlag von 1,5 Prozentpunkten.

c) Die Preissteigerungen derjenigen Lander, die das Inflationskriterium verletzen, sind fett gedruckt.

Quelle: Europdisches Wahrungsinstitut, Konvergenzbericht 1998; Deutsche Bundesbank, Monats-
berichte.

Die EZB (Monatsbericht Juni 2003, S. 94) macht geltend, dass die gegenwaértige
Streuung der Inflationsraten im Euro-Wahrungsgebiet weitgehend mit der Streu-
ung vergleichbar sei, die bei den GrofRrdumen der Vereinigten Staaten beobachtet
wirde. Dies wird mit dem Balassa-Samuelson-Effekt erklart; doch kann dieser,
wie auch die EZB weil3, nur eine relativ geringe Streuung erkléren; denn aus den
meisten empirischen Schétzungen ergebe sich, dass die durchschnittliche Inflati-
onsrate in Landern mit niedriger Teuerung hochstens einen halben Prozentpunkt
unter der des Euro-Wéhrungsgebiets insgesamt liegen dirfte. Auch musste das
Ausmal’ des Balassa-Samuelson-Effekts angesichts fortschreitender Konvergenz
abnehmen. Hermann Remsperger (2004) fuhrt noch regionale Angebots- und
Nachfrage-schocks sowie unterschiedliche Auswirkungen exogener Schocks wie
Erdolpreiserhdhungen fir die Divergenz an. Alle diese Erklarungen haben aber
Schwierigkeiten zu erkldren, wieso sie sich seit 1997 verstarkt hat, wieso einige
Lander unterschiedlich stark tiber dem Referenzwert liegen und wieso manche die-
ser Lander wie Irland oder Luxemburg mal dem Referenzwert genugen und mal
nicht. Es gibt eine einfache Erkl&rung fiir die Spreizung der Inflationsrate. Ein be-
kannter Spruch, den Keynesianer friher gerne ins Feld fihrten, um die mangelnde
Durchschlagskraft expansiver Geldpolitik in bestimmten Phasen oder Landern zu
erkléren, lautet: ,,Man kann die Pferde zur Tranke fuhren, aber saufen missen sie
selbst.” Die unterschiedlichen inflationdren Auswirkungen expansiver Geldpolitik
konnen wir also mit unterschiedlicher ,, Trinklust in den jeweiligen Mitgliedstaa-
ten erklaren.
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Die Bundesregierung beklagt sich, dass das einheitliche Zinsniveau in der Euro-
zone den konjunkturellen Aufschwung bei uns behindert habe. Sie schreibt in
ihrem Jahreswirtschaftsbericht 2006 (Kasten 13): ,,Sowohl Wirtschaftswachstum
als auch die Inflationsraten und die Expansion der Kreditnachfrage entwickelten
sich in einzelnen Mitgliedstaaten teilweise sehr unterschiedlich. Ein einheitlicher
Nominalzinssatz kann fir boomende L&nder moglicherweise zu expansiv und fiir
schwach wachsende zu restriktiv sein. Glinstige monetdre Bedingungen wirken
positiv auf Investitionsneigung sowie Kapitalakkumulation und damit auf das
mittelfristige Wachstum des Produktionspotentials. Mit der impliziten Aussage,
die gemeinschaftliche Geldpolitik habe die lange Stagnationsphase bei uns mit-
verursacht, sucht die Bundesregierung offenbar einen Stindenbock fiir eigene Ver-
sdumnisse. Stellen wir auf den inflationsbereinigten Repo-Satz ab, so lag und liegt
er immer auch in Deutschland auf einem extrem niedrigen Niveau; angesichts der
gestiegenen Inflationsrate lag das reale Zinsniveau auch im Frihjahr des Jahres
2006 noch unter dem Niveau des Rezessionsjahres 2003.

E. Flnfte These: Die Liquiditatsschwemme
schlégt sich nicht so sehr in Preissteigerungen nieder,
sondern begunstigt strukturelle Fehlentwicklungen

Die Bundesbank hat in einem Schaubild den Zusammenhang von trendbereinig-
ter Geldmengenentwicklung und Inflation fir den Zeitraum 1981 -2004 heraus-
gestellt.® Zieht man die Geldmengenkurve M3 fiir die beiden letzten Jahre unter
Beruicksichtigung des Potentialwachstums des Bruttoinlandsprodukts mit ca. 1,5 %
aus, so hat sich fiir diese Zeit die Schere zwischen Uberschuss-Geldmengenwachs-
tum sogar noch weiter gedffnet.

An dieser Graphik ist folgendes bemerkenswert:
(1) Die Ubereinstimmung von Inflation und Geldmengenentwicklung bis 1998;

(2) die Konsequenz, mit der die Bundesbank tber eine stabilitatsorientierte Geld-
politik wéhrend der 90er Jahre die Inflationsrate gedriickt hat;

(3) der durchgehend expansive Kurs der EZB seit der Ablésung der Bundesbank
als der im EWS fiur die Geldmengenentwicklung verantwortlichen Zentral-
bank;

(4) das Auseinanderklaffen von Geldmengenentwicklung und Inflationsrate seit
1999.

9 Eine Nachfrage bei der Deutschen Bundesbank ergab, dass sie eine regelmaiige Aktuali-
sierung nicht vornimmt, zumal die Graphik mit jeder Aktualisierung ein anderes Aussehen
annehmen wirde; denn die Verwendung des Hodrick-Prescott-Filters zur Berechnung des
Potentials wirke sich stets auf den gesamten Verlauf aus (Schreiben von J. Reischle, Deutsche
Bundesbank, vom 1. Mdrz 2006).
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Uberschuss-Geldmengenwachstum und Inflation im Euro-Raum

Veranderung gegentber Vorjahr

%

10

Uberschuss-Geldmengenwachstum
| //w
Inflation (HVPI)2

1981 82 83 B4 B85 B6 87 88 B9 90 91 92 93 94 95 9 97 98 S99 00 01 02 03 2004
1 Jahreswachstumsrate von M3 minus jahrliches Potenzialwachstum des realen Bruttoinlandsprodukts. Das
Potenzialwachsturn des Bruttoinlandsprodukts wurde mit Hilfe des Hodrick-Prescott-Filters berechnet. —
2 Quellen: 1981 bis 1990 Schatzung EZB, ab 1991 Eurostat.

Deutsche Bundesbank

Wiare der bis 1998 geltende Zusammenhang zwischen Geldmengenentwicklung
und Inflationsrate heute noch dominant, dann misste die Inflationsrate bei etwa
5% liegen, und niemand wirde von einer konsequenten Stabilitatspolitik sprechen.
Daraus resultiert die Frage: Wieso schlagt sich die expansive Geldmengenentwick-
lung nicht in entsprechenden Preisen nieder? Wir wollen das besonders fir die
deutsche Volkswirtschaft zeigen, die als einziges Mitgliedsland durchgehend zu
derjenigen Gruppe gehorte, deren Inflationsraten maRgeblich fiir den Referenzwert
in der Wéhrungsunion sind.

Empirische Untersuchungen zeigen einen signifikanten Zusammenhang zwi-
schen Lohnstlickkosten und Inflation. Stiegen diese, so reagierte auch das Preis-
niveau. So haben Samuelson und Solow (1960, S. 177 ff.) die urspringliche Phil-
lipskurve, die einen Zusammenhang zwischen nominalen Lohnsteigerungen und
Avrbeitslosigkeit einfing, in ihre modifizierte Phillipskurve transformiert, indem sie
auf der Ordinate die durchschnittliche Produktivitatsentwicklung absetzten und die
Nominallohnsteigerung durch die Inflationsrate ersetzten. Wenn wir uns daraufhin
die Entwicklung der Lohnstuckkosten in Deutschland anschauen, so verharren die-
se auf dem Niveau des Jahres 2000, weil die Gewerkschaften in ihren Lohnforde-
rungen im Vergleich zu friher maRvoll auftreten. Sie hatten bis vor kurzem wegen
der auBerordentlich hohen Arbeitslosigkeit bei uns und wegen der dimpelnden
Konjunktur keinen Lohnkampf durchstehen koénnen. Der abgebrochene Metall-
arbeiterstreik in den neuen Bundeslandern steckt ihnen Uberdies noch in den



Sieben Jahre Wahrungsunion: Erwartungen und Realitat 75

Knochen. Aber fiir die schwache Konjunktur tragt die EZB mit ihrer Niedrigzins-
politik wahrlich keine Verantwortung; denn die Liquiditatstroge sind tbervoll —
ahnlich wie in Japan. In Japan kdme niemand auf die Idee, die ,,Nullzinspolitik*
fur die Deflation verantwortlich zu machen. Insofern denke ich, dass wir tber das
»Preisratsel“ — Auseinanderklaffen von Geldmengenzuwachsrate und Inflation —
am ehesten Aufschluss bekommen, wenn wir zunéchst auf die lange Zeit stagnie-
rende konjunkturelle Entwicklung, auf die zur Zuriickhaltung gendtigten Gewerk-
schaften und auf die stagnierenden Realeinkommen schauen.

Das starke Gewicht der deutschen Inflationsrate im HVPI driickt natirlich den
Durchschnittswert erheblich. Ein zweites kommt hinzu. Der geringere Preisanstieg
entspricht einer realen Abwertung des deutschen Euro bzw. einer realen Aufwer-
tung der Lander mit htherem Preisanstieg. Der deutsche Exportiiberschuss fullt
die Guterliicke dieser Lander und liefert damit einen malgeblichen Beitrag zu
einer relativ niedrigen Inflationsrate. Deutschland exportiert Stabilitdt, und die
anderen importieren Stabilitét.

Vertreter der EZB haben zur Begriindung ihres stabilitatspolitischen Erfolgs auf
die Kerninflationsrate verwiesen, die deutlich unter dem Anstieg des harmonisier-
ten Preisindexes liege. Es sei eigens darauf hingewiesen, dass sich die Bundesbank
(Weber 2006, S. 3) diese Interpretation nicht zu eigen macht. Entscheidend ist da-
bei, ob wir die Kerninflationsrate als Frihindikator fur den HVPI ansehen kénnen
oder ob sich nicht umgekehrt die Kerninflationsrate dem HVPI nahert. Wenn fer-
ner die hohen Erddlpreise auf den Preisindex durchschlagen, wird das Realeinkom-
men entsprechend abgesenkt. Auch hat die Liquiditatsschwemme flr entsprechen-
de Uberwélzungsspielraume gesorgt. Die hohen Erdélpreise binden so iiberschiis-
sige Liquiditat. Der Erdolpreisanstieg spiegelt auch das starke weltwirtschaftliche
Wachstum und die entsprechend hohe Nachfrage nach Erddl wider. Das weltweite
Wachstum speist sich aus den reichlich sprudelnden Liquiditatsquellen in Japan,
Europa und den USA. Die billigen Importe aus Sidostasien und besonders aus
China drlcken ihrerseits die Kerninflationsrate. Die wiederholten Warnungen der
EZB vor lohnpolitischen Zweitrundeneffekten kénnen in der Weise gedeutet wer-
den, dass ihr die stabilitatspolitischen Ziigel aus der Hand geglitten sind. Die Hohe
der Inflationsrate hangt dann vom gewerkschaftlichen Wohlverhalten ab. Damit
héatte sich die EZB der Position der unabhéngigen Variablen begeben.

Unser Urteil Uber die Geldpolitik der EZB lautet: Sie ist nicht verstetigend ange-
legt, sondern reagiert auf die jeweiligen konjunkturellen Herausforderungen. Nach
einer Phase extremer Billig-Geld-Politik erhoht sie derzeit die Zinsen, um einer
sich ausbreitenden inflationdren Tendenz entgegenzuwirken. Es ist, so scheint es,
die traditionelle Erkenntnis aus dem Bewusstsein geschwunden, dass eine Billig-
Geld-Politik strukturelle Fehlentwicklungen ausldsen kann, die zu hohen betriebs-
und volkswirtschaftlichen Schéden fiihren. Auch Otmar Issing (2006b) ist sich des-
sen bewusst: ,,Der sehr expansive Kurs der Geldpolitik hat die Liquiditat global
wie im Euro-Raum stark erhoht. Die hohe Liquiditét birgt ein inflationéres Poten-
zial in sich. Sie hat auch dazu beigetragen, dass bei der Jagd nach Renditen die
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Risikopramien so abgeschmolzen sind, dass sie fiir viele Anlagen das wirkliche
Risiko nicht angemessen abbilden.“ Das ist die vor Keynes herrschende Auffas-
sung gewesen, die auf Kurt Wicksells Zinsspannentheorem und auf der von Eugen
von Bohm-Bawerk inspirierten osterreichischen Konjunkturtheorie (Ludwig v.
Mises und F. A. v. Hayek) basierte. Die wicksellsche Variante stellt auf die durch
kumulative Prozesse verursachte Preissteigerungsrate ab, die die nachsteuernde
Geldpolitik bek&mpfen will und so einen kumulativen Prozess nach unten ausldst.
Doch hat die Liquiditatsschwemme vergleichsweise wenig die Konsumentenpreise
getrieben; sie hat sich andere Wege gesucht, indem sie die Preise und Kurse von
Immobilien, Aktien und festverzinslichen Wertpapieren nach oben getrieben hat.
Eine weitere strukturelle Fehlentwicklung wird womdglich mit der sich verstérken-
den Ubernahmewelle eingeleitet, die iberwiegend aus Krediten finanziert wird.
Wenn ferner die Gewinnmdglichkeiten bei realer Nullzinspolitik Gber ,,Carry
trade-Geschafte” ins Unendliche verlangert werden koénnen, dann sinkt die Furcht
vor eventuellen Risiken. Dann Uberkommt die Akteure eine Art ,,Pangloss-Stim-
mung“ (Paul Krugman). Solange geniligend Leute an ihre Chance glauben, kénnen
sie auch nicht verlieren. Und schlieflich gehen auch die Verninftigen mit, weil sie
nicht langer unter Rechtfertigungsdruck stehen wollen. Und die Blase wachst und
wéchst. Verschérfen die Zentralbanken ihren restriktiven Kurs, um einer maglichen
Uberhitzung und einem vermuteten inflationdren Druck entgegenzuwirken, laufen
sie Gefahr, die Blase zum Platzen zu bringen.

F. Sechste These: Die Européische Wéahrungsunion
hinkt eher noch stérker

Die Wahrungsunion wird eine ,,hinkende Konstruktion“ genannt (Jochimsen
1998, S. 167 ff.), weil die Vergemeinschaftung des Geldes nicht von einer entspre-
chenden politischen Vertiefung begleitet wurde. Wie stark ist die politische Bereit-
schaft, dieses Versdumnis nachzuholen oder erzwingt das wéhrungspolitische
Voranpreschen gewissermafen selbsttatig die notwendige politische Vertiefung
(,,Sachzwangstrategie*)? Die Deutsche Bundesbank (Monatsbericht Oktober 1990,
S. 41) hat vor Abschluss des Maastricht-Vertrages auf die politische Voraussetzung
des Gelingens der Européischen Wahrungsunion hingewiesen: ,,Letzten Endes ist
eine Wahrungsunion damit eine nicht kiindbare Solidargemeinschaft, die nach aller
Erfahrung fir ihren dauerhaften Bestand eine weitergehende Verbindung in Form
einer umfassenden politischen Union benétigt.“ Wahrend die Euro-Optimisten
offensichtlich darauf setzten, dass bereits die Vergemeinschaftung der geldpoliti-
schen Aktionsparameter und die in den letzten Jahren erzielten Stabilitatserfolge
(MF Bofinger TZ. 3 und 9) die Basis fir eine funktionsfahige Wahrungsunion sei-
en, sahen die Euro-Skeptiker ein nach wie vor wirtschaftlich, sozial und interessen-
politisch noch uneiniges Europa, auf das von oben eine monetére Einheit gestilpt
werde (MF Ohr I, Tz. 9). Auch fur den politischen Betreiber der W&hrungsunion,
Helmut Kohl, musste die Wahrungsunion auf einer politischen Union gegriindet
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sein: ,,Man kann dies nicht oft genug sagen. Die politische Union ist das unerlass-
liche Gegenstiick zur Wirtschafts- und Wéhrungsunion. Die jlingere Geschichte,
und zwar nicht nur die Deutschlands, lehrt uns, dass die Vorstellung, man kdnne
eine Wirtschafts- und Wéhrungsunion ohne politische Union auf Dauer erhalten,
abwegig ist.“°

Wir wollen zundchst kldren, warum allgemein eine politische Fundamentierung
der Wéhrungsunion als notwendig erscheint und wie diese aussehen kénnte. Fir
Okonomen liegen die Vorteile einer Wahrungsunion auf der Hand: Wegfall von
Informations- und Transaktionskosten, tieferer Kapitalmarkt, Intensivierung der
grenziberschreitenden Waren- und Dienstleistungsstrome, bessere Ausschépfung
des Ressourcenbestandes sowie groferes Gewicht in der Weltwirtschaft. Von den
erhofften Vorteilen kdnnen Mitglieder, wenn sie einmal in die Wahrungsunion auf-
genommen worden sind, nicht mehr ausgeschlossen werden; ferner verbrauchen
sich diese Vorteile nicht. Wegen Nicht-AusschlieRbarkeit und Nicht-Rivalitat
kénnen wir dem Euro ,,Kollektivgut-Charakter* zuschreiben. Da die Mitgliedstaa-
ten zuvor nachzuweisen hatten, dass sie die Zutrittsbedingungen erfullten, kénnen
wir von einem ,,Club-Gut“ sprechen. Die Vorteile fallen jedoch nur an, wenn sich
die Mitgliedstaaten auf eine politische Linie verstandigen, die es der EZB erlaubt,
ihre Rolle als Hiterin der Wéhrung wahrzunehmen.

Wenn sich zuvor Mitgliedstaaten der EU Haushaltsdefizite leisteten und sich
Uber Inflation entschuldeten, so waren Abwertungen unausweichlich. Fur diese
Politik mussten die nationalen Bevdlkerungen mit Entwertungen ihrer Ersparnisse
und mit Realeinkommensminderungen geradestehen. In einer Wahrungsunion ist
bei unsolider nationaler Haushaltspolitik nicht mehr bloR die nationale Volkswirt-
schaft betroffen, sondern die EWU Uberhaupt. Wenn man die Kosten inflationarer
Politik auf die Gesamtheit fortwélzen kann, ist nicht ausgeschlossen, dass nationale
Regierungen genau wie individuelle Akteure die ,.free rider-Position“ einzuneh-
men versuchen.** Klaus Gretschmann (2001, S. 26), als friiherer Scherpa im Bun-
deskanzleramt und Generaldirektor beim Rat der Europdischen Union mit
politischen Willensbildungsprozessen eng vertraut, schreibt: ,,Offensichtlich ver-
halten sich Nationalstaaten — allen Schwéchen einer (neo)rationalistischen Inte-
grationsinterpretation zum Trotz — wie rational agierende ,Nutzenmaximierende
Akteure* der 6konomischen Theorie.”“ Setzen die Regierungen in den einzelnen
Mitgliedstaaten nationale Interessen Uber die Einhaltung supranationaler Pflichten,

10 Deutscher Bundestag, Stenographische Berichte, 6. 11. 1991.

11 lssing (1995, S. 5) schreibt: ,,Die Wahrungsunion vermindert aber auf der anderen Seite
die Hemmschwelle fur die staatliche Kreditaufnahme, indem unter dem Regime der gemein-
samen Wahrung das Wechselkursrisiko entféllt und die zinssteigernde Wirkung erhohter
nationaler Haushaltsdefizite im gemeinsamen Kapitalmarkt abgeschwécht wird. Die Partner
haben die negativen Auswirkungen fiskalischen Fehlverhaltens eines Mitgliedstaates (ber
hohere Zinsen mit zu tragen, der Kapitalmarkt einer gemeinsamen Wahrung schafft somit
ohne entsprechende Vorkehrungen einen Anreiz zu héheren Defiziten, erzeugt also ein mo-
ral-hazard-Problem*.
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so ist und bleibt die Wé&hrungsunion eine fragile Konstruktion, die bei einem kraf-
tigen politischen Sturm oder ausgepragten dkonomischen Schocks — ob exogen
oder endogen bleibt sich gleich — auseinander brechen kann. Um die Wirtschafts-
subjekte oder Nationalstaaten an der Einnahme von ,.free rider-Positionen* zu hin-
dern, muss es entsprechende Institutionen geben, die mit Sanktionsgewalt aus-
gestattet sind. Grundsétzlich gibt es zwei Moglichkeiten zur Sicherung der Produk-
tion eines Kollektivgutes:

Modell (1): Ein Hegemon konnte die Akteure zu einem stabilitatskonformen
Verhalten zwingen. Fir die EU bedeutet das: Bildung einer gemeinschaftlichen
Exekutive durch Weiterentwicklung der EU-Kommission in Richtung einer ge-
meinschaftlichen Regierung und Kontrolle durch das Européische Parlament, das
nun die Rechte eines wirklichen Parlaments erhalt, und schlieRlich die Mutierung
des Ministerrats zu einer Art zweiter Kammer.*?

Modell (2): Die Mitglieder dieser Form von politischer Union sind bereit, ge-
meinsame Probleme in einem europdischen Sinne zu ldsen, also anzuerkennen,
dass es ein europdisches Interesse gibt, hinter dem im Zweifel nationale Interessen
zuriickstehen missen. Um einer Verletzung der Spielregeln vorzubeugen, miissen
bei RegelverstdRen Sanktionen greifen: sanktionshewehrtes Regelsystem. Der dem
Maastricht-Vertrag nachgeschobene Stabilitats- und Wachstumspakt mit seinen
finanziellen Buflen bei der Feststellung eines exzessiven Haushaltsdefizits ent-
spricht diesem Ansatz. Schlieflich finden sich die Mitgliedstaaten — wenn auch
nach komplizierten Abstimmungsprozessen — zu gemeinschaftlichen Aktionen et-
wa in der AuRen- und Sicherheitspolitik zusammen.

Es ist evident, dass solche Konzeptionen nicht in einem raschen Tempo und
nicht immer folgerichtig konkretisiert werden kdnnen, aber es mussten doch Fort-
schritte in dieser Richtung erkennbar sein. Ein Urteil iber Modell (1) ist rasch
gefallt: Es ist zur Zeit keine nachhaltige Entwicklung in Richtung politischer Fun-
damentierung durch eine handlungsfahige Exekutive erkennbar, die die National-
staaten zur Einhaltung supranationaler Pflichten zwingen konnte, und es wird auch
sobald keine geben. Uberdies ist nicht auszuschlieRen, dass eine starke Exekutive
und ein aufgewertetes Européisches Parlament auf die EZB im jeweiligen poli-
tischen Interesse einwirken wirden. Eine Politisierung des europdischen Geldes
wadre nach aller Erfahrung unweigerlich mit einer Qualitdtsminderung des gemein-
samen Geldes verbunden.

Ob sich die Mitgliedstaaten im Sinne des Modells (2) einander angendhert oder
voneinander entfernt haben, ist natlrlich auch eine Frage des theoretischen Vorver-
stdndnisses. Bei moglichen Rickschlagen kann man — wie Robert Mundell es tut
(2004) — auf die Sentenz zurlickgreifen: ,,Rome was not built in a day, and nor
should Europe.” Wenn wir aber die Regierungskonferenzen im Hinblick daraufhin

12 Diese Konzeption findet sich in Grundziigen im Schéuble-Lamers-Papier aus dem Jahre
1994 und in der darauf aufbauenden Sicht des fritheren deutschen AuBenministers J. Fischer
(2000).
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Uberprifen, ob die nationalen Regierungen in Amsterdam und Nizza bereit waren,
nationale Interessen hinter supranationalen Belangen zurlicktreten zu lassen, so
werden wir enttduscht. Es ist nicht erkennbar geworden, dass die Mitgliedstaaten
Problemlsungen in einem europaischen Sinne vorantreiben — im Gegenteil.*®
Jungst hat Karl Otto Pohl (in: Issing 2006¢) gesagt, dass er den Bestand der Wah-
rungsunion geféhrdet sehe; die politische Union sei in letzter Zeit ins Stocken ge-
raten und gleichzeitig laufe die wirtschaftliche Entwicklung in den Euro-L&ndern
auseinander. Daraus konnten politische Spannungen entstehen, die die Wahrungs-
union in eine Krise bringen konnten: ,,Die letzte Entscheidung tber den Euro ist
noch nicht gefallen. Ich bin besorgt, dass die Konstruktion fragil ist.“ Auch flr
Otmar Issing (2006c) hat der politische Wille, die Wéhrungsunion durch die not-
wendigen Reformen in Finanz- und Arbeitsmarktpolitik abzusichern, nicht zu-,
sondern abgenommen.

G. Siebte These: Das sanktionsbewehrte Regelsystem
greift nicht, stattdessen folgen die Regeln dem Verhalten

Bei der Abfassung des Maastricht-Vertrages haben die Vertragspartner auf das
geachtet, was sie politisch haben wollten: eine gemeinsame Wahrung, eine ge-
meinsame Zentralbank und symmetrische Willensbildung im Zentralbankrat. Die
damit verbundenen Pflichten waren im Vertrag angesprochen worden, ohne jedoch
die Mitgliedstaaten strikt darauf zu verpflichten. Der fiir die Disziplinierung der
nationalen Finanzpolitiken vorgesehene Art. 104c EGV (Maastrichter Fassung)
enthielt im Wesentlichen nur ,,Kann-Bestimmungen*. Es war den Experten, aber
auch den verantwortlichen Politikern klar, dass ohne bindende Vorschriften die
Zukunft der Wahrungsunion gefahrdet sei. Der damalige Kommissionsprasident,
Jacques Santer (1995), warnte jedoch vor einer Regierungskonferenz, die solche
Versdumnisse hétte beheben kdnnen, weil dann auch Winsche nach Aufweichung
der Vorschriften auf den Verhandlungstisch gekommen waren: Nachverhandlungen
iiber die Ausgestaltung kamen dem Offnen der Biichse der Pandora gleich.**

13 Das Urteil von Kurt Biedenkopf (1999, S. 23) tiber die Amsterdamer Konferenz (1997)
lautet: ,,Der Vertrag von Amsterdam hat uns der politischen Union nicht naher gebracht. Eher
sind Elemente einer Renationalisierung wichtiger Problemfelder sichtbar geworden. Wir wer-
den deshalb mit der EWU eine gemeinsame Wéhrung einflihren, ohne Uber gemeinsame,
demokratisch legitimierte Strukturen zu verfligen, die die wesentlichen Aufgaben einer poli-
tischen Union wahrnehmen kdnnen.* — Wenn man Stimmungsberichte tber den Verlauf und
Aufzeichnungen tber den Verhandlungsstil der Regierungskonferenz in Nizza (2000) ana-
lysiert, dann gewinnt man den Eindruck, dass die Mitglieder im Konferenzraum krémerhaft
um nationale Vorteile gefeilscht haben: Nicht Uber das Schicksal der européischen Union
wurde gesprochen oder wie sie auf die kommenden Herausforderungen vorbereitet werden
kann; jeder Mitgliedstaat schaute bloR darauf, ob er gegeniliber den anderen nicht zu kurz
kam (Hankel et al., 2001, S. 252 ff.). Das ist verstandlich; aber die EU wére nicht zustande
gekommen, wenn bei frilheren Verhandlungen nur an nationale Interessen und nicht an das
europdische Wohl gedacht worden wére.
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Die Deutsche Bundesbank hat auf diese offene Flanke friihzeitig hingewiesen
(Monatsbericht Oktober 1990, S. 43). Das Wahrungsrisiko fiskalpolitischer Fehl-
entwicklungen einzelner Mitgliedstaaten missten in einer Wahrungsunion letztlich
von allen gemeinsam getragen werden. Das hiermit verbundene Moral-Hazard-
Problem (Tietmeyer 2005, S. 229) dirfe nicht unterschéatzt werden; in der Historie
seien Wahrungsunionen in Europa zumeist an divergierenden Entwicklungen der
Staatsfinanzen ihrer Mitglieder gescheitert. Die Bundesregierung hat schlie3lich
— gedrangt von der Deutschen Bundesbank — mit dem Vorschlag eines sanktions-
bewehrten Stabilitatspakts die Initiative ergriffen (Stark 2001, S. 77 f.). Dieser Pakt
sah bei Verfehlen des Defizitkriteriums automatische fiskalische Sanktionen vor.
Die 6konomische Logik liegt auf der Hand: Moral hazard-Verhalten muss unter
Androhung und Beitreibung finanzieller BuBen verhindert werden. Die politische
Logik ist schwerer verstédndlich: Sollte ein Land trotz versuchter finanzpolitischer
Zuriickhaltung zu BuBen verurteilt werden, so wiirde das Defizit ja zunehmen und
die offentliche Meinung gegen das europdische Projekt mobilisiert werden. Daher
liegt der politische Sinn solcher Regeln darin, dass die nationalen Haushalte
vo Eintritt in die Wahrungsunion auf strukturelle Defizite hin geprift und ent-
sprechend saniert werden. Also sollte die Sanktionsandrohung im vorhinein dis-
ziplinierend wirken.

Der damalige deutsche Finanzminister, Theo Waigel, verkiindete, die Sanktions-
androhung ohne Abstriche durchsetzen zu wollen. Vor dem entscheidenden Gipfel
in Dublin (13./14. 12. 1996) bekréftigte er seine Entschlossenheit: Bei dem Ab-
schluss des geplanten Stabilitatspaktes stehe man nicht unter Zeitdruck; es werde
so lange verhandelt, bis die Automatik drin sei.*® Doch hat sich auf dem Gipfel die
franzosische Verhandlungsposition durchgesetzt.'® Der Ersatz automatischer Sank-
tionen durch ein automatisches Sanktionsverfahren, indem anhand von Indikatoren
politisch Uber ein ,,exzessives Haushaltsdefizit“ entschieden werden soll, hat die
innere Logik des Verfahrens grundlegend geéndert. Bei Akzeptanz des urspriingli-
chen Ansatzes hétten die Mitgliedstaaten ihren Haushalt vor, bei oder spétestens
unmittelbar nach Eintritt in die Wahrungsunion ,,maastricht-fest“ machen mussen.

14 Anton Szasz (1997, S. 5), ehemaliges Mitglied im Direktorium ,,De Nederlandsche
Bank*, kommentiert das wie folgt: ,,Man ist sich einig, dass dazu der Vertrag nicht geandert
werden soll, weil man dann diese Frage auf der laufenden Regierungskonferenz erdrtern
misste. Die Vermutung liegt nahe, dass nicht die Erzwingbarkeit verstarkt, sondern die Ver-
pflichtungen geschwécht wiirden. Diese Befiirchtung deutet nicht auf groRes Vertrauen hin,
obwohl man sich der Notwendigkeit der Sache — Haushaltsdisziplin — bewusst ist. Aber rea-
listisch ist die Befuirchtung schon.*

15 ZDF, Interview, in: Bonn Direkt, 07. 12. 1996.

16 Auf der Pressekonferenz der franzdsischen Verhandlungsdelegation stellte der franzosi-
sche Staatsprésident Jacques Chirac (1996) klar: ,,Was wir allerdings nicht akzeptieren woll-
ten, war ein Automatismus, den die Deutschen zu Beginn wiinschten. Den gibt es nun nicht.“
(Europaischer Rat in Dublin. Pressekonferenz des franzésischen Staatspréasidenten Jacques
Chirac, Dublin am 14. Dezember 1996; Frankreich-Info, Bonn, vom 19. Dezember 1995;
abgedruckt in: Deutsche Bundesbank, Ausziige aus Presseartikeln, Nr. 80/31. Dezember
1996; S. 12).
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Nach Aufweichung des Sanktionsmechanismus konnten die Mitgliedstaaten darauf
vertrauen, dass sie bei den entscheidenden Sitzungen gentigend Stimmen organi-
sieren kdnnten, um eine Verurteilung zu verhindern. So ist es auch gekommen. Im
Kern heiflt das: Das Verhalten der nationalen Regierungen richtet sich nicht nach
den Regeln des Pakts, sondern die Regeln werden dem Verhalten angepasst. Dass
ausgerechnet die deutsche Bundesregierung hierauf gedrangt hat, nennt der friihere
Bundeskanzler Helmut Kohl eine ,,wirkliche Schande.“*’

Allgemein wurde die abqualifizierende Bemerkung von Romano Prodi, friherer
Président der EU-Kommission, als Plazet der EU-Kommission zur Aufweichung
der Regeln angesehen (2002): ,,Le pacte de stabilité est stupide comme toutes les
décisions qui sont rigides.“ Doch lehnen auch namhafte — in der Regel keynesia-
nisch orientierte — Wirtschaftswissenschaftler solche verhaltensteuernden Regeln
ab, weil sie Regierungen hinderten, auf exogene Schocks angemessen zu reagieren.
Doch wird tibersehen, dass sanierte Haushalte tiber die passiven Stabilisatoren kon-
junkturkonform reagieren konnten und BuBen erst bei einem wiederholten
exzessiven Defizit fallig wiirden. Manche sehen den Sinn solcher Regeln ehr darin,
dass sich die Slnder rechtfertigen mdissten (,,Prangerfunktion” des Stabilitéts-
paktes) und sich daher groRerer finanzpolitischer Disziplin befleiRigten. Dieser
Demonstrationseffekt verschleif3t sich naturlich auf Dauer, zumal die drei groRen
Kernlénder zu den notorischen Suindern gehéren.

H. Achte These: Das Wechselkursventil ist verstopft,
und die Arbeitsmérkte reagieren nicht flexibel
auf die Herausforderungen

David Marsh (2006), kundiger und engagierter Beobachter des Integrations-
prozess schreibt: ,,Italiens Wetthewerbsféhigkeit hat sich seit dem Ersatz der Lira
laut OECD-Statistik um 15 Prozent verschlechtert, gegentiber Deutschland sogar
um 22 Prozent. Das Land bekommt seine Inflation nicht in den Griff, deswegen
steigen die Lohne. Und der friiher tibliche Ausweg — die Abwertung der Lira — ist
verbaut.”“ Auf die Notwendigkeit flexibler Arbeitsmérkte als Konsequenz der \Wah-
rungsunion haben vor allem die Euro-Skeptiker verwiesen (MF Ohr I, Tz.8): ,,Die
O6konomisch schwécheren européischen Partnerlénder werden bei einer gemein-
samen Wahrung einem verstarkten Konkurrenzdruck ausgesetzt, wodurch sie auf-
grund ihrer geringeren Produktivitat und Wettbewerbsfahigkeit wachsende Ar-
beitslosigkeit erfahren werden.” Sie haben das in ihrem zweiten Manifest bekraf-

17 ,Dabher ist es eine wirkliche Schande, dass ausgerechnet Deutschland die Stabilitats-
kriterien nicht einhélt und zu tricksen versucht. Ich kann zu diesem Schandstlck deutscher
Politik nicht schweigen. Denn wir verspielen bei unseren européischen Nachbarn und in der
Welt unser Vertrauen. Unsere Birger haben ein Recht darauf, dass der Euro eine stabile Wah-
rung bleibt. Was da geschieht, ist ein Verrat an der engen deutsch-franzdsischen Zusammen-
arbeit * (Interview in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24. Februar 2003).

6 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315
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tigt (MF Ohr 11, Tz.4): ,,Da der Wechselkurs in einer Wahrungsunion nicht mehr
als Anpassungsinstrument zur Verfligung steht, missen die Arbeitsmérkte erheb-
lich flexibler werden — in Deutschland, aber auch anderswo.” Die Euro-Optimisten
(MF Bofinger, Tz.1) sahen gerade in der Beweglichkeit der Wechselkurse inner-
halb der EU die Ursache fir die steigende Arbeitslosigkeit in Deutschland: ,,Wegen
der Devisenturbulenzen der vergangenen Jahre sind unzéhlige Arbeitsplatze ver-
lorengegangen. Die Ubertriebene Mark-Aufwertung zwischen 1991 und 1995 ist
eine wichtige Ursache fur das schwache Wachstum und die gegenwartige Arbeits-
losigkeit: Allein durch die Aufwertung ist in diesem Zeitraum das deutsche Kos-
tenniveau gegenuber dem Rest der EU um gut 17 Prozent gestiegen. Starke
Lohnschiibe in einzelnen EU-Léandern hielten sie ,allein wegen des intensiven
Konkurrenzdrucks® fur unwahrscheinlich (MF Bofinger, Tz.6).

Bei unterschiedlicher Entwicklung der Wettbewerbsféhigkeit in einzelnen Mit-
gliedstaaten missen die Arbeitsmarkte auf zweierlei Art und Weise reagieren
konnen:

(1) Bei regional unterschiedlichen Arbeitsmarktsituationen missen Arbeitskrafte
in die Regionen wandern konnen, die hohere Beschaftigungschancen verspre-
chen, so wie das innerhalb Deutschlands und besonders innerhalb der USA
maoglich ist.

(2) Unternehmen mussen sich auf gedanderte Angebots-Nachfragekonstellationen
rasch einstellen konnen. Die Gewerkschaften mussen dabei Hilfestellung leis-
ten.

In Deutschland haben die international tatigen Unternehmen auf mangelnde
Flexibilitdt mit Standortverlagerungen reagiert und so ihre Konkurrenzféhigkeit
gehalten oder sogar ausgebaut. Geholfen hat ihnen und der deutschen Industrie
Uberhaupt die lohnpolitische Zurlickhaltung der Gewerkschaften. Im letzten Jahr-
zehnt (1996 — 2006) sind die Lohnkosten je Produkteinheit konstant geblieben. Der
deutschen Wirtschaft war es deshalb mdglich, ihre Marktanteile in der EU, aber
auch in der Welt insgesamt noch auszubauen. Die EZB (Monatsbericht Juli 2006,
S. 80 f.) hat in ihrer Bewertung der ,,Wettbewerbsfahigkeit und Exportentwicklung
des Euro-Wéhrungsgebiets* aufRerordentlich starke Divergenzen der preislichen
Wettbewerbsfahigkeit innerhalb der Wahrungsunion diagnostiziert: In einigen L&n-
dern, vor allem in Belgien, Griechenland, Spanien und Italien sei sie betréchtlich
gesunken; in Deutschland, Frankreich, Osterreich und Finnland habe sie deutlich
zugenommen; in Irland, Niederlande und Portugal sei sie praktisch unverandert ge-
blieben. Dabei ist der Ruckgang der Exportmarktanteile in Italien und Belgien ge-
radezu dramatisch. Der Index (1998 = 100) sank im letzten Jahrzehnt in Belgien
von 110 auf unter 90, in Italien von 120 auf unter 70.

Unterstellen wir, dass bei dieser Konstellation flexible Wechselkurse ihre Arbeit
tun kdnnten, so wirden sie die unterschiedliche preisliche Wettbewerbsféhigkeit
durch Abwertungen und Aufwertungen ausgleichen. Da eine autonome Geld-
politik, die in den abwertungsverdachtigen Landern durch einen restriktiven Kurs
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Kapital anziehen und Tarifvertragsparteien zur MaRigung anhalten konnte, nicht
maoglich ist und eine auf Entschuldung gerichtete Finanzpolitik nicht gewollt ist,
fragt man sich, wie diese Diskrepanz auf Dauer beseitigt werden soll. Otmar Issing
konstatiert (2006 b), dass aus Verschiebungen in der Wettbewerbsfahigkeit der Mit-
gliedstaaten grofRe Spannungen entstehen kénnten und auch bereits entstanden sei-
en. Einige Lander hatten sich in eine schwierige Situation mandvriert. Sie mussten
alles tun, um ihren Kurs zu &ndern. Doch folgert er: ,,Der Bestand der Wahrungs-
union wird dadurch aber nicht gefahrdet.”“ Doch dann miissten sich aber die Politi-
ker in diesen Landern zu Taten aufraffen, zu denen sie bisher nicht bereit waren —
zu solider Finanzpolitik und Schaffung flexibler Arbeits- und Giitermarkte. Dabei
vertraut Issing nicht auf politische Einsicht sondern ,,mehr auf die Zwangslaufig-
keit der Reaktionen der Politik auf die Probleme, die sie sich selber geschaffen hat.
Das ist ein Stlick weit pathologisches Lernen. Das hétte man sich besser erspart.*
Die politische Antwort fiir einen Wirtschafts- bzw. Wéhrungsraum, in dem der
Wechselkurs fur einzelne Regionen oder Mitgliedstaaten nicht der preislichen
Wettbewerbsfahigkeit entspricht, lautet in aller Regel: Transfers von den Uber-
schuss- zu den Defizitlandern. Immerhin haben auch die Euro-Optimisten (MF
Bofinger, Tz.6) eine solche Entwicklung nicht ausgeschlossen, wenn sie seinerzeit
die Angste vor einer Transferunion fiir iibertrieben hielten.

I. Neunte These: Die deutsche Volkswirtschaft
beschert als ,,Stillhalter ohne Pramie* dem Euro-Club
die Euro-Dividende und finanziert den Gegenwartskonsum
der Defizitlander

In der Diskussion um die Wirkungen der Wahrungsunion wird die Frage nach
dem ,,cui bono* nahezu ausgeklammert. Im Vorfeld sind die Fragen um die Ver-
wendung des Notenbankgewinns und die Eventualitdt von Transfers diskutiert
worden. Vergleicht man die Uberweisungen der Deutschen Bundesbank an die
deutsche Bundesregierung mit den Anteilen, die ihr nun aus dem Notenbank-
gewinn zustehen, so ist doch ein betrachtlicher Abfall zu konstatieren. Das soll
nicht heillen, dass wir dieses Phdnomen nach der Argumentationsfigur des ,,post
hoc ergo propter hoc* auf die Existenz der Wahrungsunion zurtickfiihren und den
wohl nicht intendierten Aderlass dieser Institution zuschreiben wollen, doch sollte
dieser Zusammenhang zumindest Anlass sein, den Verteilungswirkungen der Wéh-
rungsunion nachzuspiiren. Eine o6ffentliche Debatte wird dartber nicht gefiihrt.
Einzelne Autoren machen, wie Dieter Spethmann, in ,,E-mails* an Politiker und
interessierte Beobachter auf die Verteilungswirkungen der Wahrungsunion auf-
merksam. Andere Wortmeldungen finden keine Aufnahme in den grof3en Uber-
regionalen Blattern.

Die Wahrungsunion ist im Prinzip eine Haftungsgemeinschaft. Wenn der Fort-
bestand der Wahrungsunion tber jeden Zweifel gestellt wird, kénnen Transfers
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nicht generell ausgeschlossen werden. Damit Gbernahmen die Uberschusslander
eine stillschweigende Burgschaft fiir die Defizitlander. In einem System stabiler
Wechselkurse konkurrierender Wahrungen hatte ein Land entweder zur Finanzie-
rung des Leistungshilanzdefizits Auslandskredite aufnehmen oder Uber ein ver-
gleichsweise hohes nationales Zinsniveau Kapital anziehen missen. Dies war die
wirtschaftliche Realitadt im EWS, in dem sich die D-Mark im Wahrungswettbewerb
als Ankerwahrung herauskristallisierte. Leistungsbilanzdefizite mussten aus eige-
ner Kraft finanziert werden. Nun konnen die Defizite mit Euro ausgeglichen wer-
den, die von der nationalen Notenbank nach bestimmten Kriterien emittiert werden
oder zu den im Euro-Raum ublichen Zinsen aufgenommen werden. Damit bleiben
der defizitaren Volkswirtschaft eine mogliche Abwertung bzw. ein héheres Zins-
niveau erspart.

Die Zinsersparnis friherer Schwachwéhrungsléander geht aber sogar noch weit
dartiber hinaus — Stichwort ,,Euro-Dividende®. Das in der Wahrungsunion geltende
Zinsniveau, das der Bundesbank zu verdanken ist, entlastet in hohem MalRe die
nationalen Haushalte der Schuldnerlander. Der Kapitalzufluss in diese Lander, als
ihre Aufnahme in die Wahrungsunion politisch beschlossen war, hat tber Zins-
arbitrage die Zinsen fur staatliche Schuldaufnahme bis auf wenige Basispunkte auf
das Niveau der Starkwahrungslander gesenkt und damit Zinsen- und Schulden-
dienst erheblich reduziert. Spethmann (2003, S. 524) bezeichnet die Deutschen da-
her als ,,Stillhalter ohne Pramie®. Er macht auch darauf aufmerksam, dass deutsche
Firmen von ausléndischen Investoren aufgekauft werden konnten, weil sie in ihren
Landern Kredite zu deutschen Konditionen aufndhmen konnten, die sie dann
wegen héherer nationaler Inflationsrate mit entwertetem Euro zuriickzahlten.®
Der Zinsvorteil dieser L&nder I&sst sich unter der Annahme abschatzen, dass sie
wieder nationale Wéhrungen héatten und Zinsen nach MaRgabe ihrer nationalen
Kreditwirdigkeit zahlen missten. Die sich dabei ergebende Differenz kénnen wir
als den Vorteil betrachten, der sich aus der Teilnahme an der Wahrungsunion
ergibt.

Wenn Lé&nder mit positiver Leistungsbilanz das Konsumniveau der Defizitlander
hochhalten, dann kénnen wir das auch als implizite ,,beggar-thy-neighbour-policy*
bezeichnen: Uber Manipulationen die eigene Wahrung abzuwerten oder (iber an-
dere protektionistische MaBnahmen den Export zu steigern und den Import zu
drucken. Ein solcher Export von Arbeitslosigkeit seitens der deutschen Volkswirt-
schaft war wohl nicht intendiert; doch wirken sich die lohnpolitisch bedingten Ver-
werfungen in diesem Sinne aus. Die deutschen Exportfirmen profitieren von dieser
Vorfinanzierung des Konsums der Defizitlander. Doch ist dieser Zustand nicht von
Dauer. Im Exportland werden Kapazitaten vorgehalten oder sogar aufgebaut, die
einem falschen realen Wechselkurs geschuldet sind. Die Konsequenzen werden die
folgenden sein:

18 So D. Spethmann in einem offenen Brief vom 6. Februar 2006 an Bundeskanzlerin An-
gela Merkel.
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— Ausstieg aus der Wahrungsunion bei nachfolgender massiver Abwertung der
Defizitlander und entsprechenden Uberkapazititen in den Uberschusslandern,

— Transfers in Regionen mit schwindender Wirtschaftskraft,

— Umkehr in den Leistungsstromen uber ,pathologisches Lernen“ der Defizit-
lander; dies wirde dann ebenfalls die verzerrte Produktionsstruktur in den
Uberschussléndern offen legen.

J. Zehnte These: Nur bei einem Ausscheiden Frankreichs
oder Deutschlands unterliegt die Wahrungsunion
einem dynamischen Prozess

Wenn Issing es fir unwahrscheinlich hélt, dass ein Euro-Land aus der Wah-
rungsunion austreten koénnte, weil die politischen und wirtschaftlichen Kosten fir
dieses Land zu hoch waéren (2006b), so ist eine solche Entwicklung doch nicht
grundsatzlich ausgeschlossen. Wir wollen daher zunéchst die Rechtslage streifen™®
und uns fragen, ob das wirtschaftliche und politische Gewicht eines Landes bei der
Frage des moglichen Austritts eine Rolle spielt.

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass die Wahrungsunion die ver-
tragliche Konzeption verlassen wiirde, sollte sie die bei Eintritt in die dritte Stufe
vorhandene Stabilitat nicht kontinuierlich im Sinne des vereinbarten Stabilisie-
rungsauftrages fortentwickeln konnen (BVerfGE 89, 155 <205>). Bei einem
Scheitern der Stabilitdtsunion wirden die Vorgaben des Vertrages einer Lésung
aus der Gemeinschaft nicht entgegenstehen (BVerfGE 89,155 <204>). Dem-
gegenlber urteilt Hans Tietmeyer (1997, S. 1), friherer Président der Deutschen
Bundesbank: ,,Die gemeinsame Wéhrung bindet n&mlich die Menschen in den
Teilnehmerléandern im Bereich von Geld und Wéahrung auf Gedeih und Verderb
aneinander, und zwar fur immer. Denn die Wahrungsunion sieht keinen geordneten
Ausgang mehr vor.“ Daher hat die Auffassung des Prasidenten der EU-Kommis-
sion, Romano Prodi, dass ein Ausscheiden eines Mitgliedstaates aus der Wéh-
rungsunion nicht ausgeschlossen sei, fiir erhebliches Aufsehen gesorgt.?

19 Vgl. hierzu Schachtschneider, in: Hankel et al. 2001, S. 320 ff.

20 Weil diese Aussage des Kommissionsprasidenten Gewicht hat, wird sie hier im Wortlaut
dokumentiert. Sie ist Teil eines Gesprachs mit dem konservativen britischen Abgeordneten
des Europdischen Parlaments, Daniel Hannan, das dieser fur die Zeitschrift ,, The Spectator*
(27. 5. 2000, S. 14 f.) aufgezeichnet hat: ,,If I had understood him, the president seemed to be
saying that it would be all right for European countries to reissue their own currency. Golly, |
thought to myself. If he means what he says, he’ll be the toast of every bierkeller in Germany.
| pressed him for clarification: are you really saying that existing members of the euro might
choose to opt out again? —, If there were exceptional circumstances, and provided, it was not
done in a way which was hostile to the European Union, it is impossible to foresee for cer-
tain“. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung (vom 27. 5. 2000) berichtete, dass Prodis Sprecher
die Korrektheit des Zitats bestatigte.
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Wenn die Mitgliedstaaten als die ,,Herren der Vertrage“ gelten und damit kraft
ihrer nationalen Souverénitat Gber den Weg der EU bestimmen, dann haben sie
auch das Recht, aus dem Verband auszuscheiden. Waffengewalt zur Arretierung
der verantwortlichen Regierungen in den Mitgliedstaaten ist nicht vorgesehen. Fol-
gerichtig ist im Entwurf des Verfassungsvertrages die Austrittsmoglichkeit gewahr-
leistet und das entsprechende Verfahren geregelt worden (Schafer 2003, S. 325 ff.).
Auch wenn der Verfassungsvertrag in der vorliegenden Form kaum ratifiziert wird,
so bleibt doch der Grund fir diese Regelung weiterhin gultig. Daraus l&sst sich
schlielen, dass der Verbleib in der Wahrungsunion ebenfalls von der Entscheidung
eines Mitgliedstaates abhédngt, da die Mitgliedschaft in der EU als vorrangig zu
betrachten ist und die Wéhrungsunion als Mittel angesehen werden kann, um die
Ziele der EU besser zu erfullen. Dazu passt auch, dass Grof3britannien und Déne-
mark jeweils eine — ,,opting out-Klausel* eingerdumt wurde, wobei Danemark fir
das Fernbleiben votiert hat und die britische Regierung aus Furcht vor einem ,,No*
tUber den Beitritt zur Wahrungsunion noch nicht haben abstimmen lassen. Auch ist
Schweden — entgegen den Vorschriften des Maastricht-Vertrages — die ,,opting out-
Klausel“ zugestanden worden. Bei der Abstimmung haben sich auch die Schweden
flr das Fernbleiben entschieden. Insofern ist die ehemals als ,,Sensation empfun-
dene AuBerung des friiheren Préasidenten der EU-Kommission, kein Mitgliedstaat
kdnne an einem Austritt aus der Wahrungsunion gehindert werden, der Sachlogik
geschuldet.

Fragen wir uns weiter, ob die Wahrungsunion und auch die EU grundsétzlich
Schaden nehmen, sollte ein Mitgliedstaat ausscheiden. Unterstellen wir, dass ein
Mitgliedsland den mit der Wahrungsunion verbundenen Auflagen des Stabilitéts-
und Wachstumspakts nicht nachk&me und auch die Zahlung der damit verbunde-
nen Poenalen verweigerte. Ware es dann nicht geradezu im Sinne einer stabilitéts-
orientierten Wéhrungsunion, wenn der Austritt eines solchen Landes zu einem
hoheren MaR an politischer und wirtschaftlicher Ubereinstimmung in der Wah-
rungsunion beitriige? Desgleichen kdnnte man sich umgekehrt vorstellen, dass
einem Mitgliedsland, das sich als stabilitatspolitischer Falke profilieren mdchte
und deswegen an allen Entscheidungen der EZB und denen der Mitgliedstaaten
herumndrgelte, keine Steine bei einem Austritt in den Weg gelegt wirden. Die bei
einem Austritt anfallenden Kosten wirden tberdies hauptsachlich von den aus-
trittswilligen AuBenseitern getragen. Die fur die Gemeinschaft anfallenden Anpas-
sungskosten wirden schnell von der Dividende einer harmonischer arbeitenden
Wahrungsunion tberwogen. Generell kdnnen wir also folgern, dass aus pragma-
tischen Grlnden notorische Storenfriede, deren politisches und wirtschaftliches
Gewicht gering ist, die Wé&hrungsunion verlassen kénnten. Die W&hrungsunion
wirde ihren Charakter nicht verdndern, wenn Griechenland oder andere kleinere
Mitgliedstaaten aus der Wéhrungsunion ausschieden oder Slowenien und Estland
beitreten oder fernbleiben wirden.

Der Charakter der Wahrungsunion wirde freilich verandert, wenn Frankreich
oder Deutschland ausscheiden wirden. Bei einem Ausscheiden Frankreichs wiirde
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sich mit einem hohen MaR an Wahrscheinlichkeit die deutsche ,,Stabilitétsphilo-
sophie* durchsetzen — weniger aktivistisch und starkere Orientierung an der mone-
téaren Saule als operativem Element — und damit wére der Euro-Raum eine ver-
groRerte D-Mark-Zone, wobei die Willensbildung freilich symmetrisch bliebe. Ob
sich dies in unterschiedlicher regionaler Gewichtung bemerkbar machte, kann
weder mit Sicherheit bestatigt noch verworfen werden. Wenn Issing (2006) als
Fazit seiner Tatigkeit zusammenfasst, dass nationale Interessen die Arbeit der EZB
nicht dominiert hatten, so durften wohl auch in Zukunft konzeptionelle Erwégun-
gen im Vordergrund stehen. Schiede Deutschland aus, so wirden sich wohl die
Mitgliedstaaten anschlieBen, deren grenziiberschreitende Transaktionen in Rich-
tung Deutschland gehen. Damit wirde eine neue D-Mark-Zone in Konkurrenz
zum Euro-Raum entstehen. Ob das eine oder andere Szenario realistisch ist, ist hier
zweitrangig. Es sollte klargestellt werden, dass die Wahrungsunion bei einem Aus-
scheiden kleinerer Mitgliedstaaten weiter wie bisher funktionieren wirde, dass sie
aber bei einem Austritt Frankreichs oder Deutschlands einem dynamischen Prozess
unterworfen wirde.
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Anhang ,,Manifeste*

Erstes Manifest der Euros-Skeptiker (MF Ohr I)
Erschienen in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 11. Juni1992

,»Die EG-Wahrungsunion fuhrt zur ZerreiBprobe*

1. Eine Wirtschafts- und Wahrungsunion kann als erstrebenswertes Ziel des europdischen
Integrationsprozesses angesehen werden. Die Beschliisse von Maastricht sind allerdings in
entscheidenden Punkten ungeeignet, dieses Ziel angemessen zu verwirklichen.

2. Eine funktionsfahige Wirtschafts- und Wahrungsunion erfordert als Vorbedingung eine
dauerhafte — tiber mehrere Jahre hinweg nachgewiesene — Angleichung der relevanten
Wirtschaftsstrukturen der Mitgliedslander. Eine einmalige — stichtagsbezogene — und da-
mit mehr oder weniger zufallige Erfullung einzelner Kriterien ist kein Nachweis der erfor-
derlichen Konvergenz.

3. Die in Maastricht festgelegten Konvergenzkriterien sind zu weich. So ist unter anderem
nicht irgendeine relative, sondern allein eine in absoluten Werten definierte Preisniveau-
stabilitdt als ékonomische Vorbedingung flir den Eintritt in die Wirtschafts- und Wah-
rungsunion zu fordern.

4. Der endgliltig fixierte Termin fur die Realisierung der Wéhrungsunion (1. Januar 1999)
wird eine politische Eigengesetzlichkeit gegeniiber den vereinbarten Konvergenzkriterien
nach sich ziehen: Ist der Zeitpunkt erreicht, besteht die Gefahr, dass insbesondere das In-
flationskriterium und das Defizitkriterium einer ,tragbaren Finanzlage der 6ffentlichen
Hand* politisch verwéssert werden, um Diskriminierungen einzelner L&nder zu vermeiden.

5. Die europdische Zentralbank wird — trotz weitgehender Unabhangigkeit — Preisstabilitat in
Europa nicht durchsetzen, weil es fir sie aufgrund unterschiedlicher Interessen der
nationalen Entscheidungstrager keinen gentigend starken Anreiz gibt, dies zu wollen. Die
persénliche Unabhangigkeit der Gouverneure ist nicht gesichert, und Sanktionen bei Ver-
letzung des Stabilitatsziels fehlen.
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Als Voraussetzung fr eine erfolgreiche Politik der Preisstabilitdt misste die Europdische
Zentralbank auch die Wechselkurskompetenz gegenuber Drittlandswahrungen besitzen.
Da diese Kompetenziibertragung nicht vorgesehen ist, besteht die Gefahr, dass tber poli-
tische Einflussnahme auf die Wechselkurse die Geldpolitik stabilitatswidrig konterkariert
wird. Dies gilt gleichermalen fir die Tatsache, dass Kapitalverkehrskontrollen gegeni-
ber Drittlandern immer noch moglich sind.

Einen Konsens, Preisstabilitat als Prioritat zu betrachten, wie er traditionell in Deutsch-
land vorliegt, gibt es in Gesamteuropa bisher noch nicht. Nur mit einem solchen Kon-
sens, den Notenbank, Regierung und Bevolkerung gemeinsam tragen, kann jedoch eine
konsequente Stabilitatspolitik verfolgt werden, da diese unter anderem der Unterstiitzung
der Lohnpolitik und der Finanzpolitik des Staates bedarf.

Die 6konomisch schwécheren européischen Partnerl&nder werden bei einer gemeinsamen
Waéhrung einem verstarkten Konkurrenzdruck ausgesetzt, wodurch sie aufgrund ihrer ge-
ringeren Produktivitdt und Wetthewerbsfahigkeit wachsende Arbeitslosigkeit erfahren
werden. Hohe Transferzahlungen im Sinne eines ,,Finanzausgleichs* werden damit not-
wendig. Da bisher noch keine Vereinbarungen tber die Struktur einer politischen Union
existieren, fehlt hierflr jedoch ein demokratisch hinreichend legitimiertes Regelungssys-
tem.

Zur Zeit gibt es daher kein ékonomisch zwingendes Argument dafiir, von oben eine
monetdre Einheit auf ein wirtschaftlich, sozial und interessenpolitisch noch uneiniges
Europa zu stillpen. Die Verwirklichung des EG-Binnenmarktes bendtigt oder erzwingt
keineswegs eine gemeinsame europdische Wéhrung.

Die Uberhastete Einflihrung einer Européischen Wahrungsunion wird Westeuropa starken
O6konomischen Spannungen aussetzen, die in absehbarer Zeit zu einer politischen Zer-
reiprobe fuhren kénnen und damit das Integrationsziel geféhrden.

Die Beschlisse von Maastricht, nicht die Kritik an ihnen, geféhrden ein konfliktarmes
Zusammenwachsen in Europa.

Zweites Manifest der Euro-Skeptiker (MF Ohr II)
Erschienen in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 9. Februar 1998

Der Euro kommt zu frih

Zur europaischen Integration gibt es keine Alternative. Die gemeinsame Wahrung wird
dazugehdren — jedenfalls fur Kerneuropa. Aber der Euro kommt zu fruh.

. Die Konsolidierung der &ffentlichen Haushalte hat Fortschritte gemacht. Jedoch ist sie

nicht weit genug vorangetrieben worden, vor allem nicht in den groen L&ndern wie Ita-
lien, Frankreich, aber auch Deutschland. Der Konsolidierungsprozess wurde zu spat und
nur halbherzig begonnen. Trotz eines ungewohnlich niedrigen Zinsniveaus und damit
glinstiger Zinsaufwendungen fur die 6ffentlichen Haushalte und trotz zahlreicher Beispie-
le kreativer Buchfiihrung ist es gerade den Kernldndern nicht gelungen, die vereinbarte
Defizitgrenze deutlich und nachhaltig zu unterschreiten. Auch ist die durchschnittliche
Schuldenquote in der Europdischen Union seit 1991 nicht gesunken, sondern um 15 Pro-
zentpunkte gestiegen. Sie liegt heute weit Uber dem Maastricht-Limit. Das widerspricht
dem Geist des Vertrages.
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3. Der Vertrag verlangt zu Recht Nachhaltigkeit der Konvergenz. Daflir wurde zwar der so-
genannte ,,Stabilitatspakt“ erfunden. Er kann jedoch dauerhafte Haushaltsdisziplin nicht
gewahrleisten. Seine Sanktionsdrohung ist allenfalls glaubwirdig, wenn nur ein einzelnes
Land oder sehr wenige Lénder betroffen sind. Da Sanktionen nicht automatisch eintreten,
diirfte es aber kaum eine qualifizierte Mehrheit fir die Anwendung des Paktes geben,
wenn eine groBere Zahl von Lé&ndern gleichzeitig die Defizitgrenze verletzt. Die Stabilitat
des Euro kann der Pakt daher nicht sichern.

4. Seit dem Maastricht-Jahr 1991 haben sich zudem die strukturellen Probleme in Europa
verschérft. Die Arbeitslosigkeit ist weiter gestiegen. Gerade auch Deutschland und Frank-
reich — die Motoren der européischen Integration — sind nicht gut gerlstet fir den ver-
starkten Strukturwandel und den harteren Wettbewerb in der Wahrungsunion. Der Euro
16st das europdische Beschaftigungsproblem nicht. Da der Wechselkurs in einer Wéh-
rungsunion nicht mehr als Anpassungsinstrument zur Verfligung steht, missen die Ar-
beitsmérkte erheblich flexibler werden — in Deutschland, aber auch anderswo. Hier fehlt
jedoch die klare Trendwende. Wenn es nicht vor Beginn der Wéhrungsunion dazu kommt,
muss mit wirkungslosen Experimenten der Nachfragestimulierung und vor allem auch mit
politischem Druck auf die Europdische Zentralbank gerechnet werden.

5. Die derzeitige wirtschaftliche Ausgangssituation ist daher denkbar ungeeignet fiir den Start
der Wahrungsunion. Eine geregelte Verschiebung um einige Jahre — mit gemeinschaftlich
vereinbarten Auflagen tber zu erreichende weitere Konsolidierungsfortschritte — muss
ernsthaft als politische Option in Betracht gezogen werden. Sie ware keine politische Kata-
strophe und kdnnte von niemandem als Signal eines Ausstiegs aus dem Integrationsprozess
gedeutet werden. Der dauerhafte Erfolg des Euro ist wichtiger als der Zeitpunkt seiner Einf-
Ghrung.

6. Eine geregelte Verschiebung waére fir kein Land ein Grund, in seinen Konsolidierungs-
anstrengungen nachzulassen. Denn damit wiirde es dokumentieren, dass es sich entweder
das Ziel finanzpolitischer Disziplin nicht zu eigen macht oder gar nicht dazu in der Lage
ist. Mit einem solchen Land die Wéhrungsunion zu beginnen, ware ein Kardinalfehler.

7. Scheitert der Versuch, im Konsens eine geregelte Verschiebung zu erreichen, dann muss
jedenfalls fur eine unnachsichtige Priifung der Konvergenz gesorgt werden. Dann darf
nicht zum Tabu erkldrt werden, dass die Wahrungsunion mit einer kleinen Gruppe von
Léndern beginnt. Statt dessen miissen die Konvergenzkriterien auch im Sinne der Nach-
haltigkeit so streng wie mdglich ausgelegt werden — so streng, wie es der Vertrag erlaubt.
Wer die Konvergenzkriterien nicht ernst nimmt, untergrébt das Vertrauen in die faktische
Unabhéngigkeit der Europdischen Zentralbank und die Stabilitat des Euro. Die Erwartung
eines von Anfang an schwachen Euro — nach innen wie nach auRen — wiirde den Start der
Waéhrungsunion mit einer schweren Hypothek belasten.

Manifest der Euro-Optimisten (MF Bofinger)
Erschienen in: manager magazin, September 1997

,»10 Punkte wider die Euro-Skepsis*

1. Der Euro starkt Wachstum und sichert Arbeitsplatze
Eine gemeinsame Wahrung in Europa beseitigt Wechselkursrisiken und schafft mehr Pla-
nungssicherheit. Fur die deutsche Wirtschaft entféllt so ein erhebliches Standortrisiko.
Wegen der Devisenturbulenzen der vergangenen Jahre sind unzahlige Arbeitsplétze ver-
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lorengegangen. Die Ubertriebene Mark-Aufwertung zwischen 1991 und 1995 ist eine
wichtige Ursache flir das schwache Wachstum und die gegenwartige Arbeitslosigkeit: Al-
lein durch die Aufwertung ist in diesem Zeitraum das deutsche Kostenniveau gegeniiber
dem Rest der EU um gut 17 Prozent gestiegen.

. Der Euro hilft, Kosten zu senken

Durch den Wegfall von Umtauschgebiihren und Devisenkurssicherung entfallen bei Unter-
nehmen und Verbrauchern Kosten, deren Hohe auf jéhrlich rund 1 Prozent der Wirt-
schaftsleistung geschatzt wird. Durch den intensiveren Wettbewerb unter Unternehmen,
\ersicherungen und Banken in Europa werden Waren und Dienstleistungen in der Tendenz
billiger.

. Der Euro schafft eine Stabilitdtsgemeinschaft in Europa

Mit ihrer Teilnahme an der Wahrungsunion bringen die EU-Lander zum Ausdruck, dass
sie ihre Probleme nicht mehr Uber eine Inflationspolitik 16sen wollen: Sie Ubertragen ihre
geldpolitischen Kompetenzen auf die Europdische Zentralbank und verzichten auf das
inflationstreibende Instrument, ihre Wahrung gegeniiber den EU-Partnern abzuwerten. Ei-
ne Finanzierung von Staatsdefiziten durch die Notenpresse wird durch den EU-Vertrag
zudem ausdrticklich ausgeschlossen.

. Der Euro hat alle Chancen, eine stabile Wahrung zu werden

Die kiinftige Européische Zentralbank (EZB) steht als Garantin daftr, dass der Euro stabil
wird. Sie ist ganz dem Modell der Bundesbank nachgebildet und eindeutig auf das Ziel
der Preisstabilitat verpflichtet. Ihre Vertreter werden fiir funf bis acht Jahre bestellt und
sind unabhéngig von politischen Weisungen. Im Zentralbankrat werden erfahrene Noten-
bankpolitiker sitzen.

. Europa kann eine Stabilitatskultur entwickeln

Es gibt keinen Grund, anderen Landern in der EU den ernsthaften Willen zu hoher Preis-
stabilitat abzusprechen. In den 70er Jahren wurden in Europa sicher stabilitatspolitische
Fehler gemacht, doch die Lernprozesse sind evident. Alle Staaten haben in den vergange-
nen 15 Jahren gezeigt, dass sie dem Ziel stabiler Preise eine zentrale Bedeutung einréu-
men. Mit rund 1,5 Prozent ist die Inflation in der EU derzeit auf einem historischen Tief-
stand. Die Staatsdefizite liegen heute deutlich unter dem Niveau der Jahre 1992/93 (da-
mals rund 6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts).

. Angste vor einer Transferunion sind iibertrieben

Unzutreffend ist, dass die Europaische wie die deutsch-deutsche Wahrungsunion von 1990
zu hohen Transfers in schwéchere Regionen filhren muss. In Deutschland wurde unter
anderem ein Umtauschkurs gewahlt, der dem Leistungsgefalle zwischen Ost und West
ebenso wenig gerecht wurde wie die rasche Angleichung der Loéhne. Beim Euro werden
die Kurse dagegen auf Grundlage marktgerechter Devisenkurse festgelegt: starke
Lohnschiibe in einzelnen EU-Landern sind allein wegen des intensiven Konkurrenzdrucks
unwahrscheinlich. Auch gibt es in der EU keinen Automatismus wie den deutschen L&n-
derfinanzausgleich, der dazu fiihren wiirde, dass Deutschland fiir die Probleme anderer
Staaten aufkommen muss.

. Der Euro darf nicht an starren Defizitmarken scheitern

Die Qualitéat einer Wahrung wird nicht davon bestimmt, ob in einem Stichjahr wie 1997
ein Staatsdefizit von 3,0 oder 3,2 Prozent ermittelt wird. Die Erfahrung zeigt, dass der
Einfluss des Staatsdefizits auf die Inflation sehr gering ist, wenn die Schulden nicht durch
die Notenpresse finanziert werden dirfen. So konnte Deutschland 1996 bei einem Defizit
von 3,8 Prozent ein hohes MaR an Geldwertstabilitat (Inflation: 1,5 Prozent) erzielen.
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Worauf es ankommt

Alle EU-Lénder sollten groRe Anstrengungen unternehmen, ihre Defizite auf Dauer un-
ter der 3-Prozent-Grenze zu halten. Wichtig dabei ist, dass an die Stelle kurzatmiger
Sparprogramme eine glaubwirdige mittelfristige Konsolidierungsstrategie tritt. Gefor-
dert sind auch die Tarifparteien. Sie konnen zu einem guten Start der Wahrungsunion
beitragen, indem sie mdoglichst bald auch fur 1998/99 moderate Tarifabschllsse verein-
baren. Ein solcher Vertrauensvorschuss in die Europdische Zentralbank wiirde deren sta-
bilitatspolitische Aufgabe erleichtern.

Die Wéhrungsunion sollte punktlich 1999 starten

Der Euro kann und sollte 1999 starten. Fir eine Verschiebung gibt es derzeit keinen
vernlnftigen Grund. Fast alle EU-Staaten erflllen das Inflationskriterium. Auch die An-
leger auf den internationalen Finanzmarkten setzen auf einen punktlichen Start und da-
rauf, dass der Euro eher noch stabiler wird als die D-Mark: Die Zinsen auf langfristige
Anlagen — ein wichtiges Warnsignal fur die Inflationserwartung der Markte — waren noch
nie so niedrig wie in den vergangenen Monaten.

Europa braucht den Euro

Die okonomischen Vorteile einer Wahrungsunion sind gro. Ohne den Euro drohen in
Deutschland weitere Arbeitsplatze verloren zu gehen. Ein Nebeneinander von 15 Wéh-
rungen in Europa wird zum Anachronismus, je mehr Guter- und Finanzmérkte zusam-
menwachsen. Der Euro-Pessimismus der Kritiker steht im Widerspruch zu den tatséch-
lichen Stabilitatserfolgen, die in Europa seit Mitte der 80er Jahre erzielt wurden.



DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-52465-5 | Generated on 2025-12-20 09:28:25
OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/



Grenzen der monetaren Integration?*

Von Gunther Schnabl, Leipzig

Abstract

With the Eastern Enlargement of the European Union, the number of candidate countries
for the European Monetary Union (EMU) is growing. The traditional Theory of Optimum
Currency Areas leaves scepticism with respect to the benefits of an early EMU membership
for the small open economies of the middle, eastern and southeastern Europe. Nevertheless
new theoretical approaches explain why many of the new and potential EU member states
want to join the EMU as soon as possible. The benefits in terms of higher growth arise from
macroeconomic stability, more trade and a lower level of (real) interest rates. Empirical panel
estimations find a positive growth effect of exchange rate stability against the euro for a
sample of 17 middle, eastern and south eastern European countries. The impact of increasing
heterogeneity within the EMU for the single monetary policy remains uncertain.

A. Einleitung

Im Mai 2004 sind acht mittel- und osteuropdische Staaten zusammen mit Malta
und Zypern der Europdischen Union beigetreten. Bulgarien und Ruménien folgten
im Januar 2007. Die EU-Erweiterung wird damit aber nicht zum Stillstand kom-
men. Kroatien, Mazedonien und die Turkei sind bereits offizielle EU-Kandidaten-
lander. Albanien, Bosnien-Herzegowina und Serbien-Montenegro haben den Status
von potentiellen Kandidatenlédndern erhalten.

Bereits heute ist Klar, dass die neuen und zukinftigen EU-Mitgliedstaaten auch
der Europaischen Wahrungsunion (EWU) beitreten werden. Die Ubernahme des
EU-Vertrages verpflichtet sie dazu. Eine Opting-Out Klausel, wie sie GroRbritan-
nien und Danemark bei der Griindung der EWU eingerdumt wurde, gibt es nicht.
Allerdings kann sich der Beitritt verzdgern, wenn — wie derzeit in Schweden — die
Konvergenzkriterien nicht erfillt werden. Die Diskussion tber die EWU-Erweite-
rung dreht sich daher mehr um das ,,Wann* als um das ,,Ob*.

Nach dem Willen vieler neuer Mitgliedsléander sollte der EWU-Beitritt im Ge-
gensatz zu Schweden so schnell wie mdglich erfolgen, so dass sich die Grenzen

1 Ich danke den Mitgliedern des Wirtschaftspolitischen Ausschusses des Vereins fiir Soci-
alpolitik fir die hilfreichen Anmerkungen.
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der europdischen Wéahrungsgemeinschaft schnell erweitern kdnnten. Der Euro hat
sich seit seiner Einflhrung im Jahr 1999 als stabil erwiesen. Fir die Lander in
Mittel-, Ost- und Sudosteuropa, die auf viele Jahre makrodkonomischer Instabilitat
zuriickblicken, scheint die gemeinsame europdische Wahrung ein Garant fir
Wachstum und Wohlstand. Estland, Litauen, Lettland, Malta, die Slowakische Re-
publik, Slowenien und Zypern haben mit ihrem Beitritt zum Wechselkursmecha-
nismus Il (WKM 11) bereits ihren konkreten Beitrittswillen signalisiert. Das erste
mittel- und osteuropdische Euro-Mitglied wird ab 2007 Slowenien sein.

Trotz des kontinuierlichen Wachstums der formalen Euro-Zone, das von steigen-
der Popularitat des Euro als Anker- und Reservewahrung in Landern aufRerhalb der
EU begleitet wird (Européische Zentralbank 2006), gibt es aber auch Skepsis. Die
gemeinsame Geldpolitik wird bei steigender Heterogenitat der Mitgliedstaaten
nicht fiir alle L&nder zugeschnitten sein. In den wachstumsschwachen Kernléndern
der Union wird der Leitzins unter Umsténden als zu hoch, in den wachstumsstar-
ken Lé&ndern an der Peripherie als zu niedrig angesehen. Hinzu kommt die Kritik
an den Maastrichtkriterien. Das Inflationskriterium wird als zu streng fur die Lén-
der im wirtschaftlichen Aufholprozess angesehen; die Kriterien fur die 6ffentliche
Verschuldung gelten in einigen Landern als unerwiinschter Eingriff in die finanz-
politische Autonomie.

Dies hat dazu gefiihrt, das auch der Club der Euroskeptiker (GroBbritannien,
Déanemark, Schweden) vor allem mit Polen und der Tschechischen Republik Zu-
lauf erhalten hat. Das Fir-und-Wider der EWU-Erweiterung wird in Folge sowohl
aus Sicht der Beitrittskandidaten als auch aus der Sicht der derzeitigen Mitglied-
staaten analysiert.

B. Die EU 27 als optimaler Wahrungsraum?

Die Theorie der Optimalen Wahrungsraume (Mundell 1961) bietet einen guten
Ausgangspunkt fur die Diskussion der Vor- und Nachteile einer Wahrungsunion
mit bis zu — oder sogar mehr — als 27 Mitgliedsstaaten.

I. Die klassische Theorie der optimalen Wahrungsraume

Die Theorie der optimalen Wahrungsraume legt in ihrer traditionellen Auspra-
gung drei Kriterien fiir die Entscheidung Uber den Beitritt zu einer Wahrungsunion
zugrunde: Asymmetrie, Flexibilitdt und Offenheit.

Nach Mundell (1961) qualifizieren sich Lander fur eine Wahrungsunion, wenn
die Gefahr so genannter asymmetrischer Schocks, d. h. unterschiedlicher Wirt-
schafts- und Inflationsentwicklungen, gering ist. In Bezug auf die EU 27 kdnnen
diese asymmetrischen Schocks auf zwei Arten gedeutet werden. Zum einen kon-
nen einzelne Lander von bestimmten Schocks getroffen werden, andere nicht. So
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waren beispielsweise in den Jahren 1998/99 die baltischen Staaten sehr stark von
der Russlandkrise betroffen, wahrend die Auswirkungen auf das Wachstum im
Zentrum Europas vergleichsweise gering waren.

Zum anderen sind unterschiedliche Niveaus in den Wachstumsraten zu erken-
nen, da sich die Mitgliedslander der EU 27 auf unterschiedlichen Entwicklungs-
niveaus, z. B. gemessen am Pro-Kopf-Einkommen, befinden. Wéhrend die grof3en
Staaten im Zentrum der EU langsam wachsen, befinden sich viele der mittel-, ost-
und sudosteuropdischen L&nder im wirtschaftlichen Aufholprozess. Dies spricht
flir steigende Heterogenitét in der EU 27.

Messungen von asymmetrischen Angebots- und Nachfrageschocks, wie etwa
von Fidrmuc und Korhonon (2003), legen offen, dass sich im Zentrum der Euro-
paischen Union die Konjunkturzyklen zwar schon weitgehend angeglichen haben.
An der (Ostlichen) Peripherie der EU ist die Wahrscheinlichkeit asymmetrischer
Schocks aber weiterhin hoch. Fir die Europdische Zentralbank (EZB) wirde
es noch schwieriger fir alle Teile der Wahrungsunion den richtigen Zinssatz zu
wahlen.

Nach Mundell (1961) kann in einer Wahrungsunion die fehlende geldpolitische
Autonomie als Ausgleichsmechanismus fir unterschiedliche Konjunkturentwick-
lungen durch hohere Flexibilitdt der Arbeitméarkte kompensiert werden. Im Falle
eines asymmetrischen Schocks konnten die Lohne im Rezessionsland fallen und so
das Land zurilick auf den Wachstumspfad bringen. Hingegen wirden steigende
Léhne im Boomland die Exporttatigkeit und damit die Gefahr von Uberhitzung
und Inflation ddmpfen. Den gleichen Regulierungseffekt kénnte die Mobilitat des
Faktors Arbeit erreichen, wenn Arbeitskrafte von Gebieten mit (strukturell) schwa-
cher 6konomischer Aktivitat in Gebiete mit (strukturell) hohem Wachstum wan-
dern wiirden.

Doch mit Lohnflexibilitdt und Arbeitsmobilitdt scheint es im Westen wie im
Osten der EU (mit einigen Ausnahmen) eher schlecht bestellt. Es ist fraglich, ob in
den verkrustenden europdischen Arbeitsmérkten die Lohnverhandlungen der Tarif-
parteien flexibel genug sind. Ebenso sind zwar im begrenzten Ausmal} internatio-
nale Wanderungsbewegungen innerhalb des Binnenmarktes zu erkennen. Doch ist
es unwahrscheinlich, dass diese ausreichen werden, um strukturelle Wachstums-
unterschiede auszugleichen. Auf der Basis von Mundells (1961) klassischer Theo-
rie der Optimalen Wahrungsrdume wére den neuen EU-Mitgliedslandern von einer
frihen EWU-Mitgliedschaft eher abzuraten. Der monetéren Integration wéren vor-
laufig Grenzen gesetzt, bis der (stid-)0stliche Teil Europas — friihestens in 20 Jah-
ren — ein &hnliches Wohlstandsniveau wie der westliche Teil erreicht hatte.

Dennoch kdnnten nach McKinnon (1963) die Volkswirtschaften in Mittel-, Ost-
und Siidosteuropa von der Wahrungsunion profitieren, da sie mit der EU 15 wirt-
schaftlich eng verflochten sind. Fur Kkleine, offene Volkswirtschaften sinken nicht
nur die Transaktionskosten fir den Handel mit dem Leitwéahrungsland, sondern
auch das Preisniveau wird durch Festkurse stabilisiert. Konstante Erwartungen sind

7 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315
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der Nahrboden fur mehr Investitionen und Wachstum, die den Aufholprozess be-
schleunigen. Wahrend geldpolitische Reputation und makrotkonomische Stabilitat
sowohl Uber eine Euro- als auch eine Dollar-Bindung importiert werden konnten,
sprechen fr den Euro die engen Handelsverflechtungen der EU 15.

Abbildung 1 zeigt den Handel mit den EU 15 als Anteil des Gesamthandels fur
die potentielle EU33. Fir die mittel-, ost- und stidosteuropdischen Staaten hat, ge-
messen am Gesamthandel, der Handel mit den EU 15 im Durchschnitt bereits eine
hohere Bedeutung als fiir die EU 15 selbst. Dies mag ein wichtiger Grund daftr
sein, dass seit der Einflihrung des Euro viele mittel-, ost- und slidosteuropéische
Staaten ihre Dollarbindungen zugunsten des Euro aufgegeben haben und einen
schnellen EWU-Beitritt anstreben. Aus McKinnons (1963) Perspektive erwarten
sie grol3e Vorteile von der EWU.
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Quelle: IWF: Direction of Trade Statistics.

Abbildung 1: Anteil des Handels mit den EU 15 als Anteil am Gesamthandel (2004)

I1. Neuere Entwicklungen
der Theorie der optimalen Wahrungsraume

Insgesamt durfte die klassische Theorie der optimalen Wahrungsrdume aber
Skepsis beziiglich der Vorteilhaftigkeit einer frihen EWU-Mitgliedschaft hinter-
lassen. Zwar sinken die Transaktionskosten fir internationalen Handel und das
Risiko makrodkonomischer Instabilitdt. Die Wahrscheinlichkeit asymmetrischer
Schocks ist aber hoch und die Flexibilitat der Arbeitsmarkte tendenziell gering.
Wiirde zunéchst die geldpolitische Autonomie beibehalten, ist es leichter auf unter-
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schiedliche wirtschaftliche Entwicklungen zu reagieren, insbesondere solange sich
die neuen Mitgliedstaaten noch im wirtschaftlichen Aufholprozess befinden (Deut-
sche Bundesbank 2003).

Diese Einschatzung &ndert sich, wenn man spdtere Arbeiten von Mundell in
Betracht zieht (McKinnon 2004). Denn Mundell (1973a, 1973b) selbst hat seinen
urspriinglichen keynesianischen Analyserahmen, der die Geld- und Wéhrungs-
politik als Stabilisierungsinstrument ansieht, in Frage gestellt. In Entwicklungs-
landern und so genannten aufstrebenden Markten dient die Geldpolitik meist nicht
der Stabilisierung bei (realen) asymmetrischen Schocks, sondern ist oftmals Quelle
von \olatilitat. Staatsfinanzen werden Uber Inflation finanziert, der Export tber
(kontinuierliche) Abwertungen gestiitzt. Die Wechselkurse unterliegen heftigen
Schwankungen, von denen kleine, offene Volkswirtschaften wie sie in Mittel-, Ost-
und Sudosteuropa vorherrschen, besonders stark betroffen sind. Die Folge sind
WachstumseinbufRen und das Streben nach einem schnellen EWU-Beitritt.

C. Theoretische Betrachtung
und Empirische Messung

Bieten der friihe oder der spate Mundell den addquaten Analyserahmen fir die
Entscheidung Uber den Beitritt zur EWU? Sowohl die Argumente fur als auch
gegen Wechselkursstabilitdt haben theoretische Begriindungen, deren Gewichtung
sich fur unterschiedliche Zeitpunkte und unterschiedliche Lé&ndergruppen ver-
andern kann. Damit kann nur eine empirische Messung mehr Auskunft Gber die
Vorteilhaftigkeit eines friihen EWU-Beitritts fur die neuen und potentiellen EU-
Mitgliedsstaaten geben.

In Folge werden die Auswirkungen von festen Wechselkursen auf Inflation und
Wachstum in den neuen Mitgliedstaaten, den Kandidatenl&ndern und den poten-
tiellen Kandidatenlandern theoretisch und empirisch untersucht.

I. Theoretische und empirische Evidenz

In der Literatur finden sich zahlreiche theoretische Untersuchungen zum Zu-
sammenhang zwischen Wechselkursstabilitdt und makrotkonomischer Stabilitét.
Crockett und Goldstein (1973) argumentieren beziiglich des Zusammenhangs
zwischen Wechselkursstabilitat und Inflation, dass die Bindung der Zentralbank an
ein Wechselkursziel eine unkontrollierte Expansion der Geldmenge verhindert und
damit zu weniger Inflation beitrdgt. Das Wechselkursziel kommt aus dieser Sicht
einer institutionellen Trennung von Geld- und Finanzpolitik gleich, die einen stabi-
lisierenden Einfluss auf die Volkswirtschaft hat.

McKinnon (1963) nimmt fir kleine, offene Volkswirtschaften an, dass das inter-
nationale Preisniveau fiir gehandelte Giter gegeben ist. Wirde der Wechselkurs

7%



100 Gunther Schnabl

frei schwanken, dann wirde dies bei hohem Offenheitsgrad und gegebenem Welt-
preisniveau zu einer hohen Volatilitat des inlandischen Preisniveaus fliihren. Durch
Stabilisierung des Wechselkurses wird das inlandische Preisniveau auf niedrigem
Niveau stabilisiert.

Hingegen weisen Vertreter von Inflationszielen wie Calvo und Mishkin (2003)
darauf hin, dass in Entwicklungslandern und aufstrebenden Mérkten niedrige In-
flation auch ohne Wechselkursziel mdglich ist. Eine unabhdngige Zentralbank
kann — wie dies in jungerer Zeit z. B. Polen und die Tschechische Republik be-
wiesen haben — niedrige Inflationsraten auch ohne (striktes) Wechselkursziel er-
reichen. In diesem Zusammenhang kommt der Aufwertung eine wichtige Rolle als
Instrument der Inflationskontrolle zu.

Im Gegensatz dazu kommt die auf dem Balassa-Samuelson-Effekt basierende
Literatur (Balassa 1964, Samuelson 1964) zu dem Ergebnis, dass — bei festen Wech-
selkursen — in L&ndern im wirtschaftlichen Aufholprozess relative Produktivitéts-
gewinne zu einem (kontrollierten) Anstieg der Inflation tber die Inflationsrate des
Ankerwahrungslandes hinaus fiihren kann. Dies erklért, warum beispielsweise Est-
land, das seit 1994 die Wahrung fest an den Euro (zuvor DM) gebunden hélt, seit
2001 eine deutlich hohere Inflationsrate aufweist als Polen, das seit diesem Zeit-
punkt eine deutliche Aufwertung des Zloty gegentiber dem Euro zugelassen hat.

Auch die Literatur zum Einfluss von Wechselkursstabilisierung auf Wachstum
kommt — je nach Analyserahmen — zu unterschiedlichen Ergebnissen. Noch wéh-
rend des Bretton-Woods-Systems rigider Wechselkursstabilitdt betonten Milton
Friedman (1953) und Robert Mundell (1961) die Funktion von Wechselkursen als
Anpassungsmechanismen bei realen asymmetrischen Schocks. Bei wachstumsmin-
dernden Schocks konnen Lénder durch eine Abwertung schneller eine Rezession
bewdltigen als bei festen Wechselkursen oder in der Wéahrungsunion, wo die Re-
zession durch Preissenkungen und schmerzhafte Produktivitatserhdhungen bewal-
tigt werden muss.

McKinnon (1963) betont den positiven Wachstumseffekt, den stabile Wechsel-
kurse dadurch haben, dass sie makrookonomische Stabilitdt und geringe Trans-
aktionskosten fur Handel und Investitionen garantieren. Die auf Frankel und Rose
(2002) basierende Literatur identifiziert den handelsfordernden Effekt von Wéh-
rungsunionen. Auch wenn das Ausmaf umstritten bleibt, wird seit Ende des Bret-
ton-Woods-Systems Wechselkursstabilitat als unabdinglicher Pfeiler des européi-
schen Integrationsprozesses angesehen.

Dornbusch (2001) sowie McKinnon und Schnabl (2004) weisen schlieBlich auf
die Rolle der Kapitalmdrkte hin. Fixiert z. B. ein mittel-, ost- oder sudosteuropdi-
sches Land seinen Wechselkurs glaubhaft an den Euro, so konvergiert das Zins-
niveau gegen das Zinsniveau der EWU. Da in der Vergangenheit aufgrund von ma-
krookonomischer Instabilitat das Zinsniveau in der Regel sehr hoch war, resultiert
aus der Zinskonvergenz ein betrachtlicher Wachstumsimpuls, der den wirtschaftli-
chen Aufholprozess beschleunigt.
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I1. Modellrahmen fiir die empirische Schatzung

Auf der Basis einer Panel-Schatzung fur 17 mittel-, ost- und stidosteuropaische
Lander wird der Einfluss von Wechselkursstabilitat auf Inflation und Wachstum in
den potentiellen EWU-Beitrittsstaaten quantifiziert. Das Panel umfasst die zehn
neuen EU-Mitgliedstaaten, die Beitrittsl&nder Bulgarien und Ruménien, die drei
Kandidatenlander Kroatien, Mazedonien und Turkei sowie die potentiellen Kan-
didatenlander Albanien und Bosnien-Herzegowina. Das potentielle Kandidatenland
Serbien-Montenegro wird aufgrund mangelnder Daten aus dem Panel entfernt.

Der Beobachtungszeitraum ist von 1994 bis 2004. Vor 1994 sind die Daten des
Panels aufgrund des beginnenden Transformationsprozesses instabil und fragmen-
tiert. Der Gesamtzeitraum kann in zwei Unterperioden unterteilt werden. Zwischen
1994 und 1997 dominierten in den meisten L&ndern starke Abwertungen und
makrookonomische Instabilitat. Ab 1998 verdnderten sich fir viele Lander in der
Region die makrodkonomischen Rahmenbedingungen. Die heutigen neuen Mit-
gliedsstaaten nahmen die EU-Beitritts-Verhandlungen auf, was eine Stabilisierung
von Offentlichen Defiziten und Inflation erforderte. Zudem fiihrten einige L&nder
in Mittel- und Osteuropa wie Polen oder die Tschechische Republik Inflationsziele
ein.

Die Schatzungen beziiglich des Einflusses von Wechselkursstabilitat auf Infla-
tion und Wachstum setzen eine MaRgroRe flr Wechselkursstabilitit voraus. Die
offiziellen IWF-Klassifikationen flr Wechselkursstabilitdt kénnen als Proxy fur
die Verpflichtung der nationalen Wéahrungsbehorden zu Wechselkursstabilitat ge-
sehen werden. Allerdings gibt es eine starke Diskrepanz zwischen den IWF ,,de
jure Wechselkursklassifikationen und der tatsachlichen ,,de facto* Wechselkurs-
politik (Calvo und Reinhart 2002, McKinnon und Schnabl 2004).

Ghosh, Gulde und Wolf (2003) errechnen die de facto Wechselkursvolatilitat
auf Basis der Standardabweichung (o) und des Mittelwertes (i) der prozentualen
monatlichen Veranderungsraten des Wechselkurses gegeniiber der Leitwéhrung.
Die Variable z (z; = \/p? + 0?) erfasst damit (auf Basis der Standardabweichun-
gen) sowohl Wechselkursvolatilitat als auch (auf Basis des Mittelwerts) Aufwer-
tungs- bzw. Abwertungstrends gegentber der Leitwahrung. Die z-Werte werden so-
wohl gegeniiber dem Euro (de facto ) als auch gegeniiber dem Dollar gemessen.
Der arithmetische Durchschnitt von de facto | und dem z-Wert gegeniiber dem
Dollar, dient als MaRgroRe nominaleffektiver Wechselkursstabilitat (de facto I1).

Die Panelschétzung basiert auf einem monetéren Inflationsmodell, das die Infla-
tion auf der Angebotsseite mit der Wachstumsrate der Geldmenge (MON) und auf
der Nachfrageseite mit dem Output (GDP) erklart. Es werden alternativ Indikato-
ren fir de jure Wechselkursstabilitat (PEG flr harte Pegs, IMD fir intermedidre
Wechselkursregime)? sowie fiir de facto Wechselkursstabilitat (EUVOL fir Wech-

2 Die Koeffizienten geben die Auswirkungen von Wechselkursstabilitét auf Wachstum und
Inflation im Vergleich zu de jure flexiblen Wechselkursen an.
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selkursstabilitat gegentiber dem Euro und NOMEFF nominal effektive Wechsel-
kurstabilitdt) hinzugefigt. Ein Dummy reprasentiert Inflationsziele (TARGET).

Aufbauend auf das Basismodell, werden Kontrollvariablen hinzugefligt, die die
Beziehung zwischen Wechselkursstabilitat und Inflation beeinflussen kénnen. Da-
runter sind kurzfristige Kapitalzufliisse als Prozent des BIP (CAPGAP), Budget-
defizite als Prozent des BIP (DEF), ein Krisendummy fir die Jahre 1997/98
(CRISIS), Inflation im Euroraum (CPIEMU) sowie das reale Wachstum in der
EU (GDPEU). Wenn Kontrollvariablen bei allen Schatzungen insignifikant blei-
ben, werden sie ausgeklammert, um Freiheitsgrade zu sparen. Das ergibt folgende
Spezifikation:

Vit = ai + X, i + it -

Der Term yj; entspricht dem \Vektor der Inflationsraten der einzelnen Lander fiir
den Zeitraum von 1994 bis 2004. Die Regressoren sind mit xj; benannt und um-
fassen die Indikatoren fir Wechselkursstabilitat sowie alle Kontrollvariablen. ej;
erfasst die Residuen.

Fur die Schatzungen bezlglich des Einflusses von Wechselkursstabilitat auf In-
flation ist mogliche Endogenitét zu beachten. Lander mit niedrigen Inflationsraten
haben moglicherweise eine hohere Wahrscheinlichkeit, dass sie zu einem Festkurs-
regime Ubergehen als L&nder mit hohen Inflationsraten. Um diesem Endogenitéts-
problem zu begegnen, wird ein GMM-Modell (General Method of Moments) von
Arellano and Bond (1991) verwendet.?

Fir die Schatzung des Einflusses von Wechselkursstabilitat auf das reale Wachs-
tum wird der Inflations-Term durch die realen Wachstumsraten in den entsprechen-
den Landern ersetzt. Als Kontrollvariablen dienen die makrotkonomischen Varia-
blen, die neben Wechselkursstabilitat das Wachstum beeinflussen kdnnen: Investi-
tionen als Anteil am BIP (INVGDP), das Exportwachstum (EXPGR), die laufen-
den Budgetdefizite (DEF), Kapitalzuflisse gemessen am BIP (CAPGDP) sowie
das Wachstum in der EU 15 (GDPEU). Da fiir die Wachstumsgleichung das Endo-
genitatsproblem weniger stark ausgeprégt ist, wird eine General Least Square-
Schétzung zugrunde gelegt.

I11. Schatzergebnisse

Die Schatzergebnisse werden in den Tabellen 1 bis 4 zusammengefasst. Die Ko-
effizienten fur die de jure Wechselkursklassifikationen sind instabil und wider-
spriichlich, was die Diskrepanz zwischen de jure und de facto Wechselkursklassi-
fikationen widerspiegelt. Die de facto Wechselkursindikatoren weisen (teilweise)
signifikante und konsistente Koeffizienten auf.

3 Zur néheren Spezifikation der Schatzung siehe De Grauwe und Schnabl (2004).
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Tabelle 1 zeigt den Einfluss von Wechselkursstabilitat auf Inflation fur das
gesamte Sample. Wechselkursstabilitat ist fir die vorliegende Landergruppe mit
geringeren Inflationsraten verbunden. Dies gilt insbesondere fiir den Koeffizienten
fur nominal effektive Wechselkursstabilitat. Die Koeffizienten flr Inflationsziele
sind negativ (Inflationsziele tragen zu weniger Inflation bei), aber nur teilweise
signifikant.

Es folgen verschiedene Tests, die die Robustheit der Ergebnisse tberpriifen. Zu-
néchst wird das Sample in zwei Unterperioden, 1994 —-1997 sowie 1998 —2004,
unterteilt. Vor 1998 waren in vielen Léndern in Ost-, Mittel- und Siidosteuropa
hohe Inflationsraten zu beobachten, die mit starken Abwertungen einhergingen.
Fur diesen Fall ist der positive Zusammenhang zwischen Inflation and Wechsel-
kursvolatilitat evident, da hohe Inflation auch mit starken Abwertungen und damit
\olatilitdt verbunden ist. Ab 1998 strebten immer mehr L&nder eine makro-
6konomische Stabilisierung an, die in vielen (aber nicht allen) Féllen auf stabilen
Wechselkursen basierte.

Fir den zweiten Beobachtungszeitraum ist auch ein negativer Zusammenhang
zwischen stabilen Wechselkursen und Inflation denkbar, da L&nder mit stabilen
Wechselkursen aufgrund des Balassa-Samuelson-Effektes zu héherer Inflation ten-
dieren als Lander, die eine (produktivitatsgetriebene) Aufwertung erlauben. Den-
noch bestatigen die Schétzergebnisse fir die zwei Unterperioden den signifikant
positiven Zusammenhang zwischen Wechselkursstabilitdt und Inflation. Das Vor-
zeichen der entsprechenden Koeffizienten ist positiv und in drei von vier Féllen
gemaR den tblichen Signifikanzniveaus signifikant.

Die Signifikanzniveaus der Ergebnisse sinken jedoch deutlich ab, wenn die Lan-
der aus dem Sample entfernt werden, die flr langere Zeitrdume extrem hohe Infla-
tionsraten aufwiesen (Bulgarien, Ruméanien und die Tirkei). In Tabelle 2 sind zwar
alle Koeffizienten fir de facto Wechselkursstabilitat weiterhin positiv, aber insig-
nifikant. Damit scheint der Zusammenhang zwischen Wechselkursstabilitat und In-
flation fiir eine Landergruppe mit moderaten Inflationsraten nicht eindeutig. Ein
maoglicher Erklarungsansatz ist der Balassa-Samuelson-Effekt, der in Landern im
wirtschaftlichen Aufholprozess bei stabilen Wechselkursen zu zusétzlichem Infla-
tionsdruck fuhrt.

Die Schétzungen zu Wechselkursstabilitdt und Wachstum weisen deutlich auf
einen negativen Einfluss von Wechselkursvolatilitat auf das Wachstum in Mittel-,
Ost- und Sudosteuropa hin. In der Schéatzung fur das gesamte Sample sind die
Koeffizienten sowohl fur Wechselkursvolatilitat gegentiber dem Euro als auch flr
nominal effektive Wechselkursstabilitat bei sehr hohem Signifikanzniveau negativ
(Tabelle 3). Dies gilt insbesondere fur die Periode vor 1998, in der Lander mit
hoher Wechselkursvolatilitat — die auch als Proxy flr makrodkonomische Instabi-
litdt gesehen werden kann — sehr signifikante negative Koeffizienten aufweisen.
Fur die Periode ab 1998 bleibt das negative Vorzeichen bestehen, auch wenn die
Signifikanzniveaus (knapp) unter das 10 %-Niveau abfallen.
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Tabelle 1

Arellano-Bond Panelschatzung fiir Inflation — alle Lander

17 Lander De Jure De Facto | De Facto 11
Elnl\p/lerloden— Koeff. |z-Statistik | Koeff. | z-Statistik Koeff. z-Statistik
odell
CPI (Lags) 0,000* 1,85 0,000%** 2,61 0,000%** 2,73
PEG (dropped)
IMD —0,063*** -4,17
EUVOL 0,597 1,54
NOMEFF 0,937** 2,29
TARGET —0,044** -2,29 |-0,019 -1,07 |-0,021 -1,19
GDP —0,466*** -3,74 | -0,461*** -3,30 |-0,401*** -2,81
MON 0,005 0,26 0,001 0,06 |-0,002 -0,09
GDPEU 1,595%** 4,10 1,527%** 3,95 1,521%** 3,91
CRISIS —0,163*** -10,84 | -0,156*** -10,09 |-0,158*** -10,15
C —0,041%** -4,63 | -0,039*** —4,42 | -0,039*** 4,40
Beobachtungen 127 127 127
Sargan, AR(2) 0,84 0,87 |0,02 0,97 0,04 0,83
Zweiperioden- Koeff. z-Statistik Koeff. z-Statistik Koeff. z-Statistik
Modell
CPI (Lags) 0,000* 1,89 0,000* 2,58 0,000%** 2,71
PEG 94-97 0,040 1,42
PEG 98-04 (dropped)
IMD 94-97 —0,062*** -3,07
IMD 98-04 —0,055%** -3,43
EUVOL 94-97 0,975** 2,05
EUVOL 98-04 0,281 0,62
NOMEFF 94-97 0,961** 2,06
NOMEFF 98 -04 0,909* 1,87
TARGET —0,046** -2,36 |-0,017 -0,96 |-0,021 -1,18
GDP —0,472%** =3,74 | -0,046*** -3,25 | -0,402*** -2,79
MON 0,001 0,09 |-0,003 -0,16 |-0,002 -0,10
GDPEU 1,544%** 3,73 1,665%** 4,11 1,535%** 3,73
CRISIS —0,150%** —7,58 |-0,148*** -8,97 | -0,157*** -9,17
C —0,040%** —4,38 | -0,042*** —4,55 | -0,040*** -4,28
Beobachtungen 127 127 127
Sargan, AR(2) 1,00 0,91 0,68 0,86 0,65 0,84

CPI = Verbraucherpreisinflation; PEG = de jure Hard Peg; IMD = de jure Intermediate Regime; EU-
VOL = Wechselkursvolatilitdt gegeniber dem Euro (DM); NOMEFF = Wechselkursvolatilitdt gegeniiber
Euro (DM) und Dollar (arithmetischer Mittelwert); TARGET = Dummy fiir Inflationsziel; GDP = Wachs-
tumsrate des realen BIP; MON = Geldmenge; GDPEU = Wachstumsrate des realen BIP der EU-L&nder;
CRISIS = Dummy fiir Krisen; C = Konstante; Sargan = Sargan Test der (beridentifizierte Restriktionen
(p-Wert); AR(2) = Arellano-Bond Test der Residuen auf Korrelation zweiter Ordnung (p-Wert). * Signifi-

kanzniveau 10 %. ** Signifikanzniveau 5 %. *** Signifikanzniveau 1 %.
Datenquelle: IWF: International Financial Statistics und nationale Zentralbanken.
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Tabelle 2
Arellano-Bond Panel-Schatzung fiir Inflation — Ausgen. BU, RO und TR
14 Lander De Jure De Facto | De Facto 11
Einperioden- Koeff. z-Statistik Koeff. z-Statistik Koeff. z-Statistik
Modell
CPI (Lags) 0,000*** 3,07 0,000*** 3,24 0,000*** 3,30
PEG (dropped)
IMD -0,004 -0,28
EUVOL 0,276 0,66
NOMEFF 0,268 0,60
TARGET -0,038** -2,36 -0,33** -2,27 -0,033** -2,29
GDP —0,527*** -4,43 —0,498*** -3,28 —0,477*** -3,71
MON -0,010 -0,59 |-0,013 -0,76 | -0,018 -1,06
GDPEU 0,735** 2,04 0,758** 2,11 0,714** 2,01
CRISIS -0,126*** -9,31 —-0,130*** -9,53 -0,126*** -9,31
C -0,020** -2,40 -0,02** -2,42 -0,019** -2,39
Beobachtungen 111 111 111
Sargan, AR(2) 1,00 0,90 0,99 0,82 0,99 0,84
Zweiperioden- Koeff. z-Statistik Koeff. z-Statistik Koeff. z-Statistik
Modell
CPI (Lags) 0,000*** 3,22 0,000%** 3,24 0,000%** 3,32
PEG 94-97 0,166*** 6,15
PEG 98-04 (dropped)
IMD 94-97 0,043** 2,30
IMD 98-04 -0,002 -0,12
EUVOL 94-97 0,345 0,78
EUVOL 98-04 0,075 0,13
NOMEFF 94-97 0,212 0,47
NOMEFF 98 -04 1,155 1,58
TARGET —0,051*** -3,13 | -0,032** -2,15 | -0,365** -2,48
GDP —0,625%** -5,15 | -0,489*** -3,69 | -0,489*** -3,78
MON -0,019 -1,07 |-0,015 -0,83 |-0,015 -0,89
GDPEU 0,881** 2,33 0,807** 2,15 0,491 1,27
CRISIS -0,039* -1,93 —0,127*** -8,80 —0,132*** -9,28
C —0,021*** -2,54 -0,021** -2,45 -0,016* -1,84
Beobachtungen 111 111 111
Sargan, AR(2) 1,00 0,62 1,00 0,80 1,00 0,97

Datenquelle: IWF: International Financial Statistics und nationale Zentralbanken.
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Tabelle 3

GLS-Panel-Schatzung fiir Wachstum — alle Lander

17 Lander De Jure De Facto | De Facto 11
Einperioden- Koeff. |t-Statistik | Koeff. |t-Statistik | Koeff. | t-Statistik
Modell
C -0,011 -0,47 0,020 0,99 0,020 1,01
PEG 0,040 1,53
IMD 0,017 1,39
EUVOL —0,182*** -3,84
NOMEFF —-0,180*** -3,87
INVGDP 0,148* 1,71 0,100 1,23 0,102 1,25
EXPGR 0,064*** 3,00 0,057*** 2,81 0,056*** 2,76
DEF 0,309** 2,52 0,356*** 3,49 0,358*** 3,52
CAPGDP -0,28 -0,42 0,001 0,02 -0,002 -0,03
TARGET -0,001 -0,10 -0,007 -0,58 -0,006 -0,54
CRISIS -0,021* -1,68 -0,018 -1,56 -0,019 -1,64
GDPEU 0,0273 0,67 0,253 0,65 0,262 0,68
Beobachtungen 137 138 138
R? gesamt 0,08 0,20 0,20
Zweiperioden- Koeff. |t-Statistik | Koeff. |t-Statistik | Koeff. | t-Statistik
Modell
C -0,013 -0,56 0,023 1,09 0,024 1,16
PEG 94-97 0,000 0,01
PEG 98-04 0,053** 2,08
IMD 94-97 0,010 0,76
IMD 98-04 0,018 1,45
EUVOL 94-97 —0,183*** -3,86
EUVOL 98-04 -0,328 -1,34
NOMEFF 94-97 —0,185*** -3,95
NOMEFF 98-04 -0,388 -1,65
INVGDP 0,127 1,53 0,096 1,17 0,098 1,20
EXPGR 0,089*** 4,11 0,055*** 2,65 0,053** 2,57
DEF 0,242** 2,03 0,346*** 3,35 0,346*** 3,38
CAPGDP 0,016 0,24 -0,003 -0,05 -0,009 -0,15
TARGET -0,004 -0,29 -0,005 -0,46 -0,003 -0,28
CRISIS -0,026** -2,16 -0,016 -1,29 -0,016 -1,36
GDPEU 0,363 0,92 0,230 0,59 0,247 0,64
Beobachtungen 137 138 138
R? gesamt 0,15 0,20 0,21

White heteroskedastizitatskonsistente Standardfehler und Kovarianzen. GLS = generalised least
squares; NVGDP = Anteil der Investitionen am BIP; EXPGR = Wachstumsrate der Exporte in Dollar;
DEF = Budgetdefizit als Prozentsatz vom BIP; CAPGDP = kurzfristige Kapitalzuflisse als Prozentsatz
des BIP; TARGET = Dummy firr das Inflationsziel; CRISIS = Dummy fiir Krisen; GDPEU = Wachstums-

rate des realen BIP der EU-Lander.

Datenquelle: IWF: International Financial Statistics und nationale Zentralbanken.
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Diese Beobachtung bleibt unveréndert, wenn die ,,Hochinflationsl&nder” Bul-
garien, Rumanien und Turkei aus dem Sample entfernt werden (Tabelle 4). Ent-
sprechend weist auch der Dummy fir Inflationsziele ein negatives, wenn auch
nicht signifikantes Vorzeichen auf. Dies kann als weiteres Indiz fur den negativen
Einfluss von Wechselkursvolatilitdt — auch in Form von Aufwertungen — auf das
Wachstum gesehen werden.

Der Einfluss von Wechselkursstabilitdt auf Wachstum und Inflation kann wie
folgt zusammengefasst werden. (1) Festkurse tragen im \Vergleich zu Hochinfla-
tionsldndern/-phasen zu weniger Inflation bei. (2) Bei einem stabilen makro-
O6konomischen Umfeld ist dieser Zusammenhang nicht mehr eindeutig. Der Balas-
sa-Samuelson-Effekt tragt zu mehr Inflation in Landern mit festen Wechselkursen
bei, wahrend Léndern mit flexibleren Kursen die Aufwertung als Instrument der
Inflationsbek&mpfung zur Verfligung steht.

(3) Der Zusammenhang von Wechselkursregime und Wachstum scheint zu-
néchst linear. Festkurse fordern das Wachstum sowohl bei hoher als auch bei nied-
riger Inflation. (4) Der Wachstumseffekt ist besonders grof3, wenn ein Land — wie
etwa Bulgarien ab 1997 — von einem instabilen in ein stabiles makrodkonomisches
Umfeld wechselt.

Handel und Kapitalverkehr wurden als mdgliche Transmissionsmechanismen
diskutiert. Fir die mittel-, ost- und sudosteuropéischen Lénder dirften insbeson-
dere die Kapitalmérkte eine starke Rolle spielen, da mit der seit 1998 einsetzenden
makrodkonomischen Stabilisierung die Zinsen gegen das Niveau der Europdischen
Wahrungsunion konvergier(t)en. Da die Wechselkursstabilitdt (und hohes Wachs-
tum) insbesondere in kleinen Landern vorherrscht, die aufgrund des hohen Offen-
heitsgrades zu makrodkonomischer Flexibilitat gezwungen sind, kénnen die Fest-
kurse auch als Proxy fiir Flexibilitat und Strukturreformen gesehen werden. Aus
dieser Perspektive wirden die Festkurse als Katalysator fur Strukturreformen das
Wachstum begtinstigen.

Doch auch fiir Wechselkursstabilitdt und Wachstum ist der Zusammenhang
nicht zwingend linear, da sowohl Wechselkursstabilitat als auch makrookono-
mische Flexibilitat Kapitalzufliisse begtinstigen. Bei starken Kapitalzufliissen, ei-
ner entsprechenden monetdren Expansion und schnell sinkenden Zinsen kénnen
Uberinvestition und Blasen die Folge sein, die — wie im Fall der Asienkrise — beim
Platzen die gesamte Volkswirtschaft oder die gesamte Region in die Rezession
ziehen konnen.
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Tabelle 4

GLS-Panel-Schatzung fiir Wachstum — alle Lander auBer BU, RO und TR

14 Lander De Jure De Facto | De Facto 11
Einperioden- Koeff. |t-Statistik | Koeff. |tStatistik | Koeff. | t-Statistik
Modell
C 0,023 1,05 0,041* 1,98 0,046** 2,20
PEG (dropped)
IMD 0,020 1,49
EUVOL —-0,846** -2,51
NOMEFF —1,140*** -3,03
INVGDP 0,057 0,68 0,048 0,60 0,050 0,63
EXPGR 0,044** 2,02 0,038* 1,80 0,036* 1,71
DEF 0,339** 2,37 0,271* 1,94 0,262* 1,90
CAPGDP -0,052 -0,78 -0,001 -0,01 0,009 0,14
TARGET -0,002 -0,13 -0,008 -0,70 -0,003 -0,30
CRISIS 0,006 0,41 0,006 0,44 0,002 0,15
GDPEU 0,178 0,42 0,210 0,51 0,353 0,86
Beobachtungen 111 112 112
R? gesamt 0,02 0,04 0,06
Zweiperioden- | oot | ptatistik | Koeff. | t-Statistik | Koeff. | t-Statistik
Modell
C 0,013 0,58 0,040* 1,92 0,045** 2,18
PEG 94-97 (dropped)
PEG 98-04 0,030* 1,80
IMD 94-97 0,168 1,16
IMD 98-04 0,021 1,46
EUVOL 94-97 —0,942%** -2,71
EUVOL 98-04 -0,505 -1,11
NOMEFF 94-97 —1,152*** -3,03
NOMEFF 98 -04 -1,011 -2,01
INVGDP 0,061 0,74 0,042 0,52 0,047 0,59
EXPGR 0,062** 2,60 0,042* 1,96 0,037* 1,74
DEF 0,282* 1,94 0,250* 1,77 0,257* 1,85
CAPGDP -0,021 -0,30 0,007 0,11 0,012 0,18
TARGET -0,003 -0,22 -0,013 -1,06 -0,006 -0,45
CRISIS 0,000 0,02 0,003 0,22 0,002 0,11
GDPEU 0,230 0,54 0,221 0,54 0,34 0,82
Beobachtungen 111 112 112
R? gesamt 0,05 0,06 0,06

Datenquelle: IWF: International Financial Statistics und nationale Zentralbanken.
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D. Geldpolitik im heterogenen Wéahrungsraum

Die Schatzungen in Abschnitt C. legen nahe, dass die Mitgliedschaft in der
Wahrungsunion fur die kleinen offenen Volkswirtschaften in Mittel-, Ost- und Sud-
osteuropa sehr vorteilhaft sein kann, da sie den wirtschaftlichen Aufholprozess auf
der Basis makrodkonomischer Stabilitat beglnstigt. Zusatzlich zu den oben dis-
kutierten Vorteilen bietet die EWU-Mitgliedschaft einen \ersicherungsmechanis-
mus gegen die hohe Volatilitat der internationalen Finanzmérkte, der kleine Volks-
wirtschaften mit unterentwickelten Kapitalmarkten besonders stark ausgesetzt
sind. Das Risiko fremdwahrungsdenominierter Auslandsverschuldung und speku-
lativer Attacken kann von einem Tag auf den anderen eliminiert werden.

Es verwundert deshalb nicht, dass viele mittel-, ost- und slidosteuropéische Staa-
ten einen schnellen Beitritt zur Europdischen Wahrungsunion anstreben. Bereits
sieben Lander — Estland, Lettland, Litauen, Malta, Slowenien, die Slowakische
Republik und Zypern — sind dem Wechselkursmechanismus Il beigetreten. Ungarn,
Polen und die Tschechische Republik wirden gerne beitreten, zdgern aber, da eine
Konsolidierung der Staatsfinanzen schwierig erscheint. Der Entscheidungsmecha-
nismus bezuglich des EWU-Beitritts ist weitgehend asymmetrisch. Erfillen die
Kandidatenlander die Kriterien eindeutig, dann werden sie quasi ,,automatisch* in
die EWU aufgenommen und haben die EWU-Mitgliedschaft ,,selbst in der Hand".

Dennoch bleibt eine wichtige Hirde auf dem Weg in die Wahrungsunion, an
der jlingst Estland und Litauen — zwei ,,Musterschiler in makrodkonomischer
Disziplin“ — zunachst gescheitert sind: der Balassa-Samuelson-Effekt (Balassa
1964, Samuelson 1964). Abbildung 2 zeigt den noch immer groRen Unterschied
im Pro-Kopf-Einkommen und Preisniveau zwischen den meisten mittel- und
osteuropdischen Staaten und den EU 15, der mit groRen Produktivitatsunterschie-
den im Vergleich zu den entwickelten Industriel&éndern verbunden ist. Der Balas-
sa-Samuelson-Effekt wirde implizieren, dass im wirtschaftlichen Aufholprozess,
getrieben von relativen Produktivitatsgewinnen in den Industrien, sowohl das
Pro-Kopf-BIP als auch das Preisniveau steigen wiirden (De Grauwe und Schnabl
2005).

Zwar konnte der Balassa-Samuelson-Effekt durch entsprechende Produktivitats-
gewinne im Dienstleistungssektor geddmpft werden, doch tragen Nachfrageeffekte
zu einer Verstarkung des Preisauftriebs im industriellen Aufholprozess bei (De
Grauwe und Schnabl 2005). Das aus den Produktivitatssteigerungen hinzu gewon-
nene Einkommen wird tendenziell flr zusatzlichen Konsum von Luxusgdtern, also
Dienstleistungen, eingesetzt (Bergstrand 1991). Dies bewirkt einen zusatzlichen
Inflationsdruck bei gehandelten Gitern, sodass der wirtschaftliche Aufholprozess
in Mittel-, Ost- und Stdosteuropa — bei festen Wechselkursen — mit hoher Wahr-
scheinlichkeit mit hoherer Inflation als im Euro-Kernland verbunden ist.* Die da-

4 So lag beispielsweise in Estland, das seit 1994 seinen Wechselkurs fest an die DM und
spater den Euro gebunden halt, die Inflationsrate flr die meiste Zeit deutlich Uber der
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raus resultierenden realen Aufwertungen der Wahrungen kénnen als Ausdruck der
relativen Produktivitatsgewinne gesehen werden.
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Abbildung 2: Unterschiede in Pro-Kopf-BIP und Preisniveau
als Anteil der EU 15 (2004)

Alternativ kdnnte ein Land vor Eintritt in die Wahrungsunion die reale Aufwer-
tung bei ahnlicher Inflation wie im Euroraum durch eine nominale Aufwertung
erreichen, die auch noch innerhalb des Wechselkursmechanismus 1l moglich ware
(De Grauwe und Schnabl 2005). Nach Eintritt in die Wahrungsunion wirden die
relativen Produktivitatsgewinne zwingend tber eine hohere Inflation als in den
Euro-Kernléndern.

Der Einfluss der steigenden Heterogenitdt von Wachstum und Inflation im Euro-
raum auf die Geldpolitik der Europdischen Zentralbank ist ungewiss. Wirde das
Stimmrecht in der EZB nach wirtschaftlicher GroRe gewichtet, dann ware der Ein-
fluss der mittel-, ost- und slidosteuropéischen Staaten auf die geldpolitische Ent-
scheidungsfindung relativ gering. Zinsentscheidungen wirden auf das Euro-Kern-
land ausgerichtet, und der Zins wirde tendenziell fur die schnell wachsenden Lé&n-
der zu niedrig gehalten. Uberhitzung und spekulative Blasen an der Peripherie
kénnten die Folge sein. Im Verlauf des wirtschaftlichen Aufholprozesses wirde
das wirtschaftliche Gewicht der Peripherie steigen, wahrend der Balassa-Samuel-
son-Effekt und somit die Asymmetrien kleiner wiirden.

Deutschlands. Die daraus resultierende reale Aufwertung der estischen Krone gegeniiber dem
Euro (DM) kann als Ausdruck der relativen Produktivitétsgewinne gesehen werden.



Grenzen der monetéren Integration? 111

Wiirde das Prinzip beibehalten, dass jedem Land das gleiche Gewicht bei der
Entscheidungsfindung zusteht (one country, one vote), dann wirde tendenziell der
Zins fur die grofRen, wachstumsschwachen Lander im Zentrum der Wahrungsunion
zu hoch gehalten. Das Wachstum in den Euro-Kernléandern und der ganzen Union
wiirde sich verlangsamen.

Ein Entscheidungsverfahren, das nach den Vorschlédgen der EZB tendenziell die
Stimmen nach GroRe des Outputs und der Finanzmarkte gewichtet sowie die Re-
prasentation der groRen Lander im Direktorium der EZB beibehélt, wirde die un-
ausgeglichene wirtschaftliche Gewichtung zwar reduzieren, aber nicht ganz aus-
rdumen. Die Unzufriedenheit aller Lander mit der Geldpolitik der Europdischen
Zentralbank konnte sich erhdhen.

E. Schlussfolgerung

Die Grenzen der monetédren Integration sind weit gesetzt. Die EU-Osterwei-
terung des Jahres 2004, der jlngste Beitritt Bulgariens und Ruméniens sowie eine
grofe, moglicherweise noch anwachsende Gruppe von Kandidaten- und potentiel-
len Kandidatenlandern hat ein groRes Potenzial fiir die Erweiterung der Européi-
schen Wahrungsunion geschaffen. Insbesondere fir kleine, offene Volkswirtschaf-
ten mit einer Vergangenheit makrodkonomischer Instabilitét ist der Anreiz groB,
dieses Potential zu nutzen. Die Kosten in Form des Verlustes der geldpolitischen
Autonomie erscheinen geringer als der Nutzen sinkender Transaktionskosten und
\olatilitat.

Auch wenn der Balassa-Samuelson-Effekt eine groRe Hiirde auf dem Weg in die
Wahrungsunion darstellt, ist es deshalb wahrscheinlich, dass die Mitgliederzahl
in der Wahrungsunion kontinuierlich steigen wird. Asymmetrien und damit die
Herausforderungen fiir die Geldpolitik werden vorsichtlich groRer werden, was
Skepsis bezuglich des Funktionierens der wachsenden Wahrungsunion erzeugt.

Bleibt die Européische Zentralbank ihrem Ziel der Preiswertstabilitét verpflich-
tet, dann kann die gréf3er werdende Heterogenitét in der Wahrungsunion aber sogar
positiv gesehen werden. Steht die Geldpolitik als Anpassungsinstrument fir asym-
metrische Schocks nicht zur Verfligung, so erfordert dies mehr Flexibilitat in der
Finanz- und Lohnpolitik und damit auch Strukturreformen. Die Wé&hrungsunion
wirde dann trotz mehr Heterogenitét die Wachstumsaussichten fiir die EU 33 lang-
fristig erhdhen.
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Economic aspects of Turkey’s quest
for EU membership®

By Daniel Gros, Brissel

Zusammenfassung

Die Grundlage fiir jegliche Beurteilung des EU-Beitrittsgesuchs der Tirkei sollten die
Wachstumsaussichten des Landes sein, nicht sein heutiges Pro-Kopf-Einkommen. So gese-
hen, stehen die Chancen der Tirkei nicht schlecht. Die turkische Wirtschaft hat sich in den
letzten Jahrzehnten modernisiert, gedffnet und stabilisiert. Dank einer strikten Fiskalpolitik,
die heute schon die Maastricht Kriterien erfillt, ist jetzt die Stabilitat der Wahrung gewahr-
leistet, auch wenn es an den internationalen Finanzmérkten zeitweise zu Turbulenzen kommt.
Der Beitritt einer dynamischen Wirtschaft sollte sich positiv auf die EU auswirken. Die Kos-
ten fir den EU-Haushalt wéren begrenzt, und bis zum voraussichtlichen Beitrittsdatum
(in den Jahren 2015 -2020?) sollte die EU Zeit genug gehabt haben, die letzte Erweiterungs-
runde verdaut zu haben.

A. Introduction

The EU decided in late 2005 to open membership negotiations with Turkey. The
negotiations are not making much progress at present, but this to be expected given
that it was always assume that accession would take some time. 2015 is the most
likely date of membership often mentioned on both sides. But even if one accepts
this time frame it is worthwhile exploring the economic dimension of Turkey’s ac-
cession.

The EU has by now a lot of experience in admitting poorer countries. Would
Turkey pose any special challenges (apart from its sheer size)? In economic terms
accession of Turkey would in some respects mean ‘just another enlargement’ and
in some respect it would be quite different. Accession of Turkey would be ‘just
another enlargement’ in the sense that in terms of relative GDP per capita and the
weight of agriculture in employment Turkey resembles the less advanced CEECs,
in particular Romania, which is becoming a member of the EU in 2007. In terms
of economic mass and population Turkey would represent a bit more than double
the 2007 enlargement (Bulgaria and Romania together). This applies also to the
budgetary cost.

1 This is a revised and updated version of CEPS Policy Brief No. 69, CEPS, Brussels,
April 2005.
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In three other aspects, however, the Turkish case is quite different:

e Advanced trade integration: Through its customs union agreement Turkey is al-
ready now practically part of the internal market (for goods) and scheduled to
take over large parts of the Acquis anyway. In this sense it is much further inte-
grated than the CEECs were until they became members.

e Low human capital: In terms of indicators of formal education the CEECs are
rather close to the EU average. Here Turkey clearly lags behind — with poten-
tially important consequences for its growth prospects.

e Demographic dynamism: The workforce in Turkey will continue to grow by
more than 1 % p.a. for at least another generation, whereas it is declining in
most CEECs, giving Turkey potentially much more dynamism.

There are also two areas in which some similarities at first sight cover qualitative
differences:

e Dual nature of economy: Turkey has a similar average GDP per capita as Bulgar-
ia and Romania, the two CEECs receiving for membership in 2007. But its econ-
omy is more dualistic, with a small, but rather high performing modern sector
(which is as efficient as the counterpart in the new member countries). But ap-
proximately half of the labour force has essentially not yet been touched by the
modern economy.

e Migration: The specter of mass-migration of poor Anatolian peasants is one of
the most powerful obstacles to a rational discussion of the Turkey issue. A key
difference here lies in the large stock of Turkish citizens already established for
some time in the EU and their concentration in one country (Germany). Experi-
ence has shown that (given existing regulations on family reunification) this im-
plies that a substantial net flow of migrants takes place even at present (with no
formal mobility for workers).

These are the issues that will be discussed in this contribution: Section 1 starts
with the question that is on everybody’s mind: how much will Turkey’s accession
cost? The next section then deals with the one area where Turkish-EU relations are
already very deep, namely trade. This is followed by an examination of the human
potential of the Turkish economy, its dynamic demography, its low level of human
capital accumulation and its dual employment structure (Section 3). Section 4
draws the analysis together for an evaluation of the long term growth prospects.
Section 5 deals with migration.

B. How much will it cost?
Some illustrative calculations

How much would Turkish membership cost the then incumbent members? This
is a question that is at the same time straightforward and impossible to answer. It is
impossible in the sense that the EU is evolving constantly so that it is difficult to
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predict with any precision what the financial consequences of accession of Turkey,
in, say, 2014, would be. However, it is straightforward to calculate how much
Turkey would cost the EU budget if it were to enter under present rules.

Key factors determining the EU budget are the financial envelopes set by a
multi-annual framework called financial perspectives. The last framework, which
was decided among the EU-15 in 2000, and thus long before the 2004 enlargement,
ran until 2006.

The current framework, which was negotiated a 25, will run until 2013. By that
time Turkey is not likely to have already become a member country so that it will
have only a limited influence for the following financial framework, which would
run until 2020. As already decided by the 25, the financial envelope for the first
years of Turkey’s membership will be decided by the EU-28 (the current EU-25
plus B, R and probably HR). In this respect the situation of Turkey might thus
resemble that of Bulgaria and Romania, which have been joining by 2007, so that
their first years of membership will also be covered by a financial framework in
whose negotiations they were not present.

In terms of negotiations Turkey would thus be fully part of the EU’s financial
framework only during the 2021 -2027 round. Given that for all present and for-
mer member states it took between 5 and 10 years before they were integrated into
all support programs it is thus likely that Turkey will benefit fully from the EU’s
budgetary support schemes only some time into the third decade of this millenium.

What will determine Turkey’s share in the EU budget of the 2020s, are the rules
that will by then be in effect for everyone else and the level of development
reached by the EU and Turkey itself. One cannot know with certainty what these
rules will be and any long-term projection is therefore highly speculative. In rea-
lity, however, the discussion about the financial burden Turkey would represent for
the EU budget focuses usually on the current rules.? Hence the next section pro-
vides some illustrative calculations on this basis.

The “maximum” that Turkey would receive after a transition period under cur-
rent rules is a “starting point” many analysts have chosen. There are two variants to
this approach.

a) How much would Turkey receive if it were a fully established member today?

b) How much is Turkey likely to receive under current rules by a likely accession
date, e.g. 2015?

2 The experience with the current enlargement process suggests that over time the discus-
sion will shift from how much it costs to who will bear the (minor) burden. But this point is
still some way into the future. Current circumstances have another impact, however, in that it
is usually assumed that the burden would have to be borne by the current EU-15 because it is
usually assumed that most of the new member countries will remain net beneficiaries for
quite some time to come. By the early 2020s this might no longer be the case, but again it is
impossible to forecast with any precision which of the new member countries would no long-
er qualify for financial support (under current rules) by that date.

8*
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The overall calculations are actually quite simple in both cases since the budget
of the EU is dominated by two items: Structural Funds (destined for regions with a
GDP per capita at PPP below 75 % of the EU average) and the Common Agricul-
tural Policy (CAP). The gross receipts of any member country are to a large extent
determined by these two items. Since the results are similar we will concentrate on
case b).

When making projections for the year 2015 it does not make sense to calculate
in current euros as over the next decade both the EU and the Turkish economy are
likely to grow. Under the growth prospects presented below, Turkey will grow
much quicker than the EU over the next decade and Turkish GDP could reach
about 4 % of that of the EU-28 GDP in the middle of the next decade (at present it
amounts to only a bit above 2 %). This implies immediately that the cost of extend-
ing current Structural Funds to Turkey would cost at most 0.16 % of EU-28 GDP
(= 0.04*0.04).

The calculations for agriculture are potentially more complicated since one
would have to guess the output structure of agriculture in Turkey in about a decade
and then calculate to what extent this would change if Turkey participates in the
CAP. This would actually be an exceedingly complex operation as one would have
to take into account the entire input/ output matrix (e.g. some commodities (maize)
are used as an input in the production of others (meat)). However, this is not neces-
sary as an indirect approach based on the support relative to production in this
sector can yield a better result.

The starting point is that Turkish farmers are likely to obtain at most 20 % of
their value added from the EU’s CAP, for the simple reason that this is what farm-
ers in the EU-15 obtain today: the CAP costs at present amount to 0.5% of GDP
and the value added produced by agriculture is about 2.5 % of EU-15 GDP.

Agriculture produces at present around 12 % of GDP in Turkey, but taking into
account that its share has been declining continuously over the last decade a rea-
sonable assumption might be that in about a decade agriculture will account for
about 10 % of Turkish GDP at the maximum. On this basis one can calculate easily
the potential maximum cost of extending the present rate of support of the CAP
to Turkey. Assuming, as before that the Turkish economy accounts for 4% of
EU GDP (and that agriculture contributes 10% to this) the cost of providing an
‘equivalent rate of support’ for Turkish agriculture would be 0.08 % of EU-15 GDP
(= 02.*0.04*0.1). To repeat, this is again an upper bound. Other estimates, arrive at
much lower numbers, see for example Quaisser and Reppegather (2004) which
argue that the cost of extending the CAP to Turkey should only be around 0.045 %
of the EU’s GDP?

3 The number calculated above is again an upper limit, as the CAP is likely to change over
time, inter alia, because of the commitments made by the EU in the context of the WTO to
abolish exports subsidies, and the general limitations the WTO imposes on various types of
domestic agricultural subsidies in general.
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The gross cost (Structural Funds plus CAP) together might thus amount to
around a quarter of one per cent of EU-28 GDP. Against the gross receipts one
would have to set the contribution that Turkey would have to make to the EU bud-
get. At present, and this is unlikely to change any time, all member states contri-
bute at the same rate, or rather % of GNP, to the EU budget. The contribution rate
is equal to the share of the EU budget in overall GDP. Assuming that the EU bud-
get will continue to be limited to around 1—1.2% of GDP, this implies that Turkey
will have to contribute about 1.2 % of its own GDP to the EU budget. Under the
assumptions made so far (Turkish GDP at about 4% of that of the EU-15), this
would then amount to around 0.048 % of EU-15.

The ceiling for the net cost should thus be around 0.20 % of EU GDP (equivalent
to about 20 billion euros given today’s EU GDP of around 10.000 billion euros).
Table 1.1 below summarizes the main findings

Table 1

Maximum budgetary cost, full membership

Turkey 2015 in an enlarged EU
(in% of EU GDP)
Structural Funds 0.16
CAP receipts 0.08
Total receipts 0.25
Contributions to EU budget 0.05
(Max) Net receipts for Turkey 0.20

Source: Own calculations based on current EU budgetary rules and regulations.

All in all, it thus appears that membership of Turkey will hardly be noticed by
the average EU tax payer. On average the public sector collects more than 40 % of
GDP in taxes and other revenues, which is about 200 times more than the cost of
Turkey to the EU budget. Even within the EU budget the problems might be less
severe than often thought since over the next 15 years some of the member coun-
tries of the class of 2004 should reach the 75% of GDP threshold, thus reducing
their demands on the Structural Funds.

C. A special relationship? Trade integration
and the EU-Turkey customs union

Those who argue that Turkey should be offered a ‘special relationship” instead
of full EU membership often overlook that this special relationship already exists
in the economic field — namely in the form of a customs union — which has been in
operation since 1995.
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The influence of this ‘special relationship’ on the Turkish economy is illustrated
in Chart 1 which shows the standard measure of openness, namely the share of
exports of goods and services in GDP. Looking at the data over almost the last half
century it is apparent that until about 1980, Turkey was effectively a closed econo-
my. Exports accounted for only 5% of GDP, much less than even in Franco’s Spain
(used here as a comparator because it is also geographically somewhat at the fringe
of the EU). Turkey started to open to the rest of the world with a first set of reforms
during the early 1980s, leading basically to an increase of the openness ratio by a
factor of three, i.e. to 15 % of GDP, similar to the values recorded by Spain, which
was by then joining the old European Community. Another factor pushing the
Turkish economy to open to the rest of the world, with export climbing succes-
sively to almost 30% of GDP, was the EU-TK customs union treaty of 1995.
Again, this value is close to that of Spain, which has by now been part of the inter-
nal market for quite some time.
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Chart 1: Trends in openness for Spain and Turkey

However, despite this considerable progress Turkey is somewhat less dependent
on trade with the EU than even the larger new member countries. Exports to the
EU account for ‘only’ 15-16 % of Turkey’s GDP, compared to over 20% for
Poland (the least open of the new member states). This lower degree of trade inte-
gration is the result of two factors: First, the share of trade in GDP is still somewnhat
lower for Turkey, than even for a country like Poland. Part of this difference might
be due to a residual protectionist attitude of the bureaucracy that has been noted in
many Commission reports. But another, perhaps equally important factor is Tur-
key’s geographical position (much further away from the core of the EU market
than most CEECs) which makes natural that the geographical distribution of Tur-
key’s foreign trade is a bit less focused on the EU.
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Overall, it appears however, that most of the integration that is possible short
of membership has already taken place. The only remaining sector is that of ser-
vices, where the EU has constantly refused to open its market, fearing ‘cheap
labour’ competition. It may be doubted that those who advocate a special rela-
tionship would also advocate opening the EU services market to competition
from Turkey.

D. The human potential of the Turkish economy:
Dynamic demography coupled with insufficient
human capital formation

The success of any economy is ultimately based on its people. In this respect
Turkey shows some remarkable features, which set it apart from most old and new
member countries. As mentioned above, the first and best known difference is the
fact that Turkey’s population is still growing — whereas that of most member coun-
tries is already, or is about to start, declining. A second difference concerns the
educational system, which again sets Turkey apart from most member states. Final-
ly, a third difference arises from the dual nature of the Turkish economy with its
stark difference between those working in a strong modern sectors and the remain-
der, whose productivity is very low.

I. Demographic dynamics

In contrast to most member countries Turkey’s population is still growing, but
the rate of increase has already slowed considerably compared to the last decades.

Whilst being more dynamic Turkey is also in the midst of a demographic transi-
tion, reflecting a fairly rapid decline of the population growth rate, from the 2.5 to
3.0 percent range in the 1950s and 1960s, to close to less than 1.5 percent, at the
beginning of the new century. This implies a rising proportion of the 15 to 64 age
group in the total population, as fewer new babies are born to fill the below 15 age
group, and as life expectancy, while lengthening, is not yet long enough to result in
a large proportion of the total population above age 64.

Chart 2 below shows the demographic bonus in the form of the change in the
share of the total population that could be potentially active (i.e. those between 25
and 65). The level of this ratio measures in a certain sense potential GDP per
capita. Changes in this ratio show, ceteris paribus, to what extent the room for re-
distribution is affected by demography. For example, if this ratio increases by one
percent, potential GDP per capita should go up by one percent ceteris paribus, i.e.
holding constant productivity, employment rates, etc. A fall in this ratio indicates
the opposite, potential decreasing GDP per capita, implying that there is less to re-
distribute to pensioners and other interest groups.
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Chart 2: Demographic Bonus
Change in Potential Labour Force (25-64)/ Total Population

The large hump shaped curve of Turkey puts it well above the average for the
EU-15 whose curve is declining all the time and will even turn negative over the
next decade. Turkey is in this respect also better off than all current and perspective
member countries, taken individually because their demographic ‘transition’ hap-
pened a generation earlier. Even the poorer among the EU-15 had their demo-
graphic transition earlier. The Spanish and Portuguese curves would be below that
of Turkey and anticipate its movements by about 20 years.* Turkey can thus rely on
a strong demographic bonus. The size of this bonus can be read directly from the
chart: it was about 1.5 % per annum in the five year period preceding 2005, imply-
ing that each year the working age population increased by 1.5% more than the
total population (allowing, ceteris paribus, as explained above, for an increase in
potential GDP per capita of 1.5%). On this count Turkey has clearly a strong ad-
vantage over the EU-15 (and even the poorer EU member countries).

An expanding population provides an economic opportunity only if employment
increases as well. This does not seem to have been the case for Turkey so far. Table
2 below describes the basic age structure and employment ratios in Turkey and
selected new member countries which are used here as comparators because em-
ployment rates tend to go up with income. The key result is that the ratio of total
employment to total population is substantially below (almost on third lower) that
in the comparator countries, because of a lower ratio of the 15 to 64 age group as
well as a lower participation rate. Similar differences in labour force participation
rates also exist among the EU-15, with generally the highest value to be found

4 Poland is a special case because of the horrendous losses the country suffered during
World War I1. This implies that until 2015 there will be each year fewer pensioners falling
out of the labour force. However, after 2015 the low birth rates will make themselves felt in
rapidly deteriorating demographic situation.
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among the Scandinavian countries. But Turkey would find itself at the lower end
even of the ‘Southern’ group within the EU. One explanation for the lower employ-
ment ratio of the population in working age in Turkey constitutes the very low
labour market participation rates of women.

Table 2

Employment, 15-64 Age Group and Total Employment/Population,
(15/64) Age Group, 2002

EMPIOVTENt | oo Groups | menti(i5.0h) | ment/Total
Total Population Age Group Population
(@) ) ®) (4=
Bulgaria 2998 0.68 0.55 0.37
Czech Rep. 4760 0.70 0.67 0.46
Hungary 3855 0.68 0.55 0.37
Poland 13782 0.67 0.52 0.35
Romania 7745 0.68 0.52 0.35
Turkey* 20836 0.64 0.44 0.28

* Year 2000.
> (4)=(2) x(3).
Source: Calculated from EUROSTAT, SY, SIS.

To sum up: The Turkish population in working age has grown rapidly, but em-
ployment has not, leading to the low employment ratios documented above. This is
a pattern that needs to be broken if Turkey is to use its demographic bonus.

1. Human capital accumulation

For economic growth, it is not the quantity of labour, but its quality that counts.
In other words the potential for growth depends crucially on the quality of the ac-
tual and potential work force in terms of its “human capital’. On this score Turkey
starts from a weak position. Tables 3 and 4 below show the relevant data concern-
ing both how investment in formal schooling takes place and the output in terms of
educational achievements. It is apparent that Turkey is investing relatively little in
education, less than most, but the poorest EU member states. The difference would
be even larger if one takes into account that the share of the schooling age popula-
tion is so much higher in Turkey.

In terms of educational achievements the picture is similar: there is only one
member state that shows a worse performance. It is not surprising that it is Portugal
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which is showing signs of facing increasing difficulties in adapting to the increased
competition in the internal market resulting from enlargement. The two new mem-
ber countries, for which this internationally comparable data is available, Poland
and Hungary, are both investing much more in education and set off from a much
better starting point. Turkey is unique in having both a very low rate of investment
in education and a bad starting point.

Table 3

Total expenditure on education and adult population

with upper secondary education

Total expenditure on education | Per cent of adult population with
as % of GDP upper secondary education
Turkey 3.91 24.3
Poland 5.31 45.9
Portugal 5.69 19.8
Greece 3.86 51.4
Hungary 5.15 70.2

Source: OECD.

The available data on enrolment rates and the educational attainment level of the
younger generation indicate that the gap in terms of education is not about to be
closed soon, even in the cohort that just entered the labour force (the 25-34 years
old) less than a third has finished at least upper secondary education. In terms of
investment in human capital Turkey will thus face a considerable handicap in a
“convergence race” with the new member countries.

Table 4

Percentage of the population that has attained at least upper
secondary education, by age group

Age group
25-64 25-34 35-44 45-54 55-64
Poland 45.9 51.7 47.5 44.5 36.4
Portugal 19.9 325 19.9 13.6 8.5
Greece 51.4 72.6 60.3 43.1 27.6
Turkey 24.3 30.2 235 19.2 13.3

Source: OECD.
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I11. Duality

Aggregate figures provide important information on national averages, but in
the case of Turkey it becomes particularly important to look closer at sectoral and
regional data because they reveal the existence of two economies: a large and poor
agricultural (or rather rural) sector, and a modern sector that is at the level of the
new member states.

Table 5 below shows that Turkish average labour productivity (measured by va-
lue added per employed person) is close to that of the Czech Republic, Hungary
and Poland, the three biggest countries among the new EU members. This is so
despite the fact that gross value added per person employed in agriculture, lowers
the Turkish average (with the exception of Poland in this case). Productivity in
services, construction and, even more so in industry, is high in Turkey, when com-
pared to the new member countries, reflecting the degree of modernity and sophis-
tication reached by Turkey’s “modern sector”. The situation looks even more favor-
able to Turkish industry when productivity levels are compared to Romania and
Bulgaria.

These productivity comparisons show that the Turkish economy is not only on
average “more developed” than the economies of Romania and Bulgaria, but Turk-
ish productivity outside agriculture is close to, or in some cases even higher than
what we observe in the new member countries.

The very large sectoral differences in productivity levels are also reflected in
regional disparities as the modern, productive sector (mainly industry plus some
services) is concentrated in a small number of regions in the western part of the
country. The result being that the poorest regions produce less than one fourth of
the GDP per capita than the richer ones.

Table 5

Sectoral gross value added per person employed, 2000
(in 1000 current Euros)

Agriculture Industry Services i‘\:/%?gg;y
Bulgaria 4.3 3.7 4.3 4.1
Czech Rep. 9.7 124 12.1 11.7
Hungary 7.6 12.0 121 115
Poland 2.1 11.8 135 10.9
Romania 11 5.8 7.5 4.2
Turkey 4.6 135 15.7 10.9

Source: Eurostat.
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E. The outlook for growth

Sustained rapid growth will be essential to create a positive background for the
membership negotiations that might last for quite some time. If Turkey can start
narrowing the gap in terms of GDP per capita over the next decade, the perception
that the EU is about to take ‘yet another poor country’ will be weakened. More-
over, a booming economy will make it easier for Turkish policy makers to adopt all
the domestic changes that will be required in the run up to membership. But how
do the factors discussed so far influence the outlook for growth?

Over the last three years, Turkey has experienced a strong rebound, with growth
rates in the 5—7 % range. But how durable will this boom be? Can Turkey grow at
these rates for the next decade? Assessing the longer run growth prospects of the
Turkish economy is rather difficult. Even a cursory examination of the Turkish
growth record leads one back to the fundamental difficulty of judging the prospects
of a country whose past performance has been so variable. Indeed one finds peri-
ods of extraordinary dynamism followed by deep slumps (and vice-versa) in both a
longer run and a shorter run perspective.

A first conclusion must thus be that Turkey has a potential for strong growth,
but that macroeconomic volatility has made sustained growth impossible so far. In
other words — the patient must have a very strong constitution given that he has
survived all the mistreatment administered over the past!

Looking towards the future, all of the factors that inhibited growth during the
last two decades should improve, especially if compared to the 1990s.

In particular, the new economic and political anchor of the start of EU member-
ship negotiations should ensure the consolidation of the structural and governance
reforms undertaken in the 2001-2003 period. In particular the consolidation of
the deep reforms of the banking system and fiscal policy whose implementation
has already started should now allow a growth path without episodes of financial
collapse. Together with a medium term membership perspective this should en-
courage FDI flows of the order of 2—-3 percent of GDP, helping to increase the
investment rate in a sustainable way. A high investment rate would then allow Tur-
key to unlock its vast potential for extensive growth by drawing the remaining half
of the population into its modern sector. Over time the qualification of the new
entrants into the labour force could also increase considerably if the EU provides
some financial support for Turkey’s own efforts in this area.

What are the magnitudes of these factors? How fast could Turkey converge once
the major impediment to growth, namely macroeconomic instability, has been re-
moved?

The accumulation of factors of production can take mainly three forms: invest-
ment in physical capital, investment in human capital and population growth.
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The strongest factor working in favor of Turkey is the demographic trend. The
key point here is not the (declining) growth rate of the overall population, but the
favorable evolution of its composition with an increasing proportion in working
age. As illustrated above, this factor alone should lead to an increase in the poten-
tial GDP per capita of around 1.5% per annum over the next decade. As the pro-
portion of the working age in overall population is not rising (in some cases actu-
ally falling due to ageing) in the EU-15 this factor should thus, on its own, allow
Turkey’s GDP per capita to growth 1.5 % per annum faster than that of the EU-15.

Moreover, Turkey has the potential for a large scale absorption of underem-
ployed labour; especially from the rural areas and among women, into higher pro-
ductivity activities in industry and services.

Over a decade it should be possible that about a third of those currently em-
ployed at extremely low productivity rates in the rural areas shift to industry and
services. This would on its own constitute about a 10 % of the overall workforce.
Although the productivity of these migrants from the rural areas might be some-
what lower than the existing workforce this factor should provide for an additional
increase in potential GDP per capita of almost 1% per annum. This differentiates
Turkey again from the 8 countries of the class of 2004 and should thus allow for
some narrowing of the difference in GDP per capita with respect to the new mem-
bers. Only Romania shares with Turkey the potential of deriving substantial growth
from the internal transfer of labour from low productivity to much higher produc-
tivity sectors.

Drawing from the pool of those currently outside the workforce (mainly women)
would provide an additional boost to growth. As documented above, only about
44 % of the population in working age is currently employed in Turkey, compared
to a about 55%, on average, for the new member countries (and an even higher
64.4% for the EU-15). Even if only one half of the current difference between
Turkey and the new member is eliminated over the next decade this would mean an
increase in the labour force of about 1% per annum. This factor could provide for
another boost to GDP per capita of close to 1% per annum (less than 1% because
the new entrants are likely to have a somewhat lower productivity than those al-
ready working).

Finally, with an increasing transfer of technology (partially via higher FDI) total
factor productivity should accelerate. For the new member countries one has
observed over the last years that labour productivity has consistently increased
by between 3 and 4% per annum. This is substantially more than the meager
1-1.5% achieved by the EU-15. If Turkey were to match the performance of the
new member countries (during their pre-accession period) in this respect its pro-
ductivity should grow faster than the EU by up to 2.5 % per annum.

What does this all add up to? If one compares Turkey to the EU-15 one finds
that the total effect of all the growth enhancing factors could be between 3 and 6 %
per annum, suggesting that rapid convergence should be possible. Compared to the
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new member countries Turkey would mainly have the labour supply working in its
advantage, which sum up to somewhere between 1 and 3% per annum. This sug-
gests that if Turkey were to be able to take full advantage of its potential labour
supply it might even catch up with respect to them.

Table 6 below summarizes this brief evaluation of the factors that should boost
potential growth in Turkey, both compared to the EU-15 and to the new member
countries.

Table 6
Factors boosting potential growth in GDP per capita (in % per annum)
Turkey compared | Turkey compared
to EU-15 to new members
Higher proportion in working age 1.0-15 05-1.0
Transfer from rural sector to industry
and services 05-1.0 05-1.0
Increasing labour force participation rate 0.5-1.0 0-0.5
Total factor productivity 1.0-2.5 0-05
Sum total 3.0-6.0 1.0-3.0

Source: Own calculations.

The arguments and data presented so far suggest that the biggest potential ad-
vantage of Turkey could be a better utilization of its human resources.

What does the illustrative quantification of the growth boosting factors imply
for convergence? Dervis et al. (2004) in a contribution to this project pursue two
approaches, which come to a similar result: within the next decade the gap in GDP
per capita could be substantially narrowed so that by the time of its potential acces-
sion Turkey could have about the same GDP per capita in relation to the EU-27 as
the new member countries had when they joined in 2004. Over an even longer
perspective, say up to the year 2025 (when transition periods for the full mobility
of labour might expire) GDP per capita in PPP terms might increase from the pre-
sent 25 % to about 60 percent of the EU-15 (the likely target for migration).

F. Migration

The starting assumption of any discussion on this point should be that it is likely
that Turkey will not be treated any better than the recent new member states in
terms of labour mobility. The incumbent EU-15 member states gave themselves
the possibility to keep their labour markets closed to workers from the new member
states for potentially up to 7 years after accession (2 plus 3 plus 2 years). When
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Portugal and Spain acceded the transition periods were even longer. Only 11 years
after accession did Luxembourg have to lift restriction on the movement of workers
from Portugal. If Turkey accedes by, say, 2015 the full mobility of workers might
thus come only in 18 — 20 years, or possibly even later.

By that time EU labour markets will resent strongly the progressive ageing of
the population (not only among the EU-15, but also the new members). By that
time there might thus be actually labour shortages, instead of the wide-spread
unemployment that is still the rule today. Moreover, if Turkey has progressed well
in the convergence process it might no longer be so attractive for Turkish workers
to emigrate. For all these reasons it does not make sense to speculate how many
Turkish workers might move to the EU-15 using today’s labour market data.

Moreover, in the debate about Turkish EU membership and free movement of
labour it is often overlooked that the EU cannot exercise a zero migration policy
even if permanent safeguards were used. Even under the currently prevailing strict
regime, there is an annual net migration from Turkey to the EU-15 in the order of
35,000 people. This net figure is the difference between a gross inflow of about
70.000 and an outflow of about 35.000. Any slowdown or suspension in Turkey’s
accession process is likely to lead to lower growth and higher unemployment in
Turkey. Moreover, the reform process might slow down or be partially reversed.
The consequence of such a combination would be felt on both sides: through pre-
sumably larger gross inflows and fewer people wanting to return to Turkey. As a
result a drastically higher number of net migrants would be finding their way into
the EU — as experience has shown irrespective of legal restriction. It is thus possi-
ble that if Turkey loses the membership perspective, the EU may end up having
more immigrants than under a free movement of labour regime with a prosperous
EU member Turkey. Moreover, the composition of this migration would be less
conducive for the EU labour markets — and for integration in the host societies.

The experiences of Greece, Portugal and Spain indicate that a successful acces-
sion period with high growth and effective implementation of the reforms reduces
and gradually eliminates the migration pressures. There is no a priori reason why
Turkey would not go through a similar experience. How quickly Turkey would
graduate from the status of strong emigration is impossible to say at this point. But
it appears clear that the only scenario under which there would be an open ended
process of large scale emigration is the one of an unstable Turkey outside the EU.

G. Concluding remarks

“Health not wealth” should be the decisive criterion when considering the pro-
spects of Turkey’s application for EU membership. Viewed this way, the medium
term outlook is promising. Turkey is still very poor, compared to the present EU
members, but is also more dynamic, with growth rates now in the 5—6 % range.
Full catch-up in terms of GDP per capita might take more than a generation, rather
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than years, but full catch-up is not the relevant criterion if one is concerned about
the impact of the accession of Turkey on the EU. The cost of Turkey’s membership
to the EU budget would anyway remain so limited that it should not a major factor
in the decision.

Experience has shown that within the EU problems are much more likely to arise
from established rich member countries with stagnant economies (Belgium in the
1980s, France today) than from initially poor, but more dynamic states (e.g. Spain
today). The fact that most of the so-called “periphery” is now growing more
strongly than the “core” confirms that within an enlarged EU the poorer Member
Countries are likely to prosper and thus cause fewer problems than widely antici-
pated.

Turkey should now be able to embark on a sustained period of convergence
which should reduce the huge differential in GDP per capita of today to a more
(politically) acceptable level by the time Turkey joins the EU. The basic conditions
for this to happen seem to be in place: the economy is now rather open (thanks to
the customs union with the EU) and macroeconomic stability seems to be assured
even under more demanding international financial conditions thanks to a very
tight fiscal policy.

The main danger points remain political: relations with the EU could sour over
Cyprus, the Kurdish question and other political issues. If this were to happen Tur-
key would disqualify itself from EU membership. However, while the rhetoric is at
times rather heated this remains in the end unlikely.
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Mehr Integration durch
die ,Methode der offenen Koordinierung*? —
Das Beispiel der Beschéaftigungspolitischen Leitlinien
im Rahmen der Lissabon-Strategie*

Von Rainer Klump und Lars Pilz, Frankfurt am Main®

,.Die Koordinierung der Wirtschaftspolitiken der Mitglieds-
lander wird bei zunehmender Verwirklichung des Gemein-
samen Marktes immer dringender. Wichtige Bereiche der
Wirtschaftspolitik bedUrfen allerdings mehr einer qualita-
tiven als einer quantitativen Koordinierung.*

Diirr (1968), 126

Abstract

During the spring summit in March 2005, the European Council discussed the Commis-
sion’s mid-term review of the Lisbon Strategy and had to state that the ambiguous targets of
the strategy, formulated in 2000, might not be reached in 2010. The Council opted for a re-
launch of the strategy focussing on simplifications and more national responsibility in the
European labour market strategy. The failure of the strategy is leading to a critical analysis of
the ,,open method of co-ordination”, being the main mode of governance used during this
process. The outcomes of the first five years of the strategy show that the efficiency of the
method seems to be overestimated. It is at least debatable if the modifications of the method
inaugurated in 2005 will lead to results that are more promising and to the establishment of
the open method as a new form of integration besides the method of mutual recognition and
the community method.

A. Einleitung

Auf der Fruhjahrstagung 2005 des Europdischen Rates in Brissel wurde eine
Revision der Lissabon-Strategie beschlossen. Damit verbunden war das Ein-
gesténdnis, dass die (iberaus ambitionierten Ziele, die sich die EU im Jahre 2000
auf dem Gipfel von Lissabon gegeben hatte, nicht mehr erreichbar sind. Wesent-

* Die Verfasser danken den Teilnehmern der Jahrestagung des Wirtschaftspolitischen Aus-
schusses in Géttingen flr Hinweise, Anregungen und Kritik.
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licher instrumenteller Bestandteil der Lissabon-Strategie war die gezielte Anwen-
dung der Methode der offenen Koordinierung, die in moglichst vielen Politik-
ebenen, in denen bisher noch keine deutliche Vergemeinschaftung stattgefunden
hatte, eine verstérkte Integration herbeifiihren sollte. Diese Methode entstammt
dem Bereich der Arbeitsmarkt- und Beschaftigungspolitik, in dem schon seit Mitte
der 90er Jahre Ansétze einer Europdischen Beschéftigungsstrategie entwickelt wor-
den waren. Mit dem Vertrag von Amsterdam haben sich 1997 die Befugnisse der
Gemeinschaftsorgane in der Beschaftigungspolitik vergroBert. Seit 1998 gibt es
Beschaftigungspolitische Leitlinien fur die EU-Mitgliedslander, die quantitative
und qualitative Beschaftigungsziele im Sinne eines Benchmarking festlegen, Kon-
sultationen zwischen den Mitgliedslandern und den Europdischen Institutionen
ausldsen und damit die Diffusion von best practice-Erfahrungen innerhalb der Uni-
on unterstlitzen sollen. Im Rahmen der Lissabon-Strategie wurden die Leitlinien
durch quantifizierbare Zielvorgaben ergénzt. Die Revision der Lissabon-Strategie
hat auch zu einer Modifikation der beschaftigungspolitischen Koordina-
tionsbestrebungen befiihrt. Seit 2005 gibt es nun die integrierten beschaftigungs-
politischen Leitlinien, die wieder sehr viel mehr Gestaltungsverantwortung auf die
Mitgliedsstaaten verlagern. Ob damit das Ziel der Kommission realisiert werden
kann, tber einen eher unverbindlichen Koordinationsmechanismus eine verstéarkte
Integration der nationalen Beschaftigungspolitiken zu erreichen, bleibt aber weiter-
hin sehr fraglich. Ob dieses Ziel Gberhaupt notwendig und sinnvoll ist, sei dahin-
gestellt.

Fur die Theorie der Wirtschaftspolitik stellt die Diskussion ber die Lissabon-
Strategie und die Beschaftigungspolitischen Leitlinien in mindestens dreierlei Hin-
sicht interessantes Anschauungsmaterial bereit. Zum einen stellt die Europaische
Kommission mit der Lissabon-Strategie den bisherigen Integrationsinstrumenten
der Gemeinschaftsmethode und der Methode der Wechselseitigen Anerkennung
(mutual recognition) mit der Methode der offenen Koordinierung (MOK) eine Al-
ternative zur Seite, die hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zu tberprifen ist. Zweitens
ist die Absicht der Européischen Kommission unverkennbar, Uber eine Mitwirkung
an der Koordinierung nationalstaatlicher Beschaftigungspolitiken selbst einen
groReren Einfluss auf diesen zentralen wirtschaftspolitischen Gestaltungsbereich
und damit letztlich auf die allgemeine Wirtschaftspolitik der Mitgliedslander zu
erlangen. Drittens zeigt sich am Beispiel der Beschéftigungspolitischen Leitlinien
wieder einmal, dass auch gut gemeinte Versuche der wirtschaftspolitischen Koor-
dinierung keine konkreten Erfolge haben, wenn die zentralen Anreizmechanismen,
und dabei vor allem die Sanktionsmechanismen bei einem Verfehlen der vorgege-
benen Ziele, nicht klar festgelegt sind.

Der vorliegende Beitrag beginnt mit einem Uberblick zur Entstehung und Veran-
derung der Beschaftigungspolitischen Leitlinien. AnschlieBend werden die drei er-
wéhnten wirtschaftspolitischen Problemfelder diskutiert. Am Schluss stehen eine
Zusammenfassung der Ergebnisse und ein Ausblick auf die Zukunft der Europai-
schen Arbeitsmarkt- und Beschéftigungspolitik.
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B. Von der Strategie von Essen zur
Revision der Lissabon-Strategie: Die Wandlungen
der Europdischen Arbeitsmarkt- und Beschaftigungspolitik

Mit der von Jacques Delors 1993 im WeiRbuch ,,Wachstum, Wettbewerbsfahig-
keit, Beschaftigung — Herausforderungen der Gegenwart und Wege ins 21. Jahr-
hundert“? vorgeschlagenen Beschaftigungsstrategie fir die Mitgliedsstaaten der
Europdischen Gemeinschaft wurde zum ersten Male von Seiten der Kommission
versucht, Einfluss auf die Arbeitsmarkt- und Beschaftigungspolitik der Mitglieds-
staaten zu gewinnen. Bisher war die Zustandigkeit flr diese Politikbereiche aus-
schlieBlich bei den Mitgliedsstaaten angesiedelt. Wichtigster Ausloser der Initia-
tive von Delors waren die drastisch ansteigenden Arbeitslosenquoten in der
Gemeinschaft. Daneben stand sicher auch der Versuch, die Europdische Wéhrungs-
union durch eine starkere Integration der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu ergén-
zen. Die im WeiBbuch vorgeschlagenen, stark keynesianisch orientierten MaRnah-
men fanden zwar keine Unterstiitzung im Europaischen Rat,® die Kommission
strebte jedoch auch in der Folgezeit eine starkere Integration der Arbeitsmarkt-
und Beschaftigungspolitik an. Mangels eigener Gestaltungskompetenz bemihte sie
sich, die Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten in diesem Politikbereich zu fordern
und zu moderieren.

I. Die Strategie von Essen

Auf dem Gipfel von Essen einigte sich 1994 der Rat im Rahmen der ,,Strategie
von Essen* auf flinf Hauptziele, die von den Mitgliedsstaaten zur Bekampfung der
Arbeitslosigkeit verfolgt werden sollten.* Diese Ziele tangierten zum einen die
Berufsausbildung, zum anderen aber auch die Lohnentwicklung, die Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktes und die Férderung von benachteiligten Gruppen auf dem
Arbeitsmarkt.> Erganzt wurden diese Ziele auf institutioneller Ebene durch die
Schaffung eines standigen Ausschusses fiir Beschéftigung und Arbeitsmarkt,® der
gemeinsame Indikatoren zur Beurteilung der Arbeitsmarkt- und Beschaftigungs-
politik in den Mitgliedsstaaten entwickeln sollte. Hierbei fehlte es zundchst an
einer klaren Rechtsgrundlage fir die Beschaftigung mit dem Themenbereich der
Arbeitsmarkt- und Beschéftigungspolitik auf europdischer Ebene, die erst durch

2 Kommission der Européischen Gemeinschaften (1993).
3 Vgl. Barnard/ Deakin (1998), S. 355-372.

4 Hierzu zdhlten die Entwicklung von Humanressourcen durch Berufsausbildung, die
Forderung produktiver Investitionen durch eine gemaRigte Lohnpolitik, effizientere Arbeits-
marktinstitutionen, das Aufzeigen neuer Beschéftigungsquellen durch lokale Initiativen und
die Forderung des Zugangs zur Arbeitswelt fiir einige spezifische Zielgruppen wie beispiels-
weise Frauen, Jugendliche und Langzeitarbeitslose.

5 Europaischer Rat (1994), Kapitel 1: Verbesserung der Beschaftigungslage.

6 Europaischer Rat (1996).

g*
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den Vertrag von Amsterdam (1997) geschaffen wurde.” In dem darin zusatzlich in
die Gemeinschaftsvertrage aufgenommenen Beschaftigungskapitel wird den Insti-
tutionen der Gemeinschaft eine stérkere Rolle in der Arbeitsmarkt- und Beschafti-
gungspolitik zugewiesen, ohne jedoch das Grundprinzip der nationalen Zustandig-
keit in diesen Bereichen aufzuheben. Die Union erhélt die Zustandigkeit, die natio-
nalen Arbeitsmarktpolitiken der Mitgliedsstaaten wissenschaftlich zu analysieren
und die Verbreitung der besten Praktiken einzelner Mitglieder zu férdern. Die Mit-
gliedsstaaten verpflichten sich, dem Ziel des hohen Beschaftigungsniveaus eine
ebenso wichtige Rolle wie den makrodkonomischen Zielen Wachstum und Stabi-
litdt beizumessen. Das Erreichen dieses Zieles wird als ,,gemeinsames Interesse*
definiert, welches eine Koordinierung der Beschaftigungspolitik gerade auch im
Hinblick auf die durch die Wirtschafts- und Wahrungsunion entstandenen Erfor-
dernisse notwendig macht. Diese Koordinierung soll in eine gemeinsame Beschéf-
tigungsstrategie minden, die vor allem die Arbeitsmarkte dem wirtschaftlichen
Wandel gegeniber aufgeschlossener machen soll. Weiterhin sollen alle Gemein-
schaftspolitiken auf ihre Beschaftigungsauswirkungen hin tberpruft werden.

I1. Der Luxemburg-Prozess
und die Europdische Beschéaftigungsstrategie

Auf dem Beschaftigungsgipfel von Luxemburg (1997) wurde die Einrichtung
eines Monitoring- und Benchmarking-Prozesses beschlossen, der das Herzstiick
der Européischen Beschéaftigungsstrategie (EBS) darstellt. Dieser Luxemburg-
Prozess setzt sich aus drei Hauptelementen zusammen:

e Zunachst entwickelt die EU-Kommission alljahrlich einen Vorschlag fir so
genannte Beschaftigungspolitische Leitlinien (BPL), auf deren Grundlage die
arbeitsmarktpolitischen MalRnahmen der Mitgliedsstaaten der Union beurteilt
werden sollen.

o Uber diesen Vorschlag gibt es Anhérungen des Européischen Parlamentes, des
Ausschusses der Regionen, des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des
neu gegriindeten Ausschusses fur Beschaftigung und Arbeitsmarkt.

e Auf der Grundlage der Anhdrungen wird der Vorschlag ggf. modifiziert und im
Rat verabschiedet. Hierzu ist eine qualifizierte Mehrheit ausreichend. Ein Veto-
recht einzelner Mitgliedsstaaten ist damit ausgeschlossen. GeméaR dem Subsi-
diaritatsprinzip und dem geltenden Recht der Union missen die Leitlinien die
primére Zustandigkeit der Mitgliedsstaaten in diesem Politikbereich achten und
dirfen nur Manahmen vorschlagen, die mit den Grundziigen der europdischen
Wirtschaftspolitik vereinbar sind.®

7 Europaische Union (1997), insbesondere Art. 125-130 im revidierten \Vertrag zur
Grlindung der Européischen Gemeinschaft.

8 Europaischer Rat (1997a), Teil | — Eine koordinierte Strategie flr die nationalen Be-
schaftigungspolitiken, Abschnitt 14.
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Die ersten BPL fiir das Jahr 1998 sahen eine Vier-Saulen-Strategie vor,” die
MaRnahmen und Zielvorgaben in vier Schwerpunktbereichen der Arbeitsmarkt-
und Beschaftigungspolitik entwickelte. Im Bereich Verbesserung der Beschafti-
gungsféhigkeit verpflichteten sich die Mitgliedsstaaten zusatzliche Malnahmen
zur Bekampfung der Jugend- und der Langzeitarbeitslosigkeit zu ergreifen.’® Die
drei anderen Saulen betrafen die Entwicklung des Unternehmergeistes,** die
Férderung der Anpassungsfahigkeit der Unternehmen und der Arbeitgeber? und
die Starkung von MaBnahmen zur Férderung der Chancengleichheit.*® Wahrend
auf Zielindikatoren in den BPL von 1998 teilweise zu Gunsten der Aufzahlung
der Problembereiche in den einzelnen Séulen verzichtet wurde, erhielten die BPL
von 1999% eine Prazisierung durch die Benennung von 22 Leitlinien, die in die
vier Saulen der EBS eingruppiert wurden.*®

9 Rat der Europaischen Union (1997).

10 Neben einigen Absichtserklarungen wurden hierbei auch konkrete Zielvorgaben be-
schlossen. So soll mindestens 20 % aller Arbeitslosen die Teilnahme an Programmen zur
Forderung ihrer Beschaftigungsfahigkeit oder einer Ausbildung erméglicht werden. Langfris-
tig sollen sich alle Mitgliedsstaaten dem Durchschnitt der drei besten Mitgliedslander hin-
sichtlich dieses Indikators anndhern. Weiterhin soll allen jugendlichen Arbeitslosen innerhalb
der ersten sechs Monate ihrer Arbeitslosigkeit eine Ausbildung, ein Arbeitsplatz, eine Um-
schulung, eine Berufserfahrung oder eine andere MaRnahme zur Forderung der Beschéfti-
gungsfahigkeit angeboten werden. Bei arbeitslosen Erwachsenen soll dies innerhalb der ers-
ten zwolf Monate ihrer Arbeitslosigkeit geschehen.

11 Die Séule beinhaltet Absichtserkl&rungen hinsichtlich der Kostensenkung fir die Un-
ternehmen bei Neueinstellungen, die Forderung von selbstdndiger Erwerbstétigkeit und die
Senkung der Steuer- und Abgabenbelastung des Faktors Arbeit, soweit dies nicht die Sa-nie-
rung der offentlichen Haushalte oder das finanzielle Gleichgewicht der Sozialversicherungs-
systeme in Frage stellt. Weiterhin verpflichten sich die Mitgliedsstaaten zu einer Senkung
der Mehrwertsteuersédtze bei arbeitsintensiven, nicht grenzlberschreitenden Dienstleistun-
gen.

12 Die Mitgliedsstaaten verpflichten sich, insbesondere steuerliche Hemmnisse, die der
Investition in Humankapital entgegenstehen, abzubauen und steuerliche Anreize fiir eine
Forderung von FortbildungsmaRnahmen in den Unternehmen zu schaffen. Die jeweiligen
Rechtssysteme sollen auf die Notwendigkeit hin Gberprift werden, eine flexiblere Gestaltung
von Arbeitsvertrdgen zuzulassen. Die Sozialpartner werden ergénzend hierzu aufgefordert,
Vereinbarungen beziglich einer Modernisierung der Arbeitsorganisation (insbesondere im
Bereich flexiblere Arbeitszeit, Weiterbildungsstandards und Ausbau der Teilzeitarbeit) aus-
zuhandeln.

13 Die Mitgliedsstaaten verpflichten sich, die Bek&mpfung der Diskriminierung zwischen
Frauen und Mannern auf dem Arbeitsmarkt zu bekampfen. Das Angebot an Pflege- und
Betreuungsdienstleistungen soll ausgebaut, die Hindernisse bei der Rilckkehr auf den Ar-
beitsmarkt nach Erziehungs- oder Pflegezeiten abgebaut werden. Den Schwierigkeiten von
Behinderten beim Zugang zum Arbeitsmarkt soll besondere Aufmerksamkeit geschenkt
werden.

14 Europaischer Rat (1997b).
15 Europaischer Rat (1999).

16 Die Anzahl der Leitlinien wurde in der Folge sukzessive reduziert, so dass 2003 noch
zehn Leitlinien benannt wurden und die Beschéftigungspolitischen Leitlinien fir den Zeit-
raum 2005 bis 2008 sogar nur noch aus acht Einzelleitlinien bestehen.
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Die Vier-Saulen-Strategie mit den darunter gefassten Verpflichtungen der Mit-
gliedsstaaten bildet die Grundlage fur die von jedem einzelnen Mitgliedsstaat jahr-
lich vorzulegenden Nationalen Beschéftigungspolitischen Aktionsplanen (NAP).
Die Mitgliedsstaaten haben die Aufgabe, die nationale Beschaftigungssituation un-
ter Berticksichtigung der in den Leitlinien entwickelten Schwerpunkte zu analysie-
ren, ihre nationale Arbeitsmarkt- und Beschaftigungspolitik darzustellen und die
ergriffenen spezifischen MaBnahmen gemal der in der Vier-Saulen-Strategie ein-
gefuihrten Kategorisierung zu ordnen. Die Darstellung soll sowohl die einzelnen
MaRnahmen im Detail, deren administrative Einbindung und den entstehenden
finanziellen Aufwand vorstellen, wie auch eine mittelfristige nationale Arbeits-
marktstrategie konzipieren, die spezielle nationale Problemfelder auf dem Arbeits-
markt berucksichtigt. Die Mitgliedsstaaten sind verpflichtet, Fristen anzugeben, in
denen sie die, durch den Rat festgelegten, beschaftigungspolitischen Zielvorgaben
erreicht haben wollen.*’

Durch den von Kommission und Rat jahrlich vorgelegten Gemeinsamen Be-
schéftigungsbericht werden die nationalen Politiken auf der Basis der NAPs und
der makrodkonomischen Strukturdaten der einzelnen Mitgliedsstaaten evaluiert
und gepriift. Der Gemeinsame Beschaftigungsbericht beinhaltet zum einen den
Uberblick iiber das Gebiet der gesamten Union, wobei einzelne Mitgliedsstaaten
hinsichtlich ausgewahlter Indikatoren verglichen werden. Zum anderen umfasst
der Bericht eine spezifische Analyse der Arbeitsmarkt- und Beschaftigungssitua-
tion flr jedes einzelne Land der Union, in dem positive und negative nationale Ent-
wicklungen aufgefiihrt werden. Auf der Basis dieser Einzeldarstellung kann die
Kommission dem Européischen Rat Empfehlungen an die Mitgliedsl&nder vor-
schlagen mit der Mal3gabe, Hindernisse fur die positive Entwicklung der Beschéf-
tigungssituation eines Landes zu eliminieren oder bestimmte Teilbereiche der Ziel-
vorgaben in den NAPs der folgenden Jahre gesondert zu beachten.'® Der Gemein-
same Beschaftigungsbericht und die Empfehlungen an die Mitgliedslédnder sind im
Europdischen Rat wiederum mit qualifizierter Mehrheit zu verabschieden.

Die auf dem Gipfel von Nizza beschlossene Bestandsaufnahme der ersten finf
Jahre der EBS™® durch die Kommission zieht einen positiven Bilanz der Entwick-
lungen hin zu einer konvergenten Beschaftigungspolitik der Mitgliedsstaaten.

,»Trotz ausgepragter Unterschiede zwischen den Mitgliedsstaaten und der Schwierigkeit,
eindeutige kausale Zusammenhédnge zwischen der Gesamtperformance und spezifischen
MaRnahmen nachzuweisen, kann man festhalten, dass sich nationale Beschaftigungspoli-
tiken in erheblichem Umfang den Zielen und Leitlinien der EBS annahern. Die offene

17 Europaischer Rat (1997a), Teil | — Eine koordinierte Strategie firr die nationalen Be-
schaftigungspolitiken, Abschnitt 15.

18 Europaische Union (1997), insbesondere Art. 128 im revidierten Vertrag zur Griindung
der Europdischen Gemeinschaft.

19 Europdischer Rat (2000a), Kapitel I. Auf dem Weg zu mehr und besseren Arbeitsplat-
zen, Abschnitt a.
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Koordinierungsmethode hat ihren Wert erwiesen, indem sie Partnerschaften und neue Ar-
beitsverfahren vorangebracht hat, wobei allerdings deutliche Unterschiede zwischen den
Mitgliedsstaaten zu bemerken sind“.?°

Als positiv vermerkt der Bericht, dass auf Grund der Einfilhrung der EBS die
Arbeitsmarktpolitik auf die politische Agenda der nationalen Regierungen starken
Einfluss genommen hat und in allen Mitgliedsstaaten neue Malinahmen ergriffen
wurden, um die in den BPL formulierten Zielvorgaben zu erreichen. Dieser Um-
stand, in Verbindung mit einer positiven konjunkturellen Entwicklung seit dem
Einsetzen des Luxemburg-Prozesses im Jahr 1997, fuhrte zu einem Riickgang der
Langzeitarbeitslosigkeit und der strukturellen Arbeitslosigkeit. Vor dem Hinter-
grund, dass im gleichen Zeitraum die durchschnittliche Beschaftigungsquote in der
Européischen Union anstieg, ist dies eine durchaus positive Entwicklung.

I11. Die Lissabon-Strategie und
die Methode der offenen Koordinierung

Beim Treffen des Europdischen Rates in Lissabon formulierte die Union im
Jahre 2000 ihre strategischen Ziele fur das kommende Jahrzehnt. Wahrscheinlich
beflugelt von den zu dieser Zeit glinstigen makrodkonomischen Perspektiven setzte
sich der Rat bis zum Jahre 2010 das strategische Ziel,

... die Union zum wettbewerbsfahigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirt-
schaftsraum der Welt zu machen — einem Wirtschaftsraum, der fahig ist, ein dauerhaftes
Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplatzen und einem groReren sozialen
Zusammenhalt zu erzielen.“?*

Durch eine konsequente Umsetzung der vom Rat empfohlenen MalBnahmen
wurde ein durchschnittliches jéhrliches Wirtschaftswachstum von 3% in der Euro-
paischen Union fir realisierbar gehalten. Eine zentrale Rolle zur Umsetzung der
Malnahmen kam hierbei der bereits im Rahmen der EBS entwickelten Methode
der offenen Koordinierung (MOK) zu, die von der Beschéftigungspolitik auf ,,alle
Ebenen* Ubertragen werden sollte, ,,gekoppelt an eine starkere Leitungs- und
Koordinierungsfunktion des Europaischen Rates*“.?? So sollte die MOK neben
der Beschaftigungspolitik auch in der Forderung des Ubergangs in eine digitale,
wissenshasierte Wirtschaft (in Form des eEurope-Aktionsplans), der Schaffung
eines européischen Forschungsraumes, zur Forderung der sozialen Integration, zur
Reform der europaischen Bildungs- und Ausbildungssysteme®® wie auch in der

20 Europaische Kommission (2002a), S. 7.

21 Europdischer Rat (2000b), insbesondere Kapitel 1, ,,Beschaftigung, Wirtschaftsreform
und sozialer Zusammenhalt®, Abschnitt 5.

22 Europdischer Rat (2000b), insbesondere Kapitel 1, ,,Beschéftigung, Wirtschaftsreform
und sozialer Zusammenhalt*“, Abschnitt 6 und 7.

23 Europdischer Rat, Tagung (2000b), insbesondere Abschnitte 8, 13 und 32.
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Sicherung der langfristigen Finanzierbarkeit der nationalen Alterssicherungssyste-
me eingesetzt werden.?*

Die MOK mit den Elementen der Leitlinienvorgabe, der nationalen Umset-
zungsberichte und der Evaluierungsberichte der Gemeinschaftsinstitution erschien
den Vertretern der Staaten der Union offenbar als das am besten geeignete Instru-
ment, um die — auch vor dem damaligen Hintergrund positiver makrotkono-
mischer Rahmenbedingungen — sehr ehrgeizigen Ziele der Lissabon-Strategie zu
realisieren. Mit Hilfe der Europdischen Beschéftigungsstrategie erhofften sich
Kommission und Rat eine Koordinierung der nationalen Arbeitsmarktpolitiken
und eine stérkere Konvergenz der jeweiligen nationalen Mafnahmen, was bereits
kurzfristig zu einer deutlichen Absenkung der Arbeitslosenquote in der Euro-
péischen Union fiihren sollte. Eine erste positive Bilanz dieser Manahmen wurde
im Gemeinsamen Beschéftigungsbericht des Jahres 2000 gezogen, der eine grund-
satzliche Verbesserung der Beschaftigungssituation in der Union feststellte.?®

Ausgehend von den positiven Erfahrungen mit dem Einsatz quantitativer Ziel-
setzungen in der EBS wurde dieses Instrument auch im Rahmen der Lissabon-Stra-
tegie verstarkt genutzt.?® Neben quantitativen Zielvorgaben im Bereich Forschung
und Bildung sollten die folgenden ubergeordneten Zielvorgaben dazu dienen, den
Erfolg der EBS bis zum Jahre 2010 zu evaluieren:

e Die Gesamtheschaftigungsquote in der Europdischen Union soll von durch-
schnittlich 61% im Jahre 2000 bis zum Jahre 2010 ,,mdglichst nahe* an durch-
schnittlich 70% in der Union herangefiihrt werden.?” Der Europaische Rat
erganzte 2001 diese Zielvorgabe durch das Zwischenziel, die Gesamtbeschaf-
tigungsquote bis 2005 auf 67 % anzuheben.?®

e Die Frauenbeschaftigungsquote in der Europaischen Union soll von durch-
schnittlich 51% im Jahre 2000 auf tber 60% im Jahre 2010 angehoben wer-
den.?® Auch hier prazisierte der Europaische Rat im Jahre 2001 die Zielvorgaben
dahingehend, dass bis zum Jahre 2005 eine durchschnittliche Frauenbeschaf-
tigungsquote von 57 % in der Europaischen Union erreicht werden soll.*

24 Europaischer Rat (2001), insbesondere Abschnitte 10, 11 und 33.

25 Schmid / Kull (2004).

26 Besonders positive Entwicklungen waren in der préventiven und aktiven Vermeidung
von Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit zu verzeichnen. Gerade dieser Bereich war einer
der wenigen, in dem die BPL quantifizierbare Zielindikatoren vorgegeben hatten, wahrend
sich in anderen Bereichen vornehmlich qualitative Zielindikatoren als Vorgabe fiir die natio-
nalen Arbeitsmarktpolitiken fanden. VVgl. Europdischer Rat (2000c), 26 ff.

27 Europaischer Rat (2000b), inshesondere Kapitel 1, ,,Beschaftigung, Wirtschaftsreform
und sozialer Zusammenhalt*, Abschnitt 30.

28 Europaischer Rat (2001), Abschnitt 9.

29 Europdischer Rat (2000b), insbesondere Kapitel 1, ,,Beschaftigung, Wirtschaftsreform
und sozialer Zusammenhalt*, Abschnitt 30.

30 Europdischer Rat (2001), insbesondere Kapitel 3, ,,Mehr und bessere Arbeitsplatze®,
Abschnitt 9.
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e Der Européische Rat erweiterte diese Zielvorgaben im Jahre 2001 um das Ziel,
dass die durchschnittliche Beschaftigungsquote é&lterer Arbeitnehmer in der
Europaischen Union bis zum Jahre 2010 auf 50 % angehoben werden soll.**

Das Ziel, welches die Européische Union mit der Lissabon-Strategie zu errei-
chen versucht, ist demnach nicht allein Vollbeschéftigung, sondern vielmehr \Voll-
beschaftigung in Kombination mit einer hohen Erwerbsquote.®* AusschlieBlich
durch diese Kombination sieht der Europdische Rat die Mdoglichkeit, das in Lis-
sabon vorgegeben Ziel unter den gegebenen demographischen Voraussetzungen zu
erreichen.

IV. Die Revision der Lissabon-Strategie und
die Integrierten Beschéaftigungspolitischen Leitlinien

Die Gesamtbeschaftigungsquote in der Europdischen Union verdnderte sich in
den Jahren 2002 und 2003 kaum. Sie lag bei 64,2% bzw. 64,3%> und damit
noch weit hinter dem angestrebten Zwischenziel fur 2005. Auch stieg die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote in der EU von 7,3% im Jahre 2001 wieder an und
erreichte 2003 8,0 %.3* Auch die Produktivitatsliicke zwischen der Union und den
Vereinigten Staaten vergroRerte sich weiter. Die Lage verschérfte sich weiterhin
durch die geplante Erweiterung der Union am 1. Mai 2004 um zehn weitere Mit-
gliedsstaaten, die in den die drei Zielindikatoren betreffenden Beschaftigungs-
bereichen teilweise unterdurchschnittlich entwickelt waren und somit den EU-
Durchschnitt weiter absenken wiirden.

In dieser Situation beschloss der Europdische Rat auf seiner Tagung in Brissel
2003 die Einsetzung einer unabhéngigen Taskforce Beschaftigung aus Wissen-
schaftlern, Politikern und Vertretern der Sozialpartner unter der Leitung des ehe-
maligen niederlandischen Ministerprasidenten Wim Kok. Diese Taskforce sollte
MaRnahmen erarbeiten, wie die in Lissabon gesteckten Ziele erreicht werden
kdnnten und gegebenenfalls einen Vorschlag fiir eine Reform der EBS unterbrei-
ten. Zusammenfassend machte die Gruppe konkrete Vorschldge zu verschiedenen
Schwerpunktbereichen, in denen sie dringenden Reformbedarf feststellte:

e Die Anpassungsféhigkeit der Arbeitnehmer und der Unternehmen an eine sich
flexibler entwickelnde Nachfrage auf dem Markt muss erhoht werden. Die
Mitgliedsstaaten missen starkere Anreize fir eine gréfRere Erwerbsbeteiligung
setzen. Die Sozialsysteme sind zu reformieren und auf ihre Anreizwirkung zur

31 Europaischer Rat (2001), insbesondere Kapitel 3, ,,Mehr und bessere Arbeitsplatze®,
Abschnitt 9.

32 Europaischer Rat (2000b), insbesondere Kapitel 1, ,,Beschaftigung, Wirtschaftsreform
und sozialer Zusammenhalt*“, Abschnitt 6.

33 EUROSTAT (2006a).
34 EUROSTAT (2006b).
35 Europdaischer Rat (2003b), Abschnitt 13.
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Beschéftigungsaufnahme hin zu uberpriifen. Sowohl die Mitgliedsstaaten als
auch die Unternehmen missen mehr und effizienter in Humankapital investie-
ren, Forschung und Entwicklung férdern und die staatlichen Bildungssysteme
reformieren.

e Diejenigen Lander, die die in den Leitlinien formulierten Zielvorgaben nicht
erflllen, werden aufgefordert, sich zu den Beschaftigungszielen der EU zu be-
kennen und nationale Beschaftigungsstrategien zu entwickeln, die mit der Aus-
richtung der EBS Ubereinstimmen. Die nationalen Parlamente und die Sozial-
partner sind in die Vorbereitung der jahrlichen NAP mit einzubeziehen, um da-
mit eine parlamentarische Kontrolle und eine stérkere 6ffentliche Debatte tiber
die nationalen Ziele zu erméglichen.

e Die landerspezifischen Empfehlungen der EU missen ausgeweitet werden und
Haushaltsmittel der EU sollten nur im Rahmen von MaRnahmen eingesetzt wer-
den, die der in Lissabon entwickelten Strategie entsprechen.3®

Die Vorschlage der Taskforce gingen in den Gemeinsamen Beschaftigungs-
bericht 2003 /2004 ein,* hinsichtlich der von der Taskforce geforderten ,,Bekennt-
nisse” der Mitgliedsstaaten zur EBS allerdings mit deutlichen Abschwéchungen.
Europdischer Rat und Européische Kommission beschrénkten sich auf die Forde-
rung, dass

.- - Klare nationale Politiken und gegebenenfalls Zielssetzungen festgelegt werden, die der
Politik und den Zielen auf europaischer Ebenen entsprechen.®

Weiterhin rdumt der Bericht ein, dass die Fortschritte auf dem Wege zur Er-
fullung der Zielvorgaben der Lissabon-Strategie zum Stillstand gekommen sind.
So wird festgestellt, dass die Zwischenzielsetzung einer Anhebung der durch-
schnittlichen Beschaftigungsquote in der EU auf 67 % bis zum Jahre 2005 verfehlt
werden wird. Der Bericht ist jedoch zuversichtlich, dass das Zwischenziel der Stei-
gerung der durchschnittlichen Frauenbeschaftigungsquote auf 57 % im Jahre 2005
erreicht werden kann und sieht noch immer die Chance, dass alle drei beschaf-
tigungspolitischen Zielsetzungen der Lissabon-Strategie bis zum Jahre 2010 er-
fullt werden kdnnen. Dieses erscheint Kommission und Rat aber nur dann maoglich,
wenn die Reformbemihungen im Rahmen der EBS ,,weitergefihrt und ausge-

weitet werden*.%°

Mit dem drohenden Scheitern an den fiir 2005 festgelegten Zwischenzielen
wuchs der Handlungszwang auf Seiten der Kommission und des Rates weiter. Auf

36 Taskforce Beschaftigung (2003), S. 57 ff.

37 Mit den Beschaftigungspolitischen Leitlinien 2003 fand bereits eine Abkehr von der
bisherigen Vier-Saulen-Strategie in der EBS zu Gunsten von zehn gleichberechtigt aufgefiihr-
ten Leitlinien statt, die durch quantifizierte Zielvorgaben fiir das Jahr 2010 flankiert werden.
Vgl. Européischer Rat (2003a).

38 Europdischer Rat (2004a), S. 95 f.

39 Europdaischer Rat (2004a), S. 93.



Mehr Integration durch die ,Methode der offenen Koordinierung‘? 139

seiner Frihjahrstagung 2004 beschloss der Rat, in der Nachfolge des Taskforce-
Berichts eine Hochrangige Sachverstandigengruppe einzusetzen, die eine Halb-
zeitbeurteilung der Umsetzung der Lissabon-Strategie vornehmen und eine ,,stim-
mige Strategie** entwickeln sollte, wie die Ziele von Lissabon doch noch umgesetzt
werden konnten.*° Den Vorsitz dieser Gruppe aus Wissenschaftlern, Politikern und
Vertretern der Sozialpartner Ubernahm erneut Wim Kok. In ihrem
Abschlussbericht bestatigt die Hochrangige Sachverstandigengruppe die durch die
Taskforce erarbeiteten Reformvorschldge und regt eine effektivere Monitoring-
Tétigkeit der Kommission an. Dieses sollte durch den verstarkten Einsatz von Peer-
Druck geschehen, um die mangelhafte Umsetzung der beschlossenen Strategie in
einigen Mitgliedsstaaten zu bekampfen.**

Die Reformvorschldge der Gruppe umfassen folgende Punkte:

e Die von der Européischen Kommission bereits im Jahre 2002 vorgeschlagene
enge Abstimmung und inhaltliche Konsistenz der Beschaftigungspolitischen
Leitlinien mit den Grundzugen der Wirtschaftspolitik fir das Jahr 2005 muss
realisiert werden. Diese Leitlinien sollen nicht mehr im jahrlichen Zyklus, son-
dern nur noch alle vier Jahre tberpriift und verabschiedet werden.*?

e Die Anzahl der Zielindikatoren der Lissabon-Strategie muss auf 14 quantitative
Ziele reduziert werden. Diese Ziele werden gemaR der ihnen zugewiesenen Prio-
ritdt in einer Rangfolge aufgelistet. Die Europdische Kommission muss
weiterhin den Peer-Druck erh6hen und alljahrlich die Entwicklung der Einzel-
staaten hinsichtlich dieser 14 Zielvorgaben priifen und in ihrem Bericht beson-
ders schlechte wie besonders gute Leistungen hervorheben. Dieser ¢ffentliche
Benchmarking-Prozess des ,,naming, shaming and faming“ soll das Interesse ei-
ner breiten Offentlichkeit wecken und diese fiir die zentrale Rolle der Wachs-
tums- und Beschaftigungsdimension fur die Mitglieder der Union sensibilisie-
ren. Gleichzeitig wdre dieses Instrument mit einer wachsenden Sensibilitét der
Bevolkerung in der Lage, einen proportional wachsenden Druck auf die Regie-
rungen derjenigen Staaten auszutiben, die Defizite in der Umsetzung der Strate-
gie aufweisen. Flankierend sollte der EU-Haushalt so umgestaltet werden, dass
sich die Anreize zur Umsetzung der Strategie verstarken.*®

e Die Mitgliedsstaaten werden anstelle der bisherigen nationalen Aktionsplane
zukiinftig alle zwei Jahre nationale Aktionsprogramme verfassen, in denen sie
Fahrplane und quantitative Zwischenziele formulieren, die deutlich machen, wie
die einzelnen Mitgliedsstaaten die Zielvorgaben von Lissabon erreichen wollen.
In die Entwicklungen dieser Aktionsprogramme werden ebenso die
Sozialpartner und die nationalen Parlamente eingebunden, um eine mdglichst

40 Europdischer Rat (2004b), Abschnitt 48.

41 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 11 f.
42 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 47.
43 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 48.
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breite Debatte iiber die angestrebten Fortschritte und Ziele zu erreichen.** Diese
breite Debatte ist auch damit zu unterstiitzen, dass das Europdische Parlament
starker in den Umsetzungsprozess einbezogen wird und einen ,,Standigen Aus-
schuss zur Lissabon-Strategie fur Wachstum und Beschaftigung® einsetzt, in
dem Schlusselakteure der Umsetzung der Strategie zur Rechenschaft gezogen
werden kénnen.*®

Die diesem Ansatz zu Grunde liegende Idee besteht darin, dass der bisher durch
die Kommission und den Rat angestrengte Zielvorgabemechanismus auf die Mit-
gliedsstaaten Ubertragen wird, die sich nun selbst Zwischenziele setzen missen,
mit Hilfe derer sie die Ubergeordneten Ziele der Lissabon-Strategie erreichen wol-
len. Hierbei findet im Sinne der Sachverstandigengruppe eine Aufteilung der Zu-
standigkeiten in der Weise statt, dass die Makroziele durch die supranationalen In-
stitutionen festgelegt werden und damit in deren Zustandigkeit fallt, wahrend auf
der nationalen Ebene die Zustandigkeit fur die Feinsteuerung und die Gestaltung
der Reformschritte bleibt, die zum Erreichen der Makroziele fuhren sollen. Gleich-
zeitig findet die Kontrolle nicht mehr anhand von Zielvorgaben statt, die — schein-
bar — von auf3en vorgegeben werden, sondern die Kontrolle orientiert sich zundchst
an Zielvorgaben, die sich die jeweilige nationale Regierung selbst gesetzt hat. Das
zentrale Instrument der Umsetzung der Strategie in den Einzelstaaten besteht, wie
dies auch schon der Bericht der Taskforce vorsah, im vermehrten Einsatz der
gegenseitigen Kontrolle, was dem so genannten Peer-Review-Verfahren, stérkere
,.Durchschlagskraft“““® verleihen soll. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass das
Ziel, eine Vertiefung des gegenseitigen Lernens zu initiieren, nicht erreicht wurde.
Das Verfahren erscheint in seiner momentanen Form nicht geeignet, eine fur die
erfolgreiche Anwendung der Sanktionsinstrumente der MOK notwendige, breite
offentliche Wahrnehmung des Benchmarking-Prozesses zu erzeugen. Vielmehr
Uberwiegt die Einschétzung des Verfahrens als

» .. a learning process for a limited community of labour market technicians and ex-

perts*.*’

Eine Folge dieser Beurteilung war die 2005 erfolgte Einflihrung gezielter Mu-
tual Learning Programme*® durch die Kommission. Diese Initiative, die bereits in
der Folge des Berichts der Taskforce-Beschaftigung entwickelt wurde, bietet zum
einen die Mdoglichkeit, thematisch orientierte, europaweite Seminare zu guten
Praktiken durchzufthren, deren Umsetzung in mehreren Mitgliedsstaaten bereits
erfolgte. Zum zweiten umfasst das Programm Follow-Up-Aktivitaten, die zu einer
vertieften Analyse der Umsetzung von guten Praktiken bei den einzelnen Mit-

44 Hochrangige Sachverstandigengruppe (2004), S. 46.
45 Hochrangige Sachverstandigengruppe (2004), S. 47.
46 Europdischer Rat (2004a), S. 93.

47 Casey/Gold (2003).

48 OSBConsulting GmbH (2006a).
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gliedsstaaten dienen sollen. Moderiert und beraten werden alle Verfahren von einer
Gruppe unabhangiger Wirtschaftsberatungsunternehmen.*® Der jahrliche Zusam-
menfassende Bericht der Beratergruppe tber die Fortschritte und Ergebnisse beider
Verfahren wird der Kommission vorgelegt und stellt eine Informationsgrundlage
flir den Gemeinsamen Beschéftigungsbericht und die Empfehlungen an die Mit-
gliedsstaaten dar. Es bleibt abzuwarten, ob die Mutual Learning Programme in
der Lage sind, den Einfluss der EBS auf die 6ffentliche Meinung in den Mitglieds-
staaten zu verstérken.

Das von der Hochrangigen Sachverstandigengruppe erarbeitete Reformkonzept
hatte starken Einfluss auf die auf der Friihjahrstagung des Europdischen Rates
2005 beschlossene Revision der Lissabon-Strategie. Es wurde die Einflhrung von
Integrierten Leitlinien beschlossen, die sowohl die Grundzuge der Wirtschafts-
politik als auch die Beschaftigungspolitischen Leitlinien beinhalten.®® Die Anzahl
der die Beschéftigungspolitik betreffenden Leitlinien wurde in den aktuell giltigen
Integrierten Leitlinien auf acht reduziert. Das gesamte Leitlinienpaket wird nun
nicht mehr jahrlich erneuert, sondern bleibt flr einen jeweils vierjahrigen Zyklus
gultig. Die Nationalen Aktionsprogramme als Tatigkeitsbericht der Mitgliedsstaa-
ten werden durch Nationale Reformprogramme (NRP) ersetzt, die den Fortschritt
der Umsetzung der Lissabon-Strategie in den Einzelstaaten darstellen sollen. Auf
der Basis dieser Berichte erstellt die Kommission eine jahrliche Evaluation der
Umsetzung der Strategie in den Einzelstaaten und vergleicht die nationalen Fort-
schritte. Ein von den Einzelstaaten zu benennender ,Nationaler Lissabon Koor-
dinator* soll die innerstaatliche Koordination der Einzelmanahmen vorantreiben.
Dessen Benennung bleibt flr die Mitgliedsstaaten jedoch optional. Obwohl in der
von der Kommission erstellten Beschlussvorlage zu den Integrierten Leitlinien ent-
halten,®* forderte der Beschluss des Rates zu den Integrierten Leitlinien 2005—
2008 die Mitgliedsstatten nicht mehr explizit auf, nationale Besch&ftigungsquoten-
ziele fiir die Jahre 2008 und 2010 festzulegen.* Die Mitgliedsstaaten sollen ledig-
lich ,,erwagen*, ob sie solche Quotenziele festlegen wollen. Ebenso konnte sich
der Europaische Rat nicht dazu entschlieRen, dass ,,alle Aspekte* der Leitlinien
von den Mitgliedsstaaten in ihren beschéaftigungspolitischen MalRnahmen zu
berticksichtigen sind und Uber deren Umsetzung, wie von der Kommission gefor-
dert, zu berichten ist.>®

49 OSBConsulting GmbH (2006b).
0 Europaischer Rat (2005a), Abschnitt C: ,,Verbesserung der Politikgestaltung®, Art. 39.
51 Europdische Kommission (2005).
52 Europaischer Rat (2005b).
53 Europaischer Rat (2005b).
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C. Wirtschaftspolitische Problemfelder

I. Warum eine Koordinierung der Beschaftigungspolitik
auf europaischer Ebene notwendig ist

Die urspriingliche Konzeption des europdischen Binnenmarktes sah die Zustén-
digkeit fur die nationalen Beschéaftigungspolitiken nicht bei den Institutionen der
Europdischen Union, sondern ausschlieflich bei den jeweiligen nationalen Akteu-
ren. Zwischen den Mitgliedsstaaten der Européischen Union sollte ein Wettbewerb
der nationalen Arbeitsmarktsysteme und der beschéftigungspolitischen MaRnah-
men herrschen, der zur Durchsetzung der jeweils erfolgreichsten Strategie fiihren
wiirde.>* Ein entscheidendes Hindernis fiir den daraus entstehenden Wettbewerbs-
druck ist durch die Vollendung des Binnenmarktes und die Einfiihrung einer ge-
meinsamen Wahrung abgebaut worden. Eine Zentralisierung der Beschaftigungs-
politiken erschien nicht zuletzt deswegen als schwierig, weil in den Mitgliedsstaa-
ten der Union die beschaftigungspolitischen Strategien und die nationalen Regula-
tionsmechanismen der Arbeitsmarkte sehr uneinheitlich sind. Durch die Aufnahme
neuer Mitglieder in die Gemeinschaft hat sich diese Heterogenitét noch verstarkt.
Wenn auch, ausgehend von der Grundkonzeption des Binnenmarktes und den gro-
Ren nationalen arbeitsmarktpolitischen Differenzen, zunédchst kein Grund fur eine
Zentralisierung der Beschaftigungspolitik gesehen werden konnte, bemihten sich
die Gemeinschaftsorgane zumindest seit dem Gipfel von Essen um einen Ausbau
ihrer Kompetenzen in diesem Politikbereich.

Die Entwicklung einer Beschéftigungsstrategie durch die Institutionen der Uni-
on wirft die Frage auf, warum sich die Mitgliedsstaaten mit dieser neu definierten
Rolle der Kommission im Rahmen der Beschaftigungspolitik einverstanden zeigten
und spater bereit waren, diese sogar in die formellen Gesetzesregelungen der Uni-
on im Vertrag von Amsterdam zu tbernehmen. Eine Erklarung dafur findet sich
weniger in konkreten 6konomischen Notwendigkeiten, sondern wohl eher in insti-
tutionendkonomischen und wirtschaftspolitischen Uberlegungen.

Nach Demsetz>® entstehen neue Institutionen dann, wenn die Gewinne durch die
Einrichtung einer neuen Institution groer sind als die dabei entstehenden Kosten.
Im zwischenstaatlichen Bereich besteht fir die Akteure wie auch auf dem Markt
ein Anreiz, die durch das Handeln auf bestimmten Politikfeldern entstehenden
Transaktionskosten zu minimieren. So kénnen beispielsweise die durch die Infor-
mationsbeschaffung in einer Vielzahl von Einzelstaaten entstehenden Kosten da-
durch vermindert werden, dass diese Aufgabe einer fiir alle zuganglichen supra-
nationalen Institution Ubertragen wird. Am Beispiel der europdischen Beschaf-
tigungspolitiken lassen sich zwei Ansdtze verbinden, um die Konstruktion einer
neuartigen Rolle der EU zu erklaren. Das Entstehen von Arbeitslosigkeit lasst sich

54 Baldwin/Wyplosz (2004), S. 82 f.
55 Demsetz (1967).
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als eine Form des Marktversagens auffassen, welches durch Lohnstarrheiten auf
Grund gesamtgesellschaftlich suboptimaler Tarifabschliisse entsteht. Die aus die-
sen Abschlissen resultierenden Beschaftigungsentwicklungen sind externe Effek-
te, die der Staat durch korrigierende ArbeitsmarktmalBnahmen zu beeinflussen ver-
sucht. Der Tarifabschluss lieBe sich demnach als Vertrag zu Lasten Dritter be-
greifen,® in dessen externe Effekte der Staat ganz im Sinne von Pigou®’ kompen-
sierend eingreift. Hierbei entstehen hohe gesellschaftliche Folgekosten, einerseits
durch die Durchfliihrung der kompensatorischen MalRnahmen selbst, andererseits
aber auch durch die Informationsbeschaffung dartiber, welche Instrumente in der
gegebenen Arbeitsmarktsituation erfolgreich anwendbar sein kénnten.

Da sich (fast) alle Mitgliedsstaaten der EU mit dem Problem der hohen Arbeits-
losigkeit und ihren nationalen Folgekosten konfrontiert sahen, kénnte man Coase®®
folgend darin einen Anreiz sehen, sich auf europdischer Ebene uber die Schaffung
einer institutionellen Zustandigkeit zu verstandigen, um die entstehenden Folge-
kosten zu verringern. Der daraus resultierende Kooperationsansatz zwischen natio-
nalen und internationalen Akteuren der Arbeitsmarktpolitik fligt sich in die in vie-
len Staaten der Union vorhandene Tradition der dialogorientierten Wirtschaftspoli-
tik ein. Diese Strategie der Kooperation und der Interessensantizipation zwischen
den nationalen Institutionen erlangte in den 90er Jahren in vielen Mitgliedslandern
Popularitat.>® Damit schien es durchaus sinnvoll, auch internationale Kooperatio-
nen anzustofRen, um europaweite arbeitsmarktpolitische Probleme zu 16sen. Diese
Strategie erschien vermutlich auch deswegen vorteilhaft, da die mit der Zustandig-
keit zu betrauende Institution bereits existierte und die Transaktionskosten fiir den
institutionellen Neuaufbau somit minimiert werden kénnten. Die Aufgabe dieser
Institution bestand nach Auffassung der delegierenden Einzelstaaten nicht in der
Durchfiihrung arbeitsmarktpolitischer Manahmen in den Mitgliedslandern, son-
dern vielmehr in der Analyse von vorhandenen Ldsungsansétzen zur Verminderung
der negativen Besché&ftigungsentwicklung auf den europdischen Arbeitsmérkten
und in der Erarbeitung neuartiger Problemlésungsmechanismen.®°

Wirtschaftspolitische Uberlegungen liefern einen komplementaren Erklarungs-
ansatz. Da die Ubertragung von Zustandigkeiten an internationale Organisationen
die Macht nationaler Politiker einschrankt, scheint die Einbindung in internationale
Koordinierungsgremien zundchst nicht im Eigeninteresse der Politiker zu liegen.
Dies trifft aber lediglich flr den Fall zu, dass die Préaferenzen fir die herzustellen-
den offentlichen Giiter bei Wahlern und Politikern identisch sind. Divergieren die-
se Préferenzen, konnen internationale Organisationen dem Politiker die Mdglich-
keit verschaffen, MaRnahmen durchzusetzen, die sich zwar keiner allzu grof3en

a1

6 Berthold (2005), S. 6 f.
7 Pigou (1920).
8 Coase (1988).
9 Klump (2000), S. 195 ff.
0 Ashiagbor (2005), S. 19.
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Popularitat erfreuen und daher seine Wiederwahlchancen verschlechtern wirden,
die aber nach Meinung des Politikers im 6ffentlichen Interesse sind.

Die Einbeziehung der Européischen Union kann einerseits dazu dienen, die
Popularitét der von Politikern préferierten Mainahmen zu erhdhen. Dies kann in
der Form geschehen, dass auf die Erfolge der Umsetzung der MalRnahmen in an-
deren Mitgliedsstaaten verwiesen wird. Zum anderen kann die Rolle der Euro-
paischen Union aber auch dazu dienen, die Verringerung der Wiederwahlchancen
durch die Umsetzung unpopuldrer MalRnahmen zu minimieren. Dies geschieht vor
allem durch den Hinweis auf die Handlungszwénge, die durch die Vorgaben der
Ubernationalen Institution entstehen. Die politische Verantwortung fur die Herstel-
lung von unpopuldren 6ffentlichen Gitern wird somit von der nationalen Ebene
auf die Gemeinschaftsebene tbertragen.5! Diese ist durch die Wahler auf Grund
der Komplexitét der Entscheidungsprozesse und der hohen Informationskosten nur
schwer zu kontrollieren. Die teilweise unpopuldre Rolle der EU in der Umsetzung
des gemeinsamen Binnenmarktes stellt hierzu ein Beispiel dar, das auf verschie-
dene Problemfelder der Beschaftigungspolitik wie etwa die Anhebung des Renten-
eintrittsalters oder die Einschrankung von Arbeitsplatzschutzbestimmungen Uber-
tragen werden konnte.

Andererseits versuchen auch internationale Institutionen ihren Nutzen durch den
Ausbau ihrer Entscheidungsbefugnisse und ihrer personellen wie finanziellen Aus-
stattung zu maximieren. Dieses dient nicht zuletzt der Existenzlegitimation der ge-
samten Institution. Die Bemihungen der Kommission, eine Zustandigkeit in der
Beschéftigungspolitik flir sich zu schaffen und ihren Einfluss auf die nationalen
Arbeitsmarktpolitiken weiter auszudehnen, kann als ein solcher Versuch der Nut-
zenmaximierung verstanden werden. Diese Strategie kann dann erfolgreich sein,
wenn sie dem wohlverstandenen Eigeninteresse der nationalen Politiker — wie oben
dargestellt — nicht vollstdndig zuwiderlduft. Die aus den jeweiligen Interessens-
kalkiilen entstehenden Spannungen kénnen zu komplexen — und nicht notwendi-
gerweise 0konomisch effizienten — politischen Zustandigkeitsregelungen fihren.
Vor diesem Hintergrund ist der Luxemburg-Prozess der Versuch, einen Mechanis-
mus zur Lésung von Problemen mit gesamteuropdischem Ausmal zu entwickeln,
der zugleich ,,autonomieschonend und gemeinschaftsvertréaglich*®? ist.

I1. Ist eine neue Integrationsmethode notwendig?

Die ursprungliche Integrationsstrategie der Europdischen Gemeinschaft im Be-
reich der Wirtschaftspolitik fulte entscheidend auf der Gemeinschaftsmethode. Mit
Hilfe von Harmonisierungsrichtlinien sollten vor allem wirtschaftspolitische MafR-
nahmen in den Mitgliedsstaaten so verandert werden, dass eine Angleichung im
gesamten Raum der Gemeinschaft erreicht wird.

61 Vaubel (1985), S. 403 ff.
62 Scharpf (1994).
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Die in den 70er Jahren auftretende Stagnation des Integrationsprozesses zeigte
jedoch auch die Grenzen des Harmonisierungspotenzials auf, die vor allem durch
Zieldivergenzen von Seiten der Regierungen der einzelnen Mitgliedsstaaten in \er-
bindung mit hohen Transaktionskosten der Entscheidungsfindung bestimmt wurden.

Die in den 80er Jahren aufkommende Integrationsmethode der Wechselseitigen
Anerkennung stellte eine viel versprechende Alternative zur auf allseitige Uber-
einkommen basierenden Gemeinschaftsmethode dar und konnte fur die Schaffung
eines gemeinsamen Binnenmarktes und flr die Integration der Rechtssysteme der
Mitgliedsstaaten entscheidende Impulse geben. Der durch die Wechselseitige An-
erkennung intensivierte Handel und Kapitalfluss zwischen den Mitgliedsstaaten
sollte einen Wettbewerb der Regulationsmechanismen in der Gemeinschaft in
Gang setzen und damit Anreize fiir wirtschaftspolitische Reformen geben.®® Wih-
rend Kritiker diesen Prozess als race to the bottom beschrieben, in dem sich die
sozialen Sicherungssysteme und der Verbraucherschutz auf ein minimales Niveau
reduzieren konnten, sahen die Unterstiitzer der Methode in der Wechselseitigen
Anerkennung ein marktkonformes Instrument, welches einen gegenseitigen Lern-
prozess in Gang setzen konnte, in dem das jeweils leistungsfahigste wirtschafts-
politische Konzept mittelfristig in allen Mitgliedsstaaten ibernommen wird.®* Fiir
die Auflésung des Konfliktpotenzials zwischen den divergierenden nationalen
Zielen in zentralen Politikbereichen stellt die Wechselseitige Anerkennung jedoch
kein adéquates Instrument dar, zumal in solchen Bereichen, in denen die Mit-
gliedsstaaten an der Wahrung ihrer Entscheidungsautonomie interessiert sind.

Nach der Einfiihrung des Beschéaftigungskapitels durch den Vertrag von Amster-
dam® und der damit verbundenen Mit-Zustandigkeit der Europdischen Union fiir
die Beschaftigungspolitik stellt sich die Frage, welches Instrument der Integration
im Bereich der Beschaftigungspolitik die grofite Effektivitat verspricht. Durch die
nicht aufgegebene Souverdnitdt der Mitgliedsstaaten im Beschaftigungsbereich
und die grofRe Heterogenitat der arbeitsmarktpolitischen Ansétze erscheint die Ge-
meinschaftsmethode wenig viel versprechend, da die notwendigerweise einstimmig
zu beschlieBenden Harmonisierungsrichtlinien zu wenig effizienten oder wir-
kungslosen Kompromissen fiihren wiirden und bei den Mitgliedslandern ohnehin
kein Interesse an einer gemeinschaftlichen Gesetzgebung besteht, die die eigene
Souveranitat einschranken wiirde.®® Auch die Methode der Wechselseitigen Aner-
kennung scheint auf Grund der Interessenslage der Mitgliedsstaaten, aber auch in
Hinblick auf die unterschiedliche Ausgestaltung der Regulierungen auf den natio-
nalen Arbeitsmarkten wenig geeignet, eine groRRere Integration in diesem Politik-
bereich herbeizufiihren.®’

63 Mosher/ Trubek (2003).
64 Mosher (2000), S. 6.

65 Europaische Union (1997), insbesondere Art. 125-130 im revidierten Vertrag zur
Griindung der Européischen Gemeinschaft.

66 \Wagener u. a. (2006), S. 484 f.

10 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 315



146 Rainer Klump und Lars Pilz

Die Methode der offenen Koordinierung scheint hier eine pragmatische Alterna-
tive zu den beiden oben beschriebenen Integrationsmethoden darstellen zu kénnen,
die sowohl die Souverénitdt der Mitgliedsstaaten in der Arbeitsmarktpolitik
berticksichtigt, wie auch die jeweils unterschiedlichen Pfadabhangigkeiten in der
Arbeitsmarktregulierung der Mitgliedsstaaten und unterschiedliche politische Inte-
ressenlagen integrieren konnte. Wéhrend die Beflrworter der MOK hoffen, dass
sich die nationalen Regierungen offen erweisen flr die Leitlinienvorgaben von Sei-
ten supranationaler Institutionen und bereit sind, erfolgreiche Regulationsalterna-
tiven anderer Mitgliedsstaaten zu Ubernehmen, stofit die MOK andererseits auf
vielfaltige Kritik. Fir die einen stellt die MOK eine Wiederbelebung des franzosi-
schen Planungsgedankens in der Wirtschaftspolitik dar,°® der die Anreize der Na-
tionalstaaten, in einen Wettbewerb der effizientesten Regulationsmechanismen
einzutreten, konterkariert.®® Im Idealfall werden sich die Nationalstaaten dem Ver-
such des planenden Eingriffs der Union in ihren Souveranitétsbereich widersetzen,
so dass ein kostenintensiver birokratischer Mechanismus ubrig bleibt, der wenig
Einfluss auf die arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen der Mitgliedsstaaten hat.”®
Andere befirchten, dass die groReren Freiheiten der weichen Koordinierung bei
den Mitgliedsstaaten so grofen Anklang finden konnten, dass die MOK auch auf
solche Bereiche der Gemeinschaftspolitik (bertragen wird, die momentan noch
durch die Gemeinschaftsmethode oder die Wechselseitige Anerkennung reguliert
werden und sich dabei der acquis unter den Mitgliedern der Union langsam auf-
weichen konnte.”

Einige dieser Kritikpunkte fanden bei der Konzeption der EBS durchaus Beach-
tung. Die Umsetzung einer beschéftigungspolitischen Strategie der Union sah sich
durch die grof’e Heterogenitét der beschaftigungspolitischen Regulationsansétze in
den Mitgliedsstaaten mit der Frage konfrontiert, welcher inhaltlichen Ausrichtung
die gemeinsame Beschéftigungspolitik folgen sollte. Ein keynesianisches Konzept
lag bereits dem WeilRbuch von Jacques Delors zu Grunde, ohne jedoch die Zustim-
mung einer Mehrheit der Mitgliedsstaaten zu finden. Ein alternatives Konzept hier-
zu stellte die von der OECD 1994 konzipierte Jobs Strategy’? dar, die auf eine
Deregulierung des Arbeitsmarktes abzielte. Vergleicht man die in den friihen BPL

67 Die Reform der européischen Dienstleistungsrichtlinie, in deren urspriinglicher Version
Dienstleistungsunternehmen im europdischen Ausland auf der Grundlage ihres heimischen
Arbeitsrechtes Leistungen anbieten durften, zeigt die Probleme in der Umsetzung der Wech-
selseitigen Anerkennung und das Potenzial der Mitgliedsstaaten auf, ungewollte Eingriffe in
ihre Arbeitsmérkte zu verhindern.

68 Frankreich beurteilt die Wirksamkeit der MOK als Instrument der Integration der Be-
schaftigungspolitik weitaus positiver als alle anderen Mitgliedsstaaten der Union, was den
angefiihrten Verdacht bei den Kritikern noch erhértet. VVgl. Européische Kommission (2002b).

69 \Wagener u. a. (2006), S. 487.

70 Thiel (2005), S. 268.

71 Chalmers/Lodge (2003).

72 OECD (1994).
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genannten Problembereiche und Zielvorgaben, l8sst sich eine deutliche Verbindung
zwischen der EBS und der Jobs Strategy ziehen. Einige der neun Empfehlungen,
die die OECD an ihre Mitglieder zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit gab, finden
sich fast identisch in den Leitlinien wieder. Hierbei sind beispielsweise die For-
derungen nach einer Flexibilisierung der Arbeitsvertrége, differenziertere Lohn-
kostengestaltung, die starkere Nutzung aktivierender Arbeitsmarktpolitik, die
Uberpriifung der Sozialsysteme auf Hindernisse im Anreiz zur Aufnahme von
Arbeit, der verstérkte Einsatz von \Weiterbildungsinstrumenten fur Arbeitnehmer
und die Férderung von Unternehmergeist zu nennen.” Andere Forderungen, wie
beispielsweise die nach der Schaffung eines beschéftigungsfreundlichen makro-
O6konomischen Umfeldes oder diejenige nach einer Reform von rechtlichen Be-
stimmungen die Arbeitsplatzsicherheit betreffend, finden sich hingegen nicht in
den von den Mitgliedsstaaten beschlossenen Reformansatzen wieder. Zwischen
dem keynesianischen Ansatz von Delors und dem deregulierenden Ansatz der Jobs
Strategy wurde mit Ricksicht auf die unterschiedlichen Strategien in den Mit-
gliedsstaaten ein Mittelweg beschritten.

,One could argue that the approach of the Member States at this time was to steer a middle
route (not to be confused with a ,, Third Way*) between the austerity of the OECD’s ap-
proach and the ambitions of a Delors Commission which, unlike its successor, could en-
visage a form of ,,economic government.“

Der urspriingliche Ansatz der EBS sieht im Bereich der Arbeitsmarktpolitik eine
Rechenschaftspflicht der Mitgliedsstaaten gegeniiber der Union vor, ohne aller-
dings die Zustandigkeit der nationalen Institutionen in Frage zu stellen. Die NAP
sind im Jahresturnus an die Europdische Kommission und den Européischen Rat
zu Ubermitteln. Hierbei dienen die Leitlinien und deren Umsetzungsberichte durch
die Mitgliedsstaaten zwei Aufgaben:

e Zum einen sollen die einzelstaatlichen MalBnahmen im Bereich der Arbeits-
markt- und Beschaftigungspolitik gemdaR den Vorgaben der BPL koordiniert und
harmonisierte Instrumente vorgegeben werden.

e Zum anderen ist die Europdische Kommission durch die Aktionspléne in der
Lage, die relative Entwicklung der nationalen Performanz in diesem Bereich
einzuordnen.

Der Européische Rat war in seinen Beschllssen stets bemuht, trotz des starker
werdenden Koordinierungsdrucks der supranationalen Institutionen auf die Hoheit
der Einzelstaaten in diesem Politikbereich zu verweisen. In der Reformkonzeption
der Taskforce wurde dagegen faktisch eine Art Richtlinienkompetenz fiir die euro-
paischen Institutionen in beschaftigungspolitischen Strategien vorgeschlagen, die
von den Regierungen und Parlamenten der Einzelstaaten durch ein direktes ,,Be-
kenntnis* anerkannt werden sollte. Der Handlungsspielraum der Einzelstaaten im

73 OECD (1994), S. 27 ff.
74 Ashiagbor (2005), S. 99.
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Bereich Beschaftigungspolitik soll sich hierbei auf Malnahmen, die mit der von
der Union durch die Leitlinien vorgegebene Beschaftigungsstrategie vereinbar sind,
beschranken. Diese von unabhéngiger Seite vorgeschlagene Konzeption greift da-
mit den Grundkonflikt in der Beschéftigungsstrategie zwischen der supranationa-
len Ebene und den Mitgliedsstaaten auf und pléadiert fir eine Kompetenz-
verlagerung zu Gunsten der europdischen Institutionen.

Die von der Taskforce geforderte Richtlinienkompetenz der Union in der Be-
schéftigungspolitik wurde von der Hochrangigen Sachverstandigengruppe nicht
zuletzt mit Ricksicht auf die zu erwartenden Widerstande aus den Mitgliedsstaaten
dahin gehend umgeéndert, dass die Union lediglich quantifizierbare Zielindikato-
ren definieren soll, die von den Mitgliedsstaaten anerkannt werden mussen. Wel-
che Strategie zum Erreichen dieser Ziele eingesetzt wird, bleibt die Entscheidung
der einzelnen Mitglieder. Hiermit tragt der Vorschlag den heterogenen Beschafti-
gungsstrategien der einzelnen Mitglieder und deren Tendenz zur Wahrung ihrer
beschéftigungspolitischen Autonomie Rechnung.

I11. Ist die Methode der offenen Koordinierung
Erfolg versprechend?

Der mit der Lissabon-Strategie eingefiihrte verstarkte Einsatz von quantitativen
Zielvorgaben erscheint als ein sinnvoller Handlungsanreiz fur die Mitglieder mit
der Maglichkeit einer einfachen Ergebniskontrolle. Bei der Umsetzung von quali-
tativen Zielvorgaben hingegen bleibt den Mitgliedsstaaten ein grof3er Spielraum in
der Beschreibung und der Interpretation der einzelnen MalRnahmen, die eine ver-
gleichende Bewertung der einzelnen nationalen Entwicklungen sehr schwierig
machten. Hierbei lasst sich feststellen, dass die Mitgliedsstaaten bereits vorhande-
ne MalRnahmen der Arbeitsmarkt- und Beschéftigungspolitik einfach im Sinne der
Leitlinien uminterpretierten und unter diese Kategorisierten, ohne zusétzliche An-
strengungen zu unternehmen, um neue Maflnahmen aufzunehmen oder selbst zu
entwickeln.

.- MaBnahmen, die ohnehin auf nationaler Ebene geplant oder bereits beschlossen sind,
werden dargestellt und unter die Rubriken der Leitlinien einsortiert. Der Bezug zu den
Zielen der EBS wird daher eher als zusatzliche Rechtfertigung fur die nationalen Strate-
gien selektiv hergestellt. ™

Die vorgestellten quantifizierten Ziele bieten fur die supranationalen Institutio-
nen die Mdglichkeit, die Entwicklung der einzelnen Beschéftigungssituationen in
den Mitgliedsstaaten zu vergleichen. Sie ermdglicht es aber auch, den gesamten
strategischen Ansatz der Européischen Kommission und des Européischen Rates
und die Methode der offenen Koordinierung selbst zu evaluieren. Stellt diese ein
brauchbares Instrument dar, um wirkungsvoll in politische Entscheidungen der

75 Eichhorst/Rhein (2004), S. 53 -66.
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Mitgliedsstaaten in denjenigen Politikbereichen einzugreifen, fur die die Zustén-
digkeit primar bei den nationalen Institutionen angesiedelt ist?

Der Gemeinsame Beschaftigungsbericht und die seit 2000 in den Beschéfti-
gungsbericht aufgenommenen Empfehlungen an jedes Mitgliedsland der Union
dienen der Analyse und Darstellung der beschéftigungspolitischen besten Prakti-
ken in der Union. Hierdurch entsteht ein Benchmarking-Prozess mit dem Ziel, dass
Mitglieder mit einer unterdurchschnittlichen Entwicklung Erfolg versprechende
Strategien und MaRnahmen anderer Lander Gberprifen und in die eigene Politik
Ubertragen. Mit dem hierdurch ausgeldsten Wettbewerb um die erfolgreichste Um-
setzung der EBS und den implizierten gegenseitigen Lernprozess versprechen sich
Kommission und Rat eine Verinnerlichung der Europdischen Beschaftigungsstrate-
gie bei den nationalen Behdorden, bei den jeweiligen Sozialpartnern wie auch bei
den politischen Entscheidungstréagern und eine bereits kurzfristig spurbare Verbes-
serung der Beschaftigungssituation in den Mitgliedsstaaten der Union.”®

Andererseits impliziert der Benchmarking-Prozess einen ,,naming and shaming**
Effekt, der vor allem bei den Mitgliedern mit unterdurchschnittlicher Beschafti-
gungsentwicklung zu zusatzlichen Anstrengungen fiihren soll, die Zielvorgaben
des Europaischen Rates zu erreichen.”” In Ermangelung anderer Sanktionsinstru-
mente auf Grund des herrschenden Mandats der Einzelstaaten im Bereich der Be-
schéftigungs- und Arbeitsmarktpolitik stellt der Prozess die einzige Mdglichkeit
der Kommission dar, Druck auf die spezifischen Politiken der Einzelstaaten aus-
zutiben.”® Hierbei muss die Kommission allerdings darauf hoffen, dass die mit der
EBS verbundenen Mechanismen in den Mitgliedsstaaten eine breite Bekanntheit
erreichen. Dies ist die Grundvoraussetzung um eine Debatte in der Offentlichkeit
wie auch in den nationalen Parlamenten anzustoRen, um Handlungsdruck auf die
jeweiligen Regierungen zu generieren.

Je nach Bekanntheitsgrad der EBS in der Offentlichkeit eines Mitgliedsstaates
und Ansehen der Institutionen der Europdischen Union im Allgemeinen kann das
Instrument der beschéftigungspolitischen Empfehlungen demnach in seiner Wir-
kung von einem starken Sanktionsinstrument gegenuber einer Regierung bis hin zu
volliger Wirkungslosigkeit variieren. Hierin besteht der groiite, in der institutionel-
len Zusténdigkeitsverteilung begrindete Schwachpunkt der EBS. Anders als bei
der Wirtschafts- und Wéhrungsunion und den dort aufgestellten Maastricht-Krite-
rien sind die Zielvorgaben im Bereich der EBS nicht automatisch mit einem Sank-

76 Europaischer Rat (1997a), Teil | — Glinstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen, Ab-
schnitt 9 bis 12.

77 Hierbei muss bemerkt werden, dass ein aussagekraftiger Vergleich der jeweiligen Be-
schaftigungssituation nur méglich ist, wenn von den Mitgliedsstaaten auch vergleichbare und
verlassliche Arbeitsmarktstatistiken vorliegen, was nicht durchgehend der Fall ist. Vgl. Hem-
mann (2002), 18 -21.

78 Die Mitgliedsstaaten verpflichten sich im Amsterdamer Vertrag lediglich, eine koor-
dinierte Beschaftigungspolitik zu entwickeln, ohne dass jedoch genaue Richtlinien dafur vor-
gesehen werden, wie diese koordinierte Politik auf nationalstaatlicher Ebene umzusetzen ist.
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tionsmechanismus bei mangelhafter Umsetzung der Zielvorgaben verbunden. Dass
solche Sanktionsinstrumente in der Lage sind, eine breite 6ffentliche Aufmerksam-
keit zu erzeugen, lésst sich durch die zahlreichen Debatten im Zusammenhang mit
dem Scheitern an den Maastricht-Kriterien beispielsweise in Deutschland gut be-
legen.

Das sich abzeichnende Scheitern der Lissabon-Strategie legt den Verdacht nahe,
dass die in die MOK gesetzten Hoffnungen nicht erflillt worden sind. Die beschéf-
tigungspolitischen MalRnahmen der Mitgliedsstaaten werden weniger von den vor-
gegebenen Leitlinien, als vielmehr durch innenpolitische Abwagungen bestimmt.”
Diese Einschatzung wird auch durch die Hochrangige Sachverstéandigengruppe
vertreten, die die Griinde fur das Scheitern der Lissabon-Strategie hauptséchlich in
der mangelnden Kooperation der Mitgliedsstaaten sieht:

»Bedauerlicherweise waren die bisherigen Fortschritte unzureichend, hauptsachlich aus
Mangel an Engagement und politischem Willen.“&

»Es hat wenig Zweck, wenn die Regierungen in Briissel Manahmen zustimmen, und dann
nachher nicht dasselbe Engagement zeigen, wenn es gilt, diese MalRnahmen auf nationaler
Ebene durchzufiihren.“8*

Es wird jedoch ebenso deutliche Kritik an der Methode der offenen Koordinie-
rung geubt;

,»Die offene Koordinierungsmethode hat die in sie gesetzten Erwartungen bei weitem nicht
erfullt. Wenn sich die Mitgliedsstaaten nicht auf den Geist des gegenseitigen Benchmar-
king einlassen, geschieht wenig oder nichts. (...) Die Mitgliedsstaaten sind mit der
Durchfiihrung dessen, was vereinbart wurde, im Ruckstand, und auch die Umsetzung der
Richtlinien erfolgt in fast allen Mitgliedsstaaten mit groBer Verspétung.“®?

Andererseits erkennt die Gruppe Defizite im Rahmen der supranationalen Ge-
meinschaftsmethode und verweist auf den schwierigen Integrationsprozess des
Binnenmarktes und auf den Umstand, dass auch hier die Umsetzung der beschlos-
senen Richtlinien in den Mitgliedsstaaten nur sehr zégerlich und ohne Einhaltung
des vereinbarten Zeitplanes geschieht.®®

Als einen Problembereich stellt sich die Konzeption der Lissabon-Strategie als
solche dar, die ,,. .. zu sehr ausgeufert ist, um noch als ein kohérentes Ganzes emp-
funden zu werden. Bei der Lissabon-Strategie geht es um alles und damit im Grun-
de um nichts.“®* Die Festlegung von mehr als hundert Einzelindikatoren im Rah-
men der Strategie erscheint der Gruppe als besonders hinderlich fur einen effekti-
ven Benchmarking-Prozess, der in der Lage sein sollte, Druck auf die jeweiligen

79 Thiel (2005), S. 265 f.

80 Hochrangige Sachverstandigengruppe (2004), S. 44.
81 Hochrangige Sachverstandigengruppe (2004), S. 28.
82 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 48.
83 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 48.
84 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 19.
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Regierungen auszulben. Vielmehr bietet sich fir jedes Land in der 6ffentlichen
Diskussion und gegentiber den supranationalen Institutionen die Mdglichkeit, iber-
durchschnittliche nationale Ranking-Ergebnisse hervorzuheben und als Indikator
einer erfolgreichen Umsetzung der Gesamtstrategie darzustellen.®® Neben dem
mangelnden Engagement der Mitgliedsstaaten wird demnach die Zahl der quanti-
tativen Zielvorgaben zum Problem, die einen mdglichen Handlungsdruck auf die
Regierungen der Mitgliedsstaaten durch den Benchmarking-Prozess verhindert
oder zumindest verringert.

Um einen effektiveren Einsatz der MOK und eine erfolgreiche Umsetzung der
EBS zu realisieren, scheint die von der Hochrangigen Sachverstéandigengruppe
vorgeschlagene Reduzierung der Zielvorgaben auf vierzehn quantitative Zielindi-
katoren und die Definition einer Prioritatenliste dieser Ziele sinnvoll. Hierbei stellt
sich allerdings die Frage, wer eine solche Priorisierung vornimmt und auf welcher
Bewertungsgrundlage dies geschieht. Ganz offensichtlich besteht die Gefahr, dass
jedes Mitglied eine eigene Prioritatenliste unter Berticksichtigung derjenigen Ziel-
indikatoren erstellt, bei denen vorteilhafte nationale Entwicklungen zu beobachten
sind.

Taskforce und Hochrangige Beschéftigungsgruppe forderten zusatzlich eine stér-
kere Einbindung der Sozialpartner in die Umsetzung der EBS. Obwohl wichtige
Akteure der nationalen Beschéaftigungspolitik, sind sie bisher nur mittelbar am Pro-
zess der EBS beteiligt. Ihre unmittelbare Einbindung kénnte zum einen die Umset-
zung der Strategie in den Mitgliedsstaaten erleichtern und béte die Chance, ein brei-
teres dffentliche Interesse in den Mitgliedsstaaten fur die beschéftigungspolitische
Strategie der Union zu schaffen. Andererseits zeugen die Erfahrungen mit der
dialogorientierten Wirtschaftspolitik in manchen EU-Landern auch von den erheb-
lichen Transaktionskosten einer solchen Einbindung. Weiterhin kénnte die Gefahr
bestehen, dass korporatistische Zlige, von den die Arbeitsmarktpolitik in einigen
Mitgliedsl&andern gekennzeichnet ist, damit auf die gesamte Union Ubertragen wer-
den, was unter Umstanden heftigen Widerstand anderer L&ndern hervorrufen wiirde.

Als wichtigste Empfehlung der Sachverstandigen erscheint schlieBlich die Not-
wendigkeit der Einfuhrung eines effizienten Sanktionsmechanismus der Union ge-
genuber den Mitgliedern, der im Falle eines Verfehlens der vorgegebenen quantita-
tiven Ziele greifen kdnnte. Dies wirde zum einen den Druck auf die Mitglieds-
staaten erhohen, die durch die EBS gesetzten beschéftigungspolitischen Ziele zu
erreichen. Zum anderen zeigt das Beispiel der Maastricht-Kriterien in den ersten
Jahren der Wahrungsunion, dass ein solcher Sanktionsmechanismus durchaus ge-
eignet sein kann, ein breites offentliches Interesse zu generieren und somit Druck
auf die Regierungen der Mitgliedsstaaten auszuiiben. Die Erfahrungen der Maas-
tricht-Kriterien in der jlingeren Zeit lassen allerdings kaum erwarten, dass die Re-
gierungen der Mitgliedsstaaten der Schaffung eines solchen Sanktionsmechanis-
mus zustimmen werden.

85 Hochrangige Sachverstéandigengruppe (2004), S. 48.
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D. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Mit dem absehbaren Scheitern an den im Jahre 2000 durch den Europdischen
Rat in Lissabon festgelegten Zielvorgaben flr 2010 stellt sich die Frage, ob die
Methode der offenen Koordinierung, die als das zentrale Element der Umsetzung
der Lissabon-Strategie anzusehen ist, ein addaquates Instrument zur groReren Inte-
gration der nationalen Arbeitsmarkt- und Beschéaftigungspolitiken darstellt. Das
Verfehlen der anspruchsvollen Zielvorgaben alleine muss nicht unbedingt als aus-
reichendes Argument angesehen werden, um auf ein generelles Scheitern der
MOK zu schlieBen. Wenn man es als Ziel der Methode begreift, das Problem-
bewusstsein fur notwendige Reformen der nationalen Arbeitsmérkte in den Mit-
gliedsstaaten zu fordern und auf supranationaler Ebene zu moderieren, kann der
Luxemburg-Prozess und die daraus resultierende Europaische Beschaftigungs-
strategie als eine Anndherung an dieses Ziel begriffen werden. Die neu geschaffene
Moderatorenrolle der Europdischen Union kann in den Mitgliedsstaaten dazu die-
nen, Folgekosten und Informationsdefizite in den nationalen Beschéftigungspoliti-
ken abzubauen. Der durch die Union gewéhrleistete Austausch guter Praktiken
und der durch den Koordinierungsmechanismus hervorgerufene Handlungsanreiz
flir die nationalen Regierungen kann als ein erster Schritt hin zu einer tiefer gehen-
den Integration der europdischen Arbeitsmarktstrategien aufgefasst werden. Dem
bescheidenen Nutzen der Methode stehen jedoch hohe Kosten gegeniiber und es
bleibt fraglich, ob der Abbau des Informationsdefizits wirklich den entscheidenden
Faktor zur Losung der Strukturprobleme auf den nationalen Arbeitsmarkten dar-
stellt.

Mit der weiter gehenden Integration verbunden ist allerdings auch die Frage
nach einer gréReren Konvergenz der nationalen beschéftigungspolitischen Strate-
gien, die den entscheidenden Konfliktpunkt zwischen den Mitgliedsstaaten und
den supranationalen Institutionen darstellt. Wahrend die Kommission in den friihen
BPL stets bemiht war, mit inhaltlichen beschéftigungspolitischen Zielen eine
groRere Konvergenz der Beschaftigungspolitiken herzustellen, bestanden die Mit-
gliedsstaaten auf ihrer beschaftigungspolitischen Autonomie und wehrten die Ver-
suche der Kommission, in diese Autonomie einzugreifen, regelmaRig ab. Dieses
nicht zuletzt mit dem Hinweis, dass es die eine ,,gute Praktik“ zum Erreichen der
beschaftigungspolitischen Ziele nicht gibt (hier zeigt sich die Heterogenitéat der
beschaftigungspolitischen Ansétze in der Union, die durch die Erweiterung um
zehn neue Mitglieder weiter zugenommen hat). Und in der Tat lassen sich gerade
bei denjenigen Landern, die in Hinblick auf die Zielindikatoren tiberdurchschnitt-
lich positive Entwicklungen aufzuweisen haben — wie beispielsweise Luxemburg,
Schweden, Finnland und das Vereinigte Konigreich — sehr unterschiedliche arbeits-
marktpolitische Grundkonzeptionen beobachten.

Dies fiihrte bei der Kommission zu einer strategischen Anderung ihres Ansatzes
dahingehend, dass weniger inhaltliche Vorgaben fiir nationale Beschaftigungs-
strategien gegeben wurden als vielmehr quantifizierbare Zielvorgaben entwickelt
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wurden, deren Erreichen jedes Mitgliedsland auf eigene Weise zu realisieren hat.
Dass allerdings solche Zielvorgaben Handlungsdruck nur dann erzeugen kénnen,
wenn sie mit einem funktionsfédhigen Sanktionsinstrument verbunden sind, ist
offensichtlich. Ebenso zwingend scheint auch der Umstand, dass gerade die Regie-
rungen derjenigen Staaten mit einer unterdurchschnittlichen Entwicklung ver-
suchen werden, die Einfilhrung solcher Sanktionsmechanismen zu verhindern.
Somit ist die Kommission auf die Offentlichkeit als wichtigstes, Handlungsdruck
erzeugendes Element angewiesen, ohne dieses bisher mit groem Erfolg einsetzen
zu konnen. Die von den unabhédngigen Beratungsgruppen empfohlene und wohl
auch von der Kommission angestrebte Richtlinienkompetenz in der Beschéfti-
gungspolitik wird kaum realisierbar sein. Gerade das Scheitern der Verfassungs-
referenden in den Niederlanden und in Frankreich lasst den Schluss zu, dass es fur
die Institutionen der EU auch in Zukunft schwer sein wird, gegen das Interesse der
nationalen Regierungen offentliche Debatten in den Mitgliedslandern anzusto3en.
Vielmehr besteht die Gefahr, dass Vorgaben der Union durch die Regierungen der
Mitgliedsstaaten dazu verwendet werden, um unpopulére beschéftigungspolitische
EinzelmaBnahmen auf der nationalen Ebene zu legitimieren, was das offentliche
Ansehen der Union eher schwécht.

Die Methode der offenen Koordinierung war nach den bisherigen Erfahrungen
mit der Europaischen Beschaftigungsstrategie moglicher Weise in der Lage, eine
groRere Integration im Sinne von breiteren Informationen tGber mdgliche Politik-
alternativen zu erzeugen. Als Instrument zur Realisierung einer grofReren Konver-
genz in der Beschaftigungspolitik ist sie jedoch — zumindest bisher — gescheitert.
Was dies fur den Erfolg der gesamten Lissabon-Strategie impliziert, hdngt davon
ab, ob man das Erreichen quantifizierter Ziele oder den Wettbewerb um die besten
qualitativen Instrumente als eigentlichen Zweck der Integration ansieht.

Literatur

Ashiagbor, Diamond (2005): The European Employment Strategy, Oxford.

Baldwin, Richard/Wyplosz, Charles (2004): The Economics of European Integration, Mai-
denhead.

Barnard, Catherine / Deakin, Simon (1998): Ayear living dangerously? EC social rights, em-
ployment policy, and EMU, in: Industrial Relations Journal: European Annual Review.

Berthold, Norbert (2005): Wege aus der institutionellen Verflechtungsfalle — Wettbewerb oder
Kooperation, Wissenschaftliche Beitrage des Lehrstuhls fiir Volkswirtschaftslehre, Wirt-
schaftsordnung und Sozialpolitik Nr. 77, Wirzburg.

Casey, Bernard H./Gold, Michael (2003): Peer Review of the Labour Market Policies of the
European Union: what can Countries really learn from one another?, Diskussionspapier
der ESRC-Konferenz, Budapest.

Chalmers, Damian/Lodge, Martin (2003): The Open Method of Co-Ordination and the Eur-
opean Welfare State, Discussion Paper No.11, ESRC, London.



154 Rainer Klump und Lars Pilz

Coase, Ronald (1960): The Problem of Social Cost, in: Journal of Law and Economics, 1960,
\ol. 3, S. 1-44.

Coase, Ronald (1988): The Firm, the market and the Law, Chicago.

Demsetz, Harold (1967): Towards a Theory of Property Rights, in: American Economic Re-
view, Papers and Proceedings, Vol. 57, S. 347 —359.

Dirr, Ernst (1968): Die mittelfristige Wirtschaftspolitik in der EWG, in: derselbe, Probleme
der Konjunkturpolitik, Freiburg i. Br., S. 125-136.

Eichhorst, Werner/Rhein, Thomas (2004): Die Europdische Beschaftigungsstrategie — Bei-
spiel der Methode der offenen Koordinierung, in: Offene Methode der Koordinierung im
Sozialrecht: Bundestagung des Deutschen Sozialrechtsverbandes, 21./22. Oktober 2004 in
Aachen, Wiesbaden, S. 53 -66.

Europdische Kommission (2002a): Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europdische
Parlament, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Finf
Jahre europdische Beschaftigungsstrategie — eine Bestandsaufnahme, Briissel.

Europaische Kommission (2002b): Impact Evaluation of the European Employment Strategy,
Brissel.

Europdische Kommission (2004): Empfehlung flr eine Empfehlung des Rates zur Durchf-
Ghrung der Beschaftigungspolitik in den Mitgliedsstaaten, Dokument Nr. 2004 /0082
(CNS), Brussel.

Europdische Kommission (2005): Integrierte Leitlinien fir Wachstum und Beschéftigung
(2005-2008), Dokument Nr. 2005/0057 (CNS), Briissel.

Européischer Rat (1994): Tagung vom 09. bis 10.Dezember 1994 in Essen, Schlussfolgerun-
gen des \orsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (1996): Beschluss des Rates vom 20. Dezember 1996, Dokument
97/16/EG, Brissel.

Europdischer Rat (1997a): Sondertagung des Européischen Rates Uber Beschéftigungsfragen,
vom 20. bis 21. November 1997 in Luxemburg, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (1997b): Die Beschaftigungspolitischen Leitlinien fiir 1998, Entschlieung
des Rates vom 15. Dezember 1997, Dokument Nr. 13200/ 97 des Rates, Briissel.

Europdischer Rat (1997c): Beschluss des Rates vom 20. Dezember 1996 (97/16/EG),
Brissel.

Europdischer Rat (1999): EntschlieBung des Rates vom 22. Februar 1999 zu den beschéaf-
tigungspolitischen Leitlinien fiir 1999, Dokument Nr. 1999/C69/02, Brissel.

Europaischer Rat (2000a): Tagung vom 07., 08. und 09. Dezember 2000 in Nizza, Schluss-
folgerungen des Vorsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (2000b): Tagung vom 23. bis 24. Méarz 2000 in Lissabon, Schlussfolgerun-
gen des \orsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (2000c): Gemeinsamer Beschéftigungsbericht 2000, Briissel.

Europdischer Rat (2000d): Beschluss des Rates vom 24. Januar 2000 zur Einsetzung des Be-
schaftigungsausschusses, Dokument Nr. 2000/98/EG, Briissel.

Européischer Rat (2001): Tagung vom 23. bis 24. Mérz 2001 in Stockholm, Schlussfolgerung
des \orsitzes, Brissel.



Mehr Integration durch die ,Methode der offenen Koordinierung*? 155

Européischer Rat (2003a): Beschluss des Rates vom 22. Juli 2003 Uber die Leitlinien fir
beschéftigungspolitische MalRnahmen der Mitgliedsstaaten, Dokument Nr. 2003/578/EG,
Brissel.

Europaischer Rat (2003b): Tagung vom 20. und 21. Marz 2003 in Brissel, Schlussfolgerun-
gen des \orsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (2004a): Gemeinsamer Beschaftigungsbericht 2003 /2004, Briissel.

Européischer Rat (2004b): Tagung vom 25. und 26. Mérz 2004 in Brissel, Schlussfolgerun-
gen des \Vorsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (2004c): Empfehlung des Rates vom 14. Oktober 2004 zur Durchfiihrung
der Beschéftigungspolitik in den Mitgliedstaaten, Dokument Nr. 2004 s/ 741/ EG, Briissel.

Europdischer Rat (2005a): Tagung des Europaischen Rates vom 22. und 23. Mérz in Brissel,
Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Brissel.

Europdischer Rat (2005b): Entscheidung des Rates vom 12. Juli 2005 uber Leitlinien fir
beschaftigungspolitische MaRnahmen der Mitgliedsstaaten, Dokument Nr. 2005/600/EG,
Brissel.

Europaische Union (1997): Vertrag von Amsterdam zur Anderung des Vertrags Uber die
Européische Union, der Vertrage zur Griindung der Europdischen Gemeinschaften sowie
einiger damit zusammenhéngender Rechtsakte (97/C 340/01), Brissel.

EUROSTAT (2006a): (http: // epp.eurostat.cec.eu.int/portal / page?_pageid=1996,39140985&
dad=portal&_schema=PORTAL&screen=detailref&language=de&product=EU_MAIN_
TREE&root=EU_MAIN_TREE/basic/str ind/emploi/em011).

EUROSTAT (2006b): (http: // epp.eurostat.cec.eu.int/portal / page?_pageid=1996,39140985&
dad=portal&_schema=PORTAL &screen=detailref&language=de&product=EU_MAIN_
TREE&root=EU_MAIN_TREE/basic/strin d/emploi/em071’).

Hemmann, Arnold (2002): Europdische Beschaftigungspolitik — Monitoring durch Indikato-
ren, Bundesarbeitsblatt, Nr. 11, Stuttgart, 2002, S. 18-21.

Hochrangige Sachverstandigengruppe (2004): Die Herausforderung annehmen, Bericht der
Hochrangigen Sachverstandigengruppe, Brissel.

Klump, Rainer (2000): Dialogorientierte Wirtschaftspolitik — Ein Weg zu mehr Beschaf-
tigung?, in: Berg, Hartmut: Arbeitsmarkt und Beschaftigung: Deutschland im internatio-
nalen Vergleich, Berlin.

Kommission der Européischen Gemeinschaften (1993): Weilbuch Wachstum, Wettbewerbs-
fahigkeit, Beschaftigung — Herausforderungen der Gegenwart und Wege ins 21. Jahrhun-
dert, Brissel.

Mosher, James (2000): Open Method of Co-Ordination: Functional and Political Origins, in:
ECSA Review, Vol. 13, No. 3,S. 6-7.

Mosher, James/ Trubek, David (2003): Alternative Approaches to Governance in the EU: EU
Social Policy and the European Employment Strategy, in: Journal of Common Market
Studies, Nr. 1/2003.

OECD (1994): The OECD Jobs Study, Paris.

OSBConsulting GmbH (2006a): Mutual Learning Programme, (http: //www.mutual-learning-
employment.net/mail / mailStory$81).



156 Rainer Klump und Lars Pilz

OSBConsulting GmbH (2006b): Mutual Learnimg Programme, (http:// www.mutual-learn-
ing-employment.net/ peerreviews).

Pigou, Arthur Cecil (1920): The Economics of Welfare, London.

Rat der Europaischen Union (1997): EntschlieBung des Rates vom 15. Dezember 1997, Be-
schéftigungspolitische Leitlinien fir 1998, Dokument 13200/97 des Rates, Brussel.

Scharpf, Fritz W. (1994): Autonomieschonend und gemeinschaftsvertraglich: Zur Logik einer
europdischen Mehrebenenpolitik, in: Scharpf, Fritz W. (Hrsg.): Optionen des Féderalismus
in Deutschland und Europa, Frankfurt am Main, S. 131-155.

Schmid, Giinther/Kull, Silke (2004): Die Europaische Beschaftigungsstrategie — Anmerkun-
gen zur ,,Methode der offenen Koordinierung“, WZB-Diskussionspapier 2004—-103, Ber-
lin.

Taskforce Beschaftigung (2003): Jobs, Jobs, Jobs — Mehr Beschéftigung in Europa schaffen,
Brissel.

Thiel, Elke (2005): Die ,,offene Methode*“ als neue Form des europdischen Politikmanage-
ments, in: Caesar, Rolf/Lammers, Konrad/Scharrer, Hans-Eckart (Hrsg.): Europa auf dem
Weg zum wettbewerbsféhigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt?, Baden-
Baden, S. 257-270.

Vaubel, Roland (1985): Von der normativen zu einer positiven Theorie der internationalen
Organisation, in: Giersch, Herbert (Hrsg.): Probleme und Perspektiven der weltwirtschaft-
lichen Entwicklung, Berlin, S. 403-421.

Wagener, Hans-Jurgen/Egner, Thomas/Heiko, Fritz (2006): Européische Integration,
Miinchen.



Européischer Verbraucherschutz —
Ausdruck grenzenloser Regulierungswut oder
sinnvoller Schutz fur Kaufer?
Erkenntnisse aus einem Laborexperiment

\Von Roland Kirstein, Magdeburg*, und Annette Kirstein, Karlsruhe**

Abstract

The paper uses the results of a lemons market experiment to derive economic policy im-
plications regarding the EU regulation on consumer protection. The two market designs
tested in the experiment differed with respect to the risk of purchasing bad quality which the
uninformed consumers had to bear. In the high-risk market, but not in the low-risk market,
consumers have suffered expected losses. This empirical result may justify a paternalistic
regulation that makes warranties mandatory.

A. Einleitung

Die EU-Richtlinie ,,zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgiterkaufs und der
Garantien fiir Verbrauchsgiiter“* zwingt Autohandler dazu, sogar Gebrauchtwagen
mit einer umfangreichen Gewahrleistung auszustatten. Durch die Schuldrechts-
reform von 2002 wurde diese EU-Richtlinie in das deutsche Recht integriert?. Eine
der wichtigsten Regelungen betrifft die Einfuhrung eines nicht abdingbaren Ge-
wahrleistungsrechts auch bei gebrauchten Giitern. Die Anspriiche des Kaufers aus
diesem Recht verjahren nun bei Neuwaren aller Art nach mindestens zwei Jahren,
bei gebrauchten nach mindestens einem Jahr (§ 475 1l BGB). Hinzu kommt eine
Beweislastumkehr bei Méangeln, die innerhalb der ersten sechs Monate nach dem
Kauf auftreten — hier mul? nun der Verké&ufer beweisen, dal? der Mangel nicht schon
beim Gefahreniibergang vorgelegen hatte (§ 476 BGB)®.

* Professur fir ,,Business Economics®, Otto-von-Guericke-Universitat Magdeburg, sowie
Center for the Study of Law and Economics, Universitat des Saarlandes.

** |nstitut fur Wirtschaftstheorie and Operations Research, Universitat Karlsruhe.
1.1999/44/EG vom 25. Mai 1999.

2 BGB §§ 433 ff. und inshesondere 8§ 474-479 fiir den Verbrauchsgtiterkauf bei Unter-
nehmern.
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In Abschnitt B dieses Beitrags werden die 6konomischen Funktionen der Ga-
rantie naher beleuchtet. AuRerdem wird diskutiert, welchen EinfluR gesetzliche
Gewabhrleistungen auf diese 6konomischen Funktionen nehmen konnen. Es wird
herausgearbeitet, daf insbesondere die Signalfunktion der Garantie durch gesetz-
liche Gewahrleistung bedroht wird. Wenn der Gebrauchtwagenmarkt durch asym-
metrische Information gekennzeichnet ist*, dann konnen Garantiesignale einen
Beitrag gegen das Zusammenbrechen eines solchen ,,Lemons“-Marktes liefern®.
Werden sie durch eine zu lippige gesetzliche Gewahrleistung jedoch ausgehebelt,
konnte genau jenes Marktversagen gefordert werden, dem Qualitatssignale ent-
gegenwirken.

Diese Diskussion steht allerdings unter der Annahme perfekter Rationalitat auf
Seiten der Konsumenten. In Abschnitt C wird ein Experiment geschildert®, dessen
Teilnehmer in zwei verschiedenen Lemons-Markten Handel trieben. Diese Mérkte
lassen sich durch die Prognose hinsichtlich des Verhaltens perfekt rationaler Kéu-
fer unterscheiden: Der eine Markt mifte vollstdndig zusammenbrechen, der an-
dere nur teilweise (die schlechtesten Qualitaten werden noch gehandelt). Die Teil-
nehmer des Experiments haben in beiden Markten allerdings mehr Handel getrie-
ben (also weniger Marktversagen erzeugt) als die Theorie perfekter Rationalitat
vorhersagt.

Die Ergebnisse dieses Experiments lassen den Schluf zu, daR nicht alle K&ufer
perfekt rational gehandelt haben. Eine Erklarungsmdglichkeit kann aus der Theorie
des ,iterativen Schliefens” hergeleitet werden: Perfekt rationale Akteure sind
fahig, eine unendliche Zahl von Iterationsschritten auszufuhren, beschrénkt ratio-
nale schaffen nur eine endliche Zahl. Im Rahmen des Experiments wurden die
Iterationstypen’ der Nachfrager unabhangig vom ihrem zu erklarenden Markt-
verhalten erhoben. Das Modell sagt vorher, dal beschrénkt rationale Kéufer auf
Lemons-Markten hohere Preise bieten und mehr Transaktionen abschlieRen als
perfekt rationale, so wie es im Experiment beobachtbar war. Das Ausmal} der In-
effizienz durch Marktzusammenbruch ist also geringer als in Mérkten, in denen
ausschliellich perfekt rationale Kéufer handeln.

Allerdings zeigt sich, dal? die K&ufer systematisch Verluste machen; sie handeln
zu optimistisch. Abschnitt D zieht wirtschaftspolitische Schliisse aus diesem Re-
sultat. Eine Interpretationsmoglichkeit des Unterschieds zwischen den beiden
Mérkten besteht darin, dal die Kunden in dem einen Markt das Risiko schlechter

3 Eine ausfuhrliche Darstellung findet sich in Eger (2002). Umfassende Kritik aus juristi-
scher und 6konomischer Sicht tibten Martinek (2000) und Schéfer (2000).

4 Vgl. Heal (1976).

5 Den grundlegenden Mechanismus des Marktzusammenbruchs bei asymmetrischer Infor-
mation hat Akerlof (1970) aufgezeigt.

6 Dieses Experiment wird in Kirstein/Kirstein (2005) ausfuhrlich dargestellt.

7 Der Begriff wurde von Costa-Gomes/Crawford/Broseta (2001) eingefiihrt, siehe auch
Camerer (2003).
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Qualitat selber tragen, im anderen teilweise dagegen versichert sind. Mit einer \er-
sicherung (die z. B. durch Garantieversprechen oder durch gesetzliche Gewahrlei-
stung erzeugt werden kann) fallen die Verluste der Kaufer systematisch geringer
aus als ohne. Hieraus lait sich ein Argument flir paternalistische Zwangsversiche-
rung (im Verbraucherschutz also gesetzliche Gewéhrleistung) herleiten: Be-
schrénkt rationale Kunden handeln zu optimistisch und wiirden deswegen keine
Garantie nachfragen. Schutz vor Verlusten kann also nur durch zwingende Regulie-
rung (wie z. B. gesetzliche Gewéhrleistung) erreicht werden.

B. Gesetzliche Gewahrleistung
und vertragliche Garantie

In Deutschland sind Gebrauchtwagen vor der Schuldrechtsreform tblicherweise
ganz ohne oder mit minimalen vertraglichen Garantien (z. B. bis zu sechs Mona-
ten) gehandelt worden®. Je nach Qualitat des gehandelten Autos haben Handler
auch vor Einflihrung des neuen Schuldrechts Garantien angeboten. Jedoch Uber-
trifft die nun eingefuhrte gesetzliche Gewahrleistung nach Umfang und Dauer die
in diesem Bereich bislang tblichen vertraglichen Garantiezusagen bei weitem. In
der 6konomischen Literatur ist sie deswegen vielfach gescholten worden®. Ins-
besondere wird beflirchtet, daR die 6konomischen Funktionen vertraglicherer
Garantien durch eine zu umfangreiche gesetzliche Gewahrleistungspflicht be-
hindert werden kdnnten.

Drei Funktionen vertraglicher Garantien werden héufig herausgehoben®: Ga-
rantien versichern risikoaverse Kunden gegen das Risiko der Reparaturanfalligkeit,
sie bieten Anreize fiir Anbieter, endogene Risiken zu vermeiden*, und sie kénnen
gute Qualitat signalisieren, wenn diese zwar fur den Anbieter, nicht aber flr den
Kunden beobachtbar ist. Alle drei Funktionen kénnen dazu beitragen, die erwartete
Kooperationsrente zwischen Anbietern und Konsumenten zu vergroRern?, Es ist
also nicht Uberraschend, da Marktparteien auch dann Garantievereinbarungen
schlieen, wenn sie nicht vom Gesetzgeber dazu gedrangt werden. Allerdings ist
nicht sichergestellt, dal? die spontane Entstehung von Garantien effizient ist, weil
die klassischen Marktversagensgriinde vorliegen kdnnen: asymmetrische Infor-
mation (Uber Produktqualitat sowie Uber den Umgang des Konsumenten mit der
Ware), steigende Skalenertrdge (Werkstétten, die nur in geringen Prozentsdtzen

8 Ein empirischer Vergleich findet sich in Kirstein/ Schafer (2007).

9 Vgl. Eger (2002), Gomez (2001/2002), Noll (2003), Parisi (2001), Wein (2001), (2002).

10 Eine Ubersicht tiber die 6konomischen Funktionen der Garantie liefert Werth (1999).

11 Wenn auch der Kunde Vorsorge treffen kann, liegt ,,double moral hazard* vor, siehe
Cooper /Ross (1985).

12 Lutz/Padmanabham (1995) weisen darauf hin, daf ,,minimal warranties” einen Aus-
gleich zwischen Versicherungs- und Anreizfunktion leisten kdnnen.
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aller Félle zum Einsatz kommen missen, stellen Fixkostenblécke dar) und Exter-
nalitaten (gerade durch Garantievereinbarungen kénnen \Verbraucher einen Teil der
Kosten ihres Handelns auf andere, die Anbieter, abwalzen). Unter diesen Umstan-
den bleibt also Raum fiir staatliches Handeln, zum Beispiel in Form von gesetz-
lichen Gewéhrleistungen.

Die ersten beiden Funktionen sind nicht spezifisch fur vertragliche Garantien,
da sie genauso durch gesetzliche Gewéhrleistungen erreicht werden. Hier sind zwei
Félle zu unterscheiden: Das entsprechende Gesetz konnte Regelungen treffen, die
hinter denen zurlickbleiben, die von \ertragsparteien spontan vereinbart werden
wirden; dann ist es fir sie nicht bindend, soweit es nur Mindeststandards vor-
schreibt. Oder es trifft strengere Regelungen. Dann kénnten die Anreize zur Scha-
densvermeidung fir Produzenten ineffizient hoch angesetzt sein, oder den Kon-
sumenten wird ein ineffizient hohes Mal an \ersicherung aufgezwungen. Solche
zu weit gehenden gesetzlichen Regelungen kénnen Mérkte zusammenbrechen las-
sen, weil die Teilnahmebedingung einer Marktseite verletzt wird.

Eine effizient skalierte gesetzliche Gewahrleistung wirde dagegen die Trans-
aktionskosten einzelvertraglicher Regelungen vermeiden. Allerdings kdnnen bei
der Festlegung eines solchen gesetzlichen Standards zwei Probleme auftreten: Zum
einen wird der Gesetzgeber nicht kostenfrei den effizienten Standard spezifizieren
kénnen. Es ist zu vermuten, daR die hierfur erforderlichen Transaktionskosten des
Gesetzgebers weitaus héher sind als die einzelner Vertragsparteien mit Branchen-
kenntnis. Der gesetzliche Standard erfordert also einmalig hohe Transaktions-
kosten und erspart in der Folge in zahlreichen Féllen niedrige Transaktionskosten.
Was Transaktionskosten minimiert, der einmalige Standard oder die vielen Einzel-
vertrdge, ist a priori nicht klar, sondern hangt von der Zahl der Transaktionen so-
wie von der Verfugbarkeit der relevanten Informationen ab.

Zudem steht ein einziger gesetzlicher Standard einer Vielzahl von unterschied-
lichen Fallen gegeniber. In einigen Féllen wird der Standard zu gering ausfallen;
dann werden die Parteien weitergehende vertragliche Vereinbarungen treffen. Das
senkt die mit dem Standard verbundene Transaktionskostenersparnis. In anderen
Fallen mag die gesetzliche Regelung zu weit gehen; dann entfallt Kooperationsren-
te. Offenbar kann so ein gesetzlicher Standard allenfalls ,,second-best* sein.

Anders als die ersten beiden Funktionen vertraglicher Garantie kann die dritte
(Qualitatssignale in Situationen asymmetrischer Information) nicht durch eine ge-
setzliche Gewdhrleistungspflicht ersetzt werden. Gebrauchtwagenmarkte stellen
das Paradebeispiel eines Marktes mit asymmetrischer Information dar: Meistens
werden Handler die Qualitét ihres Autos recht gut einschatzen kénnen. Das gilt
insbesondere, wenn der Verkdufer professioneller Handler mit eigener Werkstatt
ist. Private K&ufer werden jedoch nur in Ausnahmeféllen die Qualitit eines
Gebrauchtwagens gut einschatzen kénnen. Der Kdufer hat weniger Informationen
Uber den Zustand des Autos zur Verfligung als der Vorbesitzer oder der profes-
sionelle Handler. Also kann er die Qualitat weniger genau als der Anbieter ein-
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schatzen. Der Kéufer wird allenfalls eine Vorstellung von der Durchschnittsqualitét
haben, die am Markt verfiigbar ist™>.

Eine gesetzliche Verpflichtung trifft Anbieter guter und schlechter Qualitat
jedoch gleichermaflen. Damit ein Vertragsparameter Signalfunktion Gbernehmen
kann, kommt es nach Spence (1973) auf die damit verbundenen Kosten an. Ein
Anbieter hoher Qualitdt muR das Signal zu niedrigeren Kosten senden kénnen als
der Anbieter schlechter Qualitét, sonst konnte letzterer den ersteren imitieren. Erst
aufgrund dieser sog. ,,single crossing property* kann sich der Anbieter hoher
Qualitat von seinem Widerpart absetzen, indem er eine so hohe Auspragung des
Signals wahlt, daR sich Imitieren fir den Anbieter schlechter Qualitat nicht mehr
lohnt. Unter einem hohen gesetzlichen Standard ist allerdings auch der Anbieter
schlechter Qualitdt gezwungen, diesen einzuhalten (oder aus dem Markt aus-
zuscheiden)™®. Ein hoher gesetzlicher Gewahrleistungsstandard kann also die
Signalwirkung der Garantie zerstoren. Ist der gesetzliche Standard dagegen mode-
rat ausgepragt, dann kdnnen die Anbieter guter Qualitat allerdings immer noch ein
Signal durch Gewéhrung héherer vertraglicher Garantien senden.

Gesetzliche Gewéhrleistung kann also die Signalfunktion vertraglicher Garan-
tien empfindlich stéren. Ohne die Mdéglichkeit, wirksame Qualitétssignale zu sen-
den, kann es bei asymmetrischer Information aber zu Marktversagen kommen. Un-
ter der Lemons-Hypothese waére zu erwarten, da Gebrauchtwagenhandler nur
noch schlechte Qualitaten handeln®. Empirische Befunde legen dieses Verhalten
jedoch nicht nahe: Deutsche Gebrauchtwagenhédndler haben schlechte Qualitaten
zwischen 1999 und 2003 geradezu ruckartig ins Nicht-EU-Ausland exportiert, wie
Abbildung 1 belegt. Dariiber hinaus haben sie seitdem angekindigt, sich auf den
Handel mit guten Qualitaten beschranken zu wollen®®.

Die aus Kirstein/Schafer (2007) entnommene Abbildung 1 zeigt die Entwick-
lung der deutschen Gebrauchtwagenexporte (in Stlick) von 1990 bis 2005. Die
Exporte in die EU-Mitgliedsstaaten'” sind als schwarze Balken eingezeichnet; sie
blieben in den Neunziger Jahren nahezu konstant; eine deutliche Steigerung trat
erst mit der Integration 10 neuer Mitgliedsstaaten ab 2003 ein. Die Exporte aus der
EU heraus (weile Balken) nahmen dagegen ab 1999, also mit Inkrafttreten der EU-
Verbraucherschutzrichtlinie, geradezu explosionsartig zu. Im Vorgriff auf die Um-

13 Selbst hier kdnnen Konsumenten sich noch systematisch irren und die Qualitat der er-
worbenen Giiter zu optimistisch einschatzen, siehe etwa Spence (1977).

14 Kirstein/Schafer (2007) weisen darauf hin, daB aufgrund der Verbraucherschutzricht-
linie eine Aufspaltung des Marktes an die Stelle von Garantiesignalen treten kénnte: Gute
Qualitaten wird es weiterhin beim Handler (mit gesetzlicher Gewahrleistung geben), schlech-
te nur noch auf dem privaten Gebrauchwagenmarkt (Zeitungsanzeigen, ohne Garantie oder
Gewadbhrleistung). Der Verbraucher wird in Zukunft also durch den Vertriebskanal und nicht
mehr durch das begleitende Garantieangebot (iber die Qualitdt eines Wagens informiert.

15 Vgl. Heal (1977).

16 \Vgl. Kirstein/Schéafer (2007).

17 1990-1994: EU12; 1995-2003: EU15; ab 2004: EU25.

11 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 161
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setzung der EU-Richtlinie durch die Schuldrechtsreform 2002 scheinen die deut-
schen Gebrauchtwagenhandler ihre Lagerbestéande ins Nicht-EU-Ausland abgesto-
RBen zu haben. Der beschriebene Lemons-Effekt bleibt also schon deswegen aus,
weil es alternative Absatzmdglichkeiten (ohne gesetzliche Gewdhrleistung) fur
deutsche Gebrauchtwagen gibt.
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Quelle: Statistisches Bundesamt, AuRenhandelsstatistik 1990 —2005.

Abbildung 1: Gebrauchtwagenexporte in EU-L&nder und von EU-L&ndern

Im folgenden Abschnitt wird ein weiterer, theoretischer Grund fir die Position
diskutiert, dall dieser Lemons-Effekt ausbleiben kdénnte. Der postulierte Markt-
zusammenbruch bei asymmetrischer Information basiert auf der Annahme perfek-
ter Rationalitat. Vieles spricht dafir, da® Konsumenten nicht perfekt, sondern nur
eingeschrankt rational sind. Unter dieser Annahme missen Lemons-Mérkte jedoch
nicht in dem Umfang zusammenbrechen, wie es unter der Annahme perfekter
Rationalitat vorhergesagt wird.

C. Ein Experiment zu Lemons-Mérkten

Betrachtet werden zwei Markte fiir ein Gut, dessen Qualitat Q zwischen 0 und 1
gleichverteilt ist. Jeder Anbieter besitzt genau eine Einheit dieses Gutes und kennt
die Qualitat dieser Einheit. Die Bewertung der Anbieter fur Qualitat wird durch
folgende Funktion ausgedriickt: a(Q) = 4Q mit 5 > 0.

Die Nachfrager kennen nur die Verteilung der Qualitat. Sie mdchten genau ei-
ne Einheit erwerben, die sie mit n(Q) = v + 6Q bewerten; hierbei gilt v > 0 und
6 > 0. Die Annahmen ~ > 0 und 6 > 3 implizieren, dal es effizient wére, jede
am Markt befindliche Einheit zu handeln, da es zu jeder Einheit einen Kaufer
gibt, der diese Einheit hoher bewertet als der jeweilige Verkéufer. Weil jedoch
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asymmetrische Information herrscht, wird es nicht zu diesem effizienten Resultat
kommen.

Wir unterstellen folgenden Interaktionsablauf: Jeder Nachfrager unterbreitet ein
Preisangebot, welches einem der Anbieter zugelost wird; dieser kann es annehmen
oder ablehnen. Bei Ablehnung behélt der Anbieter sein Gut, so dal seine Auszah-
lung a(Q) betragt (der Nachfrager kommt auf Null als Nettoertrag aus dieser Inter-
aktion). Bei Annahme eines Preisangebots p betragt die Auszahlung des Anbieters
p, wahrend der Nachfrager n(Q) — p erhalt.

Am Experiment nahmen 248 Studenten der Universitat Karlsruhe teil. Die mei-
sten studierten Wirtschaftsingenieurwesen im Grundstudium. Die Sitzungen dauer-
ten ungeféhr eine Stunde. Der durchschnittliche Verdienst der Teilnehmer betrug
etwa 10 Euro und wurde unmittelbar nach den Sitzungen in bar ausgezahlt. Im
Experiment betrachten wir zwei Parameterkonstellationen:

e Der erste Markt ist durch 6 > 3 > §/2 und v = 0 gekennzeichnet. Die Kon-
sumenten tragen ein hohes Risiko bezlglich der Qualitat, weswegen wir diesen
Markt mit dem Namen RISIKO bezeichnen. Bei perfekter Rationalitat auf
Seiten der Konsumenten wére die Vorhersage bezuglich dieses Marktes ein voll-
stdndiger Zusammenbruch; sie wirden p = 0 bieten. Da die Anbieter positiver
Qualitéat dies ablehnen werden, betrégt die durchschnittliche gehandelte Qualitat
gleichfalls 0.

e Die zweite Parameterkonstellation ist 6 = 3 und 0 < v < 3. Weil in beiden
Marktdesigns dieselbe Steigung § fiir die Anbieterkurve unterstellt wird, ver-
lauft die Bewertungskurve der Konsumenten hier flacher als im ersten Markt.
Daher ist das Qualitatsrisiko der Konsumenten niedrig; wir bezeichnen diesen
Markt daher als SICHER. Fir perfekt rationale Konsumenten wird vorhergesagt,
dal sie p = v bieten. Zu diesem Preis wiirden nur solche Anbieter einschlagen,
deren Einheit eine Qualitat Q € [0, v/3] aufweist. Bei Gleichverteilung ware die
durchschnittlich gehandelte Qualitét also /6. Nur die schlechtesten Qualitaten
werden gehandelt, die guten nicht. Der Markt bricht teilweise zusammen.

Die beiden getroffenen Prognosen lassen sich aus dem folgenden Maximie-
rungsproblem herleiten'®. Ein perfekt rationaler Kaufer wiirde antizipieren, daf
ein Preisangebot p < 3 von den Anbietern hoher Qualitaten abgelehnt wird. Der
Grund hierflr ist in Abbildung 2 zu sehen. Bietet ein Kaufer z. B. p = n; (dieses
Gebot ist durch die obere gestrichelte Linie reprasentiert), dann wirde dieses Ge-
bot nur von solchen Anbietern akzeptiert werden, deren Einheit eine Qualitét auf-
weist, die geringer ist als a=*(ny). Alle Anbieter, deren Einheit eine héhere Quali-
tat aufweist, wirden dieses Preisangebot ablehnen. Durch ein beliebiges Preisange-
bot p erhalt ein Kéufer also niemals Qualitaten gréRer als a—*(p) = p/3. Diese
Weigerung der Anbieter hoherer Qualitat, ihre Einheit zu verkaufen, wird als ,,ad-
verse* Selektion (oder ,,Negativauswahl*) bezeichnet.

18 Der Beweis wird in Kirstein/Kirstein (2005) geflhrt.

11*
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n(Q), a(Q)
5 n(Q)=dQ
8 a(Q)=Q
6/2=n,
B/2=a,
Q
0 E(Qp=12 al(ny)=n,/B 1

Quelle: Kirstein/ Kirstein (2005).

Abbildung 2: Markt mit hohem Qualitatsrisiko
und vollstandigem Marktzusammenbruch

Der rationale Kaufer antizipiert, da ein angenommenes Preisangebot p ihm
einen Verlust einbringen kann. Das ist der Fall, wenn die erhandelte Einheit eine
Qualitat kleiner als n~*(p) aufweist. Nur wenn die Qualitat zwischen n=*(p) und
a~l(p) liegt, ist das Preisangebot gleichzeitig fiir den Verkaufer akzeptabel und
fir den Kéufer vorteilhaft. Hieraus ergibt sich folgendes Maximierungskalkdil: das
optimale Preisangebot p* ist durch

p/p p/B ,
p* = argmaX{ / [n(Q)p]dQ} = arg max{/ (v +6Q)dQ — F;}
0 0

bestimmt. Fur die Parameterkonstellation RISIKO, also 6 > 8> /2 und v =0,
ergibt sich p* = 0. Fir SICHER, also 6 = 5 und 0 < v < (3, ergibt sich p* = ~.
Abbildung 3 zeigt die Verlaufe der beiden Geraden im SICHER-Markt.

Zur experimentellen Uberpriifung der oben vorgestellten Theorie muBte die
Parameterbesetzung der beiden stilisierten Lemons-Markte konkretisiert werden.
In beiden Mérkten war die Bewertungsfunktion der Anbieter a(Q) = 3Q. Der
Unterschied zwischen den Marktdesigns bestand in den Bewertungsfunktionen
der Kaufer: Im RISIKO-Markt war dies n(Q) = 4Q, im SICHER-Markt n(Q) =
1+ 3Q. In beiden Designs ergab sich also ein Prohibitivpreis n(1) = 4; ihre Erst-
ausstattung von 4 Geldeinheiten ermdglichte es den Kaufern aber, bis zu diesem
Betrag zu bieten. Die Prognosen hinsichtlich des Rationalverhaltens lauteten also:
In RISIKO bieten die Probanden p = 0, in SICHER p = 1.

Jeder Kéufer nahm im Experiment je einmal an beiden Marktdesigns teil. Ins-
besondere das RISIKO-Design ist aufschluBreich fiir den Test auf Rationalverhal-
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ten, weil hier nur nach oben vom Rationalverhalten abgewichen werden konnte.
Weicht der Durchschnitt aller Gebote nicht signifikant vom prognostizierten Wert
ab, dann wére dies ein Indikator fir perfekt rationales Verhalten. In einem Modell,
bei dem Abweichungen in beide Richtungen mdglich sind, konnte der Durchschnitt
selbst dann genau auf dem prognostizierten Wert liegen, wenn alle Teilnehmer
symmetrisch davon abweichen. Beim SICHER-Design war es mdglich, auch Preise
zu bieten, die kleiner waren als der prognostizierte Wert. Allerdings sind solche
Preise nur zweimal geboten worden. Aus diesem Grund konnten wir in beiden
Markten die Hypothese perfekt rationalen \Verhaltens durch den Vergleich der
durchschnittlichen Preisangebote mit den Prognosewerten testen. Darliber hinaus
lassen sich die durchschnittlichen gehandelten Qualitdten mit den theoretisch vor-
hergesagten vergleichen.

n(Q) a(Q)

n(Q)=y+dQ

y+d
a(Q)=pQ

y+ &/2=n,

B/2=a,
Q

0 E(Q))=1/2 al(n,) 1

Quelle: Kirstein/Kirstein (2005).

Abbildung 3: Lemons-Markt mit niedrigem Qualitétsrisiko
und teilweisem Zusammenbruch

Tabelle 1 beschreibt die relevanten Daten fiir die beiden Mérkte (es lagen 101
Beobachtungen pro Marktdesign vor). Die ersten beiden Datenspalten geben die
Prognosen unter der Hypothese perfekter Rationalitdat an. Wahrend zu erwarten
waére, dal der RISIKO-Markt vollstandig zusammenbricht, sollten auf dem SI-
CHER-Markt Qualitaten aus dem Bereich [0, 1/3] gehandelt werden, woraus sich
im Durchschnitt eine prognostizierte gehandelte Qualitat von 1/6 ergibt. Die dritte
Datenspalte enthélt die tatsachlich gebotenen Preise. Die vierte Spalte informiert
Uber die in den Experimenten tatsachlich verfiigbaren Qualitaten, die letzte tber
die tatsachlich gehandelten.

Eine qualitative Prognose der Rationalwahltheorie wird bestatigt: Im SICHER-
Markt werden hohere Preise geboten und héhere Qualitidten gehandelt als in RI-
SIKO. Aber die Punktprognosen, wonach der RISIKO-Markt vollstandig zusam-
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menbricht und im SICHER-Markt nur Qualititen zwischen 0 und 1/3 zum Preis
p = 1 gehandelt werden, werden durch die Daten nicht bestatigt. In beiden Markt-
designs sind die Preise sowie die durchschnittlichen gehandelten Qualitaten deut-
lich hoher als vorhergesagt. Die Teilnehmer haben also (zum Teil) nicht perfekt
rational gehandelt.

Tabelle 1

Durchschnittliche Preisgebote und gehandelte Qualitaten

Prognose bei perfekter Rationalitat Experimentaldaten
Marktdesign p Q p Q gehandelte Q
RISIKO 0.00 0.00 131 0.51 0.29
SICHER 1.00 1/6 1.66 0.51 0.34

Die Theorie perfekter Rationalitat entfaltet daher keine grof3e Erklarungskraft
flr das beobachtbare Verhalten der Teilnehmer. Dieses Resultat stellte allerdings
nur ein Zwischenziel des Experiments dar; zum ersten Mal hatten bereits Bazer-
man und Samuelson (1984) gezeigt, dal Markte bei asymmetrischer Information
nicht in dem Male zusammenbrechen, wie die Erwartungsnutzentheorie es vorher-
sagen wirde. Unser Experiment geht einen Schritt weiter, indem es eine Erkl&rung
flr diese Beobachtung liefert. Diese Erklarung wird in der beschrénkten Rationali-
tat einiger Teilnehmer gesucht. Aus der Theorie ,,iterativen SchlieBens* haben wir
drei Rationalitatstypen von Konsumenten abgeleitet™®:

o Typ O trifft seine Entscheidung aufgrund unsystematischer Uberlegungen.

e Typ 1 trifft seine Entscheidung aufgrund eines vereinfachten Kalkils: Er repré-
sentiert die Verteilung der Qualitat Q durch ihren Erwartungswert und orientiert
hieran die Auswahl seines Preisangebots. Die Abbildungen 2 und 3 zeigen
die maximale Zahlungsbereitschaft eines Typs 1 als n; = (1/2). Dieser Kéaufer-
typ erwartet, daf ein Preisangebot p abgelehnt wird, wenn es geringer als
a; = a(1/2) ausfallt. Fir diesen beschrénkt rationalen Kéufertyp wird also pro-
gnostiziert, daB er einen Preis zwischen a; und n; anbietet.

e Typ 2+ antizipiert den oben geschilderten Prozel3 adverser Selektion; in dieser
Gruppe finden sich also auch Akteure, die perfekt rational handeln.

Wir haben die erklérende Variable unserer Theorie, also die Iterationstypen der
Probanden, unabhéngig vom zu erklarenden Phanomen (also ihren Preisangeboten)
erhoben. Jeder K&ufer wurde gebeten, unmittelbar nach Abgabe seines Preisange-
bots und noch vor Bekanntgabe der Ergebnisse der jeweiligen Runde schriftlich
den Denkweg zu schildern, auf dem er zu seinem Angebot gekommen ist. Diese
Antworten wurden ohne Ansehen der tatsachlich abgegebenen Preisangebote ko-

19 Zur genauen Darstellung dieser Theorie und der Herleitung der Typen siehe Kirstein/
Kirstein (2005) mit weiteren Nachweisen.
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diert. Aus der Theorie iterativen SchlieBens haben wir — mit der gewahlten Para-
meterbesetzung — folgende theoretische Vorhersagen fur die drei Rationalitatstypen
abgeleitet:

e In beiden Marktdesigns wahlen Probanden, die sich als Typ Null beschreiben,
irgendeinen Preis zwischen 0 und 4.

e Typen 1 wéhlen in RISIKO einen Preisp € [1.5,2] und in SICHER p € [1.5,2.5].

e Typen 2+ wahlen in RISIKO einen Preis p € [0,1.33] und in SICHER p € [0,
2.25).

Im letzten Schritt wurde fur jeden Teilnehmer geprift, ob seine tatsachlichen
Preisangebote aus dem fir seinen Typen vorhergesagten Preisintervall stammten
oder nicht®®. Dieser Vergleich erlaubt es, die fiir unsere Analyse wichtigste Frage
zu beantworten: Leistet die Theorie iterativen Schlielens einen Erklarungsbeitrag
zu diesem von perfekter Rationalitat abweichenden Verhalten? Wir haben fir jeden
der Iterationstypen 1 und 2+ tberprift, ob die von ihm angebotenen Preise aus den
flr seinen Typ konsistenten Intervallen stammen oder nicht. Der Typ O liefert dage-
gen keine testbaren Hypothesen und wird daher nicht berticksichtigt. Der Zusam-
menhang fir die Typen 1 und 2+ wird in der Tabelle 2 fur den RISIKO-Markt und
in Tabelle 3 fur den SICHER-Markt dargestellt. Die Falle, in denen Preisangebote
aus den typgerechten Intervallen gewahlt wurden, sind fett markiert.

In Tabelle 2 fur den RISIKO-Markt zeigt sich eindeutig, daB die Typen 1 und 2+
weit Uberwiegend ihre Preisangebote aus den Intervallen gewahlt haben, die von
der Theorie iterativen SchlieBens fur ihren Typ vorhergesagt wurden. Etwas weni-
ger offensichtlich ist dieser empirische Zusammenhang fur das SICHER-Design,
weil das Intervall von 1.5 bis 2.25 beiden Typen zugeordnet werden kann. Aber
auch hier wird klar, daB die nicht-typgerechten Preisangebote eine Uberaus seltene
Ausnahme bilden. Zudem haben wir tber alle drei Typen und alle 101 beobachte-
ten Preisangebote (je Marktdesign) getestet, ob eine Korrelation zwischen Itera-
tionstyp und Preisangebot vorliegt. In beiden Marktdesigns ist diese Korrelation
signifikant negativ?.

Um auszuschlieRen, daB es sich bei den Beobachtungen um einen Erstrunden-
Effekt handelt, haben wir andere Probanden 20 Wiederholungen in nur einem

20 Bei diesem Vorgehen waren zwei Probleme zu bewaltigen: Im SICHER-Design kann es
bei den Typen 1 und 2+ zu einer Uberschneidung kommen. Bietet ein Proband einen Preis
zwischen 2.25 und 2.5, so deutet dies auf Typ 2+ sowie auch als Typ 1 konsistent. Beim
RISIKO-Design sind die typgerechten Preisintervalle zumindest fiir niedrige Typen noch
iberschneidungsfrei, aber hier gibt es eine Liicke. Ein Preisangebot zwischen 1.33 und 1.5 ist
im RISIKO-Markt weder mit Typ 1 konsistent, noch mit Typ 2+. Diese Lucke in den theoreti-
schen Prognosen ergab bei unserer Datenauswertung allerdings kein Problem, weil nur zwei
der 101 Beobachtungen in diesen Bereich fielen.

21 Die statistischen Tests wurden mit SPSS 13.0 und SysStat 8.0 zum 5-Prozent-Signi-
fikanzniveau durchgefiihrt; die ausfihrliche Darstellung der Daten und Tests findet sich in
Kirstein/Kirstein (2005).
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Marktdesigns handeln lassen. Hier sanken zwar die durchschnittlichen gebotenen
Preise und gehandelten Qualitaten. Sie blieben jedoch jeweils oberhalb des von der
Rationalwahl vorhergesagten Niveaus. Auch die Korrelation zwischen Preisange-
boten und Iterationstypen ist flir beide Marktdesigns negativ, und die weitaus Uber-
wiegende Zahl der Preisangebote wurde aus den jeweils typgerechten Preisinter-
vallen gezogen.

Tabelle 2
Typgerechte Preise im RISIKO-Markt

Preisangebote der
Typgerechtes Intervall
Typen 1 Typen 2+
15<p<2 22 1
p <133 5 10
Tabelle 3

Typgerechte Preise im SICHER-Markt

Preisangebote der
Typgerechtes Intervall
Typen 1 Typen 2+
225<p<25 4 0
15<p<225 20 4
p<15 1 6

Reale Akteure lassen Mérkte mit asymmetrischer Information also nicht in dem
Ausmal zusammenbrechen wie es von der Rationalwahltheorie unter der Annahme
perfekter Rationalitdt vorhergesagt wird. Dieser empirische Befund I&Rt sich durch
beschrénkte Rationalitat erklaren, insbesondere durch die Theorie iterativen
Schlieens. Der Iterationstyp eines Akteurs muf3 dabei weder ad hoc postuliert,
noch aus dem beobachtbaren Marktverhalten abgeleitet werden. Er kann vielmehr
unabhéngig von den zu erkldrenden Beobachtungen erhoben werden und weist
signifikanten Erklarungswert auf. Die Theorie iterativen SchlieRens leistet also
einen deutlichen Beitrag zur Erklarung des nicht-rationalen Verhaltens von Kon-
sumenten an Lemons-Markten.

D. Wirtschaftspolitische Implikationen

Seit dem wegweisenden Beitrag von Akerlof (1970) gilt asymmetrische Informa-
tion als klassischer Marktversagensgrund. Die Prognose vollstandigen oder auch
nur weitgehenden Marktversagens gilt jedoch nur unter der idealisierten Annahme
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vollstandiger Rationalitat. In der Realitdt neigen Konsumenten dazu, Lemons-
Mérkte nicht in dem prognostizierten AusmaR zusammenbrechen zu lassen. Das
tatséchliche Ausmal} an Ineffizienz ist niedriger als von der Rationalwahltheorie
vorhergesagt. Flr die normative Institutionenanalyse hat diese Einsicht eine wich-
tige Implikation. Institutionelle Vorkehrungen wie Informationspflichten, Signale
oder Gewaéhrleistungspflichten sind kostspielig. Die damit verbundenen Kosten
kdnnen die Teilnahmebedingung von Anbietern geringwertiger Guter verletzen, sie
also aus dem Markt drangen. Wird unter Verwendung der Annahme perfekter Ra-
tionalitat ein Ubertriebenes Ausmal’ an Marktversagen prognostiziert, dann wirden
die Empfehlungen der normativen Analyse zu umfangreich ausfallen, also zu hohe
Kosten induzieren. Der Verdrangungseffekt fallt damit unangemessen groR aus, er-
reichbare Kooperationsrente wird vernichtet.

Die Einbeziehung der Existenz beschrénkt rationaler Kaufer flihrt dazu, daB an
Lemons-Markten eine groRere Kooperationsrente erzielt wird als bei perfekter
Rationalitat. Allerdings flihrt diese zusatzliche Rente nicht etwa zu einer Paretover-
besserung (im Vergleich zur Situation perfekt rationaler Kaufer). Tabelle 4 zeigt
die Verteilungswirkung des Handels mit beschréankt rationalen Kéufern auf. Die
dargestellten Daten beziehen sich auf die Durchldufe des Experiments, in denen
die Kdufer jedes Marktdesign nur einmal gespielt haben. Sie spiegeln die Netto-
Profite aus einer Transaktion wider; die Erstausstattungen wurden also hier nicht
berticksichtigt. Die Spalten ,,Rational“ enthalten die Ergebnisse, die unter der An-
nahme perfekter Rationalitat zu erwarten waren. Im RISIKO-Markt wird keine Ko-
operationsrente erzeugt; beide Marktseiten erhalten also 0. Das entspricht der Si-
tuation, wenn kein Handel stattfindet (etwa aufgrund prohibitiver Regulierung oder
bei Zuriickhaltung einer Markseite). Im SICHER-Markt entsteht pro gehandelter
Einheit eine Kooperationsrente von eins, die durch den prognostizierten Preis
p = 1 gleichmaBig zwischen Anbietern und Kéufern aufgeteilt wird. Zu diesem
Preis werden nur die Qualitdten Q < 1/3; gehandelt; bei Gleichverteilung ist die
erwartete Kooperationsrente also 1/3. Der Preis p = 1 teilt diese gleichmaRig auf,
so dal? der erwartete Profit jeder Marktseite 1/6 betragt.

Tabelle 4

Durchschnittsverdienste (in Geldeinheiten)

Verkaufer Kéaufer Wohlfahrt
Marktdesign - - -
Rational Daten Rational Daten Rational Daten
RISIKO 0 -0.21 0 0.34 0 +0.13
SICHER 1/6 0.12 1/6 0.47 1/3 +0.59

Tabelle 4 enthélt aulerdem die (bei perfekter Rationalitdt) theoretisch prognosti-
zierte sowie die tatsachlich erzielte utilitaristische Wohlfahrt. In beiden Markt-
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designs liegt die empirische Wohlfahrt Uber der ,rationalen“. Die Existenz be-
schrankter Rationalitat auf der Kduferseite erhoht also in beiden Marktdesigns die
utilitaristische Wohlfahrt. Allerdings fallt der Wohlfahrtszuwachs in beiden Mark-
ten einseitig zugunsten der Anbieter aus. Im Vergleich zum Ergebnis perfekt ratio-
naler Kaufer verliert diese Marktseite durch das Auftreten beschrankt rationaler
Konsumenten. Die Anbieter kassieren nicht nur den Wohlfahrtsgewinn, sondern
auch diesen Verlust der Kéufer.

Fur die Frage nach Regulierungsbedarf ist jedoch nicht der \Vergleich zwischen
dem theoretischen Ergebnis fur rationale und dem tatsachlichen fiir beschrankt
rationale Kaufer relevant. Entscheidend ist der Vergleich zwischen beschrénkt
rationalen Kéaufern und der Situation ohne Handel. Mit diesem Vergleich [&Rt sich
analysieren, ob beschrankt rationale Konsumenten durch Teilnahme an freiwil-
ligem Handel bessergestellt werden oder nicht. Im SICHER-Markt erzielen die
Kéufer durch Handel im Vergleich zur Situation ohne Handel einen Zugewinn, in
RISIKO-Maérkten dagegen einen Verlust. Solche Konsumenten waren also besser-
gestellt, wenn ihnen die freiwillige Teilnahme am Handel in einem RISIKO-Markt
aufgrund prohibitiver Regulierung untersagt werden wirde. Da perfekt rationale
Konsumenten in der Situation mit Handel genauso gestellt sind wie unter Prohi-
bition (ihr Profit ist Null), handelt es sich um ein Beispiel fur ,,asymmetrischen
Paternalismus“??: eine Gruppe von Konsumenten wird geschiitzt, die andere ver-
liert nichts durch die Regulierung. Sind alle Konsumenten perfekt rational, verlo-
ren auch die Anbieter nichts durch Prohibition. Erst bei Existenz beschrénkt
rationaler Konsumenten wiirden die Anbieter durch Prohibition verlieren. In einem
SICHER-Markt gibt es dagegen allenfalls Verteilungsmotive flr eine paternalisti-
sche Regulierung, aber keine allokativen Griinde.

Der Unterschied zwischen den beiden Marktdesigns besteht in der Lage der Be-
wertungskurve der Konsumenten. Dieser Lageunterschied kann als teilweise Ver-
sicherung gegen schlechte Qualitat interpretiert werden, denn die Qualitat Q ist
bspw. durch die Wahrscheinlichkeit eines Totalausfalls 1 — Q operationalisierbar.
Wiirde eine Versicherung die durch Totalausfall entstehenden Kosten vollstandig
ersetzen, dann verliefe die Bewertungskurve der Konsumenten n(Q) in den Abbil-
dungen 1 und 2 horizontal, also unabhéngig von Q. Je flacher eine steigende Be-
wertungskurve verlduft, so umfangreicher sind die Konsumenten gegen schlechte
Qualitat versichert. Eine solche Versicherung kann von dritter Seite oder vom An-
bieter (als vertragliche Garantie) angeboten werden, oder sie kann aufgrund gesetz-
licher Gewahrleistungsvorschriften gelten. Allerdings bleiben beim Vergleich der
verschiedenen Marktdesigns mégliche Versicherungspramien unberiicksichtigt.

Aus dieser Sichtweise ergibt sich eine weitere Interpretationsmoglichkeit un-
serer Resultate. Ohne gesetzliche Gewahrleistung befinden sich beschrankt ratio-
nale Konsumenten in einem RISIKO-Markt; ihnen drohen Verluste. Zwar wére es
fir die Verkdaufer — im Rahmen unseres Experiments — durchaus vorteilhaft, Ga-

22 Der Begriff wurde von Camerer et. al. (2003) gepragt.
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rantieinstrumente anzubieten, um vom RISIKO- in das SICHER-Design zu wech-
seln, weil dadurch auch ihr empirischer Profit steigt. Sie kdnnten also Garantien
sogar fur negative Preise anbieten. Doch in der Kalkulation eines einzelnen Hand-
lers bedeutet eine vertragliche Garantiezusage zundchst erwartete Kosten, so daf3
er geneigt sein wird, einen positiven Preis zu erheben. Beschréankt rationale Kon-
sumenten sind jedoch zu optimistisch eingestellt, um eine positive Zahlungsbereit-
schaft flr Versicherungen zu entfalten. Es ist daher fraglich, ob sie vertragliche
Garantien oder externe Versicherungen von dritter Seite in ausreichendem Malie
nachfragen wirden. Diesem Marktversagen aufgrund beschrénkter Rationalitét
konnte eine gesetzliche Gewahrleistungspflicht abhelfen.

Aus den vorgestellten theoretischen und empirischen Ergebnissen 146t sich also
eine dkonomisch begriindete Rechtfertigung fur den neuen EU-Verbraucherschutz
ableiten. Wenn Konsumenten beschrankt rational sind, kénnten sie mit gesetzlicher
Gewadbhrleistung bessergestellt sein als ohne. Allerdings wirde diese Regulierung
auch perfekt rationale Konsumenten betreffen; dieser Eingriff wére jedenfalls kein
Fall von asymmetrischem Paternalismus.

Literatur

Akerlof, George (1970): The Market for Lemons, in: Quarterly Journal of Economics 84(3),
S. 488-500.

Bazerman, M. H./Samuelson, W. F. (1983): | Won The Auction But | Don’t Want The Prize,
in: Journal of Conflict Resolution 27, S. 618 —634.

Camerer, Colin F. (2003): Behavioral Game Theory. Experiments in Strategic Interaction;
Princeton University Press, Princeton / NJ.

Camerer, C./Issacharoff, S./Loewenstein, G./O’Donoghue, T./Rabin, M. (2003): Regula-
tion for Conservatives: Behavioral Economics and the Case for ,,Asymmetric Paternalism“.
University of Pennsylvania Law Review 151, S. 101 144,

Cooper, Russell/Ross, Thomas W. (1985): Product warranties and double moral hazard, in:
Rand Journal of economics 16, S. 103-113.

Costa-Gomes, M./ Crawford, V. P./Broseta, B. (2001): Cognition and Behavior in Normal-
Form Games: An Experimental Study, in: Econometrica 69(5), S. 1193 -1235.

Eger, Thomas (2002): Einige 6konomische Aspekte der Europdischen Verbrauchsgiterkauf-
Richtlinie und ihrer Umsetzung in deutsches Recht, in: H.-B. Schafer/H.-J. Lwowski
(Hrsg.). Konsequenzen wirtschaftsrechtlicher Normen, Kreditrecht — Verbraucherschutz —
Allgemeines Wirtschaftsrecht, Festschrift fiir Claus Ott, Gabler Verlag, Wieshaden, S. 183 —
212.

Gomez, Fernando (2001/2002): Directive 1998/44/EC on Certain Aspects of the Sale of
Consumer Goods and Associated Guarantees: An Economic Perspective. Unveroffent-
lichtes Manuskript, Barcelona 2001. Verdffentlicht in Deutsch in Stefan Grundmann/
Cesare Massimo Bianca (Hrsg.): EU-Kaufrechtsrichtlinie. Kommentar. OVS Verlag Kdln
2002.



172 Roland Kirstein und Annette Kirstein

Heal, Geoffrey (1976): Do Bad Products Drive Out Good?, in: Quarterly Journal of Econom-
ics 90 (3), S. 499-502.

Heal, Geoffrey (1977): Guarantees and Risk-Sharing, in: The Review of Economic Studies
44 (3), S. 549-560.

Kirstein, Roland/ Kirstein, Annette (2005): Less Rationality, More Efficiency: a Laboratory
Experiment on ,,Lemons* Markets. Center for the Study of Law and Economics. Discus-
sion Paper 2004 —02, Version vom Oktober 2005, Saarbriicken.

Kirstein, Roland/Schafer, Hans-Bernd (2007): Erzeugt der Européische Verbraucherschutz
Marktversagen? Eine informationsdkonomische und empirische Analyse. Erscheint im
Konferenzband zum 10. Travemiinder Symposium zur Okonomischen Analyse des Rechts,
Travemiinde, Marz 2006 (hrsg. von H.-B. Schafer und Th. Eger), Mohr/Siebeck, Tubin-
gen.

Lutz, Nancy A./Padmanabhan, V. (1995): Why Do We Observe Minimal Warranties?, in:
Marketing Science 14 (4), S. 417 -441.

Martinek, Michael (2000): Unsystematische Uberregulierung und kontraintentionale Effekte
im Européaischen Verbraucherschutzrecht oder: Weniger ware mehr, in: S. Grundmann
(Hrsg.): Systembildung und Systemliicken in Kerngebieten des Europdischen Privatrechts:
Gesellschafts-, Arbeits- und Schuldvertragsrecht. Mohr/ Siebeck, Tubingen, S. 511 -557.

Noll, Jurgen (2003): Does One Size Fit All? A Note on the Harmonization of National War-
ranty Law as a Tool of Consumer Protection, in: European Journal of Law and Economics
16, S. 219-231.

Parisi, Francesco (2001): The Harmonization of Legal Warranties in European Law: An Eco-
nomic Analysis. Paper presented at the 1°' International Congress of the Society of Eur-
opean Contract Law, Rome.

Schafer, Hans-Bernd (2000): Grenzen des Verbraucherschutzes und adverse Effekte des Euro-
paischen Verbraucherschutzrechts, in: Grundmann, S. (Hrsg.): Systembildung und Sy-
stemliicken in Kerngebieten des Europdischen Privatrechts: Gesellschafts-, Arbeits- und
Schuldvertragsrecht. Mohr / Siebeck, Tibingen, S. 559 —568.

Spence, Michael (1973): Job Market Signaling, in: The Quarterly Journal of Economics
87(3), S. 355-374.

Spence, Michael (1977): Consumer Misperceptions, Product Failure and Producer Liability,
in: The Review of Economic Studies 44 (3), S. 561-572.

Wehrt, Klaus (1999): Warranties, in: B Bouckaert/G. de Geest (eds.), Encyclopedia of Law
and Economics, Vol. 111, Cheltenham, S. 179-199.

Wein, Thomas (2001): Eine 6konomische Analyse der Verbrauchsguterkaufrichtlinie zum
Gewahrleistungsrecht, in: Jahrbuch fiir Wirtschaftswissenschaften Bd. 52, S. 77 -94.

Wein, Thomas (2002): Das neue Gewahrleistungsrecht aus dkonomischer Sicht, in: Wirt-
schaftswissenschaftliches Studium (WiSt) Heft 8, S. 477 -480.



Autoren und Herausgeber

Ahrens, Joachim, Prof. Dr., Private Fachhochschule Géttingen und EBS, Oestrich-Winkel
Gros, Daniel, PhD, Centre for European Policy Studies, Brissel

Kirstein, Annette, Dr., Universitat Karlsruhe

Kirstein, Roland, PD Dr., Otto-von-Guericke-Universitat Magdeburg

Klump, Rainer, Prof. Dr., Johann Wolfgang Goethe-Universitét, Frankfurt am Main
Meurers, Martin, Dr., Bundesministerium fur Wirtschaft und Technologie, Berlin
Ohr, Renate, Prof. Dr., Georg-August-Universitat, Gottingen

Pilz, Lars, Politologe M.A., Johann Wolfgang Goethe-Universitat, Frankfurt am Main
Renner, Carsten, Dipl.-Volksw., European Business School (EBS), Oestrich-Winkel
Schnabl, Gunther, Prof. Dr., Universitét Leipzig

Starbatty, Joachim, Prof. em. Dr. Dr. h.c., Universitat Tubingen

Welfens, Paul J. J., Prof. Dr., Universitat Wuppertal



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Paul J. J. Welfens: EU-Osterweiterung, Strukturwandel, Wachstum als Probleme der Wirtschaftspolitik
	Abstract
	A. EU-Osterweiterung
	B. Strukturwandel und Wachstum im Kontext der EU-Osterweiterung
	I. Fragen des Strukturwandels
	II. Einkommens- und Wachstumsperspektiven

	C. Wirtschaftspolitische Implikationen
	Literatur

	Joachim Ahrens, Martin Meurers und Carsten Renner: Spannungen im europäischen Mehrebenensystem durch heterogene Präferenzen: Zur Notwendigkeit einer flexibleren Integrationsstrategie der EU
	Abstract
	A. Einleitung
	B. Heterogene Präferenzen: Daten und Messgrößen
	I. Daten des Eurobarometer
	II. Ausprägung und Ursache unterschiedlicher Präferenzen
	III. Messgrößen für Heterogenität

	C. Bürgerpräferenzen in der EU
	I. Bürgerpräferenzen in der EU15
	II. Vergleich mit den Bürgerpräferenzen in den Beitrittsländern

	D. Ausblick auf künftige Entscheidungsprozesse in der EU
	E. Schlussbemerkung: Vorschläge für eine Flexibilisierung des europäischen Integrationsprozesses
	Literatur

	Joachim Starbatty: Sieben Jahre Währungsunion: Erwartungen und Realität
	Abstract
	Vorbemerkung
	A. Erste These: Die Konvergenzkriterien wurden weit und lax ausgelegt
	B. Zweite These: Die Annahme, dass die Währungsunion die EU einer politischen Zerreißprobe unterziehen werde, gilt nach wie vor
	C. Dritte These: Stabilitätskultur ist in der EU nicht gesichert
	D. Vierte These: Der gute Ruf der EZB beruht nicht auf ihrer Politik
	E. Fünfte These: Die Liquiditätsschwemme schlägt sich nicht so sehr in Preissteigerungen nieder, sondern begünstigt strukturelle Fehlentwicklungen
	F. Sechste These: Die Europäische Währungsunion hinkt eher noch stärker
	G. Siebte These: Das sanktionsbewehrte Regelsystem greift nicht, stattdessen folgen die Regeln dem Verhalten
	H. Achte These: Das Wechselkursventil ist verstopft, und die Arbeitsmärkte reagieren nicht flexibel auf die Herausforderungen
	I. Neunte These: Die deutsche Volkswirtschaft beschert als „Stillhalter ohne Prämie“ dem Euro-Club die Euro-Dividende und finanziert den Gegenwartskonsum der Defizitländer
	J. Zehnte These: Nur bei einem Ausscheiden Frankreichs oder Deutschlands unterliegt die Währungsunion einem dynamischen Prozess
	Literatur
	Anhang „Manifeste“
	Erstes Manifest der Euros-Skeptiker (MF Ohr I)
	Zweites Manifest der Euro-Skeptiker (MF Ohr II)
	Manifest der Euro-Optimisten (MF Bofinger)


	Gunther Schnabl: Grenzen der monetären Integration?
	Abstract
	A. Einleitung
	B. Die EU 27 als optimaler Währungsraum?
	I. Die klassische Theorie der optimalen Währungsräume
	II. Neuere Entwicklungen der Theorie der optimalen Währungsräume

	C. Theoretische Betrachtung und Empirische Messung
	I. Theoretische und empirische Evidenz
	II. Modellrahmen für die empirische Schätzung
	III. Schätzergebnisse

	D. Geldpolitik im heterogenen Währungsraum
	E. Schlussfolgerung
	Literatur

	Daniel Gros: Economic aspects of Turkey’s quest for EU membership
	Zusammenfassung
	A. Introduction
	B. How much will it cost? Some illustrative calculations
	C. A special relationship? Trade integration and the EU-Turkey customs union
	D. The human potential of the Turkish economy: Dynamic demography coupled with insufficient human capital formation
	I. Demographic dynamics
	II. Human capital accumulation
	III. Duality

	E. The outlook for growth
	F. Migration
	G. Concluding remarks
	References

	Rainer Klump und Lars Pilz: Mehr Integration durch die ,Methode der offenen Koordinierung‘? – Das Beispiel der Beschäftigungspolitischen Leitlinien im Rahmen der Lissabon-Strategie
	Abstract
	A. Einleitung
	B. Von der Strategie von Essen zur Revision der Lissabon-Strategie: Die Wandlungen der Europäischen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik
	I. Die Strategie von Essen
	II. Der Luxemburg-Prozess und die Europäische Beschäftigungsstrategie
	III. Die Lissabon-Strategie und die Methode der offenen Koordinierung
	IV. Die Revision der Lissabon-Strategie und die Integrierten Beschäftigungspolitischen Leitlinien

	C. Wirtschaftspolitische Problemfelder
	I. Warum eine Koordinierung der Beschäftigungspolitik auf europäischer Ebene notwendig ist
	II. Ist eine neue Integrationsmethode notwendig?
	III. Ist die Methode der offenen Koordinierung Erfolg versprechend?

	D. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
	Literatur

	Roland Kirstein und Annette Kirstein: Europäischer Verbraucherschutz – Ausdruck grenzenloser Regulierungswut oder sinnvoller Schutz für Käufer? Erkenntnisse aus einem Laborexperiment
	Abstract
	A. Einleitung
	B. Gesetzliche Gewährleistung und vertragliche Garantie
	C. Ein Experiment zu Lemons-Märkten
	D. Wirtschaftspolitische Implikationen
	Literatur

	Autoren und Herausgeber

